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eventueller Unterstützer in Bayern 

und der Verfahren zur Ermittlung der Täter der Mord- 
anschläge vom 9. September 2000 in Nürnberg, 13. Juni 
2001 in Nürnberg, 29. August 2001 in München, 9. Juni 
2005 in Nürnberg und 15. Juni 2005 in München und 
eventueller weiterer, in Bayern von Rechtsextremisten 
begangener Straftaten 

und der hieraus zur Verbesserung der Bekämpfung 
rechtsextremistischer Strukturen und Aktivitäten und 
zur Optimierung der Ermittlungsverfahren und der Zu-
sammenarbeit der verschiedenen Sicherheits- und Jus-
tizbehörden erforderlichen organisatorischen und politi-
schen Maßnahmen
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A.	 Verfahrensablauf

I. 	 UNTERSUCHUNGSAUFTRAG

Der Untersuchungsausschuss „NSU“ wurde durch den 
Bayerischen Landtag mit nachfolgendem Beschluss (Drs. 
16/13150) eingesetzt:

„Der Landtag hat in seiner öffentlichen Sitzung am 
04.07.2012 beraten und beschlossen:

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Franz 
Schindler, Helga Schmitt‑Bussinger, Inge Aures, Harald 
Güller, Volkmar Halbleib, Natascha Kohnen, Franz Maget, 
Horst Arnold, Dr. Thomas Beyer, Susann Biedefeld, Sabine 
Dittmar, Dr. Linus Förster, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, 
Martin Güll, Annette Karl, Christa Naaß, Maria Noichl, 
Reinhold Perlak, Hans‑Ulrich Pfaffmann, Karin Prang
hofer, Dr. Christoph Rabenstein, Florian Ritter, Bernhard 
Roos, Adelheid Rupp, Harald Schneider, Stefan Schuster, 
Kathrin Sonnenholzner, Diana Stachowitz, Christa Steiger, 
Reinhold Strobl, Dr. Simone Strohmayr, Angelika Weikert, 
Dr. Paul Wengert, Hans Joachim Werner, Johanna Wer
ner‑Muggendorfer, Margit Wild, Ludwig Wörner, Isabell 
Zacharias und Fraktion (SPD),

Hubert Aiwanger, Prof. Dr. Michael Piazolo, Prof. (Univ. 
Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Günther Fel
binger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Dr. Leopold Herz, Claudia Jung, Peter Meyer, Ulrike Mül
ler, Alexander Muthmann, Bernhard Pohl, Mannfred Point
ner, Markus Reichhart, Tanja Schweiger, Florian Streibl, Dr. 
Karl Vetter, Jutta Widmann und Fraktion (FREIE WÄH‑
LER),

Margarete Bause, Dr. Martin Runge, Ulrike Gote, Susanna 
Tausendfreund, Renate Ackermann, Dr. Sepp Dürr, Anne 
Franke, Thomas Gehring, Eike Hallitzky, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, 
Maria Scharfenberg, Theresa Schopper, Adi Sprinkart, 
Christine Stahl, Claudia Stamm, Simone Tolle und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Drs. 16/12860, 16/13060, 16/13075

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 

zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens baye‑
rischer Sicherheits- und Justizbehörden einschließlich der 
zuständigen Ministerien, der Staatskanzlei und der poli‑
tischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungs
träger 

im Zusammenhang mit der Beobachtung rechtsextremis- 
tischer Strukturen und Aktivitäten in Bayern, insbesondere 
der Herausbildung der rechtsextremistischen Gruppierung 
„Nationalsozialistischer Untergrund“ (NSU) und eventu‑
eller Unterstützer in Bayern

und der Verfahren zur Ermittlung der Täter der Mord- 
anschläge vom 9. September 2000 in Nürnberg, 13. Juni 
2001 in Nürnberg, 29. August 2001 in München, 9. Juni 
2005 in Nürnberg und 15. Juni 2005 in München und 
eventueller weiterer, in Bayern von Rechtsextremisten 
begangener Straftaten 

und der hieraus zur Verbesserung der Bekämpfung rechts‑
extremistischer Strukturen und Aktivitäten und zur Opti‑
mierung der Ermittlungsverfahren und der Zusammen‑
arbeit der verschiedenen Sicherheits- und Justizbehörden 
möglicherweise erforderlichen organisatorischen und poli‑
tischen Maßnahmen

Der Landtag setzt gem. Art. 25 der Verfassung des Freistaa‑
tes Bayern einen Untersuchungsausschuss ein.

Dem Ausschuss gehören neun Mitglieder (CSU: vier Mit‑
glieder, SPD: zwei Mitglieder, FREIE WÄHLER: ein Mit‑
glied, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: ein Mitglied, FDP: ein 
Mitglied) an.

Vom 09.09.2000 bis zum 15.06.2005 sind in Nürnberg und 
München fünf ausländische Mitbürger durch Mordanschläge 
getötet worden, wobei jeweils dieselbe Tatwaffe benutzt 
worden ist. Trotz jahrelanger umfangreicher Ermittlungen 
mehrerer Sonderkommissionen der Polizei in München und 
Nürnberg konnten die Täter nicht ermittelt werden.

Am 04.11.2011 wurden Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt, 
die mutmaßlichen Täter eines bewaffneten Banküberfalls, 
in Eisenach in ihrem Wohnmobil tot aufgefunden. Bei ihnen 
sind Waffen gefunden worden, mit denen die Mordanschläge 
begangen worden sind. Noch am gleichen Tag hat die mut‑
maßliche Mittäterin Beate Zschäpe das Haus in Zwickau, in 
dem sie zusammen mit den anderen mutmaßlichen Tätern 
längere Zeit gelebt hatte, in die Luft gesprengt und sich am 
08.11.2011 der Polizei gestellt. Erst durch diese Vorkomm‑
nisse ist zu Tage getreten, dass sowohl die Mordanschläge 
in Bayern als auch weitere fünf Mordanschläge und ein 
Bombenanschlag in anderen Bundesländern und insgesamt 
vierzehn Banküberfälle wohl von den gleichen Personen 
begangen worden sind, die seit Ende Januar 1998 unterge‑
taucht sind, nachdem bei ihnen rechtsextremistisches Pro‑
pagandamaterial und Sprengstoff gefunden worden war und 
dass diese Personen eine rechtsterroristische Gruppierung 
mit der Bezeichnung „Nationalsozialistischer Untergrund“ 
(„NSU“) gebildet hatten.

Der Vorgang hat zu umfangreichen Diskussionen in der 
Öffentlichkeit und zu den Vorwürfen geführt, dass es zu Defi‑
ziten bayerischer Sicherheits- und Justizbehörden bei der 
Aufklärung der Mordanschläge gekommen sei.

Die Ermittlungen zur Aufklärung der Morde und wegen des 
Verdachts der Bildung einer terroristischen Vereinigung und 
wegen der nicht aufgeklärten Banküberfälle sind nach dem 
04.11.2011 vom Generalbundesanwalt (GBA) übernom‑
men worden. Der GBA hat das Bundeskriminalamt (BKA) 
mit den Ermittlungen beauftragt, die in Zusammenarbeit 
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mit den Landeskriminalämtern (LKA) Sachsen, Thüringen, 
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und der Beson‑
deren Aufbauorganisation (BAO) „Bosporus“ beim Polizei‑
präsidium Mittelfranken durchzuführen sind. Das BKA hat 
hierzu eine BAO „Trio“ eingerichtet. Innerhalb des Baye‑
rischen Landesamtes für Verfassungsschutz (BayLfV) wurde 
ab dem 19.12.2011 zur Aufarbeitung des Fallkomplexes eine 
Projektgruppe „Lageorientierte Sonderorganisation NSU“ 
eingerichtet und beim LKA zusätzlich eine Koordinierungs‑
gruppe Rechtsterrorismus und Extremismus (KG ReTeEX 
Bayern).

Die mutmaßliche Mittäterin B. Zschäpe befindet sich zusam‑
men mit einigen mutmaßlichen Unterstützern in Untersu‑
chungshaft.

Sowohl der Bundestag als auch die Landtage von Thürin‑
gen und Sachsen haben jeweils parlamentarische Untersu‑
chungsausschüsse zur Aufklärung der Fragen eingesetzt, 
weshalb die Entstehung der „NSU“ nicht rechtzeitig erkannt 
und weshalb die von den Mitgliedern dieser Gruppierung 
mutmaßlich begangenen Mordanschläge und Banküberfälle 
nicht aufgeklärt werden konnten und ob ein Versagen der 
jeweils zuständigen Sicherheits- und Justizbehörden festge‑
stellt werden müsse. Der Untersuchungsausschuss des Bun‑
destages hat zudem einen Ermittlungsbeauftragten bestellt 
und der Thüringer Innenminister ein Gutachten zum Verhal‑
ten der Thüringer Behörden und Staatsanwaltschaften bei 
der Verfolgung des „Zwickauer Trios“ in Auftrag gegeben, 
das am 14.05.2012 vorgelegt worden ist. 

Da fünf der Mordanschläge in Bayern verübt worden sind, 
gebietet es der Respekt vor den Opfern und ihren Ange‑
hörigen, auch in Bayern einen Untersuchungsausschuss 
einzusetzen, zumal auch Vorwürfe gegenüber bayerischen 
Sicherheits- und Justizbehörden erhoben werden und weitere 
Aufklärung erforderlich erscheint. Dabei ist auch zu über‑
prüfen, welchen Umgang die Ermittler mit den Angehörigen 
der Opfer an den Tag gelegt haben, der aus Sicht der Opfer 
zum Teil dazu geführt haben soll, sie zu kriminalisieren, und 
welche Konsequenzen hieraus zu ziehen sind.

Der Untersuchungsausschuss soll sich ein Gesamtbild ver‑
schaffen über rechtsextremistische Strukturen und Aktivi‑
täten in Bayern seit dem Jahr 1994, die Einschätzung der 
Gefahren des Rechtsextremismus und die Maßnahmen zu 
ihrer Bekämpfung, über das Geschehen seit dem Unter‑
tauchen der mutmaßlichen Täter am 26.01.1998, insbeson‑
dere zu den Erkenntnissen bayerischer Sicherheitsbehörden 
über ihren Aufenthalt, und darüber, ob sie mit Personen aus 
Bayern Kontakt hatten und ob und inwieweit sie von diesen 
unterstützt worden sind. 

Das Bezugsjahr 1994 wird deshalb gewählt, weil in diesem 
Jahr erstmals Kontakte eines der mutmaßlichen Mittäter 
nach Bayern anlässlich eines Neonazitreffens nachgewiesen 
sind.

Weiterhin soll der Untersuchungsausschuss klären, aus wel‑
chen Gründen es den bayerischen Sicherheitsbehörden nicht 

gelungen ist, die mutmaßlichen Täter von fünf Mordanschlä‑
gen in Bayern (und weiteren fünf Mordanschlägen in anderen 
Bundesländern und vermutlich von 14 Banküberfällen und 
eventuell weiterer Verbrechen) zu ermitteln, insbesondere ob 
organisatorische Mängel in der Zusammenarbeit zwischen 
den verschiedenen bayerischen Sicherheitsbehörden und mit 
Sicherheitsbehörden des Bundes und/oder ermittlungstakti‑
sche und/oder politische Fehleinschätzungen hierfür verant‑
wortlich sind und welche Schlussfolgerungen im Hinblick auf 
die Bekämpfung des Rechtsextremismus für die Struktur und 
Organisation der Sicherheits- und Justizbehörden in Bayern 
und die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit 
den Sicherheits- und Justizbehörden auf Bundesebene und 
den anderen Bundesländern gezogen werden müssen.

Der Untersuchungszeitraum soll mit der Einsetzung des 
Untersuchungsausschusses am 04.07.2012 enden.

Hierzu hat der Untersuchungsausschuss folgende Fragen zu 
prüfen:

A. 	 Welche rechtsextremistischen Strukturen und 
Aktivitäten sind im Zeitraum vom 01.01.1994 bis 
04.07.2012 in Bayern und länderübergreifend fest‑
gestellt worden und welche Maßnahmen haben 
bayerische Sicherheitsbehörden hiergegen mit wel‑
chen Ergebnissen ergriffen?

1.	 Rechtsextremistische Aktivitäten in Bayern im 
Untersuchungszeitraum

1.1.	 Welche Erkenntnisse über Art und Umfang rechts‑
extremistischer Aktivitäten in Bayern und über ein 
eventuelles Zusammenwirken bayerischer Rechtsex‑
tremisten mit Rechtsextremisten in anderen Bundes‑
ländern lagen welchen bayerischen Sicherheits- und 
Justizbehörden im Untersuchungszeitraum vor?

1.2.	 Wie viele und welche Strafverfahren wegen rechtsex‑
tremistischer und fremdenfeindlicher Straftaten gab 
es im Untersuchungszeitraum in Bayern, in wie vie‑
len Fällen führten diese Verfahren zu Verurteilungen, 
wie viele Verfahren wurden eingestellt und aufgrund 
welcher Kriterien wird ein rechtsextremistischer 
oder fremdenfeindlicher Hintergrund angenommen?

1.3.	 Wie wurde die Gefahr des Rechtsextremismus in Bay‑
ern im Untersuchungszeitraum seitens der Staatsre‑
gierung eingeschätzt und welche Maßnahmen sind 
ergriffen worden, um der Gefahr zu begegnen?

1.3.1.	 In welchem Umfang und mit welchen Mitteln ist das 
BayLfV im Untersuchungszeitraum auf dem Gebiet 
der Bekämpfung des Rechtsextremismus tätig gewor‑
den, welcher Quellen hat es sich hierbei bedient und 
welche Befugnisse laut BayVSG hat es hierbei im 
Einzelnen genutzt? 

1.3.2.	 Welche Erkenntnisse haben die Staatsschutzabtei‑
lungen der bayerischen Polizei im Untersuchungs‑
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zeitraum über rechtsextremistische Aktivitäten in 
Bayern gewonnen und inwieweit hat ein Informa‑
tionsaustausch und eine Zusammenarbeit mit dem 
BayLfV stattgefunden? 

1.3.3.	 Haben das BayLfV und die Staatsschutzabteilun‑
gen der bayerischen Polizei ihre jeweils vorgesetz‑
ten Dienststellen über ihre Erkenntnisse informiert 
und falls ja, welche Stellen, über welche konkreten 
Inhalte, wie und auf welchem Wege und falls nein, 
warum nicht?

1.3.4.	 Welche Maßnahmen sind ggf. daraufhin seitens der 
jeweils zuständigen Abteilungen im Staatsministe‑
rium des Innern (StMI) ergriffen worden und haben 
die zuständigen Abteilungen bei der Beobachtung 
und ggf. Bekämpfung und Verfolgung rechtsext‑
remistischer Aktivitäten zusammengearbeitet und 
inwieweit ist jeweils die politische Spitze des StMI 
informiert worden?

1.4.	 Welche Erkenntnisse hatten das BayLfV und ggf. 
bayerische Polizeibehörden seit dem Jahr 1994 über 
die mutmaßlichen Täter der zwischen 2000 und 2007 
begangenen Mordanschläge bis zu deren Untertau‑
chen im Januar 1998 und anschließend bis zur Fest‑
nahme einer mutmaßlichen Mittäterin am 08.11.2011 
und über eventuelle Unterstützer und Sympathisan‑
ten in Bayern?

1.4.1.	 Wann und in welchem Zusammenhang sind Mitglie‑
der und Unterstützer des sog. Trios erstmals in Bay‑
ern beobachtet worden bzw. sind deren Kontakte zu 
Neonazis aus Bayern bekannt geworden (ggf. auch 
vor 1994)?

1.5.	 Welche Erkenntnisse über Diskussionen in der 
rechtsextremistischen Szene über die Aufnahme des 
bewaffneten Kampfes und die Herausbildung eines 
rechtsextremistischen Terrorismus und die typi‑
schen Merkmale rechtsterroristischer Handlungen 
hatten bayerische Sicherheits- und Justizbehörden 
einschließlich der zuständigen Ministerien, der 
Staatskanzlei und der politischen Entscheidungsträ‑
gerinnen und -träger vor dem Beginn der Mordan‑
schläge im September 2000 in Bayern und welche 
diesbezüglichen Erkenntnisse haben sie seither und 
zu welchem Zeitpunkt gewonnen?

1.5.1.	 Waren bayerische Behördenvertreter bei der Tagung 
zur Gefahr der Entstehung weiterer terroristischer 
Strukturen des BfV im Jahr 2003 anwesend, welche 
bayerische Sicherheitsbehörden hatten Kenntnis von 
der daraus resultierenden Broschüre des BfV aus 
dem Jahr 2004, in der die Mitglieder des (unterge‑
tauchten) Trios abgebildet waren und falls ja, welche 
Folgerungen wurden hieraus gezogen?

1.6.	 Wie oft, bei welchen Treffen und mit welchen 
Ergebnissen hat sich die Ständige Konferenz der 

Innenminister (IMK) seit dem Untertauchen der  
mutmaßlichen Täter der Mordanschläge im Januar 
1998 bis zum November 2011 mit dieser Thematik 
befasst?

1.7.	 Welche zusätzlichen und neuen Erkenntnisse haben 
bayerische Sicherheitsbehörden seit dem 04.11. 2011 
über die Mitglieder des NSU und ihre Unterstützer 
auf welchem Wege gewonnen?

2.	 Wie gestaltete sich im Untersuchungszeitraum die 
Zusammenarbeit von Sicherheits- und Justizbe‑
hörden sowie zwischen den jeweils vorgesetzten 
Dienststellen bei der Bekämpfung von Rechtsext‑
remismus und der Verfolgung rechtsextremistisch 
motivierter Straftaten?

2.1.	 Wie gestaltete sich im Einzelnen die Beachtung des 
Trennungsgebots und die Notwendigkeit der Zusam‑
menarbeit zwischen den Dienststellen der Polizei 
und Verfassungsschutzbehörden sowie zwischen den 
jeweils vorgesetzten Dienststellen?

2.1.1.	 Welche gesetzlichen und/oder verwaltungsinternen 
Vorschriften gab es im Untersuchungszeitraum über 
die Zusammenarbeit zwischen dem BayLfV und den 
bayerischen Polizeibehörden und die Zusammenar‑
beit mit den Polizeibehörden des Bundes und der 
Länder und mit dem Bundesamt für den Verfassungs‑
schutz (BfV) und den Verfassungsschutzämtern der 
anderen Bundesländer?

2.1.2.	 Welche Rechtsgrundlagen und internen Dienstan- 
weisungen sind für die Zusammenarbeit zwischen  
der bayerischen Polizei und dem BayLfV maßgeb- 
lich?

2.1.3.	 Welche datenschutzrechtlichen Vorschriften hatten 
und haben das BayLfV, die Polizeibehörden und 
die Staatsanwaltschaft bei der Zusammenarbeit zu 
beachten und haben entsprechende Vorschriften den 
Informationsaustausch und die Zusammenarbeit 
zwischen den genannten Behörden erschwert? 

2.1.4.	 Aus welchen Gründen haben die AK II und AK IV 
der IMK am 03./04.12.2009 einen Leitfaden für die 
Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und Verfas‑
sungsschutzbehörden vorgelegt und welchen Inhalt 
hat dieser Leitfaden?

2.1.5.	 Wie ist die Pflicht des BayLfV, Polizeibehörden über 
Erkenntnisse zu informieren, gesetzlich und/ oder 
verwaltungsintern geregelt und wie wird dies in der 
Praxis umgesetzt?

2.1.5.1.	Ist das BayLfV berechtigt, unter Hinweis auf den 
Schutz ihrer Quellen Informationen gegenüber den 
Polizeibehörden zurückzuhalten und hat es dies im 
Bezug auf den Untersuchungsgegenstand getan und 
wenn ja, in welchen Fällen?
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2.1.5.2.	Wer war im Untersuchungszeitraum innerhalb des 
BayLfV für die Entscheidung, ob Informationen an 
die Polizeibehörden weitergegeben werden, zustän‑
dig und ist hierbei das StMI in die Entscheidung ein‑
gebunden und wer war hierfür ggf. jeweils zustän‑
dig?

2.1.6.	 Welche Speicher-, Prüf- und Löschungsvorschriften 
galten im Untersuchungszeitraum für die Akten des 
BayLfV?

2.1.6.1.	Welche Prüfungsfristen gelten gem. Art. 8 Abs. 2 Satz 
2 BayVSG?

2.1.6.2.	Müssen aufgrund gesetzlicher Vorgaben auch interne 
Vermerke, Protokolle über Dienstbesprechungen etc. 
gelöscht werden und falls ja, innerhalb welcher Fris‑
ten?

2.1.7.	 Sind Informationen im Zusammenhang mit dem 
Untersuchungsgegenstand unter Verstoß gegen 
gesetzliche oder verwaltungsinterne Vorschriften 
gelöscht worden?

2.1.8.	 Hat das BayLfV zu irgendeinem Zeitpunkt 
Löschungsmitteilungen betreffend Daten über die 
am 26.01.1998 untergetauchten Personen an andere 
Verfassungsschutzbehörden geschickt?

2.2.	 Wie gestaltete sich im Untersuchungszeitraum  
die Zusammenarbeit zwischen dem BayLfV und den 
Verfassungsschutzämtern des Bundes und der Län‑
der und den weiteren Nachrichtendiensten des Bun‑
des?

2.2.1.	 Welche Rechtsgrundlagen und internen Dienstan‑
weisungen sind für die Zusammenarbeit und den 
Informationsaustausch des BayLfV mit den VS-
Behörden der anderen Bundesländer und dem BfV 
und den anderen Nachrichtendiensten des Bundes 
maßgeblich?

2.2.2.	 Welchen Inhalt hat und welche Bedeutung ist der 
Koordinierungsrichtlinie gemäß Beschluss der IMK 
vom 26.11.1993 beizumessen? 

2.2.3.	 Wer war im Untersuchungszeitraum innerhalb des 
BayLfV zuständig für die Entscheidung, ob und wel‑
che Informationen an die VS-Behörden anderer Bun‑
desländer und/oder das BfV weitergegeben werden 
und ist hierbei das StMI in die Entscheidung einge‑
bunden und wer war ggf. jeweils zuständig?

2.3.	 Welche Berichtspflichten obliegen dem BayLfV 
gegenüber dem StMI und inwieweit nimmt das StMI 
Einfluss auf die Arbeit und Schwerpunktsetzung des 
BayLfV?

2.3.1.	 Nach welchen Kriterien erfolgte bzw. erfolgt die 
Information der politischen Spitze des StMI? 

2.4.	 Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen 
der jeweils zuständigen Staatsanwaltschaft (StA) 
und ihren Ermittlungsbeamten?

2.4.1.	 Haben die Polizeibehörden der jeweils sachleiten‑
den Staatsanwaltschaft sämtliche, auch die ihnen 
vom BayLfV oder anderen VS-Behörden bekannt 
gewordenen Informationen, übermittelt?

2.4.2.	 Hat das BayLfV Informationen im Zusammenhang 
mit dem Untersuchungsauftrag direkt an die jeweils 
zuständige sachleitende Staatsanwaltschaft übermit‑
telt und falls ja, um welche Informationen hat es sich 
hierbei gehandelt, wie wurde sichergestellt, dass 
die Informationen in die Ermittlungen einfließen 
und falls nein, aus welchen Gründen ist dies nicht 
erfolgt?

2.5.	 Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen 
der jeweils örtlich zuständigen StA und vorgesetzten 
Dienststellen?

2.5.1.	 Welche Rechtsgrundlagen und internen Dienstan‑
weisungen bestanden im Untersuchungszeitraum 
über Art und Umfang von Berichten der Staatsan‑
waltschaften an den Generalstaatsanwalt (GenStA) 
und Art und Umfang von Berichten des GenStA an 
das StMJV?

2.5.2.	 Wurde und wird der GenStA und dem StMJV regel‑
mäßig über Ermittlungsverfahren mit rechtsextremis‑
tischem Hintergrund berichtet und welche Berichte 
wurden bezogen auf den Untersuchungsgegenstand 
wann und mit welchem Inhalt abgegeben und wie 
haben der GenStA und das StMJV hierauf reagiert?

2.6.	 Welche gesetzlichen Grundlagen und internen 
Dienstanweisungen bestanden im Untersuchungs‑
zeitraum für die Abgabe von Ermittlungsverfahren 
an den GBA und für die Zuständigkeit des BKA und 
gab es im Zusammenhang mit dem Untersuchungs‑
gegenstand Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Polizeibehörden, den Staatsanwaltschaften und 
dem GBA hierüber und falls ja, wegen welcher Fra‑
gen? 

2.7.	 Welche Dateien werden von welchen Sicherheits- 
und Justizbehörden im Zusammenhang mit Rechts‑
extremismus bzw. rechtsextremistisch motivierten 
Straftaten geführt?

2.8.	 Über welche Erkenntnisse des BfV und des Militäri‑
schen Abschirmdienstes (MAD) über den Aufenthalt 
und die Aktivitäten von Mitgliedern oder mutmaßli‑
chen Unterstützern des NSU in Bayern sind welche 
bayerischen Sicherheitsbehörden wann unterrichtet 
worden?

 
2.9.	 Welche Kenntnisse hatten bayerische Sicherheitsbe‑

hörden über den Hintergrund und die Ergebnisse der 
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Operation „Rennsteig“, die zu Verbindungen von 
Rechtsextremisten zwischen Thüringen, Bayern und 
Soldaten einer bayerischen Kaserne durchgeführt 
wurde und bei der der MAD eingebunden war?

B.	 Mordanschläge in Bayern

1.	 Welche Erkenntnisse haben welche bayerischen 
Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie 
die jeweils vorgesetzten Dienststellen und die 
Staatsregierung seit dem Untertauchen der mut‑
maßlichen Täter Böhnhardt, Mundlos und Zsch‑
äpe am 26.01.1998 über diese Personen erlangt 
und welche Aktivitäten haben sie daraufhin entwi‑
ckelt?

1.1.	 Wann haben welche bayerischen Sicherheits- und 
Strafverfolgungsbehörden von wem und wie Kennt
nis von dem Untertauchen der o.g. Personen und 
von dem gegen sie gehegten Verdacht der Vorberei
tung von Sprengstoffanschlägen erlangt und welche 
Behörde hat daraufhin welche Maßnahmen ergrif‑
fen?

1.1.1.	 Welche Erkenntnisse hatten bayerische Sicherheits‑
behörden seit dem 26.01.1998 über den Aufenthalt 
der o.g. Personen in Bayern ab 1994 und über Ger‑
hard Ittner, Matthias Fischer und Mandy Struck 
sowie weitere Unterstützer und Sympathisanten 
dieser Personen in Bayern und wie sind ggf. diese 
Erkenntnisse verwertet worden?

1.1.2.	 Trifft es zu, dass sich das Thüringer Landesamt für 
Verfassungsschutz mit Schreiben vom 03.02.1998 mit 
einer Sachverhaltsdarstellung zu den den Flüchtigen 
vorgeworfenen Straftaten und der Durchsuchung 
vom 26.01.1998 u.a. auch an das BayLfV mit der 
Bitte um Erkenntnismitteilung gewandt hat und falls 
ja, was hat es daraufhin unternommen?

1.1.3.	 Trifft es zu, dass sich das Thüringer Landesamt 
für Verfassungsschutz mit weiterem Schreiben vom 
04.02.1998 u.a. an das BayLfV unter Beifügung von 
Fotos der Gesuchten zur dortigen Quellenvorlage 
gewandt hat und falls ja, was hat das BayLfV dar‑
aufhin unternommen?

1.1.4.	 Trifft es zu, dass am 13.02.1998 ein Telefongespräch 
zwischen einem Beamten des Thüringer Landes‑
amtes für Verfassungsschutz und dem BayLfV zu 
Informationen über mögliche Kontakte des gesuch‑
ten Uwe Mundlos zu dem Neonazi und Gründer der 
„Deutschen Bürgerwehr“ Ernst Tag stattgefunden 
hat und dass das BayLfV mit Antwortschreiben vom 
09.03.1998 mitgeteilt hat, Mundlos habe gute Kon‑
takte zu Ernst Tag und könnte dort untergetaucht 
sein und auf welche Erkenntnisse stützte das BayLfV 
seine Auskunft und was hat es anschließend unter‑
nommen?

1.1.5.	 Sind bayerische Polizeibehörden nach dem 26.01. 
1998 über das Verschwinden der o.g. Personen und 
den Fund von Sprengstoff und der Verwendung von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen 
durch diese Personen unterrichtet worden und falls 
ja, wann und von wem und welche Maßnahmen sind 
daraufhin ergriffen worden?

1.1.6.	 Trifft es zu, dass sich das Thüringer Innenministe‑
rium am 20.02.1998 zum Informationsaustausch in 
Staatsschutzsachen u.a. auch an das LKA Bayern 
gewandt und mitgeteilt hat, dass sich der sog. Thü‑
ringer Heimatschutz und der sog. Nationale Wider‑
stand von den so genannten Terroristen aus Jena dis‑
tanzierten und falls ja, was hat das LKA daraufhin 
unternommen? 

1.2.	 Welche Erkenntnisse hatten das BayLfV und baye‑
rische Polizeibehörden über die Zusammenarbeit 
zwischen den Organisationen „Thüringer Heimat‑
schutz“ und „Fränkischer Heimatschutz“ und die 
in diesen Organisationen tätigen Personen und über 
ihre eventuellen Verbindungen zu den mutmaßlichen 
Tätern der Mordanschläge und deren Unterstützern?

1.3.	 Mit welchen Mitteln hat das BayLfV ab dem 
26.01.1998 Informationen über die untergetauch‑
ten Personen und ggf. ihre Unterstützer in Bay‑
ern gesammelt und welche Erkenntnisse konnten 
dadurch gewonnen werden?

1.3.1.	 Sind hierbei Informationen mittels sog. V-Leute, 
Informanten und/oder Gewährspersonen beschafft 
worden und falls ja, wie viele dieser Personen waren 
in Einsatz, wie sind sie ausgewählt worden, wer hat 
sie „geführt“ und welches Honorar oder geldwerte 
Vorteile haben sie jeweils erhalten und auf welcher 
rechtlichen Grundlage sind sie eingesetzt worden?

1.3.2.	 Welche Erkenntnisse hat das BayLfV durch den 
Einsatz sog. V-Leute gewonnen und wie wurden die 
Erkenntnisse verwertet?

1.3.2.1.	Trifft es zu, dass in Coburg anlässlich des Konzerts 
eines rechtsextremen Liedermachers Ende 1998 
oder Anfang 1999 Spenden für die Untergetauchten 
gesammelt worden sind und falls ja, wann haben 
bayerische Sicherheitsbehörden hiervon Kenntnis 
erlangt?

1.3.2.2.	Hatten bayerische Sicherheitsbehörden Kenntnis 
davon, dass in der rechtsextremistischen Szene ein 
Spiel namens „Pogromly“ verkauft wurde und der 
Erlös für die untergetauchten Personen bestimmt 
war und falls ja, was haben sie in diesem Zusam‑
menhang unternommen?

1.4.	 Hatte das BayLfV Kontakt zu dem als „Quelle 
2045“ bzw. „Quelle 2150“ des Thüringischen 
Landesamts für Verfassungsschutz bezeichneten  
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V-Mannes Tino Brandt, insbesondere während sei‑
nes Aufenthalts in Bayern und falls ja, welche Infor‑
mationen hat das BayLfV von ihm vor und nach 
dem 26.01.1998 insbesondere über den Verbleib der 
untergetauchten Personen und ihrer Unterstützer in 
Bayern erhalten?

1.5.	 Hatten bayerische Sicherheitsbehörden Kenntnis 
von den Aktivitäten des bekennenden Neonazis Ger
hard Ittner, der wenige Tage vor dem ersten Mordan‑
schlag in Nürnberg u.a. ein Flugblatt mit dem Text 
„1. September 2000, von jetzt an wird zurückge‑
schossen“ verteilt hat?

1.6.	 Hatten bayerische Sicherheitsbehörden Kenntnisse 
über die Verbindungen des Verlegers Peter Dehoust 
zu den Untergetauchten und eventueller Geld
zahlungen für und an die Gesuchten?

1.7.	 Welche Informationen hatten bayerischen Sicher‑
heitsbehörden über die jetzt nachträglich den mut‑
maßlichen Tätern des NSU zugeordneten Überfälle 
und die jeweilige Vorgehensweise der Täter?

1.8.	 Trifft es zu, dass das BayLfV am 06.10.2003 ein  
Schreiben des Thüringer Landesamts für Verfas‑
sungsschutz an das BfV zur Vorbereitung einer 
Tagung mit dem Thema „Gefahr der Entstehung wei‑
terer terroristischer Strukturen in der BRD“ nach‑
richtlich erhalten hat und dass in diesem Zusammen‑
hang der Fall der seit dem 26.01.1998 untergetauch‑
ten Personen erwähnt worden ist?

2.	 Welche Aktivitäten haben welche bayerischen 
Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie 
ihre jeweils vorgesetzten Dienststellen und die 
Staatsregierung nach dem ersten Mordanschlag 
vom 09.09. 2000 in Nürnberg (Opfer: Enver Sim‑
sek) entwickelt? 

2.1. 	 Wer war bei der StA Nürnberg-Fürth zuständig für 
die Ermittlungen zur Aufklärung des Mordes an 
Enver Simsek?

2.2. 	 Wie war die Sonderkommission (SoKo) „SIMSEK“ 
beim Polizeipräsidium Mittelfranken personell 
besetzt?

2.3. 	 Welche Ermittlungsmaßnahmen (Spurenauswertung, 
Zeugenbefragung, Rasterfahndungen, TKÜ, Einsatz 
verdeckter Ermittler etc.) sind ergriffen worden und 
mit welchem Ergebnis?

2.3.1. 	 Was haben die objektiven Spuren und Zeugenbefra‑
gungen ergeben?

2.3.2. 	 Ist das BKA in die Ermittlungen eingebunden worden 
und falls ja, in welcher Weise und falls nein, warum 
nicht?

2.4. 	 Hat die StA über die Ermittlungen an den GenStA 
berichtet und sind von dort Weisungen zu den Ermitt‑
lungen erteilt oder Hinweise gegeben worden und 
falls ja, mit welchem Inhalt?

2.5. 	 Hat die SoKo „SIMSEK“ an das LKA und das StMI 
berichtet und falls ja, wer war dort zuständig und 
sind Weisungen zu den polizeilichen Ermittlungen 
erteilt oder Hinweise gegeben worden und falls ja, 
mit welchem Inhalt? 

2.6. 	 Wer hatte im StMI, beim LKA, bei der SoKo „SIM‑
SEK“ und bei der StA Nürnberg-Fürth Kenntnis 
von der handschriftlichen Anmerkung „Bitte genau 
berichten. Ist ausländerfeindlicher Hintergrund 
denkbar?“ des damaligen StMI Dr. Beckstein am 
Rande eines Zeitungsartikels erhalten und wie haben 
das StMI, die Polizeibehörden und die StA hierauf 
reagiert und trifft es zu, dass der damalige StMI Dr. 
Beckstein im Jahr 2006 noch einmal eine entspre‑
chende handschriftliche Anmerkung auf einen Pres‑
sebericht gesetzt hat?

 
2.7. 	 Hat sich die SoKo „SIMSEK“ wegen der Aufklärung 

des Mordes an das BayLfV gewandt und falls ja, mit 
welchem Ansinnen und falls nein, warum nicht?

2.8. 	 Hat sich das BayLfV nach dem Mordanschlag vom 
09.09.2000 in Nürnberg auf eigene Initiative, ohne 
entsprechende Anfrage der SoKo „SIMSEK“ um 
Informationen über einen eventuellen rechtsextre‑
mistischen und/oder ausländerfeindlichen Hinter‑
grund des Mordes bemüht und falls ja, auf Grund 
welcher Umstände und mit welchen Ergebnissen und 
wie sind ggf. die Erkenntnisse verwertet worden?

3.	 Welche Aktivitäten haben welche bayerischen 
Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie 
die jeweils vorgesetzten Dienststellen und die 
Staatsregierung nach den Mordanschlägen vom 
13.06.2001 in Nürnberg (Opfer: Abdurrahim Özü‑
dogru) und vom 29.08.2001 in München (Opfer: 
Habil Kilic) sowie den weiteren Mordanschlägen 
vom 27.06.2001 in Hamburg und vom 25.02.2004 
in Rostock entwickelt?

3.1. 	 Wer war bei den Staatsanwaltschaften Nürnberg-
Fürth und München I zuständig für die Ermittlungen 
zur Aufklärung der Morde an Abdurrahim Özüdogru 
und Habil Kilic?

3.2. 	 Wie waren die SoKo „Schneider“ beim PP Mittel‑
franken und die Mordkommission 5 der Münchner 
Kriminalpolizei jeweils personell besetzt?

3.3. 	 Welche Ermittlungsmaßnahmen (Spurenauswertung, 
Zeugenbefragung, Rasterfahndungen, TKÜ, Einsatz 
verdeckter Ermittler etc.) sind ergriffen worden und 
mit welchem Ergebnis?
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3.4. 	 Was haben die objektiven Spuren und Zeugenbefra‑
gungen ergeben?

3.5. 	 Trifft es zu, dass im September 2001 in München eine 
Besprechung zwischen den in Nürnberg und Mün‑
chen ermittelnden Polizeibeamten, der StA Nürn
berg-Fürth, Vertretern des BKA und des StMI statt‑
gefunden hat und falls ja, wer hat daran teilgenom‑
men, welche Inhalte wurden besprochen und welche 
Absprachen über die Ermittlungsmaßnahmen sind 
hierbei getroffen worden?

3.6. 	 Aus welchen Gründen wurde ab dem 01.09.2001 
beim PP Mittelfranken eine neue SoKo „Halbmond“ 
geschaffen, wie kam es zu der Namensfindung, was 
war ihre Aufgabe und inwieweit sind die bisherigen 
Mitarbeiter der SoKo „SIMSEK“ und der SoKo 
„Schneider“ in der neuen SoKo „Halbmond“ tätig 
geworden? 

3.7. 	 Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit mit der 
nach dem Mordanschlag vom 27.06.2001 in Ham‑
burg dort gebildeten SoKo „061“ und wer hat ent‑
schieden, dass die SoKo „Halbmond“ die Arbeit der 
Tatortdienststellen in Nürnberg, München und Ham‑
burg koordiniert und aus welchen Gründen?

3.7.1. 	 Welche Befugnisse zur Koordination hatte die SoKo 
„Halbmond“?

3.8. 	 Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen 
den an den jeweiligen Tatorten in Nürnberg, Mün‑
chen und Hamburg zuständigen Staatsanwaltschaf‑
ten und inwieweit haben die Staatsanwaltschaften 
die Ermittlungsmaßnahmen koordiniert?

3.8.1. 	 Haben die Staatsanwaltschaften Nürnberg und 
München I jeweils an ihre GenStAen berichtet und 
welche Weisungen oder Hinweise sind ggf. von dort 
erteilt oder gegeben worden und falls ja, mit wel‑
chem Inhalt?

3.8.2. 	 Haben die GenStAen Nürnberg und München an das 
StMJ berichtet und falls ja, sind von dort ggf. Wei‑
sungen erteilt oder Hinweise gegeben worden und 
falls ja, mit welchem Inhalt?

3.8.3. 	 Haben die „SoKoen“ regelmäßig an das LKA und 
das StMI berichtet und falls ja, wer war dort zustän‑
dig und sind Weisungen zu den polizeilichen Ermitt‑
lungen erteilt oder Hinweise gegeben worden und 
falls ja, mit welchem Inhalt?

 
3.9. 	 Welche Ermittlungsmaßnahmen (Einsatz verdeckter 

Ermittler, TKÜ, Rasterfahndung etc.) sind von der 
SoKo „Halbmond“ ergriffen worden und welche 
Ergebnisse haben sie jeweils erbracht?

3.10. 	 Welche Konsequenzen haben die SoKoen und die 
Staatsanwaltschaften gezogen, nachdem festgestellt 

worden war, dass die drei Morde in Bayern und der 
Mord in Hamburg mit derselben Tatwaffe begangen 
worden sind? 

3.11. 	 Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, um die 
Herkunft der Tatwaffe aufzuklären? 

3.12. 	 Welche Erkenntnisse sprachen dafür, als Täter der 
bis dahin vier Mordanschläge eine international 
agierende kriminelle Vereinigung zu vermuten? 

3.13. 	 Lagen die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Übernahme der vier Ermittlungsverfahren durch das 
BKA vor und falls ja, warum sind die Verfahren nicht 
abgegeben worden?

3.14. 	 Haben nach den vier Mordanschlägen Gespräche 
mit dem BKA und ggf. dem GBA zur Übernahme der 
Ermittlungen stattgefunden und falls ja, auf wessen 
Initiative, wer hat daran teilgenommen und wer hat 
entschieden, dass die Verfahren nicht abgegeben 
werden?

3.14.1. 	Trifft es zu, dass das BKA bzw. der GBA die Über‑
nahme der Ermittlungen abgelehnt haben und falls 
ja, aus welchen Gründen?

3.14.2. 	Trifft es zu, dass nach einem weiteren Mordanschlag 
vom 25.02.2004 bei einem Gespräch oder anschlie‑
ßendem schriftlichen Austausch zwischen dem BKA, 
dem StMI und der StA Nürnberg-Fürth vereinbart 
worden ist, dass das BKA zentrale Aufgaben unter 
dem Gesichtspunkt des § 129 StGB, insbesondere 
hinsichtlich der Suche nach der Tatwaffe überneh‑
men, ansonsten die Struktur der Ermittlungen aber 
bleiben solle, wie sie war und falls ja, wann haben 
das Gespräch oder der schriftliche Austausch mit 
welchem genauen Inhalt stattgefunden und wer hat 
daran teilgenommen?

3.15. 	 Lagen der SoKo „Halbmond“ Informationen über 
die jetzt nachträglich den mutmaßlichen Tätern des 
NSU zugeordneten Überfälle vor? 

3.16. 	 Hat sich das BayLfV nach den drei Mordanschlä‑
gen in Bayern auf Personen türkischer Herkunft auf 
eigene Initiative, ohne entsprechende Anfrage der 
SoKo „Halbmond“ um Informationen über einen 
eventuellen rechtsextremistischen und/oder auslän‑
derfeindlichen Hintergrund der Morde bemüht und 
falls ja, auf Grund welcher Umstände und mit wel‑
chen Ergebnissen und wie sind ggf. die Erkenntnisse 
verwertet worden? 

 
3.17. 	 Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit der SoKo 

„Halbmond“ mit dem BayLfV und anderen Nach‑
richtendiensten?

3.17.1.	Hat sich die SoKo „Halbmond“ mit dem Ersuchen 
um Übermittlung von Informationen über Erkennt‑
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nisse über organisierte Kriminalität an das BayLfV 
und das BfV oder andere Nachrichtendienste 
gewandt oder Kontakt zu diesen aufgenommen und 
falls ja, mit welchen Ergebnissen und falls nein, 
warum nicht?

3.17.2.	Hatten die SoKo „Halbmond“ und/oder das BayLfV 
Kenntnis darüber, dass in der rechtsextremistischen 
Szene, insbesondere in Veröffentlichungen des Netz‑
werkes „Blood and Honour“ und im „Thule-Netz‑
werk“, in direktem zeitlichen Zusammenhang mit den 
Mordanschlägen über den bewaffneten Kampf und 
Mordanschläge auf Ausländer diskutiert worden ist?

3.17.3.	Hatten die SoKo „Halbmond“ und/oder das BayLfV 
Kenntnis über einen Beitrag in dem neonazistischen 
Blatt „Der Weisse Wolf“ Nr. 1/2002, in dem u.a. der 
Satz zu finden ist „Vielen Dank an den NSU, es hat 
Früchte getragen …. der Kampf geht weiter ….“ und 
falls ja, wie wurde dieser Artikel bewertet und falls 
nein, wann haben bayerische Sicherheits- und Straf‑
verfolgungsbehörden und ihre jeweils vorgesetzten 
Dienststellen und die Staatsregierung hiervon erfah‑
ren?

3.18. 	 Hatte die SoKo „Halbmond“ Kenntnis von dem 
Bombenanschlag vom 09.06.2004 in Köln und falls 
ja, welche Hinweise gab es, dass hinter den Mord‑
anschlägen und dem Bombenanschlag von Köln die 
gleichen Täter stecken könnten und wie wurden die 
Hinweise in den Ermittlungsverfahren wegen der 
Mordanschläge verwertet?

4.	 Welche Aktivitäten haben welche bayerischen 
Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie 
die vorgesetzten Dienststellen und die Staatsregie‑
rung nach den Mordanschlägen vom 09.06.2005 
in Nürnberg (Opfer: Ismail Yasar) und vom 
15.06.2005 in München (Opfer: Theodorus Boul‑
garides) und den weiteren Mordanschlägen vom 
04.04.2006 in Dortmund, vom 06.04.2006 in Kassel 
und vom 25.04.2007 in Heilbronn entwickelt?

4.1. 	 Wer war bei der StA München I zuständig für die 
Ermittlungen zur Aufklärung des Mordes an Theo‑
dorus Boulgarides?

4.2. 	 Wie war die SoKo „Theo“ bei der Münchner Krimi‑
nalpolizei personell besetzt?

4.2.1. 	 Sind die Erkenntnisse aus dem Ermittlungsverfah‑
ren wegen des Mordanschlags auf Habil Kilic vom 
29.08.2001 und der in Nürnberg verübten Mord
anschläge in das Ermittlungsverfahren wegen des 
Mordanschlags auf Theodorus Boulgarides einge‑
flossen und falls ja, mit welchen Informationen?

4.3. 	 Wie kam es zu der Einrichtung der Besonderen 
Aufbauorganisation (BAO) „Bosporus“ ab dem 
01.07.2005 beim PP Mittelfranken, welche Zustän‑

digkeiten und Befugnisse hatte sie und wie kam es zu 
der Namensfindung?

4.3.1. 	 Wie war die BAO „Bosporus“ personell besetzt?

4.3.2. 	 Inwieweit sind die Mitarbeiter der bisherigen SoKo 
„SIMSEK“, „Schneider“, „Halbmond“ und „Theo“ 
in die BAO „Bosporus“ eingegliedert worden?

4.3.3. 	 Waren in der BAO „Bosporus“ auch Mitarbeiter der 
Staatsschutzabteilungen der jeweiligen Polizeibe‑
hörden tätig?

4.4. 	 Wie ist die BAO „Bosporus“ vorgegangen, um die 
bisherigen Ermittlungen zu den fünf Mordanschlä‑
gen in Bayern zu optimieren und welche Ermitt‑
lungsmaßnahmen (Spurenauswertung, Zeugenbefra‑
gung, Rasterfahndungen, TKÜ; Einsatz verdeckter 
Ermittler etc.) hat sie konkret ergriffen und mit wel‑
chen Ergebnissen?

4.4.1. 	 Was haben die objektiven Spuren und Zeugenbe- 
fragungen und sonstigen Ermittlungsmaßnahmen 
ergeben?

4.4.2. 	 Ist der Tatsache nachgegangen worden, dass 
sich der Tatort in München in örtlicher Nähe zur  
Wohnung von Martin Wiese befunden hat und falls  
ja, mit welchem Ergebnis und falls nein, warum 
nicht?

4.5. 	 Trifft es zu, dass alle bisherigen Erkenntnisse der 
einzelnen Sonderkommissionen in ein einheitliches 
Fallerfassungssystem eingegeben worden sind und 
dass hierfür ein Zeitaufwand von etwa einem halben 
Jahr erforderlich war?

4.6. 	 Trifft es zu, dass bei Europol, Interpol und dem FBI 
wegen eventueller weiterer Fälle mit ähnlicher Tat‑
begehung nachgefragt worden ist und falls ja, mit 
welchen Ergebnissen?

4.7. 	 Welche der für die einzelnen Tatorte zuständigen 
Staatsanwaltschaft hat nach der Einrichtung der 
BAO „Bosporus“ die Ermittlungsverfahren über‑
nommen, wie war sie personell besetzt?

4.8. 	 Wie viele Dienstbesprechungen zwischen der BAO 
„Bosporus“, dem StMI, dem BKA und/oder den 
beteiligten Staatsanwaltschaften haben seit dem 
Mordanschlag vom 15.06.2005 in München wann 
stattgefunden, welche Inhalte und Ergebnisse hatten 
diese, wer hat hierzu jeweils eingeladen und wer hat 
daran teilgenommen?

4.8.1. 	 Wer hat zu der Dienstbesprechung vom 17.06.2005 
im StMI mit den Polizeipräsidien München und Mit‑
telfranken, dem LKA sowie Vertretern der StA Mün‑
chen I und Nürnberg eingeladen, welche Inhalte und 
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Ergebnisse hatte diese und wer hat hieran teilge‑
nommen? 

 
4.8.2. 	 Trifft es zu, dass das BKA und das BayLfV nicht zu 

der Dienstbesprechung geladen worden sind und 
falls ja, warum nicht?

4.8.3. 	 Wie wurde bei dieser Besprechung die Lage beur‑
teilt, dass seit dem 09.09.2000 in Bayern fünf Aus‑
länder mit derselben Waffe getötet worden sind und 
es trotz erheblichen ermittlungstaktischen und per‑
sonellen Aufwands keine Spuren zu dem Täter oder 
den Tätern gegeben hat und welche Konsequenzen 
sind hieraus gezogen worden?

4.8.4. 	 Haben das BKA und/oder der Bundesnachrichten‑
dienst (BND) die BAO „Bosporus“ im Jahr 2006 zu 
einer Tagung über Rechtsextremismus eingeladen 
und haben Mitarbeiter der BAO daran teilgenom‑
men und falls nein, warum nicht?

4.9. 	 Waren die Ermittlungsverfahren auch Gegenstand 
der IMK oder ihrer Arbeitskreise im Jahr 2005 und 
falls ja, mit welchen genauen Besprechungsinhalten 
und Ergebnissen?

4.10. 	 Aufgrund welcher Umstände ist das Polizeipräsi‑
dium München in der ersten Operativen Fallanalyse 
(OFA) vom August 2005 zu der Annahme gelangt, 
dass eine kriminelle Organisation Urheberin der 
Mordanschläge sein könnte?

4.10.1. 	Hat die BAO „Bosporus“ die Annahmen der OFA 
geteilt und welche Konsequenzen sind hieraus für 
die weiteren Ermittlungen gezogen worden?

4.10.2. 	Trifft es zu, dass sich verdeckte Ermittler der Polizei 
und/oder V-Leute des BayLfV zur Überprüfung der 
Hypothese, es könne sich um Taten der organisier‑
ten Kriminalität handeln, als Journalisten oder unter 
einer anderen Legende getarnt an die Angehörigen 
der Opfer gewandt haben und dass eine Vertrauens‑
person der SoKo „Bosporus“ zu Ermittlungszwe‑
cken monatelang in Nürnberg einen Döner-Imbiss 
betrieben hat und falls ja, wer hat diese Ermittlungs‑
maßnahmen beschlossen, war die Staatsanwalt‑
schaft hierbei eingebunden und welche Erkenntnisse 
sind hierbei gewonnen worden?

4.10.3. 	Aufgrund welcher Erkenntnisse sind die Ermittler 
davon ausgegangen, dass ein politischer Hinter‑
grund der Mordanschläge deshalb ausgeschlossen 
werden könne, weil kein Bekennerschreiben bekannt 
geworden ist?

4.11.	 Wurden bayerischen Ermittlungsbehörden darüber 
informiert, dass sich im Zusammenhang mit dem 
Mord an Halit Yozgat in Kassel am 06.04.2006 ein 
Mitarbeiter des hessischen Verfassungsschutzes im 
Nebenraum des Tatorts aufgehalten hatte, wenn ja 

wann, und welche Schritte wurden daraufhin einge‑
leitet?

4.12. 	 Wann hat die BAO „Bosporus“ erstmals mit welchen 
Verfassungsschutzbehörden Kontakt aufgenommen 
und mit welchem Ersuchen (Informationen über 
die Opfer und ihr Umfeld oder über die möglichen 
Täter)?

4.12.1.	Hat sich das BayLfV nach den Mordanschlägen 
eigenständig, ohne entsprechende Anfrage der SoKo 
„Bosporus“ um Informationen über einen eventuel‑
len rechtsextremistischen und/oder ausländerfeindli‑
chen Hintergrund der Morde bemüht und falls ja, auf 
Grund welcher Umstände und mit welchen Ergeb‑
nissen und wie sind die Erkenntnisse ggf. verwertet 
worden?

4.12.2.	Trifft es zu, dass die BAO „Bosporus“ im Septem‑
ber 2005 Kontakt zum BayLfV aufgenommen hat und 
falls ja, weshalb und mit welcher Anfrage?

4.12.3.	Wie und wann hat das BayLfV hierauf reagiert?

4.12.4.	Trifft es zu, dass sich die SoKo „Bosporus“ im Juli 
2006 telefonisch wegen eventueller Erkenntnisse 
über die rechtsextremistische Szene in Bayern an das 
BayLfV gewandt hat und falls ja, wie hat das BayLfV 
hierauf reagiert?

4.12.5.	Trifft es zu, dass das BayLfV erst am 04.12.2006 
geantwortet und die Beantwortung der Anfrage aus 
Datenschutzgründen, wegen Quellenschutzes und 
wegen fehlender Konkretheit abgelehnt und stattdes‑
sen Broschüren über die Skinhead-Szene übersandt 
hat und falls ja, wer war innerhalb des BayLfV hier‑
für verantwortlich und hatte das StMI Kenntnis von 
der Anfrage der BAO „Bosporus“ und den Umgang 
des BayLfV hiermit?

4.12.5.1.Trifft es zu, dass das BayLfV nach der ersten Anfrage 
der BAO „Bosporus“ ein Rechtsgutachten zur Frage 
der Übermittlungspflichten erstellen ließ und falls 
ja, welches Ergebnis hatte das Gutachten erbracht?

4.12.5.2.War das BayLfV der Auffassung, dass der Beantwor‑
tung der Anfrage der BAO „Bosporus“ ein beson‑
deres Übermittlungsverbot gem. Art. 17 BayVSG 
entgegenstand?

4.12.6.	Trifft es zu, dass das BayLfV erst nach nochmali‑
ger Nachfrage und Konkretisierung der Anfrage 
vom 28.12.2006 schließlich mit Schreiben vom 
27.02.2007 eine Liste mit 682 Namen von Angehö‑
rigen der rechtsextremistischen Szene im Großraum 
Nürnberg übersandt hat?

4.12.7.	Nach welchen Kriterien hatte das BayLfV die Namen 
ausgewählt und trifft es zu, dass wesentliches Krite‑
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rium der Postleitzahlbereich war, der aber nicht den 
gesamten Raum Nürnberg umfasst hatte?

4.12.8.	Hat das BayLfV über Namen, Anschriften und 
Geburtsdaten hinaus Zusatzinformationen zu den 
einzelnen Personen übermittelt und/oder Unterstüt‑
zung bei der Auswertung geleistet und falls nein, aus 
welchen Gründen?

4.12.9.	Trifft es zu, dass das BayLfV die Anfrage der BAO 
„Bosporus“ nicht an die VS-Behörden des Bundes 
und der anderen Bundesländer weitergeleitet hat 
und falls ja, aus welchen Gründen? 

 
4.12.10.	In welcher Weise sind die Angaben des BayLfV über 

682 Personen aus der rechten Szene ausgewertet 
worden und trifft es zu, dass die Auswertung fast ein 
ganzes Jahr beansprucht hat und welches Ergebnis 
hat sie erbracht?

4.12.11.	Trifft es zu, dass auf der vom BayLfV übermittelten 
Namensliste auch „Mandy Struck“ genannt war, die 
zeitweise Beate Zschäpe ihre Identität überlassen 
hatte und dass diese Person nicht überprüft worden 
ist und falls ja, warum nicht?

4.12.12.	Welche Erkenntnisse lagen bis zum 04.07.2012 im 
Zusammenhang mit dem Untersuchungsauftrag über 
die Personen vor, deren Daten von der BAO „Bospo‑
rus“ im Juli 2006 angefordert worden sind?

4.12.13.	Welche Erkenntnisse lagen bis zum 04.07.2012 im 
Zusammenhang mit dem Untersuchungsauftrag über 
die Personen vor, die in der Liste mit 682 Personen 
enthalten waren?

4.13. 	 Trifft es zu, dass das BfV auf die Bitte der BAO „Bos‑
porus“ vom 17.02.2006, einen Ansprechpartner zu 
benennen, nie geantwortet hat?

4.13.1.	 Ist die BAO „Bosporus“ davon ausgegangen, dass 
das BayLfV von Amts wegen das BfV und die VS-
Behörden der anderen Bundesländer über Anfragen 
der BAO informiert?

4.14. 	 Trifft es zu, dass die BAO „Bosporus“, nachdem das 
BayLfV lange Zeit keine Daten über Rechtsextremis‑
ten aus dem Raum Nürnberg geliefert hatte, auf sog. 
„Staatsschutzdaten“ zurückgegriffen hat und falls 
ja, nach welchen Kriterien werden sog. „Staats‑
schutzdaten“ von welcher Behörde auf welcher 
Rechtsgrundlage erhoben und sind im konkreten Fall 
entsprechende Daten ausgewertet worden und falls 
ja, mit welchem Ergebnis? 

4.14.1. 	Finden sich in den sog. „Staatsschutzdaten“ der 
bayerischen Polizei und/oder in sonstigen Dateien 
der bayerischen Sicherheits- und Justizbehörden die 
Namen der mutmaßlichen Täter der Mordanschläge 
und eventueller Unterstützer und Sympathisanten 

und falls ja, in welchen Zusammenhängen und um 
welche Personen handelt es sich hierbei?

4.15. 	 Aus welchen Gründen ist im Dezember 2005 von 
wem eine weitere OFA in Auftrag gegeben wor- 
den, wann ist sie vorgelegt worden und auf Grund 
welcher Umstände ist in dieser OFA die Theorie  
vertreten worden, Urheber der Mordanschläge 
könne auch ein „missionsgeleiteter“ Einzeltäter  
mit Hass auf Ausländer, im speziellen auf Türken, 
sein?

4.15.1. 	Aufgrund welcher Umstände ist in der zweiten OFA 
die Vermutung angestellt worden, der oder die „mis‑
sionsgeleitete“ Einzeltäter könne im Bereich der 
Stadt Nürnberg einen „Ankerpunkt“ haben und 
gleichwohl eine hohe Mobilität aufweisen?

4.15.2. 	Haben die Mitarbeiter der BAO „Bosporus“ und  
die sachleitende Staatsanwaltschaft diese Einschät‑
zung geteilt und welche Konsequenzen sind hieraus 
hinsichtlich der Gewichtung des Ermittlungsauf‑
wands in Richtung der beiden Theorien gezogen 
worden?

4.15.3. 	Haben das StMI und das StMJ von dem Inhalt der 
zweiten OFA Kenntnis erlangt und falls ja, wurde 
dort die Theorie vom Serientäter mit Hass auf Aus‑
länder etc. geteilt?

4.15.4. 	Trifft es zu, dass nach der Vorlage der zweiten OFA 
zwar über 900 Ansprachen von zumeist ausländi‑
schen Kleingewerbetreibenden durchgeführt worden 
sind, aber lediglich neun sog. Gefährderansprachen 
im Bereich des Rechtsextremismus?

 
4.15.5. 	Trifft es zu, dass die BAO „Bosporus“ bei der sog. 

„Gefährderansprache“ u.a. auch mit Ralf Ollert 
gesprochen hat, der die Meinung vertreten haben 
soll, dass Schutzgeldeintreiber hinter den Morden 
stecken würden und falls ja, welches Gewicht hat die 
BAO dieser Einschätzung beigemessen? 

4.16. 	 Hat die Staatsanwaltschaft geprüft, ob bei der Wei‑
terverfolgung der Annahme, es könne sich um einen 
Täter mit ggf. rechtsextremistischem Hintergrund 
handeln, die Zuständigkeit des Generalbundesan‑
walts (GBA) gegeben wäre und falls ja, mit welchem 
Ergebnis und falls nein, warum nicht?

4.16.1. 	Welche Behörde hat entschieden, dass die Vorausset‑
zungen für die Zuständigkeit des GBA nicht vorliegen 
und aus welchen Erwägungen und sind hierbei die 
vorgesetzten Dienstbehörden einbezogen worden?

4.16.2. 	Trifft es zu, dass die StA Nürnberg-Fürth den GBA 
trotz eines möglichen terroristischen Hintergrunds 
der Morde aus den Ermittlungen heraushalten 
wollte? 
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4.17. 	 Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, um der 
Vermutung nachzugehen, Urheber der Mordan‑
schläge könne ein „missionsgeleiteter“ Einzeltäter 
sein?

4.17.1.	Trifft es zu, dass nach dem Vorliegen der zweiten 
OFA 16 Mio. Funkzellendaten aus Nürnberg, Mün‑
chen, Kassel und Dortmund, 13 Mio. Kreditkarten‑
daten, 600.000 Verkehrsdaten, 27.000 Meldemit‑
teilungen von Hotels, 900.000 Haftdaten und eine 
Million Daten über Waffenbesitzkarten erhoben und 
ausgewertet worden sind und falls ja, nach welchen 
Kriterien und mit welchen Ergebnissen?

4.17.2.	Trifft es zu, dass in der zweiten OFA auch empfoh- 
len worden ist, eine vergleichende Fallanalyse  
mit dem Nagelbombenattentat im Jahr 2004 in Köln 
vorzunehmen, weil es auch dort, ebenso wie bei vier 
Mordanschlägen Hinweise auf zwei Radfahrer als 
mögliche Täter gegeben hat und falls ja, ist dieser 
Empfehlung nachgekommen worden und falls nein, 
warum nicht („Spurnummer 349“)? 

4.17.3.	Haben die bayerischen Ermittlungsbehörden bun‑
desweite Abfragen vorgenommen, um nach Straf‑
taten zu forschen, die hinsichtlich der Tatumstän- 
de (Tatwaffe Ceska, zwei männliche Radfahrer in 
Tatortnähe etc.) Ähnlichkeiten mit den bekann- 
ten Mordanschlägen aufgewiesen haben und falls 
ja, mit welchen Ergebnissen und falls nein, warum 
nicht?

4.17.4.	Trifft es zu, dass das LKA vom BKA den Hinweis 
erhalten hatte, dass nach Angaben eines Informan‑
ten auch Banküberfälle mit einer Ceska begangen 
worden sein sollen und falls ja, welchen konkreten 
Inhalt hatte dieser Hinweis und welche Maßnahmen 
sind hierauf ergriffen worden?

4.18. 	 Trifft es zu, dass auf Initiative des BKA im März 2006 
in Fürth und am 19.04.2006 in Kassel Strategiebe‑
sprechungen stattgefunden haben und falls ja, wer 
hat seitens der bayerischen Sicherheits- und Justiz‑
behörden daran teilgenommen, welche Inhalte hat‑
ten diese und welche Ergebnisse haben die Bespre‑
chungen erbracht?

4.18.1. 	Trifft es zu, dass das BKA nach den weiteren Mord‑
anschlägen vom 04.04.2006 in Dortmund und 
06.04.2006 in Kassel vorgeschlagen hat, gemäß § 4 
Abs. 2 Nr. 2 BKAG die Ermittlungen zu übernehmen 
und entsprechende Vorbereitungen getroffen hat?

4.18.2. 	Trifft es zu, dass es in den Ländern gegen die Absicht 
des BKA, die Ermittlungen zu übernehmen, Wider‑
stand gegeben hat und falls ja, wie haben sich die 
Vertreter bayerischer Behörden, das StMI und das 
BMI und die jeweiligen politischen Spitzen zu der 
geplanten Übernahme der Ermittlungen durch das 
BKA verhalten?

4.18.3. 	Trifft es zu, dass der damalige Leiter der Polizeiab‑
teilung im StMI, Kindler, in einem Telefongespräch 
mit dem BKA sinngemäß ausgeführt hat, dass der 
Bayerische Innenminister eine Übernahme durch 
das BKA als „Kriegserklärung“ gegenüber den bay‑
erischen Polizeibehörden bewerten würde und falls 
ja, warum?

4.18.4. 	Trifft es zu, dass das BKA in einem Vermerk von April 
2006 an den BMI ausgeführt hat, dass es undenk‑
bar sei, dass das Verfahren bei den Ländern bleiben 
könne, wenn es Hinweise auf einen politischen Hin‑
tergrund der Taten gebe und falls ja, wie hat der BMI 
hierauf reagiert?

4.19. 	 Welche Vereinbarungen zur Zuständigkeit und zur 
Stoßrichtung der weiteren Ermittlungsarbeit sind bei 
der IMK vom 04.05.2006 getroffen worden und aus 
welchen Erwägungen?

4.19.1. 	Trifft es zu, dass bei dieser Konferenz entschieden 
worden ist, die Ermittlungsverfahren nicht an das 
BKA abzugeben, sondern eine gemeinsame Steue‑
rungsgruppe („SG“) unter Leitung des Leiters der 
BAO „Bosporus“ einzurichten, die Zuständigkeit für 
die Ermittlungen zu den einzelnen Mordfällen aber 
bei den jeweiligen Ländern zu belassen und falls ja, 
aus welchen Erwägungen?

4.19.2. 	Ab wann hat die SG ihre Tätigkeit aufgenommen, 
wie war sie personell besetzt, welche neuen Ermitt‑
lungsansätze hat sie verfolgt und welche Befugnisse 
gegenüber den Polizeibehörden der anderen betrof‑
fenen Bundesländer hatte die SG und wie wurde 
sichergestellt, dass die Sachleitung bei den betroffe‑
nen Staatsanwaltschaften verbleibt?

4.19.3. 	Trifft es zu, dass es beim Datenaustausch zwischen 
den Polizeibehörden des Bundes und der Länder 
von Anfang an massive technische Probleme gege‑
ben hat, weil ein nur in Bayern verwendetes Soft‑
wareprogramm verwendet worden ist und falls ja, 
sind deshalb Informationen verlorengegangen und 
ist versucht worden, dieses technische Problem zu 
beheben und mit welchem Ergebnis?

4.20. 	 Aus welchen Gründen ist von wem kurz nach Vorlage 
der zweiten OFA eine weitere OFA beim LKA Baden-
Württemberg in Auftrag gegeben worden, wann ist 
diese vorgelegt worden und welchen Inhalt hatte sie?

4.21. 	 Trifft es zu, dass zur Information der Öffentlichkeit 
eine Medienstrategie entwickelt worden ist und falls 
ja, welchen Inhalt und welche Zielrichtung hatte 
diese?

4.22. 	 Wer war Adressat des Schreibens des US Depart‑
ment of Justice/FBI aus dem Jahr 2007, wie kam es 
zu diesem Schreiben und haben bayerische Sicher‑
heits- und Justizbehörden hiervon Kenntnis erhalten 
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und inwieweit ist die dort vertretene Annahme eines 
rassistischen Hintergrunds der Mordanschläge 
überprüft worden?

4.23. 	 Sind beim BayLfV oder einer Polizeibehörde zu 
irgendeinem Zeitpunkt Dateien mit Informationen 
über die Mitglieder oder den Unterstützerkreis des 
NSU gelöscht worden und falls ja, wann und auf wel‑
cher rechtlichen Grundlage? 

4.24. 	 Wann sind die BAO „Bosporus“ und die SG auf‑
gelöst worden und aus welchen Gründen und wer 
wurde anschließend mit den weiteren Ermittlungen 
betraut?

4.25. 	 Trifft es zu, dass das Polizeipräsidium Mittelfranken 
im Oktober 2011 verlangt hat, dass auf der Home‑
page des BKA mit der Darstellung der ungeklärten 
Mordfälle die Hinweise auf Fahrräder und Phan‑
tombilder mutmaßlicher Täter entfernt werden und 
falls ja, weshalb? 

4.26. 	 Welchen Inhalt hatte der abschließende Bericht der 
BAO „Bosporus“ von 2008?

5. 	 Geheimdienstliche Erkenntnisse und Information 
des Landtags

5.1. 	 Ist das PKG (vormals PKK) des Landtags vom StMI 
vor dem 04.11.2011 über die Möglichkeit eines 
rechtsextremistischen oder rechtsterroristischen 
Hintergrunds bzw. die Möglichkeit eines OK-Hin
tergrunds der ungeklärten fünf Mordanschläge in 
Bayern, der durchgeführten Maßnahmen und even‑
tuellen Erkenntnissen des BayLfV hierzu informiert 
worden und falls ja, wann und mit welchen Inhalten 
und falls nein, warum nicht?

5.2. 	 Sind im Laufe der Ermittlungen zu den fünf Mord‑
fällen in Bayern Maßnahmen im Sinne des sog. 
G-10-Gesetzes durchgeführt worden und falls ja, 
gegen welche Personen, und ist der G-10-Kom
mission des Landtags hierüber berichtet worden? 

 
5.3. 	 Haben im Laufe der Ermittlungen seit dem Untertau‑

chen des Trios nachrichtendienstliche Maßnahmen 
in Bayern stattgefunden, die nicht vom BayLfV ver‑
anlasst worden sind, wenn ja, um welche hat es sich 
gehandelt und wer hat sie veranlasst?

6.	 Umgang mit den Angehörigen der Opfer

6.1. 	 Trifft es zu, dass verdeckte Ermittler und/oder 
V-Leute unter Legenden getarnt an die Angehöri‑
gen der Opfer herangetreten sind und falls ja, um 
welche Maßnahmen handelte es sich hierbei im Ein‑
zelnen und welche Ermittlungsstrategie lag dem zu 
Grunde?

6.2. 	 War die zuständige Staatsanwaltschaft hierüber 
informiert?

6.3. 	 Welche Erkenntnisse haben die Ermittlungsbehörden 
jeweils daraus gewonnen?

6.4. 	 Gab es im Zusammenhang mit Maßnahmen im 
Umfeld der Angehörigen Beschwerden über diese 
Ermittlungsmethoden und das Verhalten der Ermitt‑
ler und falls ja, wie wurde diesen nachgegangen?

6.5. 	 Auf welcher Grundlage erfolgte die Einschätzung 
des StMI, es sei „naheliegend, die Drahtzieher des 
Verbrechens im Bereich der organisierten Kriminali‑
tät zu suchen“ und im Umfeld der Opfer sei die Poli‑
zei auf eine „Mauer des Schweigens“ gestoßen (vgl. 
SZ vom 26.04.2006)?

7.	 Welche Aktivitäten haben welche bayerischen 
Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie 
die jeweils vorgesetzten Dienststellen und die 
Staatsregierung seit dem 04.11.2011 bis 04.07.2012 
entwickelt?

7.1. 	 Wann sind die Ermittlungen wegen der fünf unge‑
klärten Mordfälle in Bayern wieder aufgenom‑
men worden und sind die früheren SoKoen bzw.  
BAOen wieder reaktiviert worden?

7.2. 	 Wie wurde die Zusammenarbeit zwischen den bay‑
erischen Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden 
und dem GBA und der beim BKA neu geschaffenen 
BAO „Trio“ neu organisiert?

7.3. 	 Welche organisatorischen und ggf. personellen Ver
änderungen sind im BayLfV und ggf. im StMI vorge‑
nommen worden?

7.4. 	 Welche Erkenntnisse hat die ab dem 19.12.2011 
innerhalb des BayLfV zur Aufarbeitung des Fallkom‑
plexes eingerichtete Projektgruppe „Lageorientierte 
Sonderorganisation NSU“ bisher erbracht und wel‑
che Konsequenzen sind hieraus beim BayLfV gezo‑
gen worden?

7.5.	 Welche Tätigkeiten hat die beim LKA zusätzlich ein‑
gerichtete KG ReTeEX Bayern bisher entfaltet und 
mit welchen Ergebnissen?

7.6. 	 Welches Ergebnis haben die Ermittlungen über die 
Hersteller, Absender und Verteiler einer comicarti‑
gen „Bekenner“- DVD mit Hinweisen auf die unge‑
klärten Sprengstoffanschläge in Köln in den Jahren 
2001 und 2004, die sog. Ceska-Morde sowie den 
Mord an einer Polizistin in Heilbronn erbracht und 
gibt es insbesondere Hinweise darauf, wer eine die‑
ser DVD in den Briefkasten einer Tageszeitung in 
Nürnberg eingeworfen hat?
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7.7. 	 Welche Informationen zum Untersuchungsgegen­
stand lagen der Staatsregierung zu welchem Zeit­
punkt vor und wie gestaltete sie ihre Informations­
politik gegenüber dem Landtag und der Öffentlich­
keit?“

II. 	� ZUSAMMENSETZUNG DES UNTER-	  
SUCHUNGSAUSSCHUSSES

Der Bayerische Landtag bestellte gemäß Artikel 4 Gesetz 
über die Untersuchungsausschüsse des Bayerischen Land-
tags (UAG) folgende Abgeordnete zu Mitgliedern bzw. stell-
vertretenden Mitgliedern des Untersuchungsausschusses:

Mitglieder:	 Stellvertretende 	  
	 Mitglieder:
CSU
Prof. Dr. Winfried Bausback	 Dr. Florian Herrmann
Dr. Otmar Bernhard	 Ludwig Freiherr von 	 
	 Lerchenfeld
Manfred Ländner	 Andreas Lorenz
Martin Neumeyer	 Josef Zellmeier

SPD
Franz Schindler	 Florian Ritter
Helga Schmitt-Bussinger	 Horst Arnold

FREIE WÄHLER
Prof. Dr. Michael Piazolo	 Bernhard Pohl

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Susanna Tausendfreund	 Dr. Sepp Dürr

FDP
Dr. Andreas Fischer	 Jörg Rohde 

Zum Vorsitzenden bestellte der Bayerische Landtag gemäß 
Art. 3 UAG den Abgeordneten Franz Schindler, zum stell-
vertretenden Vorsitzenden den Abgeordneten Dr. Otmar 
Bernhard.

III. 	MITARBEITER UND BEAUFTRAGTE

1.	 Landtagsamt

Als Sekretariat stand dem Untersuchungsausschuss das 
Referat P III (Recht, Europa) des Landtagsamts (Leitung: 
MRin Monika Hohagen; RRin Sima Maria Qamar) zur Ver-
fügung. Die Sitzungsniederschriften wurden vom stenogra-
phischen Dienst erstellt.

2.	 Beauftragte der Staatsregierung

Als Beauftragte im Sinne des Art. 24 Abs. 2 Bayerische Ver-
fassung nahmen

a)	 für die Bayer. Staatskanzlei
	 MR Frank Höllriegel
	 Vertreterin:	 RRin Dr. Eva-Maria Unger

b)	� für das Bayer. Staatsministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz

	 MR Udo Gramm
	 Vertreter: 	 Ltd. MR Michael Grauel

c)	 für das Bayer. Staatsministerium des Innern
	 ORR Dr. Sebastian Rotter
	 Vertreter: 	 ORR Michael Schiffmeyer

an den öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen des 
Untersuchungsausschusses teil.

3.4	� Benannte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Fraktionen

An den Arbeiten des Untersuchungsausschusses waren fol-
gende von den Fraktionen benannte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beteiligt:

a) 	 Seitens der CSU-Fraktion
	 Dr. Alexander Dietrich
	 Marlon Klein
	 Cajetan Eder

b) 	 Seitens der SPD-Fraktion
	 Uli Hübner
	 Marius Köstner

c) 	 Seitens der Fraktion FREIE WÄHLER
	 Katharina Fiedler
	 Dieter Eckermann

d) 	 Seitens der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	 Isabelle Maaßen
	 Florian Kraus

e) 	 Seitens der FDP-Fraktion
	 Bernadette Mohme
	 Michaela Rausch

Der Untersuchungsausschuss fasste im Hinblick auf die 
Befassung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf Antrag 
der Fraktionen in seiner 1. Sitzung am 5. Juli 2012 folgenden 
Beschluss Nr. 1:

„1. 	�Die von den Fraktionen benannten Mitarbeiter erhalten 
Zutritt zu den nichtöffentlichen und geheimen Sitzungen 
des Untersuchungsausschusses sowie Zugang zu den 
Akten des Untersuchungsausschusses, auch soweit sie 
– ohne Verschlusssachen zu sein – unter Geheimhal­
tung gestellt sind, unter der Voraussetzung, dass eine 
Verpflichtung zur Geheimniswahrung gemäß § 353 b 
Abs. 2 Nr. 2 StGB zur Wahrung von Privat-, Betriebs-, 
Geschäfts- oder Steuergeheimnissen durchgeführt wor­
den ist.

2. 	� Die von den Fraktionen benannten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter erhalten Zutritt zu den geheimen Sit­
zungen des Untersuchungsausschusses, in denen über 
Verschlusssachen beraten wird sowie Zugang zu den 
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als Verschlusssachen bezeichneten Akten des Untersu­
chungsausschusses unter der Voraussetzung, dass sie 
nach den einschlägigen Regelungen für die Sicherheits­
überprüfung überprüft sowie nach der Geheimschutz­
ordnung zum Zugang zu VS ermächtigt und zur Geheim­
haltung förmlich verpflichtet sind. 

3. 	� Soweit Schreibkräfte von den Fraktionsmitarbeitern mit 
in den Akten enthaltenen Vorgänge befasst werden oder 
mit Vorgängen, die der Geheimhaltung unterliegen, ist 
Voraussetzung, dass sie entsprechend dem oben Gesag­
ten vom Landtagsamt verpflichtet wurden.“

IV.	 SITZUNGEN

Der Untersuchungsausschuss führte seine Beratungen und Untersuchungen in 31 Sitzungen durch:

1 05.07.2012 öffentlich Konstituierung

nichtöffentlich Beratungssitzung

2 10.07.2012 nichtöffentlich Beratungssitzung

3 21.09.2012 nichtöffentlich Beratungssitzung

4 09.10.2012 öffentlich Zeugenvernehmung
Präsident LfV a.D. Gerhard Forster

nichtöffentlich Zeugenvernehmung
Präsident LfV a.D. Gerhard Forster

nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich Zeugenvernehmung
LRD a.D. Norbert Wingerter

5 16.10.2012 nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich Zeugenvernehmung
ORR a.D. Karlheinz Sager
KHK a.D. Manfred Kammermeier

nichtöffentlich Zeugenvernehmung
RI Peter Eckstein
RA a.D. Hans Meixner

6 23.10.2012 nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich Zeugenvernehmung
LRD Edgar Hegler

nichtöffentlich Zeugenvernehmung
LRD Edgar Hegler
RA Klaus Gärtner

7 13.11.2012 nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich
nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung
Präsident LfV a.D. Gerhard Forster

nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung
RR a.D. Lothar Zeiher

8 27.11.2012 öffentlich Sachverständigenanhörung
Andrea Röpke
Prof. a.D. Dr. Hajo Funke
PD Dr. habil. Steffen Kailitz

9 18.12.2012 nichtöffentlich Beratungssitzung

nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung

OAR a.D. Walter Seiler

öffentlich
geheim

Zeugenvernehmung

MDirig a.D. Dr. Wolf-Dieter Remmele

öffentlich Zeugenvernehmung

MDirig a.D. Karl-Heinz Lenhard

10 19.12.2012 öffentlich Zeugenvernehmung
Präsident LfV a.D. Günter Gold
Präsident LfV a.D. Dr. Wolfgang Weber

nichtöffentlich Beratungssitzung
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11 22.01.2013 nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich Zeugenvernehmung
KHK Manfred Kellner
EKHK Albert Vögeler
KHK Manfred Stich

12 23.01.2013 nichtöffentlich Informationsgespräch mit dem zuständigen Vertreter des Generalbundesanwalts beim 
Bundesgerichtshof und dem zuständigen Ermittlungsführer des Bundeskriminalamtes 

13 05.02.2013 nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich Zeugenvernehmung
KHK Werner Störzer
KHK a.D. Werner Kienel
EKHK Jochen Keller
KHK Manfred Hänßler

14 19.02.2013 nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich Zeugenvernehmung
KOR a. D. Josef Wilfling
EKHK Gerhard Hausch
LKD Harald Pickert 

15 20.02.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
LKD Wolfgang Geier

16 26.02.2013 nichtöffentlich Gespräch mit Mitgliedern der Bund-Länder-Kommission Rechtsterrorismus 

17 06.03.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
KOR a. D. Klaus Mähler
EKHK Alexander Horn

nichtöffentlich Beratungssitzung

18 19.03.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
KHK Manfred Witkowski
KHK Markus Hirschmann 

nichtöffentlich Beratungssitzung

nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung
RR a.D. Lothar Zeiher

19 21.03.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
KHK Manfred Pfister 
EKHK a.D. Bernd Schabel 

nichtöffentlich Beratungssitzung

20 09.04.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
KD Christian Hoppe
DirAG Peter Boie

21 10.04.2013 öffentlich Zeugenvernehmung

LOStA Dr. Walter Kimmel

nichtöffentlich Beratungssitzung

22 17.04.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
RD Rupert Biber 
Präsident BayLfV Dr. Burkhard Körner

nichtöffentlich Zeugenvernehmung
RR Heinz Jäger

nichtöffentlich Beratungssitzung

23 23.04.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
Präsident LKA Peter Dathe 
Landespolizeipräsident a.D. Waldemar Kindler

nichtöffentlich Beratungssitzung

24 25.04.2013 nichtöffentlich Zeugenvernehmung
RR Heinz Jäger

öffentlich
nichtöffentlich
öffentlich

Zeugenvernehmung
LRD Edgar Hegler

nichtöffentlich Beratungssitzung
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Die Beweisaufnahme wurde in der 30. Sitzung am 3. Juli 
2013 beendet (Beschluss Nr. 88). Der Schlussbericht für die 
Vollversammlung des Landtags wurde in der 31. Sitzung am 
9. Juli 2013 einstimmig wie folgt beschlossen (Beschluss 
Nr. 91): 

„Den Teilen A, B I.-III. und Teil C wird zugestimmt. Hinsicht‑
lich des Teils B IV. wird zur Kenntnis genommen, dass ein‑
zelne Abgeordnete Texte mit unterschiedlichen Bewertungen 
und Schlussfolgerungen vorgelegt haben. Diese sollen Teil 
des Abschlussberichts sein.“

Die Verfahrensberatungen wurden entsprechend Art. 9 Abs. 
3 UAG unter Ausschluss der Öffentlichkeit durchgeführt.
Die Beweiserhebungen mittels Einvernahme von Zeugen 
und Sachverständigen wurden mit Ausnahme der unter Zif-
fer V.3.4 aufgeführten Vernehmungen in öffentlicher Sitzung 
durchgeführt.

Für die am 18. und 19. Dezember 2012 außerhalb der Sit-
zungswochen durchgeführten Sitzungen lag eine Genehmi-
gung der Präsidentin vor.

V. 	 BEWEISERHEBUNG

1.	 Geheimhaltung

Die Arbeit im Untersuchungsausschuss war aufgrund des 
Untersuchungsgegenstandes geprägt vom Umgang mit 
Angelegenheiten, die im staatlichen Interesse durch beson-
dere Sicherheitsmaßnahmen vor Unbefugten geheim zu 
halten waren. Die Geheimhaltung musste zum einen auf 
der Grundlage der Geheimschutzvorschriften sichergestellt 
werden. Zum anderen war der Grundsatz, die Untersuchung 
gemäß Art. 25 Abs. 5 Bayerische Verfassung und Art. 9 Abs. 
1 UAG möglichst in einem öffentlichen Rahmen durchzu-
führen, zu beachten.

Mehrere Sitzungen zur Zeugenvernehmung wurden vom 
Untersuchungsausschuss auf der Grundlage des Untersu-
chungsausschussgesetzes und der Geheimschutzordnung 
des Landtags eingestuft, um den Zeugen, die entsprechend 
ihrer Aussagegenehmigung nur in eingestuften Sitzungen zu 
bestimmten Aussagen berechtigt waren, die Möglichkeit zur 
Aussage zu geben und im Einzelfall auch Vorhalte aus einge-
stuften Beweismaterialien machen zu können.

Grundsätzlich wurden jedoch alle Zeugen weitgehend 
zunächst in öffentlicher Sitzung und dann soweit notwen-
dig in einem weiteren eingestuften nichtöffentlichen bzw. 
geheimen Sitzungsteil vernommen (siehe im Einzelnen dazu 
unten 3.4).

25 14.05.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
KHK Matthias Blumenröther 
EKHK Herbert Linder 
KHK Klaus Selleneit
KHK Dieter Schönwald

nichtöffentlich Beratungssitzung

26 05.06.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
EKHK Manfred Heger
Beate Keller
KHK Hanskarl Ruppe
POK Peter Merkl

nichtöffentlich Beratungssitzung

27 11.06.2013 nichtöffentlich Beratungssitzung

öffentlich Zeugenvernehmung
Ministerpräsident a.D. Dr. Günther Beckstein, MdL
Staatsminister Joachim Herrmann, MdL

28 18.06.2013 öffentlich Zeugenvernehmung
KHK Konrad Pitz 
KHK Karl Richter 
KD Georg Schalkhaußer
GenStA Dr. Christoph Strötz 
OStA als HAL Hans Kornprobst 
LOStA Dr. Walter Kimmel 

nichtöffentlich Beratungssitzung

29 20.06.2013 öffentlich Zeugenvernehmung

Staatsministerin Dr. Beate Merk, MdL

30 03.07.2013 nichtöffentlich Beratungssitzung

31 09.07.2013 nichtöffentlich Beratung über die Abfassung des Schlussberichts gemäß Art. 21 Abs. 3 UAG
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Dem Untersuchungsausschuss wurden bereits nach der Ver-
schlusssachenanweisung des Freistaates Bayern bzw. des 
Bundes VS-VERTRAULICH oder GEHEIM eingestufte 
Unterlagen zugeleitet. In diese Unterlagen konnte nur über 
die Geheimschutzstelle des Landtags Einsicht genommen 
werden.

Um neben der Einstufung als Verschlusssache eine Geheim-
haltung bestimmter Unterlagen zu gewährleisten, fasste der 
Untersuchungsausschuss in seiner 2. Sitzung am 10. Juli 
2012 darüber hinaus den Beschluss Nr. 3 betreffend die 
Geheimhaltung von Akten wie folgt:

„1.	� Die aufgrund eines Beschlusses des Untersuchungsaus‑
schusses vorgelegten Akten werden der Geheimhaltung 
unterworfen, soweit dies von der Stelle verlangt wird, 
die die Akten dem Untersuchungsausschuss übermittelt. 
Die Geheimhaltung kann durch Beschluss des Untersu‑
chungsausschusses aufgehoben werden.

2.	� Oben Gesagtes gilt auch für Verschlusssachen im Sinne 
der Geheimschutzordnung des Bayerischen Land‑
tags; der Geheimhaltungsgrad der Verschlusssachen 
bestimmt sich nach § 6 Abs. 1 Geheimschutzordnung des 
Bayerischen Landtags, wobei dieser Geheimhaltungs‑
grad gemäß § 6 Abs. 1 Satz 2 Geheimschutzordnung für 
die Behandlung innerhalb des Landtags verbindlich ist. 

3.	� Die unter 1. genannten Akten werden in der Registratur 
des Landtagsamtes aufbewahrt, sind dort einsehbar und 
werden an die berechtigten Personen gegen Empfangs‑
bestätigung ausgehändigt. Der Entleiher hat für die 
sichere Aufbewahrung der Akten zu sorgen. Eine Wei‑
tergabe an eine andere befugte Person darf nur gegen 
Quittung erfolgen, die der Registratur unverzüglich 
zuzuleiten ist. 

4.	� Aufgrund des Geheimhaltungsbeschlusses besteht im 
Hinblick auf den Inhalt der der Geheimhaltung unter‑
liegenden Akten die Pflicht zur Verschwiegenheit. Auf § 
353 b Abs. 2 Nr. 1 StGB wird hingewiesen. 

5.	� Einsicht in die der Geheimhaltung unterliegenden Akten 
erhalten die Mitglieder und stv. Mitglieder des UA sowie 
die von den Fraktionen für den Untersuchungsausschuss 
benannten Mitarbeiter, letztere nach Maßgabe des wei‑
teren Beschlusses des Untersuchungsausschusses.“ 

2.	 Akten

2.1 	Umfang und Herkunft des Beweismaterials

Insgesamt fasste der Untersuchungsausschuss 38 Beweisbe-
schlüsse zur Beiziehung bzw. Anforderung von Akten und 
Unterlagen (s. Anlage 1a – Übersichtsliste und Anlage 1b 
– Darstellung im Wortlaut). Auf deren Grundlage wurden 
etwa 226 Aktenordner, 229 Gehefte und 15 Datenträger 
(404 fortlaufende Aktennummern) zugeleitet (s. Anlage 2 – 
Aktenliste) und vom Untersuchungsausschuss gesichtet und 
ausgewertet. 

Von den mit den Beweisbeschlüssen angeforderten Unter-
lagen waren 141 mit VS-VERTRAULICH oder GEHEIM 
eingestuft, weitere 52 wurden der Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3 unterworfen. Dies betraf insbesondere die 
Anklageschrift im Verfahren gegen Beate Zschäpe u.a. sowie 
die strafrechtlichen Ermittlungsakten.

Nicht vorgelegt wurden bis zum Schluss der Beweis- 
aufnahme die mit Beschluss Nr. 10 vom 21. September 
2012 über das Bundeskanzleramt bei der zuständigen obers- 
ten Bundesbehörde angeforderten Unterlagen und das  
mit Beschluss Nr. 78 vom 5. Juni 2013 bei dem OLG Mün-
chen angeforderte sog. Bekennervideo bzw. die DVD mit 
Szenen.

Die in der Aktenliste aufgeführten Akten und Unterlagen 
wurden allen Mitgliedern des Untersuchungsausschusses 
zugänglich gemacht. Auf deren Verlesen wurde gemäß Art. 
19 Abs. 2 Satz 2 UAG verzichtet (Beschluss Nr. 88 vom  
3. Juli 2013).

Der Untersuchungsausschuss erhielt Unterlagen von fol- 
genden Stellen bzw. Personen:

– � Parlamentarisches Kontrollgremium des Landtags
– � 6. Strafsenat des Oberlandesgerichts München
– � Staatskanzlei
– � Staatsministerium des Innern einschließlich Landesamt 

für Verfassungsschutz, Landeskriminalamt, Polizeipräsi-
dien Mittelfranken, München, Niederbayern, Oberbayern 
Nord, Oberbayern Süd, Oberfranken, Oberpfalz, Schwa-
ben Südwest, Unterfranken

– � Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
einschließlich des Generalstaatsanwalts in Nürnberg, 
der Staatsanwaltschaften Coburg, München I, Nürnberg-
Fürth, Regensburg, der Justizpressestelle Nürnberg,

–  Deutscher Bundestag
– � Bundesministerium des Innern einschließlich Bundesamt 

für Verfassungsschutz, Bundeskriminalamt, Bund-Län-
der-Kommission Rechtsterrorismus

– � Bundesministerium der Justiz einschließlich Generalbun-
desanwalt

– � Bundesministerium der Verteidigung
– � Sächsischer Landtag
– � Thüringer Landtag
– � Innenministerium des Freistaates Thüringen einschließ-

lich Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz, Landes-
kriminalamt

– � Justizministerium des Freistaates Thüringen einschließ-
lich der Staatsanwaltschaft Gera

Weitere Akten:

Die folgenden weiteren Akten bzw. Unterlagen wurden ohne 
vorangegangenen Beweisbeschluss zum Gegenstand der 
Untersuchung gemacht:

1. 	� Schreiben Staatsminister Joachim Herrmann, Staatsmi-
nisterium des Innern, an den 2. Untersuchungsausschuss 
des Deutschen Bundestages (Akten-Nr. 72)
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2. 	� Schreiben des Zeugen Präsident LfV a.D. Gerhard Fors-
ter an den Vorsitzenden (Akten-Nr. 73)

3. 	� Abschlussbericht der Bund-Länder-Kommission 
Rechtsterrorismus (Akten-Nr. 381)

4. 	� Untersuchungsbericht der Neonazi-Morde in Deutsch-
land im Zeitraum 2000-2006 des Ausschusses der  
großen Nationalversammlung der Türkei (Akten- 
Nr. 402)

2.2 	� Umgang mit Aktenmaterial nach Abschluss der Un-
tersuchungstätigkeit

In der 30. Sitzung am 3. Juli 2013 fasste der Untersuchungs-
ausschuss zum Verbleib des im Laufe des Verfahrens ent-
standenen Beweismaterials folgenden weiteren Verfahrens-
beschluss

Beschluss Nr. 87 vom 03.07.2013

„Die Aufbewahrung und Archivierung der dem Untersu‑
chungsausschuss zugeleiteten sowie im Rahmen der Beweis‑
erhebung beigezogenen Akten sowie Unterlagen wird wie 
folgt behandelt:

1.	� Das Landtagsamt bewahrt die Aktensätze der Fraktio‑
nen nach den Bestimmungen der Geheimschutzordnung 
des Landtags zunächst bis zum 31.03.2014 auf, vorsorg‑
lich für den Fall, dass sich der neue Landtag dazu ent‑
scheidet einen weiteren Untersuchungsausschuss einzu‑
setzen. 

2.	� Ein vollständiger Aktensatz aller zugeleiteten sowie 
beigezogenen Unterlagen (siehe Aktenliste des Untersu‑
chungsausschusses) wird nach den Bestimmungen der 
Geheimschutzordnung des Landtags für die Dauer der 
17. Legislaturperiode des Landtags aufbewahrt. 

3.	� Nach Ablauf der 17. Legislaturperiode des Landtags  
sind diese Unterlagen dem Archiv des Bayerischen 
Landtags anzubieten, verbunden mit der Bitte, die dau‑
erhafte Archivierung unter Beachtung der Bestimmun‑
gen der Geheimschutzordnung des Landtags sicherzu‑
stellen. 

4.	� Davon ausgenommen sind die auf Grundlage des Be- 
weisbeschlusses Nr. 23 übersandten Akten Nr. 334 bis 
345 (G 10-Unterlagen des Staatsministeriums des Inne‑
ren).“

3.	 Zeugen

Aufgrund entsprechender Beweisbeschlüsse vernahm der 
Untersuchungsausschuss 55 Personen nach Belehrung über 
die strafrechtlichen Folgen einer eidlichen oder uneidlichen 
Falschaussage als Zeugen.

Soweit für die als Zeugen vernommenen früheren oder jetzi-
gen Mitglieder der Bayerischen Staatsregierung oder Beam-
ten bzw. Angestellten Aussagegenehmigungen erforderlich 
waren, lagen diese vor. 

In der 12. Sitzung am 23. Januar 2013 hörte der Untersu-
chungsausschuss einen Vertreter des Generalbundesanwalts 
sowie einen Vertreter des BKA in nichtöffentlicher Sitzung 
informatorisch zum Stand des Ermittlungsverfahrens gegen 
Beate Zschäpe und andere an.

Der Untersuchungsausschuss führte in der 16. Sitzung am 
26. Februar 2013 ein Gespräch mit der Bund-Länder-Kom-
mission Rechtsterrorismus vertreten durch die Kommissi-
onsmitglieder Staatsminister a.D. Karl-Peter Bruch und Pro-
fessor Dr. Eckhart Müller begleitet durch zwei Mitarbeiter 
der Geschäftsstelle.

Am 17. April 2013 wurde anlässlich des Besuchs einer tür-
kischen Delegation bestehend aus Abgeordneten der Gro-
ßen Nationalversammlung der Türkei ein Gespräch mit den 
Mitgliedern des Untersuchungsausschusses geführt. Hierbei 
wurde ein Bericht übergeben, der als fortlaufende Akte ein-
geführt wurde (Akten-Nr. 402).

Am 13. Mai 2013 fand auf Einladung des Untersuchungs-
ausschusses ein informatorisches Gespräch mit den Angehö-
rigen der Opfer statt.

Die Niederschriften der durchgeführten Zeugenvernehmun-
gen wurden übermittelt wie folgt:

1.	� der Bund-Länder-Kommission Rechtsterrorismus 
sämtliche Protokolle der in öffentlicher Sitzung durch-
geführten Zeugeneinvernahmen (Beschluss Nr. 16 vom 
21.09.2012)

2.	� dem 3. Untersuchungsausschuss der 5. Wahlperiode 
des Sächsischen Landtages sämtliche Protokolle der in 
öffentlicher Sitzung durchgeführten Zeugeneinvernah-
men (Beschluss Nr. 19 vom 09.10.2012)

3. 	� dem Untersuchungsausschuss 5/1 „Rechtsterroris-
mus und Behördenhandeln“ des Thüringer Landta-
ges die Vernehmungsprotokolle (einschließlich nichtöf-
fentlicher Teil) der Zeugen Präsident LfV a.D. Gerhard 
Forster, Norbert Wingerter, Edgar Hegler, Karlheinz 
Sager, Manfred Kammermeier (Beschluss Nr. 65 vom 
23.04.2013)

4. 	� dem 6. Strafsenat des Oberlandesgerichts München 
unter bestimmten Auflagen in Papierform sowie elektro-
nisch nach förmlichem Abschluss der Beweisaufnahme 
die Protokolle der öffentlichen Zeugeneinvernahmen 
sowie die Protokolle der nichtöffentlichen Zeugenein-
vernahmen; die Übersendung der nach der Geheim-
schutzordnung eingestuften Protokolle wurde von der 
Freigabe durch das Staatsministerium des Innern abhän-
gig gemacht (Beschluss Nr. 59 vom 21.03.2013, geän-
dert durch Beschluss Nr. 72 vom 05.06.2013, erneut 
geändert durch Beschluss Nr. 89 vom 09.07.2013)

5. 	� dem 2. Untersuchungsausschuss des Deutschen Bun-
destages sämtliche Protokolle der Beweisaufnahme bis 
zu einem Geheimhaltungsgrad VS-NfD elektronisch 
(Beschluss Nr. 83 vom 11. Juni 2013).
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3.1	 Zeugeneinvernahme in alphabetischer Reihenfolge:

Ministerpräsident a.D. Dr. Günther Beckstein, MdL, Staatsminister des Innern von Juni 1993 bis 08.10.2007, anschließend 
bis 27.10.2008 Ministerpräsident
zu den Fragen A.1.1., A.1.3., A.1.3.4., A.1.5., A.1.5.1., A.1.6., A.2.1.5.2., A.2.2.3., A.2.3., A.2.3.1., B.1.1., B.1.1.1, B.1.1.6., 
B.1.2., B.1.3.1., B.1.3.2., B.1.4., B.1.5., B.1.6., B.2.3.2., B.2.5., B.2.6., B.3.5., B.3.8.3., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., 
B.3.14., B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.17.3., B.4.4.2., B.4.8., B.4.8.1., B.4.9., B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.11., B.4.12.5., B.4.15., 
B.4.15.3., B.4.17.4., B.4.18., B.4.18.1., B.4.18.2., B.4.18.3., B.4.19., B.4.19.1., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., B.4.22., B.5.1., 
B.6.1., B.6.3., B.6.4., B.6.5.
gemäß Beschluss Nr. 66 vom 25.04.2013

11.06.2013

KHK Matthias Blumenröther, Polizeipräsidium München, Hauptsachbearbeiter der SoKo Theo, anschließend BAO 
Bosporus
zu den Fragen B.6.1., B.6.2., B.6.3., B.6.4., B.6.5. 
gemäß Beschluss Nr. 64 vom 04.07.2013

14.05.2013

RD Rupert Biber, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Leiter des Sachgebiets 11 für zentrale Rechtsfragen, 
Datenschutzbeauftragter des BayLfV
zu den Fragen B.2.7., B.2.8., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.5.2., B.4.12.6., B.4.12.7., B.4.12.8., B.4.12.9., B.4.12.10., B.4.12.11., 
B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.23., B.7.3., B.7.4. 
gemäß Beschluss Nr. 57 vom 21.03.2013

17.04.2013

DirAG Peter Boie, vormals Staatsanwaltschaft München I 
zu den Fragen B.2.1., B.2.3.2., B.2.4., B.3.1., B.3.5., B.3.8., B.3.8.1., B.3.8.2., B.3.10., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., 
B.3.14.2., B.4.1., B.4.7., B.4.8., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.15.2., B.4.16., B.4.16.1., B.4.16.2., B.4.17., 
B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.17.4., B.4.18., B.4.18.1., B.4.18.2., B.4.18.3., B.4.18.4., B.4.25. 
gemäß Beschluss Nr. 55 vom 19.03.2013

09.04.2013

Präsident LKA Peter Dathe, Bay. Landeskriminalamt, Präsident seit 01.04.2008, zuvor Leiter Sachgebiet I C 5 (Einsatz 
der Polizei) im Bay. Staatsministerium des Innern
zu den Fragen A.1.3.4., A.1.6., A.2.1.4., B.1.1.6., B.2.5., B.2.6., B.3.8.3., B.4.8.1., B.4.15., B.4.17.4., B.4.20., B.7.5. 
gemäß Beschluss Nr. 62 vom 17.04.2013

23.04.2013

RI Peter Eckstein, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Sachbearbeiter organisierter Rechtsextremismus (NPD-Demo 
gegen die Wehrmachtsausstellung am 01.03.1997 mit Beteiligung Mundlos und Böhnhardt)
zu den Fragen A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5, A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.5., A.2.1.5.1., A.2.2., A.2.4.2., 
A.2.8., B.1.1.-B.1.8.
gemäß Beschluss Nr. 17 vom 09.10.2012

16.10.2012

Präsident LfV a.D. Gerhard Forster, Präsident des Bay. Landesamt für Verfassungsschutz von 01.03.1994 bis zur 
Pensionierung am 01.12.2001
zu den Fragen A.1., A.2., B.1., B.2., B.5. 
gemäß Beschluss Nr. 13 vom 21.09.2012 
und
zu den Fragen A.1.1., A.1.3.1., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.4., A.2.1.5.1., A.2.1.7., A.2.1.8., A.2.2., 
A.2.3., A.2.3.1., A.2.4.2., A.2.9., B.1., B. 2.7., B.2.8., B.5.1., B.5.2., B.5.3. 
gemäß Beschluss Nr. 29 vom 23.10.2012

09.10.2012

13.11.2012

RA Klaus Gärtner, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, verantwortlicher Mitarbeiter für die Operation Rennsteig, 
Besprechung in Nürnberg am 17.10.1996
zu den Fragen A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.5., A.2.1.5.1., A.2.2., A.2.4.2., 
A.2.8., B.1.1.-B.1.8.
gemäß Beschluss Nr. 20 vom 16.10.2012

23.10.2012

LKD Wolfgang Geier, Polizeipräsidium Unterfranken, Leiter der BAO Bosporus vom 01.07.2005 bis 31.01.2008 mit 
Ausnahme des Zeitraums März/April 2006 
zu den Fragen B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., 
B.2.7., B.2.8., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., 
B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., 
B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., 
B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., 
B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., 
B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26.
gemäß Beschluss Nr. 49 vom 05.02.2013

20.02.2013

Präsident LfV a.D. Günter Gold, Präsident des Bay. Landesamt für Verfassungsschutz von 01.12.2001 bis zur Pensionierung 
am 01.08.2005
zu den Fragen A.1.1., A.1.3.1., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.4., A.2.1.5.1., A.2.1.7., A.2.1.8., A.2.2., 
A.2.3., A.2.3.1., A.2.4.2., A.2.9., B.1., B.2.7., B.2.8., B.5.1., B.5.2., B.5.3.
gemäß Beschluss Nr. 41 vom 27.11.2012

19.12.2012
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KHK Manfred Hänßler, Polizeipräsidium Mittelfranken, kriminalpolizeiliche Sachbearbeitung im Fall Yasar, anschließend 
BAO Bosporus
zu den Fragen B.4.3., B.4.3.1., B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., B.4.5., B.4.6., B.4.8., B.4.8.1., B.4.8.3., 
B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., 
B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., 
B.4.17., B.4.17.1., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26. 
gemäß Ergänzung zum Beschluss Nr. 45 vom 05.02.2013

05.02.2013

EKHK Gerhard Hausch, Polizeipräsidium Mittelfranken, diverse Funktionen in der BAO Bosporus u.a. 
Informationssammel- und Geschäftsstelle, zuvor Informationskoordinierung bei der SoKo Halbmond
zu den Fragen B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., 
B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., 
B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., 
B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., 
B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., 
B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26.
gemäß Beschluss Nr. 48 vom 05.02.2013

19.02.2013

EKHK Manfred Heger, Polizeipräsidium München, ab Juni 2005 bis 31.10.2005 Leiter der zentralen Sachbearbeitung 
der SoKo Theo, von 01.11.2005 bis 05.04.2006 Mitarbeit in der Zentralen Sachbearbeitung der BAO Bosporus, vom 
06.04.2006 bis 01.01.2007 Leiter/Mitarbeiter im EA02, UA 02“konkrete-Ermittlungskomplexe“, vom 02.01.2007 bis 
01.07.2007 Mitarbeiter im EA 03 „Überprüfungen“
zu den Fragen B.6.1., B.6.2., B.6.3., B.6.4., B.6.5. 
gemäß Beschluss Nr. 69 vom 14.05.2013

05.06.2013

LRD Edgar Hegler, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Leiter Abteilung Rechtsextremismus, früherer Sachgebietsleiter 
und stv. Abteilungsleiter
zu den Fragen A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.5., A.2.1.5.1., A.2.2., A.2.4.2., 
A.2.8, B.1.1.-B.1.8.
gemäß Beschluss Nr. 20 vom 16.10.2012
und
zu den Fragen B.2.7., B.2.8., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.12., B.4.12.1., 
B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.23. 
gemäß Beschluss Nr. 63 vom 04.07.2013

23.10.2012

25.04.2013

Staatsminister Joachim Herrmann, MdL, Bay. Staatsministerium des Innern, seit 16.10.2007
zu den Fragen A.1.7, B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.23., B.4.26., B.5.1, B.5.2., B.5.3., B.7.1., B.7.2., B.7.3., B.7.4., B.7.5., 
B.7.6., B.7.7. 
gemäß Beschluss Nr. 66 vom 25.04.2013
und
zu den Fragen A.1.3., A.1.3.4., A.1.6.
gemäß Beschluss Nr. 86 vom 03.07.2013

11.06.2013

KHK Markus Hirschmann, Polizeipräsidium Mittelfranken, Juni 2006 bis Februar 2008 BAO Bosporus
zu den Fragen B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., 
B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., 
B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., 
B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., 
B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., 
B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26. 
gemäß Beschluss Nr. 53 vom 06.03.2013

19.03.2013

KD Christian Hoppe, Bundeskriminalamt, Referatsleiter Ermittlungsgruppe Ceska im Zeitraum 01.01.2006 bis 01.12.2009

zu den Fragen B.2.1., B.2.3.2., B.2.4., B.3.1., B.3.5., B.3.8., B.3.8.1., B.3.8.2., B.3.10., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., 
B.3.14.2., B.4.1., B.4.7., B.4.8., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.15.2., B.4.16., B.4.16.1., B.4.16.2., B.4.17., 
B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.17.4., B.4.18., B.4.18.1., B.4.18.2., B.4.18.3., B.4.18.4., B.4.25. 

09.04.2013

EKHK Alexander Horn, Polizeipräsidium München, vom 08.08.2005 bis 04.09.2006 verantwortlicher Fallanalytiker für 
die Analysen der Operativen Fallanalyse Bayern im Zusammenwirken mit der BAO Bosporus. 
zu den Fragen B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., 
B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., 
B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., 
B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., 
B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., 
B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26.
gemäß Beschluss Nr. 51 vom 19.02.2013

06.03.2013
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RR Heinz Jäger, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Sachbearbeiter im Bereich Rechtsextremismus
zu den Fragen B.2.7., B.2.8., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.5.2., B.4.12.6., B.4.12.7., B.4.12.8., B.4.12.9., B.4.12.10., B.4.12.11., 
B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.23., B.7.3., B.7.4. 
gemäß Beschluss Nr. 57 vom 04.07.2013

25.04.2013

KHK a.D. Manfred Kammermeier, Polizeipräsidium Niederbayern, KPI Straubing, Kommissariat Staatsschutz, 
Sachbearbeiter Skinheadfeier in Straubing am 06.08.1994 mit Uwe Mundlos
zu den Fragen A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.2.1., A.2.1.3., A.2.4.1.
gemäß Beschluss Nr. 17 vom 09.10.2012

16.10.2012

Beate Keller, Zeugin im Mordfall Yasar
zu den Fragen B.3.18., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.25. 
gemäß Beschluss Nr. 69 vom 14.05.2013

05.06.2013

EKHK Jochen Keller, Polizeipräsidium Mittelfranken, Sachbearbeiter des K 11 im Rahmen der Mordermittlungen 
Özüdogru und bei der SoKo Halbmond
zu den Fragen B.2.1., B.2.2., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.1., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., 
B.3.6., B.3.7., B.3.7.1., B.3.8., B.3.8.1., B.3.8.2., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., 
B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18.
gemäß Beschluss Nr. 45 vom 22.01.2013

05.02.2013

KHK Manfred Kellner, Polizeipräsidium Oberfranken, KPI Coburg, Kommissariat Staatsschutz
zu den Fragen A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.2.1., A.2.1.3., A.2.4.1., A.5.1., B.1.1., B.1.1.1., B.1.1.5., 
B.1.1.6., B.1.2., B.1.3.2.2., B.1.5., B.1.6., B.1.7., B.5.1, B.5. 2., B.5.3.
gemäß Beschluss Nr. 40 vom 27.11.2012

22.01.2013

KHK a.D. Werner Kienel, Polizeipräsidium Mittelfranken, Sachbearbeiter des K 11 der KPI Nürnberg im Mordfall 
Simsek, Führer des Unterabschnitts – Ermittlungen Özüdogru, anschließend SoKo Halbmond bis April 2002 
zu den Fragen B.2.1., B.2.2., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.1., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., 
B.3.6., B.3.7., B.3.7.1., B.3.8., B.3.8.1., B.3.8.2., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., 
B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18.
gemäß Beschluss Nr. 45 vom 22.01.2013

05.02.2013

LOStA Dr. Walter Kimmel, Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth
zu den Fragen B.2.1., B.2.3.2., B.2.4., B.3.1., B.3.5., B.3.8., B.3.8.1., B.3.8.2., B.3.10., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., 
B.3.14.2., B.4.1., 4.7., B.4.8., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.15.2., B.4.16., B.4.16.1., B.4.16.2., B.4.17., 
B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.17.4., B.4.18., B.4.18.1., B.4.18.2., B.4.18.3., B.4.18.4., B.4.25. 
gemäß Beschluss Nr. 58 vom 21.03.2013
und
zu den Fragen B.3.18., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.25.
gemäß Beschluss Nr. 84 vom 11.06.2013

10.04.2013

18.06.2013

LPP a.D. Waldemar Kindler, Bay. Staatsministerium des Innern, Abteilungsleiter IC (Öffentliche Sicherheit und Ordnung), 
ab 01.03.2001 bis zur Pensionierung am 30.06.2013, ab 01.01.2007 unter dem Titel Landespolizeipräsident
zu den Fragen A.1.3.4., A.1.6., A.2.1.4., B.2.5., B.2.6., B.3.5., B.3.8.3., B.3.14.2., B.4.8., B.4.8.1., B.4.15.3., B.4.18.2., 
B.4.18.3., B.5.1., B.6.5., B.7.3., B.7.4.
gemäß Beschluss Nr. 62 vom 17.04.2013

23.04.2013

Präsident BayLfV Dr. Burkhard Körner, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, seit 01.08.2008
zu den Fragen B.2.7., B.2.8., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.5.2., B.4.12.6., B.4.12.7., B.4.12.8., B.4.12.9., B.4.12.10., B.4.12.11., 
B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.23., B.7.3., B.7.4.
gemäß Beschluss Nr. 57 vom 21.03.2013

17.04.2013

OStA als HAL Hans Kornprobst, Staatsanwaltschaft München I, Referatsleiter E 4 (Strafrechtsabteilung) vom 01.03.2005 
bis 31.03.2007 im Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
zu den Fragen A.1.1., A.1.3., A.1.5., A.1.5.1., A.2.5., A.2.5.1., A.2.5.2., A.2.6., B.3.8., B.3.8.2., B.3.10., B.3.11., B.12., 
B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.4.11., B.3.17.3., B.4.15.3., B.4.16., B.4.16.1., B.4.16.2., B.4.17., B.4.17.2., B.4.17.3., 
B.4.18., B.4.18.1., B.4.18.2., B.7.7.
gemäß Beschluss Nr. 71 vom 14.05.2013

18.06.2013

MDirig a.D. Karl-Heinz Lenhard, Bay. Staatsministerium des Innern, Abteilungsleiter IC (Öffentliche Sicherheit und 
Ordnung) von 01.05.1991 bis zur Pensionierung am 28.02.2001
zu den Fragen A.1.1., A.1.3., A.1.3.1., A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4. A.1.4.1., A.1.5., A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.4., A.2.1.5., 
A.2.1.5.1., A.2.1.7., A.2.2., A.2.3., A.2.3.1., A.2.9.
gemäß Beschluss Nr. 20 vom 23.10.2012

18.12.2012

EKHK Herbert Linder, Polizeipräsidium München, K 11, Sachbearbeiter Mordfall Kilic
zu den Fragen B.6.1., B.6.2., B.6.3., B.6.4., B.6.5. 
gemäß Beschluss Nr. 64 vom 04.07.2013

14.05.2013
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KOR a.D. Klaus Mähler, Polizeipräsidium München, stv. Leiter der BAO Bosporus vom 01.07.2005 bis 31.03.2007
zu den Fragen B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., 
B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., 
B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., 
B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., 
B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., 
B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26.
gemäß Beschluss Nr. 51 vom 19.02.2013

06.03.2013

RA a.D. Hans Meixner, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Sachbearbeiter organisierter Rechtsextremismus 1989-
1997 (Skinheadfeier in Straubing am 06.08.1994 mit Uwe Mundlos), pensioniert am 01.01.2009
zu den Fragen A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.5., A.2.1.5.1., A.2.2., A.2.4.2., 
A.2.8., B.1.1.-B.1.8.
gemäß Beschluss Nr. 17 vom 09.10.2012

16.10.2012

Staatsministerin Dr. Beate Merk, MdL, Bay. Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, seit 14.10.2003
zu den Fragen A.1.1., A.1.3., A.1.5., A.1.5.1., A.2.5., A.2.5.1., A.2.5.2., A.2.6., B.3.8., B.3.8.2., B.3.10., B.3.11., B.12., 
B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.4.11., B.3.17.3., B.4.15.3., B.4.16., B.4.16.1., B.4.16.2., B.4.17., B.4.17.2., B.4.17.3., 
B.4.18., B.4.18.1., B.4.18.2., B.7.7.
gemäß Beschluss Nr. 67 vom 24.04.2013

20.06.2013

POK Peter Merkl, Polizeipräsidium Mittelfranken, ab Juni 2005 SoKo Halbmond, anschließend BAO Bosporus
zu den Fragen B.3.18., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.25. 
gemäß Beschluss Nr. 69 vom 14.05.2013

05.06.2013

KHK Manfred Pfister, Polizeipräsidium Mittelfranken, Juni 2006 bis Januar 2008 Spurensachbearbeitung mit 
Schwerpunkt Serientäter in der BAO Bosporus
zu den Fragen B.2.7., B.2.8., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.12., B.4.12.1., 
B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.23. 
gemäß Beschluss Nr. 54 vom 06.03.2013

21.03.2013

LKD Harald Pickert, Polizeipräsidium München, von Juni 2005 bis 31.10.2005 Leiter der SoKo Theo
zu den Fragen B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., 
B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., 
B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., 
B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., 
B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., 
B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26.
gemäß Beschluss Nr. 48 vom 05.02.2013

19.02.2013

KHK Konrad Pitz, Polizeipräsidium Oberbayern-Süd, KPI Rosenheim, SoKo Halbmond, BAO Bosporus, 
Hauptspurensachbearbeiter (DANN und Daktyloskopie)
zu den Fragen B.1., B.1.1., B.1.1.1.
gemäß Beschluss Nr. 85 vom 11.06.2013

18.06.2013

MDirig a.D. Dr. Wolf-Dieter Remmele, Bay. Staatsministerium des Innern, Abteilungsleiter der Abteilung IF bzw. ID 
(u.a. Verfassungsschutz) vom 01.05.1994 bis zur Pensionierung am 01.08.2012

zu den Fragen A.1.1., A.1.3., A.1.3.1., A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.4., 
A.2.1.5., A.2.1.5.1., A.2.1.7., A. 2.2., A.2.3., A.2.3.1., A.2.4.2., A.2.9.
gemäß Beschluss Nr. 30 vom 23.10.2012

18.12.2012

KHK Karl Richter, Polizeipräsidium Mittelfranken, BAO Bosporus, ab Mitte 2006 zuständig für die Aktenführung
zu den Fragen B.1., B.1.1., B.1.1.1.,
gemäß Beschluss Nr. 85 vom 11.06.2013

18.06.2013

KHK Hanskarl Ruppe, Polizeipräsidium Mittelfranken, ab 01.08.2005 SoKo Halbmond, anschließend BAO Bosporus 
Ermittlungsgruppe Organisationstheorie
zu den Fragen B.3.18., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.25.
gemäß Beschluss Nr. 69 vom 14.05.2013

05.06.2013

ORR a.D. Karlheinz Sager, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Leiter Sachgebietsgruppe Rechtsextremismus, 
pensioniert am 01.03.1997
zu den Fragen A.1., A.2., B.1.
gemäß Beschlussänderung von Beschluss Nr. 13 vom 09.10.2012

16.10.2012

EKHK a.D. Bernd Schabel, Polizeipräsidium Unterfranken, BAO Bosporus von Juni 2006 bis Januar 2008
zu den Fragen B.2.7., B.2.8., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.12., B.4.12.1., 
B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.23.
gemäß Beschluss Nr. 54 vom 06.03.2013

21.03.2013
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KD Georg Schalkhaußer, Polizeipräsidium Mittelfranken, Leiter der Geschäftsstelle Steuerungsgruppe bei der BAO 
Bosporus vom 01.06.2006 bis 31.01.2008, stv. Leiter der BAO Bosporus ab 01.07.2007, ab 01.04.2009 Leiter der 
Mordkommission Bosporus
zu den Fragen B.1., B.1.1., B.1.1.1.
gemäß Beschluss Nr. 85 vom 11.06.2013

18.06.2013

KHK Dieter Schönwald, Polizeipräsidium Mittelfranken, KPI Nürnberg, SoKo Simsek
zu den Fragen B.6.1., B.6.2., B.6.3., B.6.4., B.6.5. 
gemäß Beschluss Nr. 64 vom 04.07.2013

14.05.2013

OAR a.D. Walter Seiler, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Sachgebietsleiter Rechtsextremismus von 1992-
31.05.2002 (Besprechung in Nürnberg am 20.03.1997 im Rahmen der Operation Rennsteig), pensioniert am 01.12.2010
zu den Fragen A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.5., A.2.1.5.1., A.2.2., A.2.4.2., 
A.2.8., B.1.1.-B.1.8.
gemäß Beschluss Nr. 20 vom 16.10.2012 und Nr. 40 vom 27.11.2012

18.12.2012

KHK Klaus Selleneit, Polizeipräsidium München, K 14
zu den Fragen B.6.1., B.6.2., B.6.3., B.6.4., B.6.5. 
gemäß Beschluss Nr. 64 vom 04.07.2013

14.05.2013

KHK Manfred Stich, Polizeipräsidium Mittelfranken, SoKo Simsek bis 16.02.2001, SoKo Schneider von 18.06.2001 
bis 23.04.2002 
zu den Fragen B.2.1., B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.1., B.3.2., B.3.3., B.3.4., 
B.3.5., B.3.6. 
gemäß Beschluss Nr. 44 vom 22.01.2013

22.01.2013

GenStA Dr. Christoph Strötz, Generalstaatsanwaltschaft München, Referatsleiter E 4 (Strafrechtsabteilung) bis 28.02.2005 
im Bay. Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz
zu den Fragen A.1.1., A.1.3., A.1.5., A.1.5.1., A.2.5., A.2.5.1., A.2.5.2., A.2.6., B.3.8., B.3.8.2., B.3.10., B.3.11., B.12., 
B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.4.11., B.3.17.3., B.4.15.3., B.4.16., B.4.16.1., B.4.16.2., B.4.17., B.4.17.2., B.4.17.3., 
B.4.18., B.4.18.1., B.4.18.2., B.7.7. 
gemäß Beschluss Nr. 71 vom 14.05.2013

18.06.2013

KHK Werner Störzer, Polizeipräsidium Mittelfranken, von 12.09.2000 bis März 2002 SoKo Simsek, SoKO Schneider 
und SoKO Halbmond, von Juni 2005 bis Juli 2007 BAO Bosporus
zu den Fragen B.2.1., B.2.2., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.1., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., 
B.3.6.
gemäß Beschluss Nr. 45 vom 22.01.2013

05.02.2013

Präsident LfVa.D. Dr. Wolfgang Weber, Präsident des Bay. Landesamt für Verfassungsschutz von 01.08.2005 bis zur 
Pensionierung am 01.08.2008
zu den Fragen A.1.1., A.1.3.1., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.4., A.2.1.5.1., A.2.1.7., A.2.1.8., A.2.2., 
A.2.3., A.2.3.1., A.2.4.2., A.2.9., B.1., B.2.7., B.2.8., B.5.1., B.5.2., B.5.3.
gemäß Beschluss Nr. 41 vom 27.11.2012

19.12.2013

KOR a. D. Josef Wilfling, Polizeipräsidium München, ehemaliger Leiter der Mordkommission, von Juni 2005 bis 
31.10.2005 stv. Leiter der SoKo Theo
zu den Fragen B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., 
B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., 
B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., 
B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., 
B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., 
B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26. 
gemäß Beschluss Nr. 48 vom 05.02.2013

19.02.2013

LRD a.D. Norbert Wingerter, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, Leitung Abteilung L3-Auswertung 
Rechtsextremismus, pensioniert am 01.06.1998
zu den Fragen A.1., A.2., B.1. 
gemäß Beschluss Nr. 13 vom 21.09.2012

09.10.2012

KHK Manfred Witkowski, Polizeipräsidium Mittelfranken, seit 2001 Kommissariat 5 der KPI Fürth, BAO Bosporus ab 
01.06.2006
zu den Fragen B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., 
B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., 
B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., 
B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., 
B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., 
B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26. 
gemäß Beschluss Nr. 53 vom 06.03.2013

19.03.2013
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EKHK Albert Vögeler, Polizeipräsidium Mittelfranken, Leiter der zentralen Sachbearbeitung der SoKo Halbmond und 
Leiter Einsatzabschnitt 01, Zentrale Ermittlungen BAO Bosporus
zu den Fragen B.2.1., B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.1., B.3.2., B.3.3., B.3.4., 
B.3.5., B.3.6. 
gemäß Beschluss Nr. 44 vom 22.01.2013

22.01.2013

RR a.D. Lothar Zeiher, Bay. Landesamt für Verfassungsschutz, bis 2005 Sachbearbeiter im Bereich Rechtsextremismus, 
pensioniert am 01.01.2012
zu den Fragen A.1.3.2., A.1.3.3., A.1.4., A.1.4.1., A.1.5., A.1.5.1., A.2.1., A.2.1.3., A.2.1.5., A.2.1.5.2, A.2.2., A.2.4.2., 
A.2.8., B.1.1. 
gemäß Beschluss Nr. 29 vom 23.10.2012
und
zu den Fragen B.2.2., B.2.3., B.2.3.1., B.2.3.2., B.2.4., B.2.5., B.2.6., B.2.7., B.2.8., B.3.2., B.3.3., B.3.4., B.3.5., B.3.6., 
B.3.7.1., B.3.8.3., B.3.9., B.3.10., B.3.11., B.3.12., B.3.13., B.3.14., B.3.14.1., B.3.14.2., B.3.15., B.3.16., B.3.17., 
B.3.17.1., B.3.17.2., B.3.17.3., B.3.18., B.4.2., B.4.2.1., B.4.3., B.4.3.1., B.4.3.2., B.4.3.3., B.4.4., B.4.4.1., B.4.4.2., 
B.4.5., B.4.6., B.4.8.1., B.4.8.2., B.4.8.3., B.4.8.4., B.4.10., B.4.10.1., B.4.10.2., B.4.10.3., B.4.12., B.4.12.1., B.4.12.2., 
B.4.12.3., B.4.12.4., B.4.12.5., B.4.12.5.1., B.4.12.12., B.4.12.13., B.4.13., B.4.13.1., B.4.14., B.4.14.1., B.4.15., 
B.4.15.1., B.4.15.2., B.4.15.4., B.4.15.5., B.4.16.1., B.4.17., B.4.17.1., B.4.17.2., B.4.17.3., B.4.19.3., B.4.20., B.4.21., 
B.4.22., B.4.24., B.4.25., B.4.26. 
gemäß Beschluss Nr. 53 vom 06.03.2013

13.11.2012

19.03.2013

3.2	 Verzicht von Zeugenvernehmungen

Auf die Einvernahme der nachfolgenden Zeugen wurde ver-
zichtet bzw. die Zeugen wurden entbunden:

Michael Fischer mit Beschluss Nr. 88 vom 03.07.2013

Stefan Lach mit Änderungsbeschluss von Beschluss Nr. 29 
am 13.11.2012
Dieter Rühl mit Änderungsbeschluss von Beschluss Nr. 13 
vom 9.10.2012
Günther Stockmann mit Beschluss Nr. 39 vom 27.11.2012
Horst Weinmann mit Beschluss Nr. 88 vom 03.07.2013

3.3.	Schriftliche Aussagen

Zu einzelnen Fragen erfolgte die Beweiserhebung durch Anforderung schriftlicher Aussagen:

Bay. Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und/oder Bay. Staatsministerium des 
Innern
zu den Fragen A.1.2., A.1.5.1. (Teile 2 und 3), A.1.6., A.2.1.1., A.2.1.2., A.2.1.3. (Teil 1), A.2.1.5. 
(Teil 1), A.2.1.5.2., A.2.1.6., A.2.1.6.1., A.2.1.6.2., A.2.2.1., A.2.2.2., A.2.2.3., A.2.3. (Teil 1), 
A.2.5.1., A.2.6. (Teil 1), A.2.7.
gemäß Beschluss Nr. 5 vom 10.07.2012

Eingang am 24.08.2012 
(StMJV) (Akten-Nr. 64 sowie 
04.09.2012 (StMI)  
(Akten-Nr. 65)

Bay. Staatsministerium des Innern zu der Frage,
„ob sich unter diesen 129 Personen auch V-Leute oder sonstige Quellen des Bayerischen 
Landesamtes für Verfassungsschutz oder anderer bayerischer Sicherheitsbehörden befinden.“
gemäß Beschluss Nr. 60 vom 10.04.2013

Eingang am 03.05.2013
(Akten-Nr. 366)

Staatsregierung
zu der Frage A.1.3.
gemäß Beschluss Nr. 73 vom 05.06.2013

Eingang am 25.06.2013
(Akten-Nr. 391-395)

Staatsregierung zu den Fragen,
„welche gesetzlichen und/oder organisatorischen Reformen seit dem 04.11.2011 im Hinblick auf den 
Untersuchungsgegenstand auf Bundes- und Landesebene bereits beschlossen worden sind,
wie deren jeweiliger Umsetzungsstand ist, und
welche weiteren Reformen derzeit in den Gremien, in denen die Staatsregierung vertreten ist, 
diskutiert werden und ggf. wie die Haltung der Staatsregierung zu den einzelnen Vorschlägen ist.“
gemäß Beschluss Nr. 74 vom 05.06.2013

Eingang am 25.06.2013
(Akten-Nr. 396)

Bay. Staatsministerium des Innern zu den Fragen,
„1. ob und ggf. wie viele Personen, die auf den so genannten „Garagenlisten“ genannt worden 
sind, während des Untersuchungszeitraums als V-Leute oder Informanten für das Landesamt für 
Verfassungsschutz tätig waren,
2. ob und ggf. wie viele V-Leute oder Informanten zur Beobachtung der Beobachtungsobjekte 
„Fränkischer Heimatschutz“ und „Blood & Honour – Sektion Franken“ im Untersuchungszeitraum 
für das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz tätig waren, und
3. ob durch diese Personen Informationen mit Bezug zum Untersuchungsgegenstand gewonnen 
werden konnten.“
gemäß Beschluss Nr. 81 vom 05.06.2013 

Eingang am 21.06.2013
(Akten-Nr. 390)
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3.4	 Öffentlichkeit

Die Zeugen wurden grundsätzlich in öffentlicher Sitzung 
vernommen und blieben unvereidigt. In der 28. Sitzung am 
18. Juni 2013 fand eine Gegenüberstellung der Zeugen Pitz 
und Richter gemäß § 58 Abs. 2 StPO statt.

Folgende Zeugen wurden aufgrund entsprechender 
Beschlüsse gemäß Art. 9 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 UAG (teilweise) 
in nichtöffentlicher bzw. geheimer Sitzung vernommen:

Besondere Schutzmaßnahmen wurden insbesondere bei 
den Zeugen erforderlich, die als V-Mann-Führer für den 
Verfassungsschutz tätig waren. Zum Schutz der von ihnen 
geführten Quellen, sonstiger subjektiver Rechtsgüter sowie 
der operativen Tätigkeit des Verfassungsschutzes wurden 
abschirmende Maßnahmen getroffen. Die Einvernahme der 
Zeugen fand – jeweils auf Antrag des Bay. Staatsministerium 
des Innern – jeweils in nichtöffentlicher Sitzung statt. 

4. 	 Sachverständige

Der Untersuchungsausschuss fasste in der 4. Sitzung am 9. 
Oktober 2012 den Beschluss Nr. 18 (ergänzt durch Beschluss 
Nr. 32 in der 7. Sitzung vom 13.11.2012) Sachverständige zu 
vernehmen wie folgt:

„1. 	Es wird Beweis erhoben zum Thema

	� „Strukturen und Aktivitäten der rechtsextremistischen 
Szene in Bayern sowie zu einem eventuellen Zusammen­
wirken bayerischer Rechtsextremisten mit Rechtsextre­
misten in anderen Bundesländern im Untersuchungs­
zeitraum“

	� durch Einholung eines mündlichen Sachverständigen­
gutachtens.

2. 	 Zu Sachverständigen werden bestimmt:

	� Prof. a.D. Dr. Hajo Funke, Freie Universität Berlin
	� PD Dr. habil. Steffen Kailitz, Hannah-Arendt-Institut 

für Totalitarismusforschung e.V.
	 Frau Andrea Röpke, Journalistin“

Die Sachverständigen wurden am 27. November 2012 in 
öffentlicher Sitzung vernommen. Die Sachverständige 
Röpke stellte ihre Präsentation im Anschluss an die Sitzung 
dem Untersuchungsausschuss elektronisch zur Verfügung.

B. 	� Feststellungen zu den einzelnen Fragen des Unter- 
suchungsauftrags

B.I. Sachverhalt

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Beweisaufnahme 
zu den einzelnen Fragen des Untersuchungsauftrages, d. h. 
die Aussagen der Zeugen und Sachverständigen sowie die 
Erkenntnisse aus beigezogenen Akten und sonstigen Ur-
kunden, in zusammengefasster Form wiedergegeben. Teil-
weise hat der Untersuchungsausschuss aus Zeit- und Effi-
zienzgründen die Staatsregierung um schriftliche Stellung-

Nr. Datum Art der Sitzung Gegenstand

4 09.10.2012 nichtöffentlich Zeugenvernehmung
Präsident LfV a.D. Gerhard Forster

5 16.10.2012 nichtöffentlich Zeugenvernehmung
RI Peter Eckstein
RA a.D. Hans Meixner

6 23.10.2012 nichtöffentlich Zeugenvernehmung
LRD Edgar Hegler
RA Klaus Gärtner

7 13.11.2012 nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung
Präsident LfV a.D. Gerhard Forster

nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung
RR a.D. Lothar Zeiher

9 18.12.2012 nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung
OAR a.D. Walter Seiler

geheim Zeugenvernehmung
MDirig a.D. Dr. Wolf-Dieter Remmele

18 19.03.2013 nichtöffentlich
geheim

Zeugenvernehmung
RR a.D. Lothar Zeiher

22 17.04.2013 nichtöffentlich Zeugenvernehmung
RR Heinz Jäger

24 25.04.2013 nichtöffentlich Zeugenvernehmung
RR Heinz Jäger

nichtöffentlich Zeugenvernehmung
LRD Edgar Hegler
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nahme zu einzelnen Fragen gebeten. Die Stellungnahmen 
der Staatsregierung werden ebenfalls hier aufgeführt.

A. Welche rechtsextremistischen Strukturen und Akti-
vitäten sind im Zeitraum vom 01.01.1994 bis 04.07.2012 
in Bayern und länderübergreifend festgestellt worden 
und welche Maßnahmen haben bayerische Sicherheits-
behörden hiergegen mit welchen Ergebnissen ergriffen?

Der Untersuchungsausschuss hat sich während des Untersu-
chungszeitraums weniger mit dem organisierten (NPD, DVU 
usw.), sondern mehr mit dem nicht organisierten Rechtsex-
tremismus (Kameradschafts- und Skinheadszene) beschäf-
tigt. Hierzu wurden neben der Anhörung der Sachverstän-
digen die Verfassungsschutzberichte von 1993 bis 2011 und 
sonstige Publikationen, z. B. Broschüren, des Verfassungs-
schutzes, herangezogen sowie diverse Zeugen vernommen.

A.1. Rechtsextremistische Aktivitäten in Bayern im Un-
tersuchungszeitraum Anhörung der Sachverständigen1:

Einführend werden hier die Ausführungen der Sachverstän-
digen in der Anhörung vom 27.11.2012 wiedergegeben. 
Vorab ist darauf hinzuweisen, dass der Untersuchungsaus-
schuss die Ausführungen der Sachverständigen zu tatsäch-
lichen Vorgängen nicht dahingehend hinterfragt hat, ob die 
Erkenntnisse auf eigenen Wahrnehmungen der Sachverstän-
digen beruhen oder aus welchen sonstigen Quellen sich diese 
ergeben. Belege wurden von den Sachverständigen nicht ge-
fordert und deren Aussagen auch nicht überprüft:

Sachverständiger PD Dr. Kailitz:2

Der Sachverständige PD Dr. Kailitz führte zu den Ver-
flechtungen der NPD mit den gewaltbereiten Kamerad-
schaften aus, dass die bayerischen NPD-Vorsitzenden im Un-
tersuchungszeitraum vergleichsweise reserviert gegenüber 
den Kameradschaften aufgetreten seien. Das gelte sowohl 
für Franz Salzberger, der bis 2001 den bayerischen NPD-
Vorsitz innehatte, als auch für seinen Nachfolger Ralf Ollert. 
Jenseits der Vorsitzenden sehe das aber schon ganz anders 
aus. Wenn man die beiden derzeitigen stellvertretenden Vor-
sitzenden nehme – Karl Richter und Sascha Roßmüller –, 
stellt man fest, dass sie deutlich für den Radikalisierungskurs 
der NPD stehen würden.

Von besonderem Interesse sei, dass Roßmüller dem Spek-
trum der Kameradschaften zuzurechnen sei. Er stehe auch 
deutlich für die Radikalisierung des Jugendverbandes „Junge 
Nationaldemokraten“ in Bayern und bundesweit. Roßmüller 
sei Aktivist des 1993 verbotenen nationalsozialistisch aus-
gerichteten „Nationalen Blocks“, bevor er 1999 – bis 2002 
– Bundesvorsitzender der „Jungen Nationaldemokraten“ ge-
worden sei. Von 2000 bis 2009 habe Roßmüller dem Bun-
desvorstand der NPD angehört. Seit 2006 sei er stellvertre-
tender Landesvorsitzender der Partei in Bayern.

1	 27.11.2012, öffentliche Sitzung, S. 1-98.
2	 Dr. habil. Steffen Kailitz, Politikwissenschaftler, Hannah-Arendt-

Institut für Totalitarismusforschung e. V. an der TU Dresden.

Norman Bordin habe neben der gewalttätigen „Kamerad-
schaft Süd“ von 2006 bis 2008 auch die bayerischen „Jungen 
Nationaldemokraten“ angeführt. Seit 2007 sei er stellver-
tretender Bundesvorsitzender der „Jungen Nationaldemo-
kraten“. Er gehöre weiterhin dem bayerischen Landesvor-
stand der NPD an. 

Ein weiterer nationalsozialistischer Kader aus der Kamerad-
schaftsszene sei Matthias Fischer. Er habe die im Jahr 2004 
verbotene „Fränkische Aktionsfront“ (F.A.F.) angeführt. Fi-
scher sei Bordin als Vorsitzender der „Jungen Nationaldemo-
kraten“ gefolgt. 

Zur Kameradschaftsszene allgemein: Im Untersuchungszeit-
raum habe es eine Vielzahl von Kameradschaften gegeben. 
Zwei der bedeutendsten Kameradschaften, bei denen Ver-
bindungslinien zum „Nationalsozialistischen Untergrund“ 
aufscheinen würden, seien die 2004 verbotene „Fränkische 
Aktionsfront“, die von Matthias Fischer geführt worden sei, 
und die „Kameradschaft Süd“, die zunächst von Norman 
Bordin und dann von Martin Wiese angeführt worden sei. 

Ein guter Ausgangspunkt für die Kontakte, die Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe nach Bayern hatten, sei die 
Kontaktliste mit 35 Namen, die im Rahmen der Durchsu-
chungsaktion im Januar 1998 gefunden wurde. Von einem 
bedeutenden Teil der Namen sei inzwischen klar, dass sie 
zum NSU-Unterstützungsnetzwerk gehörten, allen voran 
Ralf Wohlleben und André Kapke. Mit Blick auf die Arbeit 
des Untersuchungsausschusses sei von besonderer Bedeu-
tung, dass aus dem Raum Nürnberg fünf Namen auftauchen 
würden, aus dem Großraum München – konkret: Straubing 
– zwei Namen. Einer dieser Namen sei Matthias Fischer. 

Gut dokumentiert sei inzwischen, dass Mundlos, Böhnhardt 
und Zschäpe bereits in den 90er Jahren häufiger in Bayern 
gewesen seien. Mundlos habe im August 1994 zusammen 
mit dreißig Neonazis den Geburtstag eines bayerischen Neo-
nationalsozialisten in einer Kiesgrube bei Straubing gefeiert. 
Zu den Anwesenden habe auch Sascha Roßmüller gezählt. 
Mundlos und Böhnhardt seien 1995/1996 über ihr Enga-
gement beim „Thüringer Heimatschutz“ auch bei der von 
Tino Brandt initiierten Gründung des „Fränkischen Heimat-
schutzes“ anwesend gewesen. Für die Mitte der 90er Jahre 
sei eine Reise der Kerntruppe der Kameradschaft Jena – also 
auch Böhnhardt, Mundlos und Zschäpe – zu einem Kame-
radschaftsabend nach Nürnberg dokumentiert. Weiterhin 
belegt sei die Teilnahme an der Großdemonstration gegen 
die Wehrmachtsausstellung in München. 

Bislang noch unklar seien die genauen Verbindungslinien 
zwischen dem NSU und der „Kameradschaft Süd“. Es gebe 
aber einige Indizien, die für einen gewissen Zusammenhang 
mit den rechtsterroristischen Planungen aus dem Kreis der 
„Kameradschaft Süd“ – konkret: der „Schutztruppe“ – spre-
chen würden. 

Im Bereich des Rechtsterrorismus habe bis zur Aufdeckung 
der Mordserie des NSU die Planung der „Schutztruppe“ für 
einen Anschlag auf das Jüdische Gemeindezentrum als be-
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deutendste rechtsterroristische Planung im Untersuchungs-
zeitraum gegolten. Der Sprengstoffanschlag habe bekannt-
lich verhindert werden können.

Die „Schutztruppe“ sei der innere Kreis der „Kameradschaft 
Süd“, zu dem Martin Wiese und Alexander Metzing zählen 
würden. Die Gruppe hätte sich Sprengstoff und Waffen be-
sorgt; allerdings habe zum Zeitpunkt des Zugriffs noch ein 
funktionsfähiger Zünder gefehlt. Wiese sei in der Folge 
wegen Rädelsführerschaft in einer terroristischen Vereini-
gung zu sieben Jahren Haft verurteilt worden. Im Rahmen 
des Prozesses sei die „Schutztruppe“ als Terrorgruppe einge-
stuft worden. Die übrigen Angeklagten seien entsprechend 
wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 
verurteilt worden.

Norman Bordin sei verurteilt worden wegen eines Fast-Tot-
schlags eines Griechen im Jahr 2001, den er zusammen mit 
zwanzig anderen Rechtsextremisten vor der Gaststätte „Burg 
Trausnitz“ in München begangen habe. Im Zuge dieses Pro-
zesses lasse sich eine Aufwühlung der nationalsozialistischen 
Szene, der Kameradschaftsszene – vor allem in Bayern, aber 
auch darüber hinaus – feststellen. Unter anderem habe es To-
desdrohungen gegen türkische Zeugen gegeben.

In dieser Hinsicht würden im Hinblick auf den ersten NSU-
Mord in München zumindest zwei Punkte auffallen: Erstens 
habe der erste Münchner Mord nur einen Tag vor der Ur-
teilsverkündung gegen Bordin stattgefunden. Weiterhin sei 
der Mord – zumindest nach Berichten der „Süddeutschen 
Zeitung“ – nur einige hundert Meter entfernt von einem 
wichtigen damaligen Treffpunkt der nationalsozialistischen 
Szene, dem „Glaskasten“, verübt worden. Bordin mache bis 
heute keinen Hehl aus seinen Sympathien für die Taten des 
NSU. Im Januar 2012 sei bei einer Versammlung in Mün-
chen, die er organisiert hätte, über Lautsprecher der Paul-
chen-Panther-Song, die Erkennungsmelodie des Bekenner-
videos des „Nationalsozialistischen Untergrundes“, abge-
spielt worden.

Weit wichtiger sei aber ein Hinweis, der inzwischen aufge-
taucht ist.

Laut Presseberichten habe der italienische Inlandsgeheim-
dienst AISI 2008 in Südtirol ein Treffen von gewaltbe-
reiten nationalsozialistischen Kadern beobachtet. Es sollen 
Norman Bordin, zu diesem Zeitpunkt stellvertretender 
Bundesvorsitzender der „Jungen Nationaldemokraten“, der 
Thüringer NPD-Landesvorsitzende Frank Schwerdt, sein 
Stellvertreter Ralf Wohlleben, aus dem weiteren NSU-Un-
terstützerkreis Thomas Gerlach, Mitbegründer und Anführer 
des militanten „Freien Netzes“ in Thüringen, sowie – neben 
einigen Südtiroler Neonationalsozialisten – aus Bayern Uwe 
Meenen und Michael Paulus anwesend gewesen sein. Laut 
dem in der Presse paraphrasierten Bericht des italienischen 
Geheimdienstes soll dort – Zitat – „über die Möglichkeit 
der Durchführung fremdenfeindlicher „exemplarischer Ak-
tionen“ diskutiert und eine detaillierte Kartenauswertung 
vorgenommen“ worden sein, um – wieder Zitat – „Geschäfte 
(Kebabs und andere) ausfindig zu machen, die von außereu-

ropäischen Staatsangehörigen geführt werden.“ So die Para-
phrasierung des Berichts des italienischen Geheimdienstes. 
Im Zuge des Treffens in Südtirol sollen laut Presseberichten 
auch 20 000 Euro an die Südtiroler Neonazis aus den Grup-
pierungen „Skinheads Tirol Sektion Meran“ und dem „Süd-
tiroler Kameradschaftsring“ geflossen sein. Das Treffen – 
wenn es so stattgefunden habe – würde sich als Indiz dafür 
werten lassen, dass dort auch Taten geplant worden seien. 
Eventuell lasse sich hier ein Muster erkennen, das sich auch 
auf die NSU-Taten der Vorjahre übertragen ließe: dass lokale 
Kameradschaften in Tatplanungen einbezogen worden seien. 

Es sei demnach zumindest ernster als bisher zu nehmen, 
dass der NSU keine Drei-Mann-Truppe gewesen sei, die 
über einige Unterstützer verfügt habe, sondern möglicher-
weise tatsächlich, wie im NSU-Bekennervideo von 2007 
verkündet, ein – Zitat – „Netzwerk von Kameraden mit 
Grundsatz ‚Taten statt Worte‘“, mit einer Schlüsselstellung 
von Ralf Wohlleben.

Für eine mögliche Verstrickung von Personen aus dem Kreis 
der „Kameradschaft Süd“ und der „Fränkischen Aktions-
front“ würden im Falle der Nürnberger und Münchner Morde 
einige Indizien – neben den bereits genannten – sprechen. 

Nach Presseberichten hätten in den Jahren vor dem siebten 
Mord des Nationalsozialistischen Untergrundes in der Trap-
pentreustraße 4 zentrale Mitglieder der „Schutztruppe“ 
Martin Wiese und sein Stellvertreter Alexander Metzing 
sowie Ramona Schenk in einer Wohngemeinschaft in Mün-
chen in einer Nähe von etwa 100 Metern zum Tatort ge-
wohnt. Diese Wohnung habe nicht nur als Privatwohnung 
von Wiese, sondern inoffiziell auch als eine Art Hauptquar-
tier der „Kameradschaft Süd“, gegolten.

Zwei der drei Nürnberger Morde seien ebenfalls in recht 
naher Umgebung damaliger Treffpunkte der nationalsozia-
listischen Szene – konkret: der Gaststätte „Tiroler Höhe“ – 
verübt worden. Die Adresse der „Tiroler Höhe“ sei ebenfalls 
auf der gefundenen Kontaktliste zu finden.

All das seien natürlich nur Indizien, die erst einmal mit Vor-
sicht zu werten seien. Aber es seien zumindest deutliche In-
dizien, dass hier eine Verbindung existieren könne.

Der unmittelbare räumliche Zusammenhang der NSU-
Morde zu Treffpunkten der nationalsozialistischen Szene 
in Bayern sowie zur ehemaligen Wohnung von Mitgliedern 
der rechtsterroristischen Schutztruppe um Wiese erscheine 
insofern von Bedeutung und weiter verfolgenswert, als es 
sehr unwahrscheinlich sei, dass Mundlos, Böhnhardt und 
Zschäpe gänzlich ziellos nach Nürnberg und München ge-
fahren seien, dort ohne Kontakt zu nationalsozialistisch aus-
gerichteten Personen durch die Straßen gestreift und ihre 
Opfer ad hoc ausgesucht hätten. 

Der Sachverständige PD Dr. Kailitz führte weiter aus, 
dass inzwischen eine Datei mit 10 116 Adressen bekannt sei. 
Er halte es für unwahrscheinlich, dass das Trio diese alleine 
gesammelt hätte. Eine gewisse Logistik vor Ort erscheine 
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ihm hier durchaus möglich, wenn nicht sogar wahrschein-
lich. Als die wahrscheinlich zentralen – möglichen – Kon-
taktpersonen des NSU im Raum München wären erwägens-
wert: Martin Wiese und Norman Bordin, auch aufgrund ihrer 
nachgewiesenen Gewaltbereitschaft.

Die wahrscheinlichsten Kontaktpersonen im Raum Nürnberg 
der NSU seien Matthias Fischer, der auf der Kontaktliste 
zu finden sei, und Mandy Struck, die später nach Franken 
gezogen sei und sich auch in der von Matthias Fischer an-
geführten „Fränkischen Aktionsfront“ engagiert habe, u. a. 
zusammen mit Gerhard Ittner, der ebenfalls in der „Fränki-
schen Aktionsfront“ aktiv gewesen sei.

Ein Indiz, dass hier eine gewisse Verwicklung existiert sei 
folgendes: 
Es sei der Ausweis eines Tennisklubs aus Großgründlach, 
ausgestellt auf den Namen Mandy Struck, in den Überresten 
der Wohngemeinschaft des NSU gefunden worden. Der Ten-
nisklub Großgründlach sei unweit des damaligen Wohnsitzes 
von Matthias Fischer gelegen. 

Gerhard Ittner sei 2005 untergetaucht. Laut Presseberichten 
habe er am 26.08.2000 in Nürnberg an Autofahrer ein Flug-
blatt verteilt, gerichtet an die „mitteldeutschen Volksge-
nossen“, in dem er das „Unternehmen Flächenbrand“ aus-
gerufen habe. Die Parole des Flugblatts habe gelautet: „1. 
September 2000 – von jetzt ab wird zurückgeschossen!“ 
Am Ende des Flugblatts soll sich der Satz finden: „Weitere 
Anordnungen abwarten (Mittwochsdossier bzw. Angriff)“. 
Dieser letzte Satz sei interessant, weil ein bedeutender Teil 
der Taten mittwochs verübt worden sei.

Kaum vierzehn Tage nach dem Verteilen dieses Flugblatts 
und nur acht Tage nach dem darin angekündigten Startdatum 
des „Unternehmens Flächenbrand“ habe der NSU seinen 
ersten Mord in Nürnberg verübt, also genau in der Stadt, in 
der auch das Flugblatt verteilt worden sei.

Abschließend lasse sich zu diesem Punkt sagen, dass es hier 
durchaus bedeutsame Anhaltspunkte für eine enge Verstri-
ckung von Führungskadern aus den Reihen der 2004 verbo-
tenen „Fränkischen Aktionsfront“ bzw. der „Kameradschaft 
Süd“ – hier vor allem: der rechtsterroristischen „Schutz-
truppe“ – gebe, die weiterverfolgt werden sollten.

Als Ausblick: Bordin, Wiese und Fischer seien immer noch 
als Führungsfiguren der nationalsozialistischen Szene in 
Bayern aktiv. Aber das liege jenseits des Untersuchungszeit-
raums.

Sachverständiger Prof. a.D. Dr. Hajo Funke:3

Der Sachverständige Prof. a.D. Dr. Hajo Funke bezog 
sich in seinen Ausführungen auf ein Sachverständigengut-
achten, das er zusammen mit Thomas Skelton-Robinson 
über die Verbindung des Rechtsextremismus in Deutschland 

3	 Prof. a.D. Dr. Hajo Funke, Politikwissenschaftler, Otto-Suhr-Institut 
für Politikwissenschaft der FU Berlin.

und Österreich mit dem Holocaust-Leugner David Irving für 
den Prozess in London angefertigt habe, des Weiteren auf 
seine Darlegungen in „Paranoia und Politik“, auf die Beob-
achtungen im Untersuchungsausschuss des Bundestages und 
auf seine gutachterliche Stellungnahme im Erfurter Untersu-
chungsausschuss sowie auf das, was Andrea Röpke, Robert 
Andreasch und das Antifa-Magazin „a.i.d.a.“ veröffentlicht 
hätten; dort seien zum Teil ausgezeichnete Analysen gefer-
tigt worden.

Barbara John sei es gewesen, die in aller Deutlichkeit davon 
gesprochen habe, dass in der Folge der Aufklärungsver-
suche, die gescheitert seien, die Opferfamilien sekundäres 
Leid erfahren hätten – eine zweite Traumatisierung –, und 
die eine Haltung der Empathie, der Sensibilisierung, nicht 
der Vorverurteilung angemahnt habe. 

Man brauche für diesen Prozess der Aufklärung eine Kultur 
der Anerkennung der Opferfamilien, der potenziellen Opfer, 
eine Kultur der Empathie und der Abweisung jeder Verach-
tung und Herabsetzung. Rassistisch Ermordete seien per 
definitionem schuldlos, auch wenn man noch so viel über 
Drogen suchen und finden könnte.

Zu dieser Kultur der Anerkennung gehöre auch eine Feh-
lerkultur. Das vielleicht eindrücklichste Dokument in diese 
Richtung sei die Schlusserklärung von Heinz Fromm nach 
seinem Rücktritt. 

Er habe das Bundesamt für Verfassungsschutz als eines be-
schrieben, in dem es zu viel analytische Engführung und 
Bornierung gegeben habe. Er sei sich nicht sicher gewesen, 
ob das Amt die angemessenen Konsequenzen ziehen könne.

Zu den Ausführungen des Sachverständigen Kailitz fügte 
Funke einen Punkt hinzu, der sich auf einen der hiesigen 
Neonazis und V-Leute bezog, nämlich auf Kai D. 

Es sei in diesem Gremium mehrfach über ihn gesprochen 
worden, wenn auch ohne volle Namensnennung, aber es sei 
erlaubt, ihn als Kai D. zu beschreiben. Im „Spiegel“ 45/12 
werde im Grunde der Rahmen dessen beschrieben, worum 
es gehe. Für den Sachverständigen Prof. Funke klinge Kai D. 
nach dem, was über ihn mitgeteilt werde, auch nach einem 
Überzeugungstäter. Wenn es aber nicht so sei, sondern wenn 
es tatsächlich so sei wie nach einem Bericht der „Süddeut-
schen Zeitung“ vom 15.11.2012, in dem es heiße: „Anders 
als bislang angenommen, war D. auch kein überzeugter 
Rechtsextremist, als die bayerischen Sicherheitsbehörden 
ihn verpflichtet haben. Der gebürtige Berliner soll zuvor für 
den Berliner Verfassungsschutz als Spitzel gearbeitet und die 
linke Szene ausgeforscht haben. Ein „Miet-Maul“ sei er ge-
wesen, heißt es über D. Aus familiären Gründen sei er in den 
Achtzigerjahren nach Bayern umgezogen.“, dann hätte der 
deutsche Staat ein Problem.

Die „Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Front“, der Kai 
D. angehört habe, habe eine zentrale Funktion. Sie habe sie 
auch in Bayern. 
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Die „Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Front“ sei ge-
gründet und getragen worden von der Gruppe um Michael 
Kühnen, von Christian Worch, der bis heute aktiv sei,  Arnulf 
Winfried Priem aus Berlin, Gottfried Küssel, einem Natio-
nalsozialisten der harten Klasse aus Österreich, Michael 
Petri und von Kai D. 

Die „Gesinnungsgemeinschaft der Neuen Front“, wesentlich 
von Michael Kühnen organisiert, habe sich in den 80er Jahren 
von der NPD abgelöst, weil diese zu bieder erschienen sei. 
Die Mitglieder der Gesinnungsgemeinschaft hätten nämlich 
etwas gewollt, was sie selbst als „Zweite Revolution“ be-
schrieben hätten. Dann zitierte der Sachverständige Funke 
aus einem Dokument, das von Michael Kühnen selbst über-
liefert sei. Darin heiße es nach Verweis auf das 20-Punkte-
Programm der NSDAP und den Text „Mein Kampf“:

„Die zweite Revolution: Unser Ziel ist die nationalsozialisti-
sche Revolution, aus der das Vierte Reich und eine art- und 
naturgemäße neue Ordnung für die weiße Rasse hervorgehen 
wird. Um das zu erreichen, sind in der jetzigen Kampfzeit 
verschiedene Zwischenziele anzustreben und zu verwirk-
lichen: Überwindung des NS-Verbotes, Neugründung der 
NSDAP, Staatsreform, Vereinigung aller geschlossen sie-
delnden Deutschen in einem einheitlichen, souveränen und 
sozialistischen Großdeutschland.“

Nach der Interpretation des Sachverständigen Funke beziehe 
er sich hier auf die Idee der „Zweiten Revolution“, die von 
der SA und anderen angestrebt worden sei, nachdem Hitler 
die Macht errungen hatte, also eine weitere revolutionäre 
Bewegung nach dem Sieg Hitlers am 30. Januar 1933. Rich-
tigerweise – empirisch beobachtet – hätten Kühnen und 
andere gesagt: Wir sind heute noch nicht so weit für unser 
Viertes Reich. Wir sind in der „Kampfzeit“.

In dem Bericht der Schäfer-Kommission finde man auf Seite 
43 eine Abbildung mit Dienel in der Mitte, Schwerdt links 
und Kai D. rechts.

Organisiert von Kadern um Kai D. – Martin Wiese, Norman 
Bordin, Gerhard Ittner, Dehoust, Worch, in Nürnberg zeit-
weise Ollert, in München Jürgen Schwab, Karl Richter 
sowie, aus der jüngeren Generation, Matthias Fischer, den 
zeitweilig in Coburg lebenden Tino Brandt und eine Reihe 
weiterer habe sich auch in Bayern im Kontakt mit Thürin-
gern das entwickelte Netz bestimmt. 

Im „Blick nach Rechts“ werde betont, dass Kai D. ab 1994/95 
regelmäßig an Stammtischen der späteren Rechtsterroristen 
und am Aufbau rechtsextremer Strukturen teilgenommen 
habe und dies als bayerischer V-Mann.

Als das NPD-Organ „Deutsche Stimme“ auf die mögliche 
V-Mann-Rolle von Kai D. hingewiesen habe, habe Christian 
Worch eben diesen verteidigt. Kai D. habe über Jahre zu 
den führenden Köpfen des „Aktionskomitees Rudolf Heß“ 
gehört. Man habe sich am 17. August 1996 in Worms mit 
dem sogenannten „Trio“ getroffen. Auch der heutige NPD-
Bundesvorsitzende Holger Apfel sei mit Kai D. zusammen 

getroffen. Der Sachverständige Funke gab an, dass er Kai D. 
deswegen besonders erwähne, weil er zugleich eine zentrale 
Rolle als V-Mann gehabt habe, bis er abgeschaltet worden 
sei. Er sei der Ältere im Vergleich zu Tino Brandt gewesen. 
Tino Brandt habe von ihm gelernt und sei dann ein tüchtiger 
Nachfolger geworden – über eine lange Zeit.

Es gebe also ein einigermaßen klares Bild. Die 90er Jahre 
seien nicht nur für den gewalttätigen Rechtsextremismus in 
den neuen Ländern eine Zeit der ideologischen Radikalisie-
rung und massiver rassistischer Gewalt gewesen; sie seien es 
auch, wenn auch unter anderen Bedingungen, für den Auf-
schwung der neonazistischen Gewaltbewegung in Bayern 
gewesen, ganz sicher in Ober- und Mittelfranken, aber – wie 
soeben beschrieben – auch im Münchner Großraum.

Wichtig sei es noch, die Kontakte und die Kooperation, ins-
besondere der Neonazis um Matthias Fischer und anderer 
aus Mittel- und Oberfranken, Nürnberg und Coburg, mit den 
Thüringer Neonazis und ihrer großen Formation „Thüringer 
Heimatschutz“, als eng zu beschreiben. Das würden nicht 
nur die Feste in Straubing, sondern auch die Aufmärsche, 
nicht zuletzt in Wunsiedel, zeigen. Im letzten Jahrzehnt habe 
sich dieses neonazistische Netz in Bayern mit den genannten 
Schwerpunkten stabilisiert. Ein Schwerpunkt habe in Nürn-
berg gelegen und lange Zeit, ohne zureichenden Wider-
stand der Behörden, in Gräfenberg – bis sich in den letzten 
Jahren endlich etwas verändert habe, nicht nur durch den 
anhaltenden Druck von Medien, sondern auch durch die mit 
großer Gefahr für Leib und Leben verbundene Arbeit vor Ort 
befindlicher Gruppen. Positive Anzeichen habe es dann auch 
von Teilen der Verwaltung gegeben. Es habe eines schwie-
rigen politischen Prozesses des Druck-Ausübens bedurft, 
der bis in die oberste Spitze der Politik hier in München ge-
gangen sei, ehe es zu einem Schub für mehr Beteiligung der 
politischen Elite an der Eindämmung dieser Gefahr für Leib 
und Leben in Gräfenberg gekommen sei.

Sachverständige Andrea Röpke:4

Nach den Ausführungen der Sachverständigen Andrea 
Röpke sei Uwe Mundlos 1994 polizeilich erfasst worden, 
als er mit einer Gruppe von Neonazis der „Kameradschaft 
Jena“ über Chemnitz – dort hätten sie die Kameraden aus 
Chemnitz, u. a. Hendrik Lasch, eingesammelt – nach Strau-
bing fuhr. 

Hendrik Lasch sei sehr wichtig, weil er Gründer des größten, 
vielleicht wichtigsten rechtsradikalen Musiklabels in der 
Bundesrepublik sei: „PC Records“. „PC Records“ sei der 
Vertreiber des „Döner-Killer-Songs“ von der Band „Gigi 
und die braunen Stadtmusikanten“, von dem immer wieder 
gesagt werde, dass es da keinen Zusammenhang mit der 
Mordserie gebe.

Sie hätten sich zunächst im „Kleinen Café“ in Straubing ge-
troffen und seien dann zur Kiesgrube gefahren, um dort zu 

4	 Andrea Röpke, Diplom-Politologin, freie Journalistin. Präsentation 
abrufbar unter www.bayern.landtag.de
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feiern. Man habe gefeiert, bis die Polizei gekommen sei, weil 
Hitlergrüße gezeigt und weil das Lied von der Band „Tonstö-
rung“ mit dem Titel „Blut muss fließen“ gespielt worden sei. 
So habe es ein Polizeieinsatzleiter notiert, der selbst zuge-
hört habe. In dem Lied habe es geheißen:

„Lasst die Messer flutschen in den Judenleib. In die Parla-
mente werft die Handgranaten rein. Blut muss fließen knüp-
pelhageldick. Und wir scheißen auf die Freiheit dieser Ju-
denrepublik.“

Dieses Lied – unter anderen – sei laut Erkenntnissen der Po-
lizei abgespielt worden. Es habe Ermittlungsverfahren, u. 
a. gegen Uwe Mundlos und Hendrik Lasch, gegeben. Uwe 
Mundlos habe sich wie alle geäußert: Demnach hätten alle 
sieben bis acht Bier getrunken, sodass sie nicht mehr zurech-
nungsfähig gewesen seien. Herr Lasch, der Musikproduzent 
der ersten Stunde, der heute noch mit „PC-Records“ und 
„Backstreetnoise“ die Szeneläden in Chemnitz im Hinter-
grund betreibe, habe sich damit herausgeredet, er habe mit 
rechten Inhalten und vor allen Dingen mit rechter Musik 
überhaupt nichts zu tun und auch keine Ahnung davon. Da-
raufhin habe man ihm das so geglaubt und das Verfahren 
eingestellt.

Die „Kameradschaft Jena“ sei damals Schwerpunktpoliti-
sierungs- bzw. Radikalisierungsbereich von Uwe Mundlos, 
Beate Zschäpe und Uwe Böhnhardt, angeführt von André 
Kapke und Ralf Wohlleben, gewesen. Die „Kameradschaft 
Jena“ habe in den 90er Jahren an einem Kameradschafts-
abend in Nürnberg teilgenommen. Laut Polizeiprotokollen 
seien neben Frau Zschäpe, Herrn Böhnhardt und Herrn 
Mundlos auch Wohlleben und Herr Kapke, also die Füh-
rungsebene der „Kameradschaft Jena“, nach Franken gereist. 

1996 habe es in Aschaffenburg in Unterfranken einen 
Gedenkmarsch gegeben, an dem wiederum Wohlleben, 
Mundlos, Böhnhardt und Kapke teilgenommen hätten. 
Markant seien die Strukturen in Aschaffenburg bzw. in Un-
terfranken gewesen, die sicherlich auch eine Rolle spielen 
würden. In diesem Zusammenhang sei Falko Schüßler 
wichtig. Er sei einer der Anführer aus dem Bereich der „Frei-
heitlichen Arbeiterpartei Deutschlands“. Schüßler habe die 
Sachverständige bei den Franco-Feierlichkeiten in Madrid 
selbst erlebt; er sei dort als deutscher Nazi in SA-Uniform 
aufgetreten. Das sei für die Sachverständige eines der an-
fänglichen Schlüsselerlebnisse gewesen, was das Bild eines 
bayerischen Nazis angehe. 

Einer der größten Aufmärsche der Neonaziszene habe 1997 
in München stattgefunden. Dort habe sich alles getummelt, 
was in der Szene Rang und Namen gehabt habe. Es sei nicht 
verwunderlich, dass Mundlos dabei gewesen sei. Er hätte 
der Polizei oder dem Staatsschutz auffallen können, weil er 
eine Fahne getragen habe. Das beobachte man auch heute 
bei Aufmärschen der Neonazis und werde von den Staats-
schutzbeamten der Polizei auch registriert. 1997 hätten im 
Gegenzug Aktivisten der „Fränkischen Aktionsfront“ die 
Szenekneipe des „Thüringer Heimatschutzes“ besucht. Die 
„Kameradschaft Jena“ habe sich mittlerweile dem „Thü-

ringer Heimatschutz“ untergeordnet, der von dem V-Mann 
des Landesamtes für Verfassungsschutz Thüringen, Tino 
Brandt, angeführt worden sei. Eine Kneipe in Heilsberg habe 
bis vor wenigen Jahren immer noch als Treffpunkt im Be-
reich Saalfeld-Rudolstadt fungiert. 

Die Neonazis hätten nicht diese Ländergrenzen, wie wir sie 
wahrnehmen würden. Tatsächlich gebe es einen regen Aus-
tausch. Bei Schulungsveranstaltungen, Aufmärschen und 
Konzerten habe es wie selbstverständlich immer den Aus-
tausch gegeben, vor allem zwischen fränkischen und südthü-
ringischen Neonazis.

1997 habe Beate Zschäpe an einer Veranstaltung mit dem 
ehemaligen Vorsitzenden der „Republikaner“, Schönhuber, 
in Schönbrunn teilgenommen. Quelle für diese Angabe sei 
der Neonazi Patrick Wieschke, der gegenüber der Polizei 
diese Aussage machte und dabei auch ganz stolz verkündet 
habe, der „Thüringische Heimatschutz“ habe damals auch 
den Ordnerdienst gestellt. 

Man sehe es immer wieder: der „Thüringische Heimat-
schutz“ als Vorbild für die bayerischen Nazis, die Aktions-
fronten als Vorbild für die thüringischen Nazis. 

1998 sei es zur Flucht der drei gekommen. Tatsächlich sei 
die Flucht ermöglicht worden. Uwe Böhnhardt hätte eigent-
lich schon im Gefängnis sein und eine Haftstrafe antreten 
müssen; es habe schon eine Strafvollstreckung gegen ihn 
vorgelegen.

Es habe Hausdurchsuchungen gegeben, und es seien drei 
Garagen durchsucht worden, die u. a. auf Beate Zschäpe an-
gemietet gewesen seien. Dabei seien auch 1,4 Kilogramm 
TNT sowie ein Rucksack gefunden worden. Dieser Ruck-
sack, in den schon alles für die Flucht eingepackt gewesen 
sei, sei Uwe Mundlos zugeordnet worden. Es sei zudem ein 
Telefonbuch mit 35 Namen gefunden worden. 

Im Grunde genommen hätten die LKA-Beamten schon 
damals – bevor der internationale Haftbefehl gegen die drei 
ausgestellt worden sei, bevor sie nur hundert Kilometer 
weiter über die Landesgrenze nach Sachsen gefahren seien, 
zu den Leuten, die ihnen ohnehin vertraut gewesen seien – 
das „Who‘s who“ der Helfer gefunden. 

In diesem Telefonbuch habe ein Großteil der Namen der 
Neonazis, die dann auch tatsächlich als Helfer fungiert 
hätten, gestanden. Die Helfer hätten dafür gesorgt, dass ab 
1998 dreizehn Jahre lang das sogenannte „Leben im Unter-
grund“ erst möglich geworden sei. 

In dem Telefonbuch seien u. a. die Straubinger aufgetaucht: 
der Neonazi, der in der Straubinger Kiesgrube die Party orga-
nisiert habe, das „Kleine Café“ und vor allem der Name Kai 
D., also Kai Dalek. Die Sachverständige habe Kai Dalek in 
ihren ersten Jahren als Fachjournalistin bei Neonaziaufmär-
schen kennengelernt – als Drahtzieher, als Macher, als den-
jenigen, der von hinten heraus eine ganz wichtige, autoritäre 
Funktion in diesen Strukturen gehabt habe. Kai Dalek sei 
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einer, der die militanten Strukturen in den Neunzigerjahren 
aufgebaut habe. Es sei einer, der überall seine Finger drin 
gehabt und Einfluss gehabt habe, der auch ernst genommen 
worden sei. 

Matthias Fischer sei für sie einer der wichtigsten aktuellen 
Neonazis. 

Das „Freie Netz Süd“ sei zurzeit wohl der wichtigste radikal-
militante Verbund von Kameradschaften, die sehr eng mit 
den Kameradschaften in Thüringen, vor allem in Jena und 
Kahla, aber auch mit den Neonazis in Sachsen zusammen-
arbeiten würden. 

Schon 1998 seien diese bayerischen Namen im eigenen, 
privaten Verzeichnis von Uwe Mundlos aufgetaucht. Das 
heiße, seit den 90er Jahren seien das seine Ansprechpartner, 
seine Telefonkontakte, sein Freundes- und Kameradenkreis 
gewesen.

Wenn man sich mit den dreien als Kerntruppe beschäftige, 
müsse ein Aspekt beleuchtet werden, der zu ihrer Radikali-
sierung beigetragen habe – auch hier gebe es wieder Spuren 
nach Bayern –: die sogenannte „Gefangenenbetreuung“. 
Die Tochter von Heinrich Himmler, Gudrun Burwitz, die in 
München lebe, sei eine der Mitglieder der „Stillen Hilfe“ ge-
wesen. Deren Aufgabe sei es gewesen, die hochbelasteten 
NS-Verbrecher nach Kriegsende bei der Stange zu halten 
sowie finanziell und ideologisch den Boden zu ebnen für 
eine neue nationalsozialistische Jugendszene.

Uwe Mundlos und vor allem Beate Zschäpe seien zusammen 
in Gefängnisse gefahren. Sie hätten gefangene Neonazis – 
„politische Gefangene“, wie sie das gesehen hätten – be-
sucht, hätten ihnen geschrieben, sie ideologisch bei der 
Stange gehalten. Darin hätten sie ihre Aufgabe gesehen.

Die HNG (Hilfsorganisation für nationale Gefangene) sei 
in diesem Zusammenhang besonders wichtig. Sie sei maß-
geblich von Frauen geführt worden und hätte ihren Schwer-
punkt in Mainz-Gonsenheim bei Ursula Müller gehabt. Zwei 
der Zöglinge von Ursula Müller – Chefin der HNG bis zum 
Verbot der Organisation – seien Kai Dalek und vor allem 
Norman Kempken von der späteren „Fränkischen Aktions-
front“ gewesen.

Diese Neonazis aus Franken hätten tatsächlich eine ähnliche 
Entwicklung genommen und sich an ähnlichen Idealen ori-
entiert. 

Übrigens sei mit Silvia Endres, einer Frau aus Nürnberg, die 
dort die HNG vertreten habe, die HNG in Bayern innerhalb 
der Neonaziszene repräsentiert worden. Markant sei, dass 
später, als der NSU bzw. diese Zelle schon in Zwickau im 
„Untergrund“ gewesen sei, das vierzigzeilige Bekenner-
schreiben ausgerechnet an die HNG geschickt worden sei. 
Das heiße, der NSU habe der „Hilfsorganisation für natio-
nale Gefangene“ mitgeteilt, dass er existiere. In dem vierzig-
zeiligen Schreiben hätten die NSU-Mitglieder Anerkennung 
für ihren Kampf gefordert.

„Der Weiße Wolf“, eine Alternative zur HNG, sei eine 
Knastzeitung gewesen, übrigens mit Postfach in Kronach, 
also auch wieder in Bayern. „Der Weiße Wolf“ sei – das sei 
mittlerweile genauer recherchiert und belegt – ab 2002 von 
dem NSU mit Schreiben und mit einer Geldspende bedacht 
worden. In einer der Ausgaben des „Weißen Wolfes“ habe 
gestanden: „Danke an den NSU – der Kampf geht weiter!“

Interessant sei auch hier wieder, dass Kai Dalek, der V-Mann 
des Bayerischen Landesamtes für Verfassungsschutz, zu 
diesem Umfeld gezählt werde. Silvia Endres, die HNG-
Aktivistin aus Nürnberg, habe Maik Fischer, den Chef des 
„Weißen Wolfes“, geheiratet. Man sehe: eine Knastzeitung 
mit enger Verbindung nach Bayern.
 
An aktuellen Entwicklungen seien vor allem die Aktivitäten 
des „Freundeskreises Gefangenenhilfe“ zu nennen. Nach 
dem Verbot der HNG habe die Szene sich neu organisieren 
müssen. Der „Freundeskreis Gefangenenhilfe“ werde von 
Skandinavien aus organisiert. Aber dahinter stecke wieder 
ein Bayer, Oliver-Gerd Raninger, der zurzeit in Nieder-
sachsen leben würde. Er sei 2006 in das Visier der BAO 
„Bosporus“ geraten. Heute rufe er bei Facebook seine Sym-
pathisanten ganz offen dazu auf, seine Aktion „Freiheit für 
Wolle“ zu unterstützen. „Wolle“ sei in der Szene der Code-
name für Wohlleben, der sehr beliebt in der Neonaziszene 
bundesweit sei. 

Dass es ein direktes Helfernetzwerk gebe, sei nachgewiesen. 
Das könne man mittlerweile so sagen. Nach der Flucht 1998 
seien sie nach Chemnitz gefahren. Zu den ersten Helfern, 
die ihnen eine Wohnung beschafft hätten, habe Thomas 
Rother, genannt „Dackel“, gehört. Das sei ein Anwärter von 
„Blood & Honour“. „Blood & Honour“ – „Blut & Ehre“, 
„B & H“ – sei eine in der Bundesrepublik seit 2000 ver-
botene Terrororganisation, auf deren Kosten Nagelbomben-
anschläge – auch Anschläge in Skandinavien und Großbri-
tannien – gehen würden. Das „Blood-&-Honour“-Netzwerk 
sei sehr stark im Raum Chemnitz vertreten. Uwe Mundlos 
habe die meisten führenden Leute des „Blood-&-Honour“-
Netzwerkes schon in seinem Telefonbuch aufgeführt gehabt. 
Siehe Protokollauszug. Sie seien erst zu Thomas Starke, dem 
Chef von „Blood & Honour“ Chemnitz, gefahren. Thomas 
Starke habe ihnen dann gesagt – das sei mittlerweile von den 
Ermittlungsbehörden dokumentiert –: „Das ist zu heikel bei 
mir“, und habe sie bei seinem Kameraden „Dackel“ unter-
gebracht. 

Sie seien drei Wochen in der Wohnung des „Blood-&-
Honour“-Aktivisten geblieben. Danach habe Mandy Struck, 
eine weitere „Blood-&-Honour“-nahe Aktivistin, sie in der 
Wohnung ihres Freundes untergebracht. Diese Fluchthilfe, 
die damals stattgefunden habe, auch die konspirative Woh-
nungsbeschaffung, sei direkt vernetzt mit „Blood & Honour“ 
Chemnitz.

Die Sachverständige Röpke sei ein bisschen erschüttert, dass 
„Blood & Honour“ in den Verfassungsschutzberichten der 
Länder kaum Erwähnung gefunden habe. 2000 sei „Blood & 
Honour“ verboten worden. 
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Wenn man recherchieren würde, lese man immer wieder, 
es habe sich um ein großes Musiknetzwerk gehandelt. Das 
stimme sicherlich auch; denn „Blood & Honour“ habe dazu 
gedient, ein Millionengeschäft – Musik, Konzerte, Erleb-
niswelt – aufzuziehen und zu dominieren. Aber „Blood & 
Honour“ sei viel mehr gewesen. „Blood & Honour“ sei 
auch in Deutschland der Versuch gewesen, einen Rassen-
krieg, einen Terrorismus von Rechts zu beginnen. In „Blood 
& Honour“-Materialien würden sich Aussagen finden wie: 
„Man darf nicht vergessen, dass wir im Krieg sind mit 
diesem System, und da gehen nun mal einige Bullen oder 
sonstige Feinde drauf.“

Ziel sei die Bildung von terroristischen Kleinstgruppen nach 
dem Vorbild von „Combat 18“, dem militärischen, radikalen 
Arm von „Blood & Honour“ gewesen. „Combat 18“ werde 
direkt für Terroranschläge verantwortlich gemacht. „Blood 
& Honour“ habe es hier in zwei Sektionen, Franken und 
Bayern, gegeben. Bernd Peruch, genannt „Pernod“, sei als 
einer der führenden „Blood & Honour“-Aktivisten in Bayern 
aktiv gewesen.

Die Neonaziszene habe immer wieder einem Werwolf-Kon-
zept gefolgt; es sei auch in „Blood-&-Honour“-Kreisen kur-
siert und in Schulungsveranstaltungen vorgestellt worden. 
Darin heiße es: „Die Strategie eines Partisanenkampfes“ sei 
vorbildlich. Und weiter: „Eine scheinbar bürgerliche Exis-
tenz sollte die Basis bilden, um aus dem Verborgenen heraus 
operieren zu können. Waffen sollten im Ausland beschafft 
werden und zellenartige Widerstandsgruppen netzartig 
die BRD überziehen.“ Die Parallelen zum NSU seien also 
durchaus erkennbar. Die Sachverständige sei bei der „Hei-
mattreuen Deutschen Jugend“, der Nachfolgeorganisation 
der Wiking-Jugend, darauf gestoßen, dass sie in Schriften 
für die Kinder und die Jugendlichen das Werwolf Prinzip be-
sprochen hätten. Da gehe es sogar weiter mit Aufrufen wie: 
„Bewaffnet euch, rüstet zu Hause auf, wir stehen kurz vor 
dem Bürgerkrieg.“

Das Feindbild seien laut „Blood-&-Honour“-Fanzines „stin-
kende Araber und Juden“ gewesen. Führerloser Widerstand 
sei direkt propagiert worden. Eine bürgerliche Tarnung habe 
als Basis gedient. Es habe autonome, zellenartige Gruppen 
gegeben. Denjenigen, die in dieser „Kampfzeit“ weitergehen 
wollten, habe man ganz klar verordnet, Bekennerschreiben 
zu unterlassen, weil diese die Ermittlungsbehörden nur auf 
Spuren bringen würden.

Bayerische Bands von „Blood & Honour“ seien „Radikahl“, 
„Faustrecht“ – aus dem Allgäu – und „Hate Society“ ge-
wesen. Dort habe übrigens auch Matthias Fischer von der 
„Fränkischen Aktionsfront“ getrommelt. Auch hier zeige 
sich wieder die Verbindung. Aber der Verfassungsschutz in 
Bayern hatte vor dem Verbot 2000 keinen Grund für die Er-
wähnung von „Blood & Honour“ im Jahresbericht gesehen, 
was für die Sachverständige völlig unerklärlich sei.

Die Person des Matthias Fischer hält die Sachverständige 
in diesem Zusammenhang für sehr wichtig. Nicht nur, dass 
er Uwe Mundlos persönlich gekannt habe, sondern sie habe 

Matthias Fischer auch immer wieder selbst als Drahtzieher 
erkannt. Sie habe gesehen, wie er vor zwei Jahren in Regen 
gerade junge Leute angesprochen habe. Er sei derjenige, der 
mit Aktionismus, Dynamik, immer neuen Lifestyles, immer 
neuen Ideen, immer neuen rechten Aktionen versucht, die 
Jugend auf seine Seite zu ziehen. Er sei fast immer im Ge-
spann mit Norman Kempken unterwegs, einem – wie Kai 
Dalek – der ganz alten Hasen in der fränkischen Neonazi-
szene, der weniger oft im Vordergrund, etwa als Redner, in 
Erscheinung trete, sondern eher als Drahtzieher im Hinter-
grund wirke.

Matthias Fischer – das sei wenig bekannt – habe sich auch 
mit dem Fanzine „Landser“ einen gewissen Ruf in der Szene 
erarbeitet. In diesem Fanzine habe es – das sei bei dem 
Archiv von „a.i.d.a.“ belegt – Ende der 90er Jahre an die 
Szene einen Aufruf zur Radikalisierung gegeben. Es habe 
konkret geheißen, „militant ins neue Jahrtausend“ zu gehen. 
In der inneren Umschlagseite der Hefte habe immer wieder 
die Parole: „Keine Worte, sondern Taten!“ gestanden. Das 
war auch die Parole, mit der der „Nationalsozialistische 
Untergrund“ sein fürchterliches, menschenverachtendes  
Bekennervideo geschmückt habe. In der „Landser“-Aus- 
gabe 4/1999 habe es geheißen: „Gruß an die Untergrund-
kämpfer“. 

Die „Fränkische Aktionsfront“ sei 2004 verboten worden, 
doch Fischer habe eigentlich in gleichen Strukturen weiter 
gemacht. Was markant sei – das hätten die Behörden recher-
chiert; es sei auch im „Spiegel“ zu lesen gewesen –: Auch 
der „Landser“ habe ab 2002 Bekennerschreiben des NSU 
bekommen. Kontakt habe es immer auch zu André Kapke 
und Ralf Wohlleben gegeben; das habe sie selbst erlebt 
und dokumentiert. Matthias Fischer habe auf fast keinem 
der Veranstaltungen „Rock für Deutschland“ und „Fest der 
Völker“ in Thüringen gefehlt. Fischer mit seinen fränkischen 
Neonazis sei immer ein willkommener Gast gewesen – wie 
selbstverständlich. Auch der Austausch mit Norman Bordin 
sei immer sehr rege gewesen. Fischer habe fast schon zum 
Mobiliar bei Neonazievents gehört, vor allem bei Musi-
kevents in Thüringen.

Matthias Fischer sei derjenige gewesen, der auch Mandy 
Struck politisiert und vor allem radikalisiert habe. Beate 
Zschäpe habe den Namen von Mandy Struck als einen ihrer 
Aliasnamen verwendet. Mandy Struck habe sie selbst erlebt. 
Sie sei heute Frisörin in Johanngeorgenstadt und wolle gar 
nichts mehr von ihrer rechten Vergangenheit wissen. Sie 
sage, sie sei nur Mitläuferin gewesen und niemals richtig in 
der Neonaziszene dabei gewesen. Mittlerweile sei sie Aus-
steigerin und könne das alles nicht mehr hören.

Tatsächlich sei Mandy Struck diejenige gewesen, die – nach-
demThomas Rother alias „Dackel“ von „Blood & Honour“ 
geholfen habe – den Dreien als Nächstes eine Wohnung in 
Chemnitz besorgt habe, bei ihrem Freund. Mandy Struck 
habe auch Kontakte nach Franken gehabt; später sei sie nach 
Selb, Büchenbach und Nürnberg gezogen. Mandy Strucks 
Name sei von Beate Zschäpe immer wieder als Tarnname 
benutzt worden. Es sei auch ein gefälschter Tennisklubaus-
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weis aus Großgründlach mit ihrem Namen in der Wohnung 
des Trios in Zwickau aufgetaucht. Matthias Fischer habe in 
der Nähe von Großgründlach gewohnt.

Mandy Struck sei keine Mitläuferin gewesen, sondern eine 
Neonazistin. 

Kurz vor der Flucht der drei 1998 habe sie mit ihnen zu-
sammen bei einem Aufmarsch in Dresden noch die Fahne 
des Deutschen Reiches getragen. Mandy Struck sei auch 
Mitglied der „Kameradschaft Chemnitz 88“ gewesen. Mitt-
lerweile werde von vielen Kameraden gegenüber der Po-
lizei ausgesagt, dass sie überall ihre Finger im Spiel gehabt 
hätte, dass sie mehr gewollt habe, dass sie politischer sein 
wollte. Sie habe als „Blood & Honour“-nah gegolten und 
sei mit maßgeblichen Führern aus der Szene liiert gewesen. 
2000 sei sie dann nach Bayern umgezogen. Sie habe über 
die HNG Richard Lorenz aus Amberg betreut, der wegen 
einer Gewalttat eine mehrjährige Haftstrafe absitzen habe 
müssen. Sie habe die Schulung „Grundbausteine nationaler 
Politik“ besucht. Das mache eine Mitläuferin nicht. Zur 
politischen Schulung gehe man, wenn man mehr erreichen 
möchte. Sie habe sich auch an der Flugblattverteilaktion 
mit Gerhard Ittner beteiligt. Mittlerweile wolle sie sich als 
Aussteigerin verstanden wissen. Die „Fränkische Aktions-
front“ sei eine der radikalsten Strukturen mit bundesweitem 
Vorbildcharakter gewesen. Wenn man sich mit Kai Dalek, 
Norman Kempken und Matthias Fischer beschäftige, müsse 
klar sein, dass ihr Netzwerk, diese ganze Szene auf das ge-
samte Bundesgebiet ausgestrahlt hätten. Sinn und Zweck 
der „Fränkischen Aktionsfront“ sei es gewesen, dynamisch 
und aktionsbereit aufzutreten, nicht als „olle Kamelle“, nicht 
als NPD, wo man ein Parteibuch haben müsse und wo für 
Jugendliche die Hemmschwelle, mitzumachen, zu groß sei. 
Die „Fränkische Aktionsfront“ habe quasi eine Erlebnis-
welt im Sinne von „Rechts für alle“, gerade auch für junge 
Frauen, geboten. 

Kai Dalek und Norman Kempken, die Ziehväter von Mat-
thias Fischer, hätten 1993/94 schon den „Einblick“ her-
ausgebracht. „Der Einblick“ 1993/94 habe bundesweit für 
Furore gesorgt, weil es zum ersten Mal eine riesengroße Ou-
ting-Aktion von Neonazis gewesen sei. Politische Gegner, 
Gewerkschafter, junge Leute seien namentlich mit ihren 
Privatadressen dort bloßgestellt worden. Es habe damals 
Ermittlungsverfahren wegen der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung gegeben, dieses sei jedoch eingestellt worden. 
Es habe bei dem „Einblick“ auch Unterstützung von der 
Knastorganisation (HNG) und von „Blood & Honour“ ge-
geben.

Zum Schluss ihres Vortrags ging die Sachverständige auf 
Waffenfunde in Bayern ein, welche es in erschreckendem 
Maße gegeben habe. 1995 habe es bei der Bajuwarischen 
Befreiungsarmee Traunstein Waffenfunde gegeben: vier Ma-
schinengewehre, 35 Maschinenpistolen, eines der größten 
Waffenlager. Sie seien aber niemals im Verfassungsschutz-
bericht in Bayern erwähnt worden.1999 sei Anton Pfahler 
aus Neuburg an der Donau immer wieder aufgetaucht. Anton 
Pfahler sei ein enger Gefolgsmann von Karl-Heinz Hoffmann 

gewesen. Pfahler habe immer einen ganz massiven Hang zu 
Waffen gehabt. 2003 sei die Kameradschaft München-Süd 
zur Terrorgruppe ausgebildet worden. Wehrsportübungen 
habe es dann um Falko Schüßler in Aschaffenburg gegeben. 
Es habe die “Wehrsportgruppe Wendelstein“ gegeben. Dort 
seien hundert Sturmgewehre gefunden worden. 

Die straffällige, gewaltbereite Rockerszene in Bayern sei 
innerhalb eines Jahres von 700 auf 1.200 Mitglieder ange-
wachsen – also ein durchaus ernst zu nehmendes Problem. 
Was die Sachverständige in diesem Zusammenhang nicht 
verstehe, sei, warum der Verfassungsschutz das Ganze nicht 
ernster nehme und selbst noch 2004 in einem internen Be-
richt festgehalten habe: „Rechtsterroristische Strukturen 
waren nicht feststellbar. In der rechtsextremistischen Szene 
gibt es keine handlungsfähigen terroristischen Strukturen 
und kein Konzept für einen zielgerichteten, bewaffneten 
Kampf. (…)“

Zur Vernetzung zur NPD: 
1997 sei Uwe Mundlos als Fahrer für Frank Schwerdt ein-
gesprungen. Frank Schwerdt sei der Landesvorsitzende der 
NPD in Thüringen mit engen Verbindungen nach Würzburg, 
vor allem zu Uwe Meenen. Frank Schwerdt habe einen 
Fahrer gebraucht, weil ihm von der Polizei der Führerschein 
abgenommen worden sei und er in die Nähe von Würzburg 
gewohnt habe, um eine Zeitung namens „Junge Franken“ an 
fränkische Kollegen zu verteilen. Dieses „Junge Franken“ 
sei auch von Kai Dalek, dem V-Mann des Landesamtes für 
Verfassungsschutz in Bayern, und Uwe Meenen, einem der 
ranghöchsten NPD-Politiker und Unterstützer des „Freien 
Netzes Süd“, herausgegeben worden.

Jürgen Schwab, einer der Strategen und Autoren der jungen 
Naziszene, einer, der auch keinen Hehl aus seiner Radika-
lität mache, polizeibekannt seit Jahren, Aktivist des „Freien 
Netzes Süd“, gebe immer noch auf den Flugblättern, die er 
herausgebe, das „Braune Haus“ in Jena, den Treffpunkt von 
Ralf Wohlleben, als presserechtlich verantwortliche Adresse 
an. Man sehe auch hier die Vernetzung. Deshalb verstehe die 
Sachverständige umso weniger, dass der Verfassungsschutz 
sage, es gebe keine Vernetzungen oder keine Hinweise auf 
Vernetzungsstrukturen.

Die Sachverständige stelle sich folgende Frage: Wie kann 
es sein, dass tatsächlich zwei unfrankierte DVDs mit dem 
„Paulchen Panther“-Logo in Nürnberg direkt in die Brief-
kästen eingeworfen wurden? Wer habe diese Bekenner-
DVDs eingeworfen, wenn nicht Frau Zschäpe? Also, müsse 
es irgendwo irgendjemanden gegeben haben, der in der Lage 
gewesen sei, diese DVDs einzuwerfen.

Sie verstehe das Landesamt für Verfassungsschutz in Bayern 
nicht, das 2011 gleich gesagt habe: Es seien keine Ver- 
bindungen zwischen „Thüringer Heimatschutz“, NSU und 
bayerischen Neonazis bekannt. Das sei ihr völlig schleier-
haft, wie man so eine Aussage machen könne. Entweder man 
habe seinen Auftrag dann nicht erfüllt oder es sei einfach 
unwahr.
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Zum sog. Thule-Netz führte die Sachverständige Röpke 
aus: Das Thule-Netzwerk habe einen bundesweiten Cha-
rakter gehabt. Es habe auch Nachahmer gefunden. Man habe 
sich in diesem modernen Verbund zusammengeschlossen. 
Man habe dort Informationsbasen gehabt, die nicht mehr so 
offen übersehbar gewesen seien. Man habe versucht, kons-
pirativ die neue Technik auszuprobieren, und interessant sei 
auch, dass durch Kai Dalek über dieses Thule-Netz Bom-
benanleitungen vermittelt worden seien. Kai Dalek habe für 
die Szene wegweisenden Charakter gehabt. Er sei eine der 
ganz wichtigen Figuren gewesen. So habe man das damals 
als beobachtende Fachjournalisten immer wahrgenommen. 
Zusammen mit Norman Kempken hätte er durchaus eine – 
im negativen Sinne – wegweisende Bedeutung für die Neo-
nazis bundesweit gehabt. Es habe dann von Thekla Kosche, 
einer der ganz intelligenten Frauen der Neonazi-Szene aus 
Hamburg, schon frühzeitig die Aussage gegeben, dass Dalek 
ein Spitzel sei. Dalek habe durch sein Vorantreiben der mili-
tanten Ideologie bundesweit bei einigen den Argwohn erregt. 
Es sei dann genauso wie bei Tino Brandt gewesen, bei dem 
diese Gerüchte auch immer wieder aufgetaucht seien. Aber 
nichtsdestotrotz sei das Thule-Netz an der Radikalisierung, 
vor allem auch der Ideologisierung dieser Szene, ganz stark 
mitbeteiligt gewesen.

In Teilen der Szene müsse durchaus auch die Existenz des 
NSU bekannt gewesen sein. 

Zum Einen finde man in einer Ausgabe vom „Weißen Wolf“ 
dieses Zitat „Der Kampf geht weiter“. Zum Anderen gebe es 
die Geldspende an das Fanzine „Der Weiße Wolf“ und den 
Dank dafür. Es gebe weiterhin das Bekennerschreiben, wel-
ches einige Gruppen in der Naziszene vom NSU bekommen 
hätten.

Bei André Eminger, einem der vorzeitig entlassenen Helfers-
helfer habe man identische Dateien, eines der Bekennervi-
deos mit dem „Paulchen Panther“ – Mordvideo, im Com-
puter gefunden. Er hätte eine identische Datei, wie sie Uwe 
Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe auch in ihrer Wohnung 
hatten, auf dem Computer gehabt. 

Es gebe laut dem Sachverständigen Funke eine sehr span-
nende Konstellation. In dem Monat, in dem das Nagelbom-
benattentat in Köln gewesen sei, habe es eine Spezialbro-
schüre des Bundesamts gegeben, in der das Trio erwähnt 
worden sei und auch die Potenziale beschrieben worden 
seien. Es habe jedoch keine Konsequenz für die Analyse und 
den Gestaltungswillen in dieser Richtung gegeben.

Laut dem Sachverständigen Funke handele es sich vor-
liegend um eine gesamtgesellschaftliche Herausforderung. 
Es gebe zum Beispiel einen Resonanzboden von 20 bis 30 
Prozent in der Gesellschaft, die der Meinung seien, dass die 
Juden heute zu viel Einfluss hätten. Das sei eine Herausfor-
derung für jeden Bürgermeister, für die Politik der Länder 
und des Bundes. Das Zweite sei natürlich die Veränderung 
der Sicherheitsstrukturen. Was die Verfassungsschutzämter 
angehe, würden die V-Leute mehr schaden als nutzen, weil 
sie vielfach Informationen zurückhalten und nicht an die Po-

lizei weitergeben würden. Das sei der Kern des Problems. 
Für die Abschaffung dieses Typs von Vertrauensleuten gebe 
es gute Argumente. 

Die Sachverständige Röpke warf zudem die Frage auf, 
warum man auf die Zwickauer Zelle, die doch so umzin-
gelt von V-Leuten verschiedener Ämter gewesen sei, nicht 
zugreifen konnte. Warum habe man nicht tatsächlich etwas 
unternommen? Warum sei man im Zusammenhang mit der 
„Kameradschaft Süd“ von Martin Wiese nicht in der Lage 
gewesen, die Verbindungen offenzulegen?

Die Verfassungsschutzbehörden würden nach Ansicht der 
Sachverständigen immer erst dann ihre Erkenntnisse veröf-
fentlichen, wenn Journalisten schon berichtet oder recher-
chiert hätten, also nie im Vorfeld. Sie hätten aus ihrer Sicht 
keinen vorbildlichen Warncharakter. Für die Sachverstän-
dige Röpke hätten V-Leute meist eine sehr labile private 
Situation, sie seien oft insolvent, spielsüchtig, sie brauchten 
einfach das Geld. Es seien mittlerweile so um die 500 Euro 
im Monat, die da bezahlt würden, bei Top-Informationen 
noch mehr.

Für die Einstellungen von Ermittlungsverfahren gegen V-
Leute sei Tino Brandt das beste Beispiel: 50 Ermittlungs-
verfahren – kein einziges Mal habe er sich verantworten 
müssen. Das seien Dinge, die mit dem Gerechtigkeitssinn 
der Sachverständigen nicht vereinbar seien.

Die Sachverständige Röpke hält V-Leute im Verfassungs-
schutzbereich für nicht notwendig. Alles, was von zent-
raler Bedeutung sei, könne über andere Verfahren geregelt 
werden. Sie nannte schließlich noch ein Beispiel: Die „Hei-
mattreue Deutsche Jugend“ sei auf Druck der Öffentlichkeit, 
der Medien und der Politik verboten worden. Es sei nie die 
Rede davon gewesen, dass dort V-Leute eine Rolle gespielt 
hätten, sondern das sei einfach Dokumentation und Bildma-
terial gewesen. Das sei der sauberere und ehrlichere Weg. Es 
bedürfe der Nachhaltigkeit und Fachkundigkeit, um so etwas 
wirklich engagiert betreiben zu können.

Der Sachverständige Dr. Kailitz teilte diese Ansicht. 
Eine mögliche Alternative, wäre bei dem NSU gewesen, 
die Kontaktliste zu nehmen und eine Telefonüberwachung 
mit den Namen zu schalten, die auf der Liste zu finden ge-
wesen seien, um zu sehen, ob sie von dem Trio kontaktiert 
werden würden. Das sei ein Beispiel. Es gebe natürlich noch 
andere alternative Maßnahmen, die man ergreifen könne. 
Das Grundproblem bei den V-Leuten bestehe darin, dass 
hier negative Aspekte abzuwägen seien und die Verlässlich-
keit der Information nicht immer klar sei. Nach den Angaben 
des Sachverständigen gebe es Indizien dafür, dass im Falle 
von Claus Nordbruch und auch im Falle von anderen V-
Leuten praktisch im Vorfeld Gesinnungsgenossen informiert 
worden und die Informationen nur begrenzt an den Verfas-
sungsschutz gegeben worden seien. 

Nach Meinung des Sachverständigen Dr. Kailitz sei es 
bei den Verfassungsschutzämtern traditionell durchaus ein 
Problem gewesen, dass hier Verwaltungsleute dominierten. 
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Es wäre sinnvoller, auch Sozialwissenschaftler verstärkt im 
Bereich der Auswertungen einzusetzen. Hier stelle sich auch 
die Frage, ob immer alles hinter den Mauern des Verfas-
sungsschutzes stattfinden müsse, oder ob nicht das Material 
öffentlicher diskutiert werden könne, um gemeinsam zu Er-
kenntnissen zu kommen.

Für den Sachverständigen Dr. Kailitz liegen die Probleme 
weniger in der Ermittlung. Es sei nicht so, dass hier nicht 
genügend Informationen ermittelt worden seien, sondern 
sie seien nicht ausreichend ausgewertet worden. Man müsse 
mehr den Fokus auf die Auswertung legen als bisher. Man 
müsse auch längerfristig auswerten, nicht immer ad hoc das 
auswerten, was gerade vorliegen würde.

Zu den Erkenntnissen des Generalbundesanwalts siehe auch 
Antwort zu Frage A.1.7.

Skinhead-Jahresberichte 1994 – 2011

Dem Untersuchungsausschuss wurden die sog. Skinhead-
Jahresberichte aus den Jahren 1997 bis 1999 und 2001 bis 
2003 vorgelegt. Hinsichtlich der Jahre 1994 bis 1996 und 
2000 sowie nach dem Jahr 2003 existieren laut den Angaben 
des Staatsministeriums des Innern keine entsprechenden Be-
richte. 

Im Jahresbericht 1999 wird der „Fränkische Heimatschutz“ 
(FHS) thematisiert5:
Angelehnt an den „Thüringer Heimatschutz“, der ein Sam-
melbecken für aktive Personen aus der Thüringer rechts-
extremistischen Szene darstellt, habe vor etwa drei Jahren 
in der Skinhead-Szene der „FHS“ entstehen sollen. Dieser 
wurde als „Zusammenschluss parteiunabhängiger junger 
Leute ohne Organisationsstrukturen“ beschrieben. Nach 
Erkenntnissen aus 1999 sei festzustellen, dass der Begriff 
vermehrt im Sprachgebrauch auftauche und auch als (Teil-) 
Impressum für Flugblätter dienen würde. Eine Gruppe von 
ca. 50 Skinheads aus dem Coburger Bereich ohne feste Or-
ganisationseinheit habe sich als „Fränkischer Heimatschutz“ 
bezeichnet. Der „FHS“ sei identisch mit der Skinhead-Szene 
Coburg. Eine Fahne mit dem Fränkischen Rechen und der 
Aufschrift „Fränkischer Heimatschutz“ sei festgestellt 
und „Gaudreiecke“ mit derselben Aufschrift seien geplant 
worden. In der Gaststätte „Zum Kühlen Trunk“ in Weitrams-
dorf hätten sich sog. „Donnerstagsstammtische“ etabliert. 
Der „FHS“ stehe der NPD nahe und habe sich an gemein-
samen Veranstaltungen beteiligt.

Nachdem sich der Aktivist und informelle Führer des „FHS“ 
Mario Kraußer aus der Organisations- und Funktionsebene 
zurückgezogen habe, sei die Szene zerfallen. Der Name sei 
noch existent, diene jedoch nicht mehr als Synonym für die 
Skinhead-Szene, sondern stehe für einen Skin-Stammtisch 
mit etwa 10–15 Teilnehmern.

5	 Akte Nr. 8, StMI-Akten, BY-5, Anlagen, Skinhead-Jahresbericht 
1999, S. 189.

Im Jahresbericht 2001 wird die Skinhead-Szene im Raum 
Oberfranken ausführlich beschrieben. Vermehrte Aktivitäten 
des Matthias Fischer und der „Fränkischen Aktionsfront“ 
werden aufgezeigt6:

Matthias Fischer sei derzeit der informelle Führer der Szene, 
wobei sein Einfluss auch in die Nachbarszenen Erlangen-
Höchstadt und Fürth hineinreiche. Sein großer Bekanntheits-
grad resultiere zum einen aus der Verbreitung des von ihm 
herausgegebenen Fanzines „Landser“ und zum anderen aus 
der Vielzahl seiner Aktivitäten und Plakataktionen im Zu-
sammenhang mit der „Fränkischen Aktionsfront“ (F.A.F.), 
deren Leiter er ebenfalls sei. Die F.A.F. beschreibe sich 
selbst als politisch regionales Forum für Männer und Frauen, 
die sich im Nationalen Widerstand in Deutschland organi-
sieren und vorrangig im Großraum Franken tätig seien. Alle 
Formen des Widerstands würden als legitim angesehen. In 
einem Flugblatt mit dem Titel „Konzept der Fränkischen 
Aktionsfront“ würden Ausführungen zu den Aktivitäten, 
der Leitung und Verantwortlichkeit, der Organisierungs-
form, sowie der Finanzierung, den Mitteln des politischen 
Kampfes und zur Loyalität gemacht. 

Darüber hinaus nutze Fischer als Kontaktadresse das Postfach 
der „Interessengemeinschaft WIR“. Diese „Arbeitsgruppe“ 
setze sich überwiegend aus Aktivisten der Nürnberger Skin-
heads zusammen. Die „IG-WIR“ zeichne verantwortlich für 
die „Anti-Antifa“-Arbeit im Raum Nürnberg und sei durch 
entsprechende Plakataktionen an Nürnberger Schulen aufge-
fallen („Macht kaputt, was Euch kaputt macht...“).

Während im Jahr 2001 im Ballungsraum Nürnberg 15 
rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten begangen 
worden seien, sei deren Zahl bis Ende Juni 2002 auf zwei 
zurückgegangen. In dieser Hinsicht sei Nürnberg nicht mehr 
Brennpunkt in Bayern. Die F.A.F. wie auch die übrige Skin-
head-Szenen seien auch weiterhin flächenwirksamen Auf-
klärungsmaßnahmen der Nürnberger und Erlangen Polizei 
ausgesetzt. 

Am 27.06.2001 seien die beiden Wohnungen von Matthias 
Fischer in Nürnberg und Fürth durchsucht worden, da in der 
Ausgabe Nr. 7 des Fanzines „Landser“ Sachverhalte ent-
halten gewesen seien, die das AG Nürnberg als öffentliche 
Aufforderung zu Straftaten werten würde (Bild des Buch-
ladens „Libresso“ in Nürnberg mit eingeschlagener Schau-
fensterscheibe und dem Zusatztext „Mehr als Worte zählen 
die Taten“).“7 

Auch die Skinhead-Szene im Raum Coburg wird eingehend 
dargestellt8:
Lokale Gruppen würden in Coburg, Lichtenfels und Neu-
stadt/Coburg auftreten. Die Szene im Raum Coburg unter-
halte gute Kontakte zur Szene in Sonneberg/Thüringen und 

6	 Akte Nr. 8, StMI-Akten, BY-5, Anlagen, Skinhead-Jahresbericht 
2001, S. 128.

7	 Akte Nr. 8, StMI-Akten, BY-5, Anlagen, Skinhead-Jahresbericht 
2001, S. 131.

8	 Akte Nr. 8, StMI-Akten, BY-5, Anlagen, Skinhead-Jahresbericht 
2001, S. 156-161.
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zu den Skinhead-Szenen im Raum Schweinfurt und Bam-
berg. In letzter Zeit seien auch Kontakte zur Skin-Szene im 
Großraum Nürnberg erkennbar geworden. Hier insbeson-
dere zum informellen Führer der Szene, Matthias Fischer, 
und der „Fränkischen Aktionsfront“.9

An einem Skinhead-Konzert in Weitramsdorf-Weidach 
Landkreis Coburg, hätten sich am 28.07.2001 etwa 200 
Personen aus dem rechten Spektrum beteiligt. Die Teil-
nehmer seien überwiegend aus Thüringen und Franken 
angereist. Vereinzelte Personen seien aus den Ländern 
Österreich, Italien und der Schweiz gekommen. Es hätten 
die Skin-Bands „Sturmangriff‘, „Tollschock“ aus Öster-
reich und „Bata110n“ aus Gera gespielt. Als „Sieg Heil“ 
Rufe laut geworden seien, habe die Polizei den Veran-
stalter Sebastian Wagner eingehend ermahnt. Als eine 
Stunde später erneut verfassungsfeindliche Parolen wie 
„Deutschland erwache“, „Nigger, Nigger, Nigger, out, 
out, out“ und das volksverhetzende „Afrika-Lied“ der 
Gruppe Landser vernommen worden seien, sei die Auf-
lösung der Veranstaltung erfolgt. Gegen Wagner sei ein 
Strafverfahren wegen Verletzung seiner Garantenpflicht 
als Veranstalter des Konzerts eingeleitet und mehrere 
Teilnehmer wegen eintätowierten SS-Totenkopf-Signets 
zur Anzeige gebracht worden.

Am 06.09.2001 habe in der Coburger Gaststätte „Hexen-
häusle“ eine Vortragsveranstaltung mit dem Südafrikaner 
Dr. Claus Nordbruch stattgefunden, der zum Thema „Zensur 
Meinungsfreiheit in Deutschland“ gesprochen habe. 
Unter den etwa 40 Teilnehmern hätten sich etliche Skinheads 
befunden.10 

Im Jahresbericht 2003 findet sich die Darstellung von fol-
gendem Ereignis11:
Bei der PI Weißenburg habe ein Bürger ein DIN A4 Plakat 
abgegeben, welches an einer Bushaltestelle in Weißen-
burg geklebt habe. Es habe folgenden wörtlichen Aufdruck 
gehabt: „COMBAT 18 – Weißenburg – An alle Deutschen 
die noch DEUTSCH bleiben wollen! WIR MÜSSEN AUF-
RÄUMEM.“ 
Es sei mit neonazistischen Symbolen versehen gewesen, wie 
unter anderem dem Reichsadler mit Lorbeerkranz und Ha-
kenkreuz. Das vermutlich am 14./15.11.2003 verteilte Flug-
blatt sei auch am Arbeitsamt und an einem Dönerimbiss-
stand aufgefunden worden. Eine Gruppierung „COMBAT 18 
Weißenburg“ sei bis dato nicht bekannt gewesen. Es werde 
davon ausgegangen, dass es sich um einen Einzeltäter han-
dele, der sein Wissen aus dem Internet und der Zeitung er-
worben habe und durch das Verbreiten dieser Flugschriften 
suggerieren möchte, dass es sich hier um eine in Weißenburg 
existente Gruppierung handle.

9	 Akte Nr. 8, StMI-Akten, BY-5, Anlagen, Skinhead-Jahresbericht 
2001, S. 156 f.

10	 Akte Nr. 8, StMI-Akten, BY-5, Anlagen, Skinhead-Jahresbericht 
2001, S. 158.

11	 Akte Nr. 8, StMI-Akten, BY-5, Anlagen, Skinhead-Jahresbericht 
2003, S. 148.

Ku-Klux-Klan

Hierzu hat der Untersuchungsausschuss insbesondere fol-
gende Erkenntnisse gewonnen:

Am Abend des 06.02.2003 seien von der KPI Erding auf-
grund einer anonymen Mitteilung in Taufkirchen (Vils), 
Ortsteil Moosen, Personen festgestellt worden, die weiße 
Kutten mit Kapuzen getragen hätten. Auf den Kutten sei 
das Zeichen des Ku-Klux-Klan, eine rote Flamme, umrahmt 
von einem Dreieck in einem Kreuz, angebracht gewesen. 
Die Personen seien auf dem Weg zu einem Bauwagen auf 
dem elterlichen Grundstück eines Teilnehmers in Moosen 
gewesen. Vor dem Bauwagen sei ein 1,5 m hohes Kreuz auf-
gestellt, darunter liege Papierasche. Die Beteiligten hätten 
vorgegeben, sich aufgrund der Faschingszeit verkleidet zu 
haben. Die bezeichneten Personen seien auch nach diesem 
Ereignis im rechtsextremistischen Bereich in Erscheinung 
getreten, es seien aber keine weiteren Hinweise in Bezug auf 
den Ku-Klux-Klan bekannt geworden. Auch eine Durchsu-
chung des Bauwagens am 11.04.2003 habe diesbezüglich 
keine weiteren Erkenntnisse erbracht.12

Am 17.02.2011 sei in Baar-Ebenhausen bei der Überprüfung 
eines bekannten Treffpunktes der rechten Szene durch die 
KPI Ingolstadt festgestellt worden, dass an das Gebäude 
ein Anbau errichtet worden sei. In dem Anbau/dem Unter-
stand befinde sich eine von außen sichtbare, ca. 1,5 Meter 
hohe Lebensrune aus Balken. An eine Seitenwand des Un-
terstandes sei ein ca. 50 x 50 cm großes „Eisernes Kreuz“, 
die Initialen „F“ und „K“ (für Freie Kameradschaft) sowie 
zwei „Sigrunen“ aufgemalt worden. Nach Auskunft der Ei-
gentümer werde das Gebäude immer noch von dem Mitglied 
der aufgelösten Skin-Band „Aufmarsch“ angemietet. Eine 
Genehmigung für den Anbau liege nicht vor. Bei der darauf 
folgenden Durchsuchung am 29.02.2011 seien neben Base-
ballschlägern und einer Skinheadfahne sowie einem „Wählt 
Hitler“-Poster auch ein Ku-Klux-Klan Anzug und eine Ku-
Klux-Klan Fahne sichergestellt worden.13 

Bei einer Durchsuchung einer Wohnung in Geisenfeld am 
27.07.2012 sei durch die KPI Erding u. a. eine Fahne mit 
Hakenkreuz, eine Fahne mit SS-Zeichen und SS-Totenkopf, 
eine Fahne mit der Aufschrift „Landser – Eine deutsche Le-
gende“ und der Abbildung eines Soldatenkopfes sowie ein 
Holzschild mit den Schriftzügen „White Power“ und KKK 
gefunden worden. Der Beschuldigte habe sich von sich aus 
als bekennenden Rechten bezeichnet, wolle aber nach ei-
genen Angaben keinen Kontakt mehr zur Szene haben. Der 
Beschuldigte gab an, in der Vergangenheit als Quelle tätig 
gewesen zu sein.14 

Dem Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz lagen 
nach Aktenlage 2011 keine neuen Erkenntnisse über Akti-
vitäten des KKK bzw. des „European White Knights of the 

12	 Akte Nr. 359.
13	 Akte Nr. 359.
14	 Akte Nr. 359.
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Burning Cross“, im folgenden EWKOTBC, seit dem Jahr 
2006 vor.15

Den bayerischen Polizeibehörden war nach Aktenlage be-
kannt, dass von der Vereinigung EWKOTBC im Untersu-
chungszeitraum Mitglieder in Bayern geworben wurden, 
die im folgenden Anzeige gegen Mitglieder der Vereinigung 
erstattet haben.16 Aus den Akten ergibt sich, dass zwei Per-
sonen aus Landshut am 14.05.2011 bei der Polizeiinspek-
tion Kitzingen Anzeige gegen die Vereinigung EWKOTBC 
wegen Erpressung und Veröffentlichung persönlicher Daten 
auf einer Internetseite erstattet haben. Dabei handelte es sich 
um Veröffentlichung ihrer Namen auf der Seite www.white-
knightseurope.de.

Bei einer Internetsuche seien sie auf die Website von EW-
KOTBC gestoßen. Aufgrund von Fernsehberichten und 
Reportagen seien sie davon ausgegangen, dass es sich um 
eine Vereinigung mit christlichem Hintergrund handle. Sie 
wurden von dem Betreiber der Website aus Berlin einge-
laden, der Vereinigung beizutreten. Die beiden Personen 
seien am 01.09.2010 der Vereinigung EWKOTBC beige-
treten. Als sie festgestellt hätten, dass es sich nicht um eine 
christliche Vereinigung, sondern um eine rechtsextreme Ver-
einigung handele, wollten die Personen aus Landshut aus-
treten. Ihrer Aussage nach, wurde dies seitens EWKTOBC 
massiv versucht zu verhindern. Es seien massive Bedro-
hungen und Beleidigungen ausgesprochen worden. Es sei 
weiterhin mit der Veröffentlichung ihrer Daten und einer ei-
desstattlichen Versicherung, die sie bei Eintritt unterzeichnet 
hatten, gedroht worden.

Bei einer späteren Vernehmung der betroffenen Personen 
der Kriminalinspektion Würzburg-K5 am 27.10.2011 wurde 
zu Protokoll gegeben, dass es zu verschiedenen Treffen mit 
Mitgliedern der EWKOTBC kam, die jedoch nicht in Bayern 
stattfanden.

A.1.2. Wie viele und welche Strafverfahren wegen rechts-
extremistischer und fremdenfeindlicher Straftaten gab 
es im Untersuchungszeitraum in Bayern, in wie vielen 
Fällen führten diese Verfahren zu Verurteilungen, wie 
viele Verfahren wurden eingestellt und aufgrund welcher 
Kriterien wird ein rechtsextremistischer oder fremden-
feindlicher Hintergrund angenommen?

Polizei und Verfassungsschutz auf der einen Seite und Ge-
richte und Staatsanwaltschaften auf der anderen Seite führen 
unabhängig voneinander Statistiken über politisch moti-
vierte Straftaten:

Die jährlich vom Bayerischen Staatsministerium des Innern 
herausgegebenen Verfassungsschutzberichte enthalten statis-
tische Angaben zu rechtsextremistischen Straftaten, die auf 
der polizeilichen Kriminalstatistik beruhen.17 Für das Jahr 
1994 weist der Bericht 1.024 neonazistische, antisemitische 

15	 Akte Nr. 361/5, S.12.
16	 Akte Nr. 362/5.
17	 Zur verbesserten Lesbarkeit werden hier nur einige Zahlen aus den 

Verfassungsschutzberichten 1994, 1999, 2004 und 2009 wiedergege-
ben. Die Verfassungsschutzberichte sind öffentlich verfügbar.

und fremdenfeindliche Straftaten und 58 Gewaltdelikte mit-
erwiesener und vermuteter rechtsextremistischer Motivation 
aus.18 Im Jahr 1999 waren es 970 neonazistische, antisemiti-
sche und fremdenfeindliche Straftaten und 56 Gewaltdelikte 
mit erwiesener und vermuteter rechtsextremistischer Moti-
vation.19 Im Jahr 2004 waren es 1.46820 neonazistische, anti-
semitische und rassistische Straftaten (2009: 1.63821), davon 
218 mit fremdenfeindlicher Motivation. Rechtsextremisti-
sche Gewalttaten gab es im Jahr 2004 42.22 (2009: 5323). 

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz hat zu dieser Frage schriftlich Stellung ge-
nommen24 und zusammengefasst Folgendes geantwortet:

Die bayerischen Staatsanwaltschaften erfassen seit 1992 auf 
der Grundlage bundesweit vorgegebener Erfassungsbögen 
statistisch rechtsextremistische und fremdenfeindliche Straf‑
taten. Als rechtsextremistisch motiviert gelten dabei Straf‑
taten, die von Angehörigen oder Sympathisanten rechtsex‑
tremistischer Organisationen in Verfolgung der Ziele dieser 
Organisation begangen werden, ferner die Verwendung von 
nationalsozialistischen Symbolen etc. Als fremdenfeindlich 
werden Straftaten definiert, die sich gegen das Leben oder 
die Gesundheit von Ausländern oder gegen deren Eigentum 
richten und in denen eine fremdenfeindliche Gesinnung als 
Tathintergrund vermutet werden kann. Die Ermittlungsver‑
fahren werden insbesondere wegen der Delikte der Verbrei‑
tung von Propagandamitteln verfassungswidriger Orga‑
nisationen bzw. des Verwendens von Kennzeichen verfas‑
sungswidriger Organisationen, des Landfriedensbruchs, der 
Volksverhetzung bzw. der Gewaltdarstellung, des Mordes 
und des Totschlags, der Körperverletzung und wegen Brand‑
stiftungsdelikten eingeleitet. Darüber hinaus werden Ermitt‑
lungsverfahren insbesondere auch wegen antisemitischer 
Bestrebungen eingeleitet.

Die Anzahl der eingeleiteten Ermittlungsverfahren in den 
Jahren 1994 bis 2011 sowie die Anzahl der beendeten Straf‑
verfahren im Zeitraum 1994 bis 2011 ergeben sich aus nach‑
folgenden Tabellen. 
Dabei ist zum besseren Verständnis der Tabellen darauf hin‑
zuweisen, dass diese beiden nicht aufeinander aufbauen. 
Das bedeutet, dass die in der Tabelle 2 mit den beendeten 
Strafverfahren ausgewiesenen Zahlen nicht auf den Zahlen 
in der Tabelle 1 der eingeleiteten Ermittlungsverfahren 
aufbauen. Vielmehr erfolgt eine schematische Erfassung in  
den Tabellen nur dahingehend, ob ein Ermittlungsverfahren 
mit rechtsextremistischem bzw. fremdenfeindlichem Hin‑
tergrund eingeleitet bzw. ein Strafverfahren abgeschlossen 
wurde. Somit sind in der Tabelle 1 auch nicht Verfahren mit 
Ermittlungen gegen Unbekannt enthalten. Daraus folgt ins‑
besondere, dass die dem NSU zuzurechnenden Morde nicht 
in dieser Tabelle 1 enthalten sind. 

18	 Verfassungsschutzbericht 1994, S. 44, 114f.
19	 Verfassungsschutzbericht 1999, S. 63 u. 69.
20	 Verfassungsschutzbericht 2004, S. 100.
21	 Verfassungsschutzbericht 2009, S. 122.
22	 Verfassungsschutzbericht 2004, S. 97.
23	 Verfassungsschutzbericht 2009, S. 121.
24	 Akte Nr. 32, Schreiben des StMJV vom 22.08.2012 	  

(GZ: 1040-I-6216/2012)
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Tabelle 1: 
Zahl der Ermittlungsverfahren wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten

Ermittlungsverfahren eingeleitet nach §§ … StGB 

86, 86 a 125, 125 a 130, 131 211, 212 223 ff 306 ff antisem. Be-
strebungen sonst. ins- 

gesamt

davon wegen 
Straftaten 

gegen Aus-
länder

1994 930 4 305 1 44 9 105 289 1687 348

1995 845 9 201 2 38 7 98 100 1300 205

1996 769 8 194 1 19 3 75 65 1134 132

1997 1002 14 217 2 23 0 41 35 1334 149

1998 997 34 212 1 25 20 6 52 1347 133

1999 922 21 287 0 81 1 7 62 1381 132

2000 1370 49 619 0 102 2 10 193 2345 166

2001 1510 81 667 4 78 2 21 245 2608 123

2002 1184 23 449 0 81 1 13 385 2136 176

2003 1118 24 366 0 24 1 22 152 1707 81

2004 1324 23 474 0 23 1 49 170 2064 215

2005 1304 13 433 0 29 2 24 161 1966 98

2006 1618 13 467 0 12 7 2 148 2267 60

2007 1615 6 448 4 29 4 7 85 2198 78

2008 1624 8 352 1 16 0 33 82 2115 35

2009 1416 11 341 0 33 2 73 74 1950 70

2010 1221 6 333 4 27 2 24 95 1712 47

2011 1185 5 219 1 10 1 33 86 1540 56

2012 1235 5 299 4 19 2 38 155 1757 67

Tabelle 2: 
Strafverfahren wegen rechtsextremistischer/fremdenfeindlicher Straftaten beendet durch

Einstellung Verurteilte insgesamt
                 davon wegen
                  Straftaten  
                   gg Ausl.

Freispruch
sonst. Entsch./ 

auf sonst.  
Weise

nach § 170 II StPO
insgesamt      Täter nicht  

              ermitt.        

nach  
§§ 153 ff

nach 
§§ 45 ff JGG

1994 1006 786 77 71 260 65 6 173

1995 762 512 122 72 143 34 4 99

1996 645 395 84 55 167 42 6 79

1997 689 408 139 66 190 26 3 121

1998 798 505 86 75 214 33 3 110

1999 681 381 150 94 241 39 5 67

2000 1229 583 228 161 258 20 9 160

2001 1405 913 192 139 256 41 14 152

2002 1058 665 171 91 247 36 5 171

2003 874 514 159 101 189 35 8 130

2004 993 590 218 164 245 36 12 159

2005 1082 561 217 155 251 13 6 122

2006 1266 621 219 158 271 6 10 278

2007 1286 666 300 143 342 4 8 215

2008 1086 659 245 129 346 16 9 123

2009 899 548 317 129 280 22 12 114

2010 972 561 158 75 275 22 5 76

2011 768 570 120 67 274 18 9 93

2012 928 636 145 57 301 27 8 84
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Der Zeuge Dr. Weber gab an, dass die Zahl der rechts-
extremistischen Gewalttaten in Bayern in den Jahren 1994 
und 2011 zwischen 20 und über 80 jährlich schwankte. Die 
Gewalt sei meist von Skinheads, Neonazis und Kleinst-
gruppen ausgegangen. Die Zahl der sonstigen Straftaten 
rechtsextremistischer Art habe meist um die 1.000 betragen, 
wobei dies weit überwiegend Propagandadelikte gewesen 
seien.25

Gefragt nach dem Gewaltpotenzial der Rechtsextremisten 
im Zeitraum 1994 bis 2000 gab der Zeuge Hegler an, 
dass es einen starken Auftrieb im Bereich des unorgani-
sierten Rechtsextremismus gegeben habe. Ein großes Poten-
zial an Personen seien die rechtsextremistischen Skinheads 
gewesen, die häufig durch Straftaten aufgefallen seien. Ein 
Großteil der politisch motivierten Straftaten sei damals durch 
rechtsextremistische Skinheads begangen worden. Es habe 
aber auch entsprechende Personenpotenziale von Neonazis 
gegeben. Ende der Neunzigerjahre sei festzustellen gewesen, 
dass sich die rechtsextremistischen Skinheads zunehmend 
politisiert hätten. Der Anteil der ideologisch geprägten Neo-
nazis sei gestiegen und die Anzahl der rechtsextremistischen 
Skinheads entsprechend zurückgegangen.26

A.1.3. Wie wurde die Gefahr des Rechtsextremismus in 
Bayern im Untersuchungszeitraum seitens der Staatsre-
gierung eingeschätzt und welche Maßnahmen sind er-
griffen worden, um der Gefahr zu begegnen?

Im Einzelnen wird hierzu auch auf die Anlage 3 zu diesem 
Bericht verwiesen (Schreiben des Bayerischen Staatsminis-
ters des Innern vom 25.06.2013, IE1-1334.10-151).

Verfassungsschutzberichte: 
In den Jahren 1994 bis 1997 wurden die jeweiligen Ab-
schnitte des Verfassungsschutzberichts zum Rechtsextre-
mismus in Bayern eingeleitet mit der Feststellung, dass der 
Rechtsextremismus im Gegensatz zum Linksextremismus 
über kein gefestigtes theoretisches System verfüge bzw. 
keine gefestigte Ideologie aufweise.27

Die jährlich vom Landesamt für Verfassungsschutz entwor-
fenen28 und vom Staatsministerium des Innern herausge-
gebenen Verfassungsschutzberichte enthalten zur rechtsex-
tremistischen Gewalt im Untersuchungszeitraum folgende 
zusammenfassende Feststellungen:

1994:
„Der Rechtsextremismus stellt weiterhin eine ernst zu neh‑
mende Bedrohung für die Innere Sicherheit und das inter‑
nationale Ansehens Deutschlands dar. Er ist unverändert 
Brutstätte menschenverachtender Gewalt und Nährboden 
für Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und nationalisti‑
sche Exzesse. Einen zusätzlichen Gefährdungsfaktor bildet 

25	 Dr. Weber, 19.12.2012, S. 58.
26	 Hegler, 23.10.2012, S.8 f.
27	 Verfassungsschutzbericht 1994, S. 14; Verfassungsschutzbericht 1995, 

S. 15; Verfassungsschutzbericht 1996, S. 17; Verfassungsschutzbe-
richt 1997, S. 19.

28	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 36.

die Anti-Antifa-Kampagne, die zur Gewalt gegen politische 
Gegner aufstachelt.“29

1995:
„Die Zahl der rechtsextremistisch motivierten, insbesondere 
der fremdenfeindlichen Gewalttaten war weiterhin rück‑
läufig, bewegte sich aber immer noch auf hohem Niveau. 
Obwohl der Rechtsextremismus für unseren Staat derzeit 
keine akute Bedrohung bedeutet, stellt er oftmals eine Gefahr 
für die Innere Sicherheit und das internationale Ansehens 
Deutschlands dar. Er ist unverändert Brutstätte menschen‑
verachtender Gewalt und Nährboden für Fremdenfeindlich‑
keit, Antisemitismus und nationalistische Exzesse.

Die Anti-Antifa-Kampagne, die zur Gewalt gegen politische 
Gegner aufstachelt, fand in Bayern keinen nennenswerten 
Widerhall. Sie verstand sich ursprünglich als Reaktion auf 
die linksextremistische Antifaschismusbewegung und deren 
Gewalt gegen Rechtsextremisten. Ihr Ziel ist die Ausspähung 
des politischen Gegners, um selbst offensiv werden zu können 
und sich nicht auf die Abwehr von Angriffen beschränken zu 
müssen. Mittlerweile richtet sie sich auch gegen Justiz- und 
Sicherheitsbehörden und damit unmittelbar gegen die Funk‑
tionsfähigkeit des demokratischen Rechtsstaats“30

1996:

„Die Zahl der rechtsextremistisch motivierten, insbesondere 
der fremdenfeindlichen Gewalttaten war weiterhin rück‑
läufig, bewegte sich aber immer noch auf hohem Niveau. 
Obwohl der Rechtsextremismus für unseren Staat derzeit 
keine akute Bedrohung bedeutet, gefährdet er oftmals die öf‑
fentliche Ordnung und das internationale Ansehen Deutsch‑
lands. Er ist Brutstätte menschenverachtender Gewalt und 
Nährboden für Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und 
nationalistische Exzesse. Rechtsextremistisch motivierte 
Gewalt gefährdet zwar nicht die Verfassungsordnung; sie 
stellt aber unverändert eine Herausforderung für die Innere 
Sicherheit dar.“31

1997:
Der Verfassungsschutzbericht für das Jahr 1997 enthält hin-
sichtlich der Gewalttaten von Rechtsextremisten die gleiche 
Einschätzung wie der Bericht für das Jahr 1996.32

1998:
„Die Zahl rechtsextremistisch motivierter Gewalttaten hat in 
Deutschland von 790 auf 708 um rund 10 % abgenommen. 
In Bayern stagniert die Zahl mit 40 gegenüber 39 im Vorjahr. 
Im Vergleich mit den anderen Ländern liegt Bayern unter Be‑
rücksichtigung der Bevölkerungszahlen im unteren Bereich.

Die Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung politischer 
Ziele wird von führenden Rechtsextremisten – zum Teil aus 
taktischen Gründen – abgelehnt. Einzeltäter und meist ju‑

29	 Verfassungsschutzbericht 1994, S. 16.
30	 Verfassungsschutzbericht 1995, S. 18.
31	 Verfassungsschutzbericht 1996, S. 21.
32	 Verfassungsschutzbericht 1997, S. 23.
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gendliche Angehörige der Skinhead-Szene bilden jedoch ein 
ernstzunehmendes gewaltbereites Gefahrenpotenzial. Ge‑
walttaten werden nur in Ausnahmefällen zielgerichtet vor‑
ausgeplant. In den allermeisten Fällen führen vorhandene 
Aversionen gegen Ausländer bzw. Farbige, aber auch Russ‑
landdeutsche und „Linke“ über verbale Auseinanderset‑
zungen zur Anwendung körperlicher Gewalt. Ursächlich für 
die zunehmende Gewaltbereitschaft sind verschiedene Um‑
stände, so z. B. der Verfall von Werten in der Gesellschaft, 
jugendliche Kraftmeierei mit gewaltstimulierender „Skin‑
musik“ und übermäßiger Alkoholgenuss.

Für die Existenz von Wehrsportgruppen in Bayern gibt es 
derzeit keine Anhaltspunkte. Desgleichen sind in Bayern 
rechtsterroristische Aktivitäten nicht bekannt geworden.“33

„Rechtsextremistisch motivierte Gewalt geht weit überwie‑
gend von Personen aus, die nicht in politischen Gruppen 
oder Parteien organisiert sind. Die polizeilichen Ermitt‑
lungen erbrachten bisher keine Erkenntnisse über eine über‑
regionale Steuerung der Gewalttaten durch rechtsextremis‑
tische Organisationen. Im Zusammenhang mit rechtsextre‑
mistisch motivierten Gewalttaten führt der Generalbundes‑
anwalt seit 1992 mehrere Ermittlungsverfahren wegen des 
Verdachts der Existenz rechtsterroristischer Vereinigungen. 
Dabei konnten rechtsterroristische Strukturen in Art einer 
„Braunen Armee Fraktion“ in Deutschland bisher nicht 
festgestellt werden. Konkrete Erkenntnisse über Planungen 
von Terroranschlägen liegen nicht vor. Eine Strategiede‑
batte zur gewaltsamen Systemüberwindung findet im rechts‑
extremistischen Lager derzeit nicht statt. Durch rechtzeitige 
Exekutivmaßnahmen konnten neonazistische Gruppen, die 
Waffen und Sprengstoff zur Durchführung von Gewalttaten 
vorrätig hielten, im Ansatz zerschlagen werden. Dies zeigt 
auch die Durchsuchung bei Rechtsextremisten am 24. Juni 
unter anderen im Raum Ingolstadt und am 14. Dezember in 
Köln beim anfangs anonymen Betreiber der rechtsextremisti‑
schen Internethomepage „Der arische Ansturm“, der durch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz identifiziert werden 
konnte. Bei den Durchsuchungen konnten Waffen, Munition 
bzw. Anleitungen und Mittel zur Herstellung von Sprengstoff 
sichergestellt werden. Gewaltaktionen von „Einzelkämp‑
fern“ können jedoch nicht ausgeschlossen werden.“34

1999:
„Führende Vertreter des organisierten Rechtsextremismus 
lehnen – zum Teil aus taktischen Gründen – die Anwendung 
von Gewalt zur Durchsetzung politischer Ziele nach wie 
vor ab. Zunehmend wird aber ein Widerstandsrecht gegen‑
über dem „System“ und ein Recht zur völkischen Notwehr 
gefordert. Ein gewaltbereites Potenzial ist bei Einzeltätern 
und meist jugendlichen Angehörigen der Skinhead-Szene 
vorhanden. Auch 1999 wurden Gewalttaten nur in Ausnah‑
mefällen zielgerichtet geplant. Die in Bayern bekannt ge‑
wordenen Gewalttaten mit rechtsextremistischer Motivation 
wurden überwiegend von Skinheads gegen deren Feindbilder 

33	 Verfassungsschutzbericht 1998, S. 23 f.
34	 Verfassungsschutzbericht 1998, S. 56 f.

(Ausländer, Aussiedler, „Linke“) spontan verübt, wobei in 
vielen Fällen Alkoholgenuss eine Rolle spielte. 

Für die Existenz von Wehrsportgruppen in Bayern gibt es 
ebenso wie für rechtsterroristische Strukturen derzeit keine 
Anhaltspunkte.“35

„Das typische Ablaufmuster für rechtsextremistisch moti‑
vierte Gewalt ist gleich geblieben. Gewalt geht überwiegend 
von Personen aus, die nicht in politischen Gruppen oder 
Parteien organisiert sind. Eine überregionale Steuerung 
durch rechtsextremistische Organisationen konnte in keinem 
Fall festgestellt werden. Rechtsterroristische Strukturen in 
Art einer „Braunen Armee Fraktion“ sind in Deutschland 
nicht bekannt geworden. Konkrete Erkenntnisse über Pla‑
nungen von Terroranschlägen liegen nicht vor. Auch eine 
Strategiedebatte über eine gewaltsame Beseitigung des poli‑
tischen und gesellschaftlichen Systems in Deutschland findet 
im rechtsextremistischen Lager derzeit nicht statt. Durch in‑
tensive Beobachtung und rechtzeitige Exekutivmaßnahmen 
konnten rechtsextremistische Gruppen, die Waffen oder 
Sprengstoff zur Durchführung von Gewalttaten vorrätig 
hielten oder beschafften oder durch Ausspähung derartige 
Taten gezielt vorbereiteten bereits in der Entstehungsphase 
zerschlagen werden. So durchsuchte die Polizei am 20. und 
26. Oktober wegen des Verdachts der Bildung einer krimi‑
nellen Vereinigung in den Ländern Berlin, Brandenburg, 
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt zehn Wohnungen von 
Angehörigen der neonazistischen Szene. Ihnen wird in unter‑
schiedlicher Tatbeteiligung vorgeworfen, zur Vorbereitung 
von Straftaten politische Gegner und Bedienstete von Straf‑
verfolgungsbehörden gezielt ausgespäht und die Daten auf‑
bereitet zu haben. Bei den Durchsuchungen wurde umfang‑
reiches Beweismaterial sichergestellt, darunter auch eine 
Anleitung zum Bau von Splitterbomben. Bei einer weiteren 
Exekutivmaßnahme gegen vier Neonazis am 30. November 
im Raum Göttingen wegen des Verdachts der Bildung einer 
terroristischen Vereinigung konnte die Polizei Chemikalien, 
Anleitungen und Vorrichtungen zum Bau von Sprengvorrich‑
tungen sicherstellen. In beiden Fällen sind bisher keine Ver‑
bindungen zu Bayern bekannt.“36

2000:
„Die organisierte neonazistische Szene in Bayern entfaltete 
wiederum nur relativ geringe Aktivitäten. Die Zahl der von 
Neonazis und rechtsextremistischen Skinheads gegen Aus‑
länder, Farbige, „Linke“ und andere Feindbilder verübten 
Gewalttaten ist insgesamt gestiegen; die dabei demonst‑
rierte Brutalität und Menschenverachtung sind nach wie 
vor erschreckend. Die Anzahl sonstiger Straftaten, insbe‑
sondere der Propagandadelikte hat deutlich zugenommen. 
Vereinzelt sind auch in Bayern Ansätze einer Diskussion 
erkennbar, bei der nicht der Wille einer Gesellschaftsände‑
rung mit Waffengewalt, sondern der Gedanke an Gegenwehr 
im Vordergrund steht. Die Waffenfunde, mehrere Fälle der 
Schusswaffenverwendung in Bayern und die Ansätze einer 
Gewaltdiskussion zeigen die Notwendigkeit der weiteren in‑

35	 Verfassungsschutzbericht 1999, S. 27.
36	 Verfassungsschutzbericht 1999, S. 64 f.
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tensiven flächendeckenden Beobachtung dieser Szene. Diese 
Beobachtung gestaltet sich zunehmend schwieriger, da sich 
alle rechtsextremistischen Gruppierungen, auch Skinheads 
und Neonazis immer konspirativer verhalten und enger 
zusammenrücken.“37

„Das typische Ablaufmuster für rechtsextremistisch moti-
vierte Gewalt ist gleich geblieben. Gewalt geht überwiegend 
von Personen aus, die nicht in politischen Gruppen oder 
Parteien organisiert sind. Eine überregionale Steuerung 
durch rechtsextremistische Organisationen konnte in keinem 
Fall festgestellt werden. Rechtsterroristische Strukturen sind 
in Bayern nicht bekannt geworden.

Ansätze hierzu wurden allerdings im übrigen Bundesge-
biet auch in jüngster Vergangenheit festgestellt. Die Polizei 
konnte Waffen und Sprengstoff beschlagnahmen, die of-
fenbar gezielt für Aktionen besorgt worden waren. In Neo-
nazikreisen wird zurzeit zudem mehr als früher diskutiert, ob 
man Gewalt gezielt gegen den politischen Gegner einsetzen 
soll. Konkrete Strukturen, wie sie die frühere linksextremis-
tische Terrorgruppe „Rote Armee Fraktion“ (RAF) hatte, 
die aus der Illegalität heraus gezielt Anschläge verübte, sind 
bisher allerdings nicht feststellbar. Auch ein Abtauchen von 
möglichen rechtsextremistischen Gewalttätern in den Unter-
grund ist bisher nicht feststellbar. Durch intensive Beobach-
tung und rechtzeitige Exekutivmaßnahmen konnten rechts-
extremistische Gruppen im Bundesgebiet, die Waffen oder 
Sprengstoff zur Durchführung von Gewalttaten vorrätig 
hielten oder beschafften oder durch Ausspähungen derartige 
Taten gezielt vorbereiteten, bereits in der Entstehungsphase 
zerschlagen werden. Auch in Bayern wurde bei Rechtsext-
remisten Waffen und Sprengstoff anlässlich von Durchsu-
chungen sichergestellt.“38

2001:
„… Die rechtsextremistisch motivierten Gewalttaten sind 
überwiegend der äußerst gewaltbereiten Skinhead-Szene zu-
zurechnen. Dies zeigt die erschreckende kriminelle Energie 
und Brutalität dieses Personenkreises.…

Die Gewalttaten wurden ganz überwiegend nicht von Ein-
zeltätern, sondern mit anderen gemeinsam begangen. Dabei 
entstand der Tatentschluss vielfach spontan aus gruppendy-
namischen Prozessen, gefördert durch Alkohol und Musik 
mit rechtsextremistischen Texten. Räumliche Schwerpunkte 
waren die Großstadtregionen München und Nürnberg.

Rechtsextremistisch motivierte Gewalttäter sind überwie-
gend nicht in politischen Gruppen oder Parteien organisiert. 
Eine überregionale Steuerung durch rechtsextremistische 
Organisationen konnte in keinem Fall festgestellt werden. 
Rechtsterroristische Strukturen sind in Bayern nicht bekannt 
geworden.

Das typische Ablaufmuster rechtsextremistisch motivierter 
Gewalt ist gleich geblieben. Nach gezielten anfänglichen 

37	 Verfassungsschutzbericht 2000, S. 17.
38	 Verfassungsschutzbericht 2000, S. 78.

Provokationen der Angreifer kommt es bei geringstem Anlass 
zu Tätlichkeiten und massiver Gewaltanwendung gegen die 
Opfer.“39

2002
Der Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2002 enthält die-
selben Feststellungen wie der Bericht für das Jahr 2001.40

2003:
Dies gilt grundsätzlich auch für den Verfassungsschutzbe-
richt für das Jahr 2003. Dieser Bericht enthält zu möglichen 
terroristischen Strukturen weiter folgende Bemerkungen:41

„… In München konnten die Sicherheitsbehörden ein von 
Anhängern des neonazistischen AS geplantes Sprengstoff-
verbrechen verhindern. Dieses pflegte zwar bundesweite 
Kontakte zu anderen Neonazis und Skinheads, jedoch konnte 
kein strukturierter Zusammenhang festgestellt werden. Der 
Generalbundesanwalt ermittelt gegen die Tatverdächtigen 
wegen Bildung einer terroristischen Vereinigung…“

2004, 2005, 2006 und 2007:
Die Verfassungsschutzberichte 2004, 2005, 2006 und 2007 
enthalten zu rechtsextremer Gewalt die im Wortlaut nahezu 
identischen Feststellungen wie im Jahr 2001. Ausführungen 
zur rechtsterroristischen Strukturen in Bayern finden sich 
nicht mehr.	

2008:
Dasselbe gilt grundsätzlich auch für den Verfassungsschutz-
bericht 2008, jedoch ist hier auch der vermutete rechtsex-
tremistische Hintergrund des Messerangriffs auf den Pas-
sauer Polizeidirektor Alois Mannichl vor dessen Wohnhaus 
erwähnt.42

2009:
„Die Zahl der rechtsextremistisch motivierten Gewalttaten 
ist zurückgegangen. …

Die größte Gewaltbereitschaft besteht nach wie vor bei den 
subkulturell geprägten Rechtsextremisten, vor allem bei den 
rechtsextremistischen Skinheads. 45 der 87 Tatverdächtigen 
der im Jahr 2009 begangenen Gewaltdelikte gehören der 
rechtsextremistischen Skinhead-Szene an. Diese werden 
aber im Regelfall nicht aufgrund einer strategischen Ziel-
setzung gewalttätig, sondern spontan, in der Gruppe und 
häufig unter Alkoholeinfluss.“43

2010:
Der Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2010 enthält im 
Prinzip die identischen Feststellungen wie der Bericht für 
das Jahr 2009 wiederum mit dem Hinweis auf die besondere 
Gewaltbereitschaft der Skinheads.44

39	 Verfassungsschutzbericht 2001, S. 82.
40	 Verfassungsschutzbericht 2002, S. 82.
41	 Verfassungsschutzbericht 2003, S. 78 f.
42	 Verfassungsschutzbericht 2008, S. 104.
43	 Verfassungsschutzbericht 2009, S. 121 f.
44	 Verfassungsschutzbericht 2010, S. 124 f.
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2011:
„Die Ende 2011 aufgedeckte Mordserie dokumentiert erst‑
mals, dass Rechtsextremisten aus dem Untergrund heraus 
gezielt strategisch Gewalttaten geplant und auch umge‑
setzt haben. Die „Zwickauer Terrorzelle“ hat in den Jahren 
2000, 2001 und 2005 insgesamt fünf ihrer Morde in Bayern 
begangen. Innerhalb der rechtsextremistischen Szene in 
Bayern konnte ein derart politisch motivierter Terrorismus 
bislang nicht festgestellt werden.

In Bayern werden rechtsextremistische Gewalttäter derzeit 
selten aufgrund einer strategischen Zielsetzung gewalttätig, 
sondern spontan in der Gruppe (2011:24 der insgesamt 
57 Gewaltdelikte) und häufig unter Alkoholeinfluss (2011: 
bei 27 von 46 aufgeklärten Gewaltdelikten waren die Tat‑
verdächtigen alkoholisiert). Zwei Gewalttaten wurden im 
Rahmen rechtsextremistischer Demonstrationen begangen.

Eine hohe Gewaltbereitschaft besteht aktuell nach wie vor 
bei den subkulturell geprägten Rechtsextremisten, vor allem 
bei den rechtsextremistischen Skinheads. Bei zehn von 46 
aufgeklärten Gewalttaten waren Skinheads beteiligt.“45

2012:
„Die Mordserie des Nationalsozialistischen Untergrunds 
(NSU) hat die besondere Gefährlichkeit der Szene und die 
Notwendigkeit eines entschiedenen Vorgehens gegen rechts‑
extremistische Bestrebungen bestätigt.“46

„Bislang konnten keine tatsächlichen konkreten Erkennt-
nisse gewonnen werden, dass das Trio zur Vorbereitung 
seiner Taten Helfer oder Mitwisser aus der rechtsextremis-
tischen Szene in Bayern hatte. Böhnhardt, Mundlos und 
Zschäpe waren Mitglieder der rechtsextremistischen Grup-
pierung Thüringer Heimatschutz (THS). Vor dem Untertau-
chen des Trios haben einzelne bayerische Rechtsextremisten 
an Veranstaltungen des THS teilgenommen. Zudem haben 
einzelne Mitglieder des Trios damals bundesweite Veranstal-
tungen der Szene, auch in Bayern, besucht. Zwischenzeit-
lich wurden einige frühere Verbindungen von Böhnhardt, 
Mundlos und Zschäpe – vor ihrem Untertauchen im Jahr 
1998 – zu bayerischen Rechtsextremisten bekannt.“47

Bayerisches Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus:
Die Staatsregierung hat unter der Federführung des Staats-
ministeriums des Innern am 12.01.2009 ein „Bayerisches 
Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus“ beschlos-
sen.48

Hierin kommt die Staatsregierung zu folgenden zusammen-
fassenden Einschätzungen des gewaltbereiten Rechtsextre-
mismus:

45	 Verfassungsschutzbericht 2011, S. 137 f.
46	 Verfassungsschutzbericht 2012, S. 65.
47	 Verfassungsschutzbericht 2012, S. 71 f.
48	 Bayerisches Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus, Akte 44 

oder im Internet abrufbar unter: http://www.innenministerium.bayern.
de/imperia/md/content/stmi/sicherheit/verfassungsschutz/rechtsextre-
mismus/handlungskonzept_rechtsextremismus.pdf

„Die Zahl der potenziell gewaltbereiten Personen im rechts‑
extremistischen Bereich liegt derzeit in Bayern konstant 
bei 1.100 Personen (bundesweit 13.750 Personen entspre‑
chend den kumulierten Zahlen in den Jahresberichten der 
Länder). Der bayerische Anteil an gewaltbereiten Personen 
liegt damit bei rund acht Prozent und damit deutlich unter 
dem bayerischen Anteil an der Gesamtbevölkerung Deutsch‑
lands. Besonderer Beachtung bedarf die potenzielle Gewalt‑
bereitschaft des nichtorganisierten Rechtsextremismus.“49

„Rechtsextremisten haben bei Wahlen in Bayern keine po‑
litische Bedeutung. Gleichwohl gibt es auch in Bayern ein 
rechtsextremistisches Potenzial, dem unsere wehrhafte De‑
mokratie konsequent entgegentreten muss. Bayern bildet 
derzeit allerdings keinen Brennpunkt des Rechtsextremismus. 
Eine besondere Gefahr geht aber von gewaltbereiten Rechts‑
extremisten aus, die auch vor schweren Gewalttaten nicht 
mehr zurückschrecken.“50

Inhaltlich enthält das Handlungskonzept neben einer Be-
standsaufnahme der schon laufenden Maßnahmen gegen den 
Rechtsextremismus folgende zusätzlichen Maßnahmen:

• � Optimierungen zum Schutz von Polizeibeamten durch 
technische Schutzmaßnahmen an Wohnobjekten, Schutz 
von Einsatzkräften vor Foto- und Videoaufnahmen, Er-
weiterung des Rechtsschutzes für Polizeibeamte und eine 
offensive Darstellung der Rolle der Polizei.

• � Verbesserungen des Schutzes von Vollstreckungsbeamten 
im Strafrecht.

• � Intensivierung der repressiven und präventiven Maß-
nahmen durch Intensivierung der Informationsgewin-
nung, Lösungen für die Problematik der Skinhead- und 
Heavy-Metal-Veranstaltungen, Maßnahmen im Zusam-
menhang mit geplanten Veranstaltungen, Nutzung der er-
kennungsdienstlichen Möglichkeiten und Intensivierung 
präventiver Maßnahmen.

• � Verbesserungen im Strafrecht und Strafprozessrecht.

• � Maßnahmen im Jugendstrafrecht und Jugendstrafvollzug, 
wie Hilfe für erstauffällige rechtsextremistische Jugend-
liche, umfassende Nutzung des Sanktionsspektrums im 
Jugendstrafrecht, gezielte Fortbildung von Jugendrichtern 
und Ausweitung des Modellprojekts "Change".

• � Fortführung der Aufklärungsarbeit des Landesamts für 
Verfassungsschutz durch Aufklärung der gewaltbeja-
henden und gewaltbereiten rechtsextremistisches Szene, 
Internetbeobachtung und Internetauswertung, Aussteiger-
programm und Öffentlichkeitsarbeit.

• � Konsequente Anwendung des neuen Versammlungsrechts.

49	 Bayerisches Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus, S. 7.
50	 Bayerisches Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus, S. 13.
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• � Maßnahmen gegen die NPD wie die sorgfältige Prüfung 
eines neuen NPD-Verbotsverfahrens und sorgfältige Prü-
fung eines Ausschlusses der NPD von der Parteienfinan-
zierung.

• � Weitere Maßnahmen im Bereich Polizei, Verfassungs-
schutz und Justiz durch Kontrolle von Treffpunkten der 
rechts- oder linksextremen Szene, Verbesserung der in-
ternationalen Rechtshilfe, Harmonisierung des Rechts auf 
europäischer Ebene.

• � Maßnahmen an den Schulen, wie die Neueinrichtung 
eines Kompetenznetzwerks "Demokratieerziehung" bei 
den staatlichen Schulberatungsstellen, inhaltliche und 
organisatorische Weiterentwicklung von PIT („Präven-
tion im Team“), Verstärkung der Lehrerfortbildung, neues 
Internetangebot der Bayerischen Landeszentrale für po-
litische Bildungsarbeit, Leseförderung mit Schwerpunkt 
Rechtsextremismus und keine Duldung rechtsextremisti-
sche Verhaltensmuster.

• � Maßnahmen im Bereich der Jugendhilfe wie Ausbau der 
Jugendsozialarbeit an den Schulen, Ausbau der arbeits-
weltbezogenen Jugendsozialarbeit und Stärkung der elter-
lichen Erziehungskompetenz.

• � Einrichtung einer zentralen Informationsstelle gegen Ex-
tremismus und eines umfassenden Informationsportals 
"Bayern gegen Rechtsextremismus".

Angaben der Zeugen:
Der Zeuge Dr. Beckstein erklärte in seinem Eingangs-
statement, dass ihm der Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus von Anfang an ein zentrales Anliegen gewesen sei. 
Man habe den Rechtsextremismus in der härtesten Weise, 
die nur möglich gewesen sei, bekämpft. Ein rechtsextre-
mistisches Terrortrio, vielleicht mit Unterstützungsleuten in 
größerem Umfang, habe man aber nicht auf dem Bildschirm 
gehabt. Er habe bei dem geplanten Anschlag der Gruppe um 
den Rechtsextremisten Martin Wiese anfangs von dem Be-
griff „Braune-Armee-Fraktion“ gesprochen, diesen Begriff 
aber in der Folgezeit nicht wiederholt, weil er nicht verifi-
ziert werden habe können. 51 

Die Zeugin Dr. Merk verwies in ihren Ausführungen zu-
nächst auf die federführende Zuständigkeit des Innenminis-
teriums. Ergänzend fügte sie hinzu, dass Straftaten mit ext-
remistischen Hintergrund grundsätzlich von spezialisierten 
Staatsanwälten mit allem Nachdruck verfolgt würden. In 
den größeren Staatsanwaltschaften gebe es politische Abtei-
lungen, die besonders eng mit den Staatsschutzkommissari-
aten der Polizei zusammenarbeiten würden. Bei den Land-
gerichten in München und Nürnberg und Bamberg seien 
für den Straftatenkatalog des § 74 a Abs. 1 GVG jeweils für 
den gesamten Oberlandesgerichtsbezirk zuständige spezia-
lisierte Strafkammern eingerichtet worden. Beim Oberlan-
desgericht München gebe es einen Staatsschutzsenat, dessen 
Zuständigkeit ganz Bayern betreffe und bei dem nun auch 

51	 Dr. Beckstein, 11.06.2013, S. 5f.

der NSU-Prozess durchgeführt werde. Als Beispiel für das 
konsequente Durchgreifen der Justiz nannte die Zeugin 
den Umgang mit dem verurteilten Rechtsterroristen Martin 
Wiese. Gegen ihn seien in Bayern nicht nur eine langjährige 
Freiheitsstrafe und anschließend Führungsaufsicht verhängt 
worden. Wiese sehe sich in Bayern auch weiterhin einem 
starken Verfolgungsdruck ausgesetzt.52

Der Zeuge Dr. Remmele berichtete, dass das Personal zu-
ständig für den Bereich Rechtsextremismus im Bayerischen 
Landesamt für Verfassungsschutz in den Neunzigerjahren 
gegenüber den Achtzigerjahren um 50 % erhöht worden 
sei. Im Untersuchungszeitraum sei gegen den Rechtsextre-
mismus immer mehr Personal eingesetzt worden, als gegen 
den Linksextremismus. Auch als das Verfassungsschutzamt 
nach dem Anschlag islamistischer Terroristen am 11. Sep-
tember 2001 in den USA vor einer zusätzlichen riesigen Her-
ausforderung gestanden habe, sei das Personal nicht zulasten 
der Beobachtung des Rechtsextremismus umgeschichtet 
worden. Vielmehr habe es für die neue Aufgabe zusätzliche 
Stellen gegeben.53 Der Zeuge Remmele gab an, dass Anfang 
der 90er Jahre der Anstieg von Asylbewerberzahlen und 
rechtsextremistischen Gewalttaten synchron gewesen sei 
und dass nach der Grundgesetzänderung zum Asylrecht die 
Zahl der Asylbewerber und entsprechend die Zahl der rechts-
extremistischen Straftaten zurückgegangen sei. Der Zeuge 
vertrat die Auffassung, dass wenn die Politik auf bestimmte 
Erscheinungen, also den Zustrom von Asylbewerbern, nicht 
reagiere, dies extremistische Haltungen und Bestrebungen 
im Lande fördere.54

Der Zeuge berichtete weiter, dass im Innenministerium zu-
sammen mit dem Landesamt für Verfassungsschutz alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft worden seien, rechtsextremis-
tische Organisationen zu verbieten. Er zählte dazu die Ver-
bote des Nationalen Blocks 1993, des Skinheads-Vereins 
„Allgäu“ 1996 und der „Fränkischen Aktionsfront“ 2004 auf. 
An Verboten bundesweiter Organisationen habe das Innen-
ministerium zum Teil maßgeblich mitgewirkt. Als Beispiele 
nannte der Zeuge die Verbote der Wiking-Jugend 1994, der 
Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei, FAP, 1995 (mit der 
Initiative aus Bayern), von „Blood & Honour“ im Jahre 2000 
und zuletzt der „Heimattreuen Deutschen Jugend“ (2009) 
und der „Hilfsgemeinschaft Nationale Gefangene“ (2011). 
Er wies auch darauf hin, dass die Versammlungsbehörden 
zum Teil mit der rechtlichen Beratung aus dem Innenminis-
terium eine Vielzahl rechtsextremistischer Versammlungen 
verboten hätten. Der Zeuge zog das Fazit, dass immer mehr 
verboten worden sei, als rechtlich zulässig gewesen sei. 
Letztlich könne man diese Schlussfolgerung aus den Auf-
hebungen einer ganzen Reihe von Verboten durch die Ver-
waltungsgerichte bis hin zum Bundesverfassungsgericht 
ziehen.55

52	 Dr. Merk, 20.06.2013, S. 9f.
53	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 6.
54	 Dr. Remmele, 18.12.2013, S. 63 f.
55	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 7.
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Der Zeuge erläuterte weiter, dass auf bayerische Initiative 
der Bundesgesetzgeber in § 5 des Waffengesetzes eine Be-
stimmung aufgenommen habe, dass Extremisten in der 
Regel nicht die notwendige Zuverlässigkeit für eine waf-
fenrechtliche Erlaubnis besitzen. Dabei würden die Be-
stimmungen in Bayern intensiv genutzt und verhinderten 
in enger Zusammenarbeit mit der Polizei, dass Waffen legal 
im Besitz von Rechtsextremisten seien. Der Zeuge erinnerte 
daran, dass das erste NPD-Verbotsverfahren wesentlich auf 
eine Initiative von Innenminister Dr. Beckstein zurückge-
gangen sei. Das Landesamt für Verfassungsschutz habe ein 
Hinweistelefon und ein Aussteigerprogramm im rechtsextre-
mistischen Bereich eingerichtet. Massiv sei die Aufklärung 
der Öffentlichkeit über verfassungsfeindliche Bestrebungen 
verstärkt worden, zunächst mit Faltblättern, Broschüren 
und Vorträgen, dann über das Internet. Mit der Bayerischen 
Informationsstelle gegen den Rechtsextremismus verfüge 
Bayern über ein hervorragendes Informations- und Bera-
tungsinstrument für jeden Bürger, speziell auch für Schüler, 
Eltern, Lehrkräfte und Kommunen. Das „Bündnis für Tole-
ranz“ werde vom Bayerischen Staatsministerium des Innern 
finanziell unterstützt, und mit dem Programm gegen Rechts-
extremismus von 2009 habe die Bayerische Staatsregierung 
vor allem die Prävention verstärkt.56

Der Zeuge Forster gab an, dass die „Skinheads Allgäu“ 
etwa im Jahr 1996 vom Bayerischen Innenministerium ver-
boten worden seien. Die zugrunde liegenden Informationen 
hätten voll auf Erkenntnissen des Bayerischen Verfassungs-
schutzes beruht.57 Hierzu gab der Zeuge weiter an, dass 
dieses Verbot gleich auf den ersten Etablierungsversuch der 
„Skinheads Allgäu“ folgte.58

Auf die Frage nach dem Konzept des „führerlosen Wider-
stands“ gab der Zeuge FORSTER an, dass das Landesamt 
für Verfassungsschutz dieses Konzept gekannt und in seine 
Überlegungen einbezogen habe. Man habe auch versucht, 
solche Zusammenschlüsse, die ohne gefestigte Strukturen 
gewesen seien, zu beobachten und Quellen zu platzieren. 
Dies sei aber sehr schwierig gewesen und auch nicht in 
jedem Fall gelungen.59 Man habe auch die Beschaffung und 
den Besitz von Waffen durch Rechtsextreme als Warnsig-
nale gesehen und die darin liegende Gefahr seit Beginn der 
90er-Jahre erkannt. Das Problem sei aber gewesen, dass man 
nie eine Struktur, wie z. B. bei der RAF, gefunden habe. Er 
sehe es im nach hinein auch als einen Fehler an, zu sehr nach 
einer solchen Struktur gesucht zu haben.60 Organisationen, 
wie der „Thüringer Heimatschutz“ oder der „Fränkische 
Heimatschutz“ seien dem Landesamt für Verfassungsschutz 
durch eigene Quellen bekannt gewesen.61

Der Zeuge SAGER gab hingegen an, dass ihm weder die 
Begriffe „führerloser Widerstand“ oder „Combat 18“ noch 
die Gruppierung „Blood & Honour“ oder das rechtsradikale 

56	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 7.
57	 Forster, 09.10.2012, S. 16.
58	 Forster, 09.10.2012, S. 67.
59	 Forster, 09.10.2012, S. 69 f.
60	 Forster, 09.10.2012, S. 75.
61	 Forster, 13.11.2012, S. 11.

Thule-Netz bekannt seien. Seine Aufgabe beim Bayerischen 
Landesamt für Verfassungsschutz sei es zwar gewesen u.a. 
die Polizei im Bereich Rechtsextremismus durch Vorträge zu 
schulen, die vorgenannten Begrifflichkeiten seien dabei aber 
nie Thema gewesen.62

A.1.3.1. In welchem Umfang und mit welchen Mitteln 
ist das Landesamt für Verfassungsschutz im Untersu-
chungszeitraum auf dem Gebiet der Bekämpfung des 
Rechtsextremismus tätig geworden, welcher Quellen 
hat es sich hierbei bedient und welche Befugnisse laut 
BayVSG hat es hierbei im Einzelnen genutzt?

Nach den vorliegenden Organigrammen63 gab es im Lan-
desamt für Verfassungsschutz bis 01.04.1995 getrennte 
Abteilungen für die Bereiche „Beschaffung“ und „Auswer-
tung“, in denen jeweils ein Hauptsachgebiet für „Rechtsex-
tremismus“ zuständig war. Zum 01.04.1995 erfolgte eine 
Umorganisation, bei der die Bereiche „Beschaffung“ und 
„Auswertung“ in der Abteilung „Rechtsextremismus“ zu-
sammengelegt wurden. Daneben gab es eine eigene Abtei-
lung Linksextremismus. Zum 01.08.1998 wurden beiden 
die Abteilungen in einer Abteilung mit der Bezeichnung 
„Inlandsextremismus“ zusammengelegt. Dort es gab es ein 
Sachgebiet für den organisierten und ein Sachgebiet für 
den unorganisierten Rechtsextremismus. Zum 01.10.2011 
wurden die beiden Sachgebiete in einem einheitlichen Sach-
gebiet zusammengefasst. Seitdem ist ein Sachgebiet für den 
Rechtsextremismus zuständig.

Als inhaltliche Hauptarbeitsbereiche des Landesamts für 
Verfassungsschutz erläuterte der Zeuge Forster die zu-
nehmende Stärke der Skinheads, die immer mehr mit neo-
nazistischem Gedankengut infiltriert gewesen seien und 
dann praktisch fast ein Anhängsel der NPD gewesen seien, 
vor allem der Jungen Nationaldemokraten. Ein Schwer-
punkt der Arbeit des Landesamts für Verfassungsschutz 
sei in der Mischszene zwischen Neonazis und Skinheads 
gewesen. Weiter seien immer wieder Waffenfunde in der 
Szene gewesen. Und die Sammlung des Materials für das 
NPD-Verbot habe das Landesamt für Verfassungsschutz sehr 
beschäftigt und viele Ressourcen gebunden. Im Jahr 1994 
seien die Republikaner kurz vor dem Einzug in den Bun-
destag gestanden, im Landesamt für Verfassungsschutz sei 
das damals auch ein Schwerpunkt eines Prüfverfahrens ge-
wesen. Schließlich seien die autonomen Kameradschaften, 
die ausländerfreie bzw. ausländerbefreite Zonen hätten 
bilden wollen, bearbeitet worden. Mit allen Mitteln sollte 
verhindern werden, dass sich solche Strukturen in Bayern 
auch nur ansatzweise festsetzen.64

Der Zeuge gab an, dass die Zusammenarbeit mit den Staats-
schutzdienststellen der Polizei reibungslos geklappt habe. 
Es habe WE-Berichte gegeben, die alles, was irgendwie ein-
schlägig gewesen sei, gesteuert an das Landesamt für  erfas-

62	 Sager, 05.10.2012,S. 6 und S. 33.
63	 Akte Nr. 170.
64	 Forster, 09.10.2012, S. 16.



Drucksache 16/17740	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Seite 47 

sungsschutz übermittelt hätten.65 Als sonstige Quellen habe 
das Landesamt für Verfassungsschutz hauptsächlich die ge-
heimen Mitarbeiter, sogenannte V-Leute gehabt. Der Zeuge 
bezeichnete diese Personen in der Szene als die Haupt- 
informanten.66 In Bezug auf die Person Tino Brandt gab der 
Zeuge an, dass eine solche Figur, nie geführt worden wäre. 
Es sei im Landesamt für Verfassungsschutz klar geregelt ge-
wesen, dass ein V-Mann nicht steuernd tätig werden dürfe. 
Und Tino Brandt sei in der gesamten Thüringer Szene ab-
solut die steuernde Figur in der Neonaziszene gewesen.67

Der Zeuge Forster erläuterte zu der Thematik V-Leute 
weiter, dass durch Tipps der Staatsschutzstellen der Polizei 
und aus Berichten von anderen V-Leuten in Frage kommende 
neue V-Leute ausgewählt worden seien. Im Weiteren habe 
man sich diese Person angeschaut und sie abgeklärt. Dabei 
werde umfangreich untersucht, wo die Person lebe und wo 
sie sich bewege. Dann gäbe es einen Werber, der die Person 
anspreche und versuche, dieser schmackhaft zu machen, in 
einer Gruppierung für das Landesamt für Verfassungsschutz 
zu arbeiten.

Wenn die Person Ja sage – was von fünf oder sechs einer 
mache –, dann werde er einer Probezeit unterworfen. Es 
würden seine Berichte geprüft, ob sie der Wahrheit entspre-
chen können. Dabei werde mit Berichten anderer V-Leute, 
die über das gleiche Ereignis berichten, geklärt, ob ein Wahr-
heitsgehalt vorhanden sei. Bei einer positiven Prüfung werde 
die Person nach dem Verpflichtungsgesetz verpflichtet und 
unterschreibe eine umfangreiche Belehrung, insbesondere 
dahingehend, dass auch die Arbeit für das Amt nicht berech-
tige, Straftaten zu begehen. Das müsse die Person gegen Un-
terschrift bestätigen. Hingewiesen werde auch darauf, dass 
auch milieubedingte Straftaten, also zum Beispiel provo-
kante Delikte von der Person selbst zu verantworten seien. 
Im Folgenden werde immer wieder beurteilt: Sind die Be-
richte, die geliefert werden, wahrheitsgemäß?

Der Zeuge Forster gab an, dass man sich bei solch einer 
Quelle immer in einem Spannungsfeld bewege: Umso besser 
eine Quelle sei, umso größer sei das Problem zwischen dem 
Bedürfnis, gute Informationen zu bekommen und die Quelle 
möglichst wenig agieren zu lassen. Das sei aber das gleiche 
Problem bei jedem verdecktem Ermittler oder Informanten: 
Auch der müsse bestimmte Keuschheitsproben einfach 
mitmachen, weil er sonst sofort auffliege. Aber dass da ein 
Spannungsfeld sei, das sei im Landesamt für Verfassungs-
schutz natürlich bewusst.68

Der Zeuge Wingerter erläuterte, dass es im Landesamt 
für Verfassungsschutz ein Konglomerat von Erkenntnissen 
gegeben habe. Darunter seien offene Quellen gewesen, also 
das Schrifttum, das von Rechten herausgegeben worden war. 
Weiter habe es die Texte der Skinheads gegeben. Schließlich 
habe es Erkenntnisse von den V-Leuten gegeben, auch auf-

65	 Forster, 09.10.2012, S. 10.
66	 Forster, 09.10.2012, S. 12.
67	 Forster, 09.10.2012, S. 30.
68	 Forster, 13.11.2012, S. 8 ff.

grund von Gesprächen mit ihren Kompagnons.69 In Bezug 
auf V-Leute erklärte der Zeuge, dass es ideal sei, wenn zwei 
V-Leute vorhanden wären, damit die Informationen des 
einen mit denen des anderen kontrolliert werden können.70

Der Zeuge Sager gab an, dass wenn sich V-Leute steuernd 
in der rechten Szene mitbeteiligen oder gar bei Gewaltakten 
auftreten würden, dass sie dann nicht als Quelle geeignet 
seien.71

Der Zeuge Hegler sagte aus, dass V-Leute zur Beobachtung 
der rechtsextremistischen Szene eingesetzt worden seien, 
und zwar im Bereich der rechtsextremistischen Skinhead-
Szene, als auch in diversen Szenen, die zum Teil regional ab-
grenzbar waren, und auch in Neonazi-Kameradschaften.72 In 
Bezug auf das Umfeld des NSU-Trios habe das Landesamt 
für Verfassungsschutz über V-Leute weder zielgerichtet noch 
zufällig Erkenntnisse gewonnen. Es habe zwar einige Veran-
staltungen gegeben, wo sowohl V-Leute als auch Leute aus 
diesem Umfeld waren, und sogar Mundlos und Böhnhardt 
seien bei Großveranstaltungen dabei gewesen, wo sich auch 
V-Leute des Landesamts für Verfassungsschutz aufgehalten 
hätten. Direkte Kontakt hätten aber nicht festgestellt werden 
können.73 

Laut Angaben des Zeugen Hegler seien in den 90er 
Jahren für das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz 
in Nordbayern ca. 20 V-Leute als Quellen im Einsatz gewe-
sen.74

A.1.3.2. Welche Erkenntnisse haben die Staatsschutzab-
teilungen der bayerischen Polizei im Untersuchungszeit-
raum über rechtsextremistische Aktivitäten in Bayern 
gewonnen und inwieweit hat ein Informationsaustausch 
und eine Zusammenarbeit mit dem LfV stattgefunden?

Erkenntnisse der Staatsschutzabteilungen:

Dem Untersuchungssauschuss lagen zahlreiche Akten ver-
schiedener Staatsschutzdienststellen der bayerischen Polizei 
vor, deren Inhalt hier nicht im Einzelnen wiedergegeben 
werden kann. Exemplarisch seien folgende Vorgänge und 
Personen genannt, bei denen die Staatsschutzdienststellen 
über vertiefte Erkenntnisse verfügten:

• � Skinhead-Treffen in einer Kiesgrube bei Straubing (Teil-
nahme von Uwe Mundlos; Einzelheiten siehe Antworten 
zu Frage A.1.4.1);75

69	 Wingerter, 09.10.2012, S. 91.
70	 Wingerter, 09.10.2012, S. 107.
71	 Sager, 16.10.2012, S. 37.
72	 Hegler, 23.10.2012, S.12.
73	 Hegler, 23.10.2012, S.18.
74	 Hegler, 23.10.2012, S. 64 (VS-Geheim).
75	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/2. Teillieferung/1. 1 Band Akten des PP 

Niederbayern.
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• � Münstermann-Marsch in Aschaffenburg vom 24.02.1996 
(Teilnahme von Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt; Ein-
zelheiten siehe Antworten zu Frage A.1.4.1);76

• � Tino Brandt77: Zu dieser Person lag dem Untersuchungs-
ausschuss die vollständige Staatsschutz-Personenakte des 
Polizeipräsidiums Oberfranken vor. Die zwei Leitzordner 
umfassenden Akten enthalten umfangreiche Erkenntnisse 
zu den Aktivitäten von Tino Brandt im Zeitraum von 
1995-2001 im Raum Coburg. Eine zusammenfassende 
Darstellung der Kriminalpolizeiinspektion Coburg vom 
20.03.2002 beinhaltet 62 Vorkommnisse in den Jahren 
1995 bis 2001.78 In den Akten befinden sich auch Berichte 
über Veranstaltungen und Erkenntnisanfragen, in denen 
Tino Brandt zusammen mit Beate Zschäpe, Uwe Mundlos 
und/oder Uwe Böhnhardt genannt wird.79 Erkenntnisse, 
von welcher Qualität und Intensität der Kontakt zwischen 
diesen Personen war, konnte der Untersuchungsausschuss 
aus den Unterlagen nicht gewinnen.

Informationsaustausch mit dem Landesamt für Verfassungs-
schutz:

Der Informationsaustausch zwischen den Staatsschutzdienst-
stellen und dem Landesamt für Verfassungsschutz fand über 
Fernschreiben und sog. IVS-Berichte statt.

Gefragt nach dem Informationsaustausch erklärte der Zeuge 
Forster, dass das Landesamt und die Dienststellen der 
Polizei wegen des Trennungsgebots einander nicht ange-
gliedert werden dürften. Das verbiete aber nicht den Infor-
mationsaustausch zwischen den beiden Behörden. Nach 
seiner Ansicht sei dieser in Bayern vorbildlich im Vergleich 
zu allen anderen Bundesländern. In Bayern laufe über die 
Staatsschutzdienststellen der Informationsaustausch rei-
bungslos. Im Übrigen werde, wenn es irgend unter Quellen-
schutzgründen möglich sei, auch auf dem kleinen Dienstweg 
die Polizei informiert. Damit seien in Bayern weitgehend 
keine Skinheadkonzerte, Liederabende etc. veranstaltet 
worden, die nicht von der Polizei betreut worden seien. Im 
Gegenzug seien Personenkontrollen und Vergleichbares von 
der Polizei durchgeführt worden, was für das Landesamt für 
Verfassungsschutz wichtig sein konnte, weil das Landesamt 
für Verfassungsschutz dadurch Namen bekommen habe, wer 
sich in der Szene bewege. Zusammenfassend bezeichnete 
der Zeuge die Zusammenarbeit mit der Polizei als vorbild-
lich.80

Der Zeuge erläuterte außerdem, dass es eine große Staats-
schutztagung mit den Staatsschutzdienststellen gegeben 
habe, die vom Landesamt für Verfassungsschutz ausge-

76	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/2. Teillieferung/2. 1 Geheft des PP Unter-
franken.

77	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/2. Teillieferung/3. 2 Bände Akten des PP 
Oberfranken.

78	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/2. Teillieferung/3. 2 Bände Akten des PP 
Oberfranken, Bl. 0467 – 0471.

79	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/2. Teillieferung/ 3. 2 Bände Akten des PP 
Oberfranken, Bl. 0280/0281, , 0295, 0302 ff., 0367-0372. 

80	 Forster, 09.10.2012, S. 18.

richtet worden sei. Weiterhin habe es regelmäßig Gespräche 
zwischen den einzelnen Staatsschutzdienststellen und den 
Dienststellen des Landesamts für Verfassungsschutz in 
Nürnberg und München gegeben.81

Der Zeuge Wingerter erklärte, dass wenn es bekannt 
gewesen sei, dass es zu Ausschreitungen kommen könne, 
im Anschluss an Neonaziveranstaltungen oder Skinheadver-
anstaltungen, dann sei immer die Polizei vorher unterrichtet 
worden. Es sei Material weitergegeben worden, falls die Po-
lizei das nicht wusste. Bei der nachfolgenden Auswertung 
würde diese ebenfalls unterstützt.82

Auch der Zeuge Sager bestätigte, dass das an die Polizei 
weitergegeben worden sei, was polizeirechtlich relevant ge-
wesen sei. Das sei an die Polizeipräsidien und auch an die 
einzelnen Landespolizeien gegangen.83 Man hätte auch Vor-
träge bei verschiedenen Polizeidienststellen gehalten.84 Der 
Zeuge KAMMERMEIER widersprach dem insoweit, dass 
ihm aus seiner Tätigkeit im Staatsschutz bei der KPI Strau-
bing kein entsprechender Vortrag bekannt sei. Man habe sich 
über den Bereich des Rechtsextremismus vor allem aus Ver-
fassungsschutzberichten informiert.85

Der Zeuge Hegler führte aus, dass die V-Leute dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz Erkenntnisse im Hinblick auf 
Veranstaltungen übermittelt hätten, die die Szene durchführt. 
Dabei sei es die tägliche Arbeit, entsprechende Veranstal-
tungsplanungen und Veranstaltungen an die Polizeibehörden 
weiterzuleiten, damit dann entsprechende Maßnahmen 
durchgeführt werden können, entweder zur Verhinderung 
von Straftaten während dieser Veranstaltungen oder auch, 
um im Hinblick auf die Anzahl der Teilnehmer das Kon-
tingent an Einsatzkräften abschätzen zu können. Bei Groß-
veranstaltungen erfolge ein überregionaler Austausch mit 
den anderen Landesämtern und dem Bundesamt, wo auch 
die entsprechenden Erkenntnisse der anderen Ämter mit in 
eine Lagedarstellung eingebracht würden, die dann an die 
Polizei und an das Innenministerium/Lagezentrum gesteuert 
würden.86 In der Regel würden Größenordnungen, wie viele 
Personen dort erscheinen, übermittelt. Dann habe das Lan-
desamt für Verfassungsschutz im Prinzip einen ständigen 
Informationsaustausch mit dessen Außendienstlern, die in 
regelmäßigen Abständen auch die Staatsschutz-Dienststellen 
anlaufen würden, wo man sich entsprechend informativ aus-
tausche. Seit 1996 oder 1997 spreche man in regelmäßigen 
Abständen mit allen Staatsschutz-Dienststellen in Bayern 
die Personenpotenziale ab und gebe eine entsprechende Bro-
schüre heraus, die dann auch den Staatsschutz-Dienststellen 
wieder zur Verfügung gestellt werde, damit diese auch ein 
entsprechendes Nachschlagewerk zur Einschätzung von Per-
sonen auf Veranstaltungen haben.87

81	 Forster, 09.10.2012, S. 55.
82	 Wingerter, 09.10.2012, S. 94 f.
83	 Sager, 16.10.2012, S. 17f.
84	 Sager, 16.10.2012, S. 19.
85	 Sager, 16.10.2012, S. 95.
86	 Hegler, 23.10.2012, S.13.
87	 Hegler, 23.10.2012, S.38.
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Der Zeuge erläuterte weiter, dass es Fälle gäbe, in denen 
vom Landesamt für Verfassungsschutz ohne entsprechendes 
Ersuchen Erkenntnisse an Polizeidienststellen übermittelt 
werden. Als Beispiel nannte er Erkenntnisse über Waffen 
oder Sprengstoffe und dergleichen oder auch, Erkenntnisse 
oder Hinweise auf Straftaten, die im § 138 Strafgesetzbuch 
stehen. In diesen Fällen bestünde eine gesetzliche Verpflich-
tung, diese Erkenntnisse an die Polizei zu übermitteln.88

Der Zeuge Dr. Remmele gab an, dass das Landesamt für 
Verfassungsschutz seit den Neunzigerjahren zusammen mit 
der Polizei systematisch die gewaltbereite rechtsextremisti-
sche Szene und die handelnden Personen erfasse, Lagebilder 
erstelle und diese permanent fortschreibe. Die Strukturer-
kenntnisse des Verfassungsschutzes und die aktuellen Hin-
weise auf Planungen und Betätigungen der Rechtsextre-
misten hätten die bayerische Polizei dabei unterstützt, einen 
hohen Repressionsdruck zu entfalten, zum Beispiel durch 
Präsenz, Kontrollen und niedrigschwelliges Einschreiten, 
um gegen die Szene vorzugehen – im Sinne der genannten 
Null-Toleranz-Strategie gegenüber Rechtsextremisten.89 Im 
Innenministerium habe es auch immer enge Kontakte der 
Verfassungsschutzabteilung zur Polizeiabteilung gegeben. 
Nicht nur sei ein persönlich guter Kontakt seiner Person mit 
dem Landespolizeipräsidenten gegeben, sondern auch bei 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Diese würden sich bei 
vielen Themen in ständigem Kontakt mit der Polizeiabtei-
lung befinden und viele Dinge informell durch Zuruf, durch 
Telefonate oder durch Austausch von Stellungnahmen bear-
beiten und regeln.90

Der Zeuge Dr. Weber lobte die Zusammenarbeit mit den 
Staatsschutzkommissariaten der Polizei als sehr gut. Das sei 
das Wichtigste für den Verfassungsschutz. Er wies darauf 
hin, dass eine Broschüre nur für die Polizei regelmäßig, 
zuerst jährlich und dann alle zwei Jahre erstellt worden sei, 
in der alle relevanten Skins, Neonazis aufgeführt waren mit 
Ort und so weiter, mit Wohnort, mit Geburtsdatum, mit we-
sentlichen Zugehörigkeitserkenntnissen. Diese Broschüre 
habe federführend das Landesamt für Verfassungsschutz 
erstellt und herausgegeben. Aber dazu seien die Mitarbeiter 
des Landesamts für Verfassungsschutz zu allen Staatsschutz-
kommissariaten in Bayern gefahren und hätten die Daten mit 
denen abgeglichen. Im Versammlungsgeschehen habe das 
Landesamt für Verfassungsschutz ständig der Polizei die ent-
sprechenden Daten über zu erwartende Störer etc. gegeben.91

Der Zeuge KELLNER berichtete, dass es sowohl auf Ebene 
der Amtsleitung als auch auf Sachbearbeiterebene regelmä-
ßige Zusammenkünfte zwischen der Polizei und dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz gegeben habe.92 Die Polizei 
sei vom Landesamt für Verfassungsschutz hauptsächlich 
über Veranstaltungen von Rechtsextremisten, nicht aber über 
einzelne Personen informiert worden.93

88	 Hegler, 23.10.2012, S.51.
89	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 6.
90	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 19.
91	 Dr. Weber, 19.12.2012, S. 65 f.
92	 Kellner, 22.01.2013, S. 12.
93	 Kellner, 22.01.2013, S. 18.

A.1.3.3. Haben das Landesamt für Verfassungsschutz 
und die Staatsschutzabteilungen der bayerischen Polizei 
ihre jeweils vorgesetzten Dienststellen über ihre Erkennt-
nisse informiert und falls ja, welche Stellen, über welche 
konkreten Inhalte, wie und auf welchem Wege und falls 
nein, warum nicht?

a)  Allgemein berichtete der Zeuge REMMELE, dass es 
zwischen der Verfassungsschutzabteilung des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern und dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz eine extrem enge und kollegiale Zusammen-
arbeit gegeben habe. Diese habe sich in zahllosen Kontakten, 
teils mehrmals täglich, manifestiert. Auch seien intensiv Do-
kumente ausgetauscht worden. Gegenstand dieses Informa-
tionsaustausches sei neben der notwendigen und sächlichen 
Ausstattung des Landesamts immer auch die Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben gewesen. Insbesondere sei die Ver-
fassungsschutzabteilung immer auch im ständigen Gespräch 
mit dem Landesamt gewesen, was die Erfüllung der gesetzli-
chen Aufgaben angehe, inwieweit das Amt seinen Aufgaben 
nachkomme, inwieweit es die richtigen, guten Quellenzu-
gänge habe, welche Probleme sich auftäten und wo sich ganz 
bestimmte Entwicklungen abzeichnen würden.94

Zu 90 % sei die Kommunikation zwischen dem Landesamt 
für Verfassungsschutz und dem Innenministerium nicht über 
den zuständigen Abteilungsleiter, sondern über den Referats- 
leiter Dr. Weber gelaufen, gab der Zeuge GOLD an. Der 
Informationsaustausch sei schriftlich und mündlich erfolgt, 
teils zwischen ihm als Präsidenten des Landesamts für Ver-
fassungsschutz, teils auch direkt zwischen den Abteilungs-
leitern des Landesamts für Verfassungsschutz und dem Re-
feratsleiter des Innenministeriums. Es habe zwischen dem 
Landesamt für Verfassungsschutz und der zuständigen Ab-
teilung des Innenministeriums eine vertrauensvolle Zusam-
menarbeit gegeben und fast täglich ein intensiver Austausch 
stattgefunden.95

b)  Zur Frage einer Berichtspflicht, gab der Zeuge Rem-
mele an, dass es keine allgemeine Berichtspflicht des 
Landesamts für Verfassungsschutz gegenüber dem Staatsmi-
nisterium des Innern gegeben habe, mit einigen Ausnahmen 
wie z. B. im Bereich der G10-Maßnahmen und des Parla-
mentarischen Kontrollgremiums. Es sei aber klar gewesen, 
dass das Landesamt für Verfassungsschutz dem Staatsminis-
terium des Innern wichtige Dinge zu berichten habe. Man 
habe alle laufende Dinge besprochen und, falls notwendig 
auch schriftliche Berichte angefordert bzw. habe das Lan-
desamt für Verfassungsschutz auch von sich aus schriftliche 
Berichte angeboten. Viele Informationen seien aber auch nur 
mündlich weitergegeben und besprochen worden.96

c)  Gegenstand des Informationsaustausches zwischen dem 
Landesamt für Verfassungsschutz und dem Staatsminis-
terium des Inneren sei auch die Frage der Beobachtungs-
objekte gewesen. Es sei ganz klar, dass die Frage, ob eine 

94	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 12.
95	 Gold, 19.12.2012, S. 14 f.
96	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 13.
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Organisation als Beobachtungsobjekte aufgenommen werde 
oder aus den Beobachtungen entlassen würde, zwischen dem 
Ministerium und dem Landesamt für Verfassungsschutz be-
sprochen werde, gab der Zeuge REMMELE an.97

Zu letzterem Punkt führte der Zeuge FORSTER aus, dass 
es zunächst die Aufgabe der Amtsleitung des Landesamts 
für Verfassungsschutz gewesen sei, über die Beobachtungs-
objekte zu entscheiden. In wichtigeren Sachen sei aber vor 
der Entscheidung Rücksprache mit dem Innenministerium 
gehalten worden.98

d)  Ausarbeitungen des Landesamts für Verfassungsschutz, 
z. B. über eine Gruppierung oder eine Gruppe von Gruppie-
rungen im rechtsextremen Bereich seien an das Staatsminis-
terium des Innern, an die Polizeipräsidien, das Bundesamt 
für Verfassungsschutz und das LKA weitergeleitet worden, 
so der Zeuge WINGERTER.99

e)  Der Zeuge Forster berichtete, dass die politische 
Spitze des Innenministeriums über die Klarnamen von V-
Leuten nicht informiert worden sei. Der damalige Innen-
minister Günther Beckstein habe auch nie danach gefragt. 
Er habe aber danach gefragt, in welchen Bereichen V-Leute 
im Einsatz seien. Das sei auch seine Aufgabe als Minister 
gewesen, zu steuern, wo der Verfassungsschutz Beobach-
tungen treffen soll.100 Dies bestätigte auch der Zeuge DR. 
BECKSTEIN: Das Alltagsgeschäft von V-Leuten sei nicht 
Sache der politischen Spitze gewesen.101

A.1.3.4.  Welche Maßnahmen sind ggf. daraufhin seitens 
der jeweils zuständigen Abteilungen im Staatsministe-
rium des Innern (StMI) ergriffen worden und haben die 
zuständigen Abteilungen bei der Beobachtung und ggf. 
Bekämpfung und Verfolgung rechtsextremistischer Akti-
vitäten zusammengearbeitet und inwieweit ist jeweils die 
politische Spitze des StMI informiert worden?

Die Erkenntnisse des Untersuchungsausschusses zu dieser 
Frage beruhen ausschließlich auf Zeugenaussagen. Akten 
lagen hierzu nicht vor.

Der Zeuge Remmele berichtete, dass es zwischen der 
Verfassungsschutzabteilung und der Polizeiabteilung des In-
nenministeriums auf Abteilungsleiter- und Mitarbeiterebene 
immer sehr enge Kontakte gegeben habe. Der Informations-
austausch sei durch Zuruf, durch Telefonate oder durch Aus-
tausch von Stellungnahmen erfolgt.102

Der Zeuge DR. Weber bezeichnete die Zusammenarbeit 
zwischen der Verfassungsschutzabteilung und der Polizei 
Abteilung des Innenministeriums als eigentlich sehr gut. Es 
habe zwar immer wieder mal kleine Differenzen gegeben. 
Aber grundsätzlich habe man an einem Strang gezogen. Die 

97	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 12.
98	 Forster, 09.10.2012, S. 7; so auch Wingerter, 09.10.2012, S. 85.
99	 Wingerter, 09.10.2012, S. 98. 
100	 Forster, 13.11.2012 – geheim, S. 48 (Passage nicht als VS eingestuft).
101	 Dr. Beckstein, 11.06.2013, S. 20.
102	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 19.

innere Sicherheit in Bayern sei das oberste Credo gewe-
sen.103

Der Zeuge Lenhard berichtete, dass es bereits zu Beginn 
seiner Amtszeit als Abteilungsleiter der Polizeiabteilung 
des Innenministeriums im Jahr 1991 das 15-Punkte Pro-
gramm der Bayerischen Staatsregierung zur Bekämpfung 
des Rechtsextremismus gegeben habe. Dort sei ausgeführt 
worden, dass Bayern auch weiterhin gegen Rechtsextre-
mismus und politisch motivierte Gewalt mit aller Härte 
vorgehen würde. Dieses Programm sei damals noch ein 
Anliegen des früheren Innenministers Dr. Edmund Stoiber 
gewesen und habe dann auch während der Amtszeit von In-
nenminister Dr. Günther Beckstein als Leitlinie gedient.104

Als Beispiel für die Maßnahmen, die vonseiten des Innenmi-
nisteriums getroffen wurden, nannte der Zeuge LENHARD 
die Ausweitung der Videoüberwachung an Kriminalitäts-
schwerpunkten im Jahr 2000. Viele rechtsextremistische 
Straftäter seien in einem Alter, in dem man sich häufig im 
öffentlichen Raum bewegt. Durch die Videoüberwachung 
könnten deshalb auch gerade rechtsextreme Täter besser er-
fasst werden.105

Der Zeuge Lenhard berichtete weiter, dass es am 
18.08.2000 eine Pressekonferenz des damaligen Innenmi-
nisters Dr. Günther Beckstein eingegeben habe, in der dieser 
intensiv auf die Frage eingegangen sei, was man künftig zur 
Bekämpfung des Rechtsextremismus machen müsse. Auf 
dessen Initiative sei dann eine interministerielle Arbeits-
gruppe der Staatsregierung eingerichtet worden, da die Be-
kämpfung des Rechtsextremismus keine alleinige Aufgabe 
der Sicherheitsbehörden, sondern auch die Aufgabe anderer 
Ministerien und eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe sei.106

Ein weiterer Schwerpunkt der Arbeit des Innenministeriums 
sei im Jahr 2000 die Vorbereitung der Innenministerkonfe-
renz am 24.11.2000 gewesen, die sich eingehend mit der 
Behandlung eines Maßnahmenkatalogs zur Bekämpfung 
der rechtsextremistischen fremdenfeindlichen Kriminalität 
beschäftigt habe. Die Behandlung dieses Themas habe im 
Wesentlichen auf einem Bericht des AK II beruht, der in der 
Sitzung am 17./18.10.2000 in Bayern erarbeitet worden sei. 
Schwerpunkte von bayerischer Seite seien im präventiven 
Bereich die gezielte Ansprache von möglichen Straftätern 
(Gefährderansprache) gewesen. Dies sei bislang nicht in 
allen Bundesländern in dem nötigen Umfang durchgeführt 
worden. Weitere geforderte Maßnahmen im präventiven Be-
reich seien Meldeauflagen gewesen, sowie die Anwendung 
von Unterbindungsgewahrsam und die Durchführung ver-
dachts- und ereignisunabhängiger Kontrollen. Zusätzliche 
Erkenntnisse habe man über die Bewegung von Rechtsextre-
misten auch durch die Schleierfahndung gewinnen können. 
Ein weiterer Punkt sei die Durchführung von Abpasskont-
rollen bei rechten Gewalttätern nach Anschlägen gewesen. 

103	 Dr. Weber, 19.12.2012, S. 65.
104	 Lenhard, 18.12.2012, S. 71.
105	 Lenhard, 18.12.2012, S. 71.
106	 Lenhard, 18.12.2012, S. 71 f.
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Die Innenministerkonferenz habe dann am 24.11.2000 die 
ganzen Vorschläge des AK II zustimmend zur Kenntnis ge-
nommen. In einer Art fortgeschriebenem Maßnahmenka-
talog sei dann neben diesen Maßnahmen auch die Intensivie-
rung der Öffentlichkeitsarbeit, die Intensivierung der Fahn-
dungs- und Kontrollmaßnahmen und die Zusammenarbeit 
mit Schulen, und Trägern, Jugend- und Sozialarbeitern und 
sonstigen Einrichtungen beschlossen worden.107

A.1.4.	 Welche Erkenntnisse hatten das Landesamt für 
Verfassungsschutz und ggf. bayerische Polizeibehörden 
seit dem Jahr 1994 über die mutmaßlichen Täter der zwi-
schen 2000 und 2007 begangenen Mordanschläge bis zu 
deren Untertauchen im Januar 1998 und anschließend 
bis zur Festnahme einer mutmaßlichen Mittäterin am 
08.11.2011 und über eventuelle Unterstützer und Sympa-
thisanten in Bayern?

Zu den Erkenntnissen bis 1998 siehe Antworten zu A.1.4.1.

Im Jahr 1998 habe es nach Aussage der Zeugen Forster 
und Hegler eine Anfrage des thüringischen Landesamts 
für Verfassungsschutz an das Bayerische Landesamt für Ver-
fassungsschutz nach Erkenntnissen über den Verbleib der 
untergetauchten Personen Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe 
gegeben. Man habe daraufhin verschiedene Quellen des 
Verfassungsschutzes unter Vorlage von Lichtbildern über 
den Verbleib der Personen und nach sonstigen Erkennt-
nissen über diese Personen befragt. Dabei habe es nur einen 
Hinweis auf einen Neonazi aus Rheinland-Pfalz gegeben, 
der Beziehungen zu den gesuchten Personen unterhalten 
könnte.108

Der Zeuge Seiler berichtete hierzu, er habe, nachdem eine 
schriftliche Anfrage des Landesamts für Verfassungsschutz 
Thüringen eingegangen sei, dort Lichtbilder der unterge-
tauchten Personen angefordert. Diese Lichtbilder seien allen 
Quellen, die infrage gekommen seien, also Verbindungen 
oder Kontakte im fränkischen Raum oder darüber hinaus 
gehabt hätten, vorgelegt worden. Ergebnis sei gewesen, dass 
eine Quelle Uwe Mundlos identifiziert und angegeben habe, 
dass Mundlos Verbindungen zu der Person Ernst Tag in 
Rheinland-Pfalz habe. Diese Erkenntnis sei dann schriftlich 
an das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen übermit-
telt worden.109

Der Zeuge Dr. Weber führte aus, dass nach seinem 
Wissen spätestens nach dem zweiten Mord, möglicherweise 
auch nach dem ersten Mord, beim Landesamt eine Quel-
lenabfrage erfolgt sei. Das heiße, man habe alle relevanten 
Quellen befragt: Habt ihr dazu irgendwas gehört? Habt ihr in 
euren Kreisen irgendwelche Informationen vernommen, wer 
der Täter sein könnte oder überhaupt, was der Hintergrund 
sein könnte? Und bei den drei Bereichen, – linksextremisti-
scher Terror, also türkischer linksextremistischer Terror, Or-

107	 Lenhard, 18.12.2012, S. 73 f.
108	 Forster, 09.10.2012, S. 31; Hegler, 23.10.2012 – nicht öffentlich, S. 

41.
109	 Seiler, 18.12.2012 – geheim, S. 5 (Passage nicht als VS eingestuft).

ganisierte Kriminalität und Rechtsextremismus – seine nur 
Fehlmeldungen, also Fehlanzeigen gekommen.110 Vermerke 
über diese Befragungen befinden sich nicht in den Akten.

Der Zeuge betonte auch, dass man aus seiner Sicht aus diesen 
rudimentären Informationen, die über andere Personen ge-
laufen seien – Kiesgrube oder sonst irgendwas –, man solche 
Rückschlüsse auf die drei vom NSU konkret nicht hätte 
ziehen können. Denn allein aus der Erkenntnis, dass der A ir-
gendwann den B treffe und mit dem spreche, und der B dann 
fünf Jahre später, ohne dass man wisse, wer der B sei, Leute 
ermordet, ohne dass er sich dessen berühme, komme man 
weder auf den A noch auf sonst irgendwelche anderen Hin-
weise. Nach Ansicht des Zeugen seien das Dinge, die völlig 
aneinander vorbeigelaufen seien, die miteinander nichts 
Konkretes zu tun haben. Er wies darauf hin, dass man gar 
nicht wisse, wann der NSU konkret gegründet worden sei, 
wohl nach dem Untertauchen. Vorher hätte es keinen NSU 
gegeben, jedenfalls keine Schriftstücke, keine Dokumente, 
keine Selbsterklärungen oder sonst etwas.111

Die Sachverständige Röpke wies auf die Strategie der 
Kleinstzellenbildung in der Szene hin. Nach ihrer Wahrneh-
mung muss in der Szene durchaus die Existenz des NSU be-
kannt gewesen sein, zumindest bei Teilen. Sie schließe das 
aus dem Verschicken von Bekennerschreiben. Außerdem 
gebe es beim „Weißen Wolf“ dieses Flugblatt „Der Kampf 
geht weiter“, diese Geldspende und dieses Bedanken für die 
Geldspende. Für sie heiße das, dass einige Gruppen in der 
Naziszene dieses Pamphlet vom NSU bekommen hätten. 
Einschränken bemerkte die Sachverständige Röpke, dass die 
Szene daraus aber erst mal nur entnehmen hätten können, 
dass es da eine Untergrundstruktur gäbe, die irgendwie 
kämpfe und die Geld habe.112

Die Sachverständige RÖPKE bezieht sich dabei auf die 
Ausgabe Nr. 18, 1/2002 des neonazistischen Magazins „Der 
Weisse Wolf – Rundbrief für Kameraden“, in dem es in dessen 
Vorwort auf S. 2 unter besonderer graphischer Hervorhebung 
„Vielen Dank an den NSU, es hat Früchte getragen ;-) Der 
Kampf geht weiter…“ heißt.113 Nach einer Stellungnahme 
des BfV ist ein Exemplar dieser Zeitschrift im Jahr 2002 
vom BfV ausgewertet worden. Angesichts des Umstands, 
dass der Begriff „NSU“ zum damaligen Zeitpunkt nicht ein-
geordnet werden konnte, wurden in diesem Zusammenhang 
keine operativen oder sonstigen Maßnahmen ergriffen.114 
Der Zeuge HEGLER hat angegeben, dass dem BayLfV das 
entsprechende Exemplar nicht vorgelegen habe.115 

Bereits in der Ausgabe Nr. 4, 1997 hat der mutmaßliche 
Mitherausgeber des Magazins, Roland Paschel, einen „Uwe 
Memdlos – Jena“ gegrüßt.116 Es liegt nahe, dass damit Uwe 
Mundlos gemeint ist, mit dem Paschel, der von Februar 1995 

110	 Dr. Weber, 19.12.2012, S. 66f.
111	 Dr. Weber, 19.12.2012, S. 82.
112	 Röpke, 27.11.2012, S. 50 ff.
113	 Akte Nr. 387, Bl. 5 (VS-Vertraulich).
114	 Akte Nr. 387, Bl. 1 (VS-Vertraulich).
115	 Hegler, 23.10.2012, S. 70.
116	 Akte Nr. 387, Bl. 110.
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bis März 1997 in der JVA Bernau am Chiemsee inhaftiert 
war, in dieser Zeit Briefverkehr hatte.117 Ob dem BayLfV 
diese Ausgabe des Magazins vorgelegen hat, ist nicht be-
kannt.

A.1.4.1. Wann und in welchem Zusammenhang sind 
Mitglieder und Unterstützer des sog. Trios erstmals in 
Bayern beobachtet worden bzw. sind deren Kontakte zu 
Neonazis aus Bayern bekannt geworden (ggf. auch vor 
1994)?

06.08.1994: Kiesgrube Straubing

Gemäß einem IVS-Bericht der Kriminalpolizeiinspektion 
Straubing stellten am 06.08.1994 gegen 21:45 Uhr zivile 
Einsatzkräfte der Polizeidirektion Straubing in einer Kies-
grube nahe der Straubinger Schleuse eine Personengruppe 
fest, die der rechten Szene zuzuordnen war. Ab 22:45 Uhr 
wurden über einen Kassettenrekorder verschiedene Lieder 
abgespielt. Als gegen 23:15 Uhr ein Lied mit offensichtlich 
volksverhetzendem Inhalt abgespielt wurde, wurde die Ver-
anstaltung seitens der Polizei unterbrochen. Von der Polizei 
konnten folgende Textpassagen mitgehört werden: „Das 
Blut muss fließen knüppeldick“, „das Messer flutscht in den 
Judenleib“, „das Blut muss fließen oder fließt über den Bür-
gersteig“ und „wir scheißen auf die Freiheit in diese Juden-
republik“. Es handelte sich um das Lied „Blut“ der Gruppe 
„Tonstörung“. Unter den kontrollierten Personen befand sich 
auch Uwe Mundlos. Von 29 Personen wurden die Persona-
lien festgestellt. 6 Personen wurden vorläufig festgenommen 
und zur Dienststelle verbracht. Zwei davon konnten noch 
vor Ort als Täter für das Absingen des Liedes mit offensicht-
lich volksverhetzendem Inhalt identifiziert werde. Bei einer 
Person wurden ein Vergehen nach dem Waffengesetz festge-
stellt (Mitführen eines Schlagrings).118

Der Zeuge KAMMERMEIER, dem damals die kriminalpo-
lizeiliche Sachbearbeitung oblag, gab hierzu in seiner Ver-
nehmung folgendes an:119

Am 06.08.1994 sei abends von Beamten des Sondereinsatz-
kommandos festgestellt worden, dass abseits der Donau-
brücke Straubing laute Musik erklungen sei. Ein Beamter 
hätte sich dann mit einem Fernglas herangeschlichen und 
gesehen, dass es sich um Skinheads gehandelt habe.

Der Beamte hätte weiter festgestellt, dass von einer Kas-
sette rechtsradikale, volksverhetzende Musik, unter anderem 
das Lied „Blut muss fließen“ von der Gruppe „Tonstörung“ 
abgespielt worden sei. Der Beamte habe dann die Feuer-
wehr verständigt, um den Platz auszuleuchten. Es seien 27 
Personen festgenommen worden, die auf diesem Platz ein 
Saufgelage veranstaltet hätten. Die Personen seien zur Poli-
zeidienststelle verbracht und dort die Personalien festgestellt 
worden. Auffallend sei gewesen, dass von den 27 Festge-

117	 Akte Nr. 387, Bl. 2 (VS-Vertraulich).
118	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/2. Teillieferung/1. 1 Band Akten des PP 

Niederbayern, Bl. 237 ff.
119	 Kammermeier, 16.10.2012, S. 60 f.

nommenen 14 Personen aus den neuen Bundesländern und 
13 Personen aus dem Zuständigkeitsbereich der KPI Strau-
bing gestammt hätten. 

Der Zeuge habe die Personen selbst nicht zu Gesicht be-
kommen, sondern diese seien nach der Personalienfeststel-
lung wieder entlassen worden. 

Unter den 14 auswärtigen Personen, die in der Kiesgrube ge-
wesen seien, hätte sich auch Uwe Mundlos befunden. Von 
der Staatsanwaltschaft Regensburg sei der Text des Liedes 
„Blut muss fließen“ als volksverhetzend eingestuft worden.

Es sei dann gegen die Teilnehmer ermittelt worden. Mundlos 
hätte in seiner Vernehmung bestritten, an dem „Saufgelage“ 
beteiligt gewesen zu sein, und er habe auch sonst nichts mit-
bekommen.120

Die Erkenntnisse seien über eine WE-Meldung an die Kri-
minalpolizei in Jena und Chemnitz übermittelt worden. Au-
ßerdem habe es einen ausführlichen IVS-Bericht (Informa-
tionsaustausch in Staatsschutzsachen) an das Staatsministe-
rium des Innern, das Landesamt für Verfassungsschutz, das 
Bayerische Landeskriminalamt, die Polizeidirektion Strau-
bing und an auswärtige Dienststellen gegeben.

Das Ermittlungsverfahren gegen Uwe Mundlos wurde 
durch Verfügung der Staatsanwaltschaft Regensburg vom 
10.03.1995 gemäß § 170 Abs. 2 StPO mangels Tatnachweis 
eingestellt.121

Von den 13 o. g. Personen aus dem Zuständigkeitsbereich 
der KPI Straubing befinden sich drei Personen auf der „Ga-
ragenliste“ des Uwe Mundlos.122

18.02.1995 „Tiroler Höhe“

Das Bayerische Staatsministerium des Innern teilte mit  
Schreiben vom 30.11.2012 dem Untersuchungsausschuss 
mit, dass bei einer manuellen Aktenrecherche eine Liste 
über Personen aufgefunden worden sei, welche eine Veran-
staltung in der Gaststätte „Tiroler Höhe“, einem bekannten 
Neonazi- und NPD-Treff, am 18.02.1995 vor einem unmit-
telbaren Kontakt mit Polizeikräften vor Ort verlassen hätten 
und am so genannten „Hienberg“ (Bundesautobahn A9) 
einer Kontrolle unterzogen worden seien. Unter diesen Per-
sonen hätte sich auch Uwe Mundlos befunden.123

Die Telefonnummer der „Tiroler Höhe“ befand sich auch auf 
der „Garagenliste“ des Uwe Mundlos.

24.06.1995 „Volksbund Deutsches Reich“ in Nürnberg:

Nach Aktenlage nahm Beate Zschäpe mit 5 bis 6 anderen 
Mitgliedern der „Anti-Antifa Ostthüringen“ bei einer Ver-

120	 Akte Nr. 37, Bl. 89/90 Beschuldigtenvernehmung von Uwe Mundlos 
durch die KPI Jena am 13.09.1994.

121	 Akte Nr. 36, Bl. 138/139 Einstellungsverfügung vom 10.03.1995.
122	 Akte Nr. 309, Bl. 0497.
123	 StMI, Schreiben vom 30.11.2012 zu Beweisbeschluss Nr. 35.
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anstaltung des „Volksbundes Deutsches Reich“ in Nürnberg 
teil.124

24.02.1996: „Münstermann“-Marsch in Aschaffenburg

Gemäß einem Fernschreiben der Kriminalpolizeiinspektion 
Aschaffenburg vom 29.02.1996 fand am 24.02.1996 um 
18:00 Uhr ein Trauermarsch statt, der vom örtlichen Kreis-
verband der NPD veranstaltet wurde. Im Rahmen der Ein-
satzmaßnahmen konnten mehrere zur polizeilichen Beobach-
tung ausgeschriebene Personen und Fahrzeuge festgestellt 
werden. In einem dieser Fahrzeuge, das von Ralf Wohlleben 
geführt wurde, konnten als Mitfahrer Andre Kapke, Uwe 
Böhnhardt und Uwe Mundlos festgestellt werden. Weitere 
Maßnahmen wurden nicht getroffen, da sich die Personen 
nach eigenen Angaben auf dem Weg zur NPD-Versammlung 
befunden haben.125

Der Zeuge HEGLER gab an, dass Uwe Mundlos und Uwe 
Böhnhardt im Jahr 1996 von der Polizei als Teilnehmer des 
sog. „Münstermann-Marsches“ in Aschaffenburg festgestellt 
worden seien. Es hätten an diesem Marsch ca. 250 Rechts-
extremisten teilgenommen. Eigene Erkenntnisse des Lan-
desamts für Verfassungsschutz gebe es hierzu nicht, V-Leute 
des Landesamts für Verfassungsschutz hätten die Namen 
Mundlos und Böhnhardt nicht mitgeteilt. Das Landesamt für 
Verfassungsschutz gehe deshalb davon aus, dass die V-Leute 
diese Personen namentlich nicht gekannt hätten.126

03.03.1997: Demonstration gegen die Wehrmachtsausstel-
lung in München

Nach Angaben des Zeugen HEGLER sei jetzt im Rahmen 
der aktuellen Ermittlung anhand von Lichtbildern festge-
stellt worden, das Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt am 
02.03.1997 auch der von der NPD organisierten Demonst-
ration gegen die sog. „Wehrmachtsausstellung“ in München 
teilgenommen hätten. Das Landesamt für Verfassungsschutz 
Thüringen habe hierzu über entsprechende Erkenntnisse ver-
fügt, die dem Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz 
– davon gehe man momentan aus – aber nicht übermittelt 
worden seien.127

Ansonsten hätte das Landesamt für Verfassungsschutz über 
keine weiteren Informationen zu diesen Personen verfügt.128 
Zumindest seien jetzt im Rahmen der Aufarbeitung keine 
entsprechenden Erkenntnisse festzustellen gewesen, auch 
nicht in Unterlagen, die jetzt nicht für die Speicherung dieser 
Personen von Belang gewesen wären; auch in anderen Un-
terlagen seien die Namen dieser drei Personen nicht festzu-
stellen gewesen.129

124	 Akte Nr. 4, Reg.9, Bl. 4 (VS-V).
125	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/2. Teillieferung/2. 1 Geheft des PP Unter-

franken.
126	 Hegler, 23.10.2012, S. 25
127	 Hegler, 23.10.2012, S. 25.
128	 Hegler, 23.10.2012, S. 25.
129	 Hegler, 23.10.2012, S. 26.

Matthias Fischer:

Im Rahmen des jetzigen Ermittlungsverfahrens gegen Beate 
Zschäpe u. a. konnte bei Überprüfung der sog. „Garagen-
liste“ (Spur Nr. 57) ermittelt werden, dass es am 25.03.1995 
ein Skinhead-Treffen in Gera gab, bei dem ein Kontakt des 
bayerischen Rechtsextremisten Matthias Fischer mit Uwe 
Mundlos belegt ist.130 

Kai Dalek:

Auf der „Garagenliste“ ist auch der Rechtsextremist „Kai 
D.“ als Kontakt vermerkt.131

Im Zuge der Ermittlungen der BAO Trio sind zwei von Uwe 
Mundlos erstellte Listen bekannt geworden, auf denen sich 
mutmaßliche Kontaktpersonen mit Telefonnummer und teil-
weise Anschrift befinden.132 Diese Listen wurden im Rahmen 
der Durchsuchungen im Januar 1998 beschlagnahmt, aber in 
der Folge nicht weiter in die damaligen Ermittlungen einbe-
zogen und auch nicht an bayerische Behörden weitergeleitet. 
Auf beiden Listen, von denen eine eine Vorgängerversion 
der anderen zu sein scheint, sind mehrere in Bayern wohn-
hafte Personen (Matthias Fischer, Thomas H., Sylvia E., 
Ilona K.) bzw. sich befindende Gaststätten (Kunos Kneipe, 
Tiroler Höhe) aufgeführt. 

Auf beiden Listen ist auch die Person „Kai D.“ mit einer 
Handynummer aufgeführt. Während auf der mutmaßlich äl-
teren Ausgabe der Eintrag noch handschriftlich auf der Liste 
vorgenommen wurde, ist bei der mutmaßlich neueren Aus-
gabe der Eintrag bereits in die mit dem Computer erstellte 
Liste aufgenommen.133

Der Untersuchungsausschuss hat sich eingehend mit den aus 
Bayern stammenden Personen auf der Garagenliste befasst 
und konnte eine von ihnen als ehemaligen V-Mann des Bay-
erischen Landesamts für Verfassungsschutz identifizieren. 
Aus einer dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Akte 
des Generalbundesanwalts ergibt sich, dass dieser selbst 
eine Tätigkeit als V-Mann für das Bayerische Landesamt 
für Verfassungsschutz angegeben und dies gegenüber dem 
zuständigen Sachbearbeiter des Generalbundesanwalts be-
stätigt habe. Eine Bestätigung der V-Mann-Tätigkeit durch 
das Staatsministerium der Innern oder das Landesamt für 
Verfassungsschutz ist nicht erfolgt. Presseberichten zufolge 
sei der V-Mann (im folgenden V) von 1987 bis Juni 1998 
geführt worden.134

Der Untersuchungsausschuss hat keine Erkenntnisse darüber 
erlangt, dass V das NSU-Trio vor, während oder nach seinem 
Untertauchen in irgendeiner Weise unterstützt hat. 

Zu der Tätigkeit des V für das Landesamt für Verfassungs-
schutz ergab die Untersuchung folgendes:

130	 Akte Nr. 309, Bl. 0382.
131	 Akte Nr. 309, Bl. 0497.
132	 Akte Nr. 307, Bl. 167-171.
133	 Akte Nr. 307, Bl. 167-171.
134	 Der Spiegel 45/2012, S. 41.
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Der Zeuge Hegler wurde zu V gefragt:

„Diese Person hat ja das Thule-Netzwerk aufgebaut, hat 
die Heß-Gedenkmärsche initiiert und auch verschiedene 
Strafverfahren am Hals gehabt. Sie wissen sicher die ganze 
Reihe, was sich da zusammengesammelt hat. Eines ist natür‑
lich schon rätselhaft: Wie es sein konnte, dass das Bayeri‑
sche Landesamt, wenn diese Aussage stimmt, so eine Person 
als V-Mann führt?“
Dazu sagte Hegler:
„Wenn diese Aussage so stimmt im Hinblick auf die Aktivi‑
täten, dann wäre das ein Punkt, der aus heutiger Zeit, denke 
ich jetzt einmal, anders bewertet werden würde, als das 
damals vielleicht der Fall war. Ich habe ja vorher darauf 
hingewiesen, dass sich auch unsere Dienstvorschrift ent‑
sprechend geändert hat und auch die Folgen, sage ich jetzt 
einmal, des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts zum 
NPD-Verbotsverfahren in die neue Dienstvorschrift mit Ein‑
fluss genommen haben.“135

Auch der Zeuge DR. BECKSTEIN war insoweit der Ansicht, 
dass eine Organisation der Rudolf-Heß-Gedenkmärsche 
nicht mit der Tätigkeit als V-Mann in Einklang zu bringen 
sei, weil ein V-Mann zwar mitschwimmen, aber nicht an-
stiften dürfe.136

Bezüglich der Organisation der Heß-Gedenkmärsche durch 
V und der Beteiligung V`s am Thule-Netzwerk ergab sich 
ein differenziertes Bild. Aus den Akten und insbesondere 
auch durch Einvernahme von Zeugen aus dem Landesamt 
für Verfassungsschutz hat der Untersuchungsausschuss fol-
gende Erkenntnisse erlangt:

•	� Möglicher Kontakt mit den Rechtsterroristen bzw. deren 
Umfeld:					      
Der Sachverständige Funke sagte aus, dass V als mut-
maßlicher V-Mann des Landesamts für Verfassungsschutz 
ab 1994/1995 regelmäßig an Stammtischen der späteren 
Rechtsterroristen und am Aufbau rechtsextremer Struk-
turen teilgenommen habe. Aus den dem Untersuchungs-
ausschuss vorliegenden Akten geht hervor, dass V zu-
mindest an einer Handvoll Veranstaltungen des Thüringer 
Heimatschutzes teilgenommen hat. 

•	� Stellung V´s im Thule-Netz:�  
Die Sachverständige Röpke geht davon aus, dass das 
Thule-Netz auf die gesamte rechtsextremistische Szene 
im Bundesgebiet ausgestrahlt habe.137 Das Thule-Netz 
formierte sich ab dem Jahr 1993 als eine Informations-
technik, die Rechtsextremisten neue Möglichkeiten der 
Strukturierung und internationalen Vernetzung bot. Das 
Thule-Netz war ein Verbund von Mailboxen in Deutsch-
land, Österreich, Norwegen und den Niederlanden, der 
der informationellen Vernetzung von Rechtsextremisten 
diente. Es wurde zentral von der Mailbox „Widerstand 

135	 Hegler, 23.10.2012, S. 47.
136	 Dr. Beckstein, 11.06.2013, S. 71.
137	 Röpke, 27.11.2012, S. 37.

BBS“ in Erlangen gesteuert138, die von Thomas Hetzer 
unter dem Pseudonym Alfred Tetzlaff betrieben wurde.139 
V hat die Mailbox „Kraftwerk BBS“ unter dem Pseud-
onym „Undertaker“ betrieben.140

	� Im Verfassungsschutzbericht 1996 wird zum Thule-Netz 
folgendes ausgeführt:

„Zur Förderung ihrer informationellen Vernetzungsbe‑
strebungen setzen Rechtsextremisten verstärkt Mailboxen 
und deren Zusammenschluss in Form des seit 1993 be‑
stehenden Thule-Netzes ein. Nach eigenen Angaben hat 
das Thule-Netz als ein offenes Kommunikationsmedium 
kein Programm oder festgelegtes Ziel. Es versteht sich als 
„unabhängiger und überparteilicher Zusammenschluss 
von Mailboxen in Deutschland und Europa“. Ihm gehören 
bundesweit neun Mailboxen an, darunter in Bayern die 
Mailboxen Janus BBS in München und Kraftwerk BBS in 
Weißenbrunn sowie die im Thule-Netz führende Mailbox 
Widerstand BBS in Erlangen, deren Betreiber umfang‑
reiche Kontakte zur in- und ausländischen rechtsextre‑
mistische Szene unterhält. Dem Thule-Netz sind ferner 
zwei Mailboxen in Norwegen und den Niederlanden an‑
geschlossen. Bis September bestand zudem eine Mailbox 
in Österreich.

Im Thule-Netz gibt es unterschiedliche Kommunikations‑
ebenen, die den Teilnehmern verschiedene Sicherheits‑
stufen bieten. Ein einheitliches Verschlüsselungsverfahren 
soll die Sicherheit von privaten Nachrichten gewähr‑
leisten.

Seit 8. Juli ist das Thule-Netz mit einer eigenen Domain 
im „www“ vertreten, während es bislang keine direkte 
Anbindung an das Internet gab. Neben umfangreichen In‑
formationen zum Thule-Netz und dessen einzelnen Mail‑
boxen werden u. a. Ausführungen über die Nutzung der 
Verschlüsselungssoftware „Pretty Good Privacy“ (PGP) 
angeboten. Automatisierte Weiterleitungen zu weiteren 
Datenfundstellen („links“) knüpfen Verbindungen zu 
anderen rechtsextremistischen Organisationen und Pro‑
jekten. Die über einen außerhalb Deutschlands tätigen 
Provider eingerichtete Domain wird von dem Betreiber 
der Mailbox Janus BBS unter dem Pseudonym „Thorin 
Eichenschild“ betreut.“141

Der Zeuge Forster bezeichnete V in seiner ersten 
Vernehmung als eine der zentralen Figuren des THULE-
Netzes, die dieses aufgebaut habe. Eine steuernde Person 
wie diese hätte man nie als V-Mann geführt.142 In seiner 
zweiten Vernehmung korrigierte der Zeuge Forster seine 
Aussage bezüglich der V-Mann-Eigenschaft und betonte,  

138	 Verfassungsschutzbericht Bayern 1996, S. 60 f.
139	 Akte 141, Bl. 289.
140	 Akte 141, Bl. 289.
141	 Verfassungsschutzbericht 1996, S. 72.
142	 Forster, 09.10.2012, S. 14 (VS-Geheim).
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dass die in seiner ersten Vernehmung getätigten Äuße-
rungen zur Rolle des V ausschließlich auf Internetwissen 
basierten. 143

Auf die Frage, welche Kenntnisse das Landesamt für 
Verfassungsschutz über die Inhalte der von V betrie-
benen Mailbox „Kraftwerk BBS“ habe, wollte der 
Zeuge Forster in öffentlicher Sitzung keine Angaben 
machen, da Einzelheiten zu den vorhandenen Kenntnissen 
des Landesamts für Verfassungsschutz Verschlusssache 
seien. Dies gelte auch für die Frage, ob das Landesamt für 
Verfassungsschutz direkten Zugriff auf die Inhalte dieser 
Mailbox hatte, weil es sich dabei um eine operative Ein-
zelfrage handle.144 

Der zu diesem Sachverhalt in geheimer Sitzung ausführ-
lich befragte Zeuge des Landesamts für Verfassungsschutz 
legte dar, dass V nicht Betreiber des Thule-Netzes, son-
dern Betreiber einer unter etwa einem Dutzend Mailboxen 
in diesem Netz gewesen sei.145

Nach Ansicht der Staatsanwaltschaft Kassel und des 
Hessischen Landeskriminalamts bestand im Hinblick 
auf mittels der Mailbox Steiner BBS zugänglichen An-
leitungen zur Herstellung von Sprengstoff der Verdacht 
der Anleitung zu Straftaten gemäß § 130a StGB.146 Die 
Staatsanwaltschaft Coburg teilte die Annahme eines ent-
sprechenden Anfangsverdachts, hielt aber strafprozes-
suale Maßnahmen nur für den Fall sinnvoll, dass die fach-
kundige Auswertung des sichergestellten EDV-Materials 
gewährleistet ist.147 Über das weitere Vorgehen der bay-
erischen Ermittlungsbehörden in dieser Angelegenheit 
hat der Untersuchungsausschuss keine Erkenntnisse ge-
winnen können.

In einem gegen Frank Schwerdt und unbekannt geführten 
Ermittlungsverfahren des Generalbundesanwalts wegen 
des Verdachts des Vertreibens von Propagandamitteln ver-
fassungswidriger Organisationen unter anderem über das 
Thule-Netz wurde in einem Vermerk des damaligen Sach-
bearbeiters beim Generalbundesanwalt festgestellt, dass 
die von V betriebene Mailbox „Kraftwerk BBS“ zum da-
maligen Zeitpunkt führend im Thule-Netz war und als ein-
zige in diesem Netz die Möglichkeit geboten hat, nur über 
Telefax und ohne Benutzung eines Modems Meldungen in 
das Thule-Netz einzuspeisen.148

Der Zeuge Wingerter vom Landesamt für Verfas-
sungsschutz konnte sich zwar daran erinnern, dass die 
Auswertung des Thule-Netzes Teil seiner Tätigkeit war, 
konnte auf die Frage aber nichts dazu sagen, ob es für das 

143	 Forster, 13.11.2012, S. 5 (VS-Geheim).
144	 Forster, 13.11.2011, S. 18.
145	 N. N., Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz, 13.11.2012, 

S. 92 (VS-Geheim).
146	 Akte 141, Bl. 343 f., 357 f., 367.
147	 Akte 141, Bl. 367.
148	 Akte Nr 286, Bl. 86.7.

Landesamt für Verfassungsschutz schwierig gewesen sei, 
Informationen aus dem Thule-Netz zu erhalten.149 

Dem Zeugen SAGER vom Landesamt für Verfassungs-
schutz sagte das Thule-Netz überhaupt nichts. Er habe 
zwar sehr viele Vorträge zum Thema Rechtsextremismus 
in Bayern gehalten, aber sicher nichts zum Thule-Netz 
darin gesagt.150

Durch die Verbreitung des Internets haben die Mailboxen 
des Thule-Netzes an Bedeutung verloren. In Bayern war 
ab 1998 keine Mailbox des Thule-Netzes mehr aktiv.151 
Im Sommer 1999 wurden die Aktivitäten des Thule-
Netzes dann vollständig eingestellt.152

Die Sachverständige Röpke geht davon aus, dass das 
Thule-Netz an der Radikalisierung und Ideologisierung 
der rechtsextremistischen Szene ganz stark mitbeteiligt 
war.153 Sie ist der Ansicht, das Thule-Netz sei damals für 
die Neonazi-Szene etwas ganz Neues gewesen und wirk-
lich von ganz großer Bedeutung gewesen.154

•	� Stellung Vs bei der Organisation der Heß-Gedenkmär-
sche:

Laut dem Sachverständigen Funke habe V zu den füh-
renden Köpfen des „Aktionskomitees Rudolf Heß“ ge-
hört.155 

Die Vernehmung der Zeugen des Landesamts für Ver-
fassungsschutz hierzu ergab eine Beteiligung V`s an den 
Heß-Gedenkmärschen vorrangig in technisch-logistischer 
Hinsicht. Er sei etwa am Druck von anderen entworfenen 
Kaderrundbriefen beteiligt gewesen und habe auch Koor-
dinationsaufgaben übernommen. Das Heß-Organisations-
komitee habe aus einer Vielzahl von Mitgliedern bestan-
den.156

In diesem Zusammenhang lag dem Untersuchungsaus-
schuss ein Spiegel-Bericht über ein geheim eingestuftes 
Positionspapier des Bundeskriminalamts vom 03.02.1997 
vor. Laut Spiegel sei in dem Papier eine zunehmende 
Divergenz zwischen Verfassungsschutzoperationen und 
exekutiven Maßnahmen festgestellt worden.157 Darüber 
hinaus werde ein „Brandstiftereffekt“ durch V-Leute be-
fürchtet. Aus Quellenschutzgründen würden Informati-
onen des Verfassungsschutzes erst so spät an die Polizei 
weitergeleitet, dass rechte Aktionen nicht mehr verhindert 
werden können. Des Weiteren habe das Bundeskrimi-
nalamt festgestellt, dass in Hinblick auf den „Rudolf-Heß-

149	 Wingerter, 9.10.2012, S. 113 f.
150	 Sager, 16.10.12, S. 32 f.
151	 Verfassungsschutzbericht Bayern 1998, S. 50.
152	 Verfassungsschutzbericht Bayern 1998, S. 58.
153	 Röpke, 27.11.2012, S. 48.
154	 Röpke, 27.11.2012, S. 75.
155	 Prof. a.D. Dr. Funke, 27. November 2012, S. 15.
156	 N. N., Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz, 13.11.2012, 

S. 98 ff. (VS-Geheim).
157	 Zit. nach Der Spiegel 45/2012, S. 39;
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Aktionstag“ am 17.08.1996 die Aktivitäten der Quellen 
„weit über eine passive Rolle hinausgingen“. V habe das 
zentrale Aufruf-Flugblatt und Propaganda-Aufkleber ent-
worfen, neben anderen V-Leuten dem „Aktionskomitee“ 
angehört und an Vorbereitungstreffen teilgenommen und 
diverse Rundschreiben an Neonazi-Kader verschickt.158

Inhalt und Konsequenz dieses Positionspapiers wurden 
vom Zeugen FORSTER in seiner geheimen Aussage rela-
tiviert. Es sei lediglich ein Arbeitspapier gewesen, welches 
zum Überdenken der angesprochenen optimierungsfähigen 
Punkte gedient habe. Das Papier habe nicht den Einsatz von 
V-Leuten als taugliches und notwendiges Mittel zur Infor-
mationsgewinnung im rechtsextremistischen Bereich infrage 
gestellt.159

Das Bundeskriminalamt hat in einem gegen Frank Schwerdt 
und unbekannt geführten Ermittlungsverfahren des Gene-
ralbundesanwalts wegen des Verdachts des Vertreibens von 
Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen im 
Rahmen einer Überwachung der Telekommunikation bei 
V festgestellt, dass er ein führendes Mitglied des „Rudolf-
Heß-Aktionskomitees `96“ und maßgeblich an der Vorberei-
tung und Durchführung des Rudolf-Heß-Gedenkmarsches in 
Worms beteiligt gewesen sei. Er habe das Layout des Propa-
gandamaterials erstellt, die sogenannten Rundschreiben an 
die Führungsmitglieder verfasst und entsprechende Infor-
mationen in seiner Mailbox Kraftwerk BBS zur Verfügung 
gestellt. Am Aktionstag selbst sei V verantwortlich in die 
Führung der Teilnehmer eingebunden gewesen.160

•	� Ermittlungsverfahren gegen V
�Dem Untersuchungsausschuss sind dreizehn Ermittlungs-
verfahren bekannt, die im Zeitraum von 1989 bis 2000 
gegen V geführt wurden. Neben vier Ermittlungsverfahren 
wegen Verkehrsdelikten161 und drei Ermittlungsverfahren 
wegen Eigentums- und Vermögensdelikten162 sind sechs 
Ermittlungsverfahren wegen Staatsschutzdelikten zu ver-
zeichnen.163

Ein Ermittlungsverfahren der StA München I wegen des 
Verdachts des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz im Zu-
sammenhang mit einem rechtsextremistischen Treffen der 
im Jahr 1989 verbotenen Vereinigung „Nationale Samm-
lung“ wurde V betreffend gegen Zahlung einer Geldauf-
lage in Höhe von 800 DM gemäß § 153a StPO einge-
stellt.164

	 	 �Ein von der StA Bamberg geführtes Ermittlungsver-
fahren wegen des Verdachts des Verstoßes gegen das 

158	 Zit. nach Der Spiegel 45/2012, S. 40.
159	 Forster, 13.11.2012, S. 29 ff. (VS-Geheim).
160	 Akte Nr. 287, S. 273.
161	 Akten Nr. 87; 88; 140, Bl. 236-258; 95.
162	 Akte Nr. 140, Bl. 27-61, 163-185, 186-235.
163	 Akten Nr. 81-86 (StA München I); 82, Bl. 338; 141, Bl. 298 (StA Bam-

berg); 141, 298 (StA Coburg); 161-168 (StA Gera); 295-299, 301-306 
(GBA); 256-284, 300 (GBA).

164	 Akte 81, Bl. 212 ff. (Anklageschrift); 82, Bl. 382 (Vorläufige Einstel-
lung), Bl. 417 (Einstellungsbeschluss).

Vereinsgesetz aus dem Jahr 1990 wurde gemäß § 154 
Abs. 1 StPO vorläufig eingestellt.165

	 	 �Ein von der StA Coburg geführtes Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts der Verbreitung von Propaganda-
mitteln verfassungswidriger Organisationen aus dem 
Jahr 1991 wurde mangels Tatverdacht eingestellt.166

	 	 �In den Jahren 1993/1994 führte der Generalbundesan-
walt unter dem Aktenzeichen 2 BJs 150/93-2 ein Ver-
fahren wegen des Verdachts der Bildung einer krimi-
nellen Vereinigung im Zusammenhang mit der Veröf-
fentlichung des „Einblicks“ gegen Norman Kempken, 
V u. a. Was den Vorwurf der Bildung einer kriminellen 
Vereinigung betrifft, hat der Generalbundesanwalt das 
Verfahren mit Verfügung vom 20. April 1994 mangels 
Tatverdacht eingestellt und zur Verfolgung etwaiger 
presserechtlicher Delikte an die StA Darmstadt abgege-
ben.167 Diese stellte dann mit Verfügung vom 31. Mai 
1994 das gesamte gegen V geführte Ermittlungsver-
fahren mangels Tatverdacht ein.168

	 	 �In den Jahren 1995 bis 1997 führte die StA Gera unter 
dem Aktenzeichen 116 Js 17874/95 ein Verfahren wegen 
des Verdachts der Bildung einer kriminellen Vereini-
gung im Zusammenhang mit der Anti-Antifa Ostthü-
ringen und dem Thüringer Heimatschutz.169 Zunächst 
waren u. a. Tino Brandt, André K. und Mario B. als 
Beschuldigte eingetragen. Am 23. August 1996 wurde 
auch V als Beschuldigter eingetragen. Im Schlussbe-
richt des LKA Thüringen vom 20. Oktober 1997 wird 
davon ausgegangen, dass V der Hauptinitiator des 
Rudolf-Heß-Gedenkmarsches 1996 in Worms gewesen 
sei, im Wunsiedel-Vorbereitungsstab seit Jahren eine 
führende Rolle spiele und sowie Tino Brandt in Thü-
ringen die Kommunikation bundesweit und nach dem 
Ausland (u. a. zu Christian Worch in Hamburg und Eite 
Hoffmann in den Niederlanden) führe.170 Mit Verfü-
gung vom 10. November 1997 wurde das Ermittlungs-
verfahren eingestellt, weil der Tatnachweis der Bildung 
einer kriminellen Vereinigung nicht zu führen war.171 

	 	 �Im Rahmen einer Zeugenvernehmung in dem Ermitt-
lungsverfahren der Staatsanwaltschaft Gera hat ein 
Zeuge ein Schaubild mit Stand März 1996 gefertigt, in 
dem V an hervorgehobener Position mit der Rechten 
Szene in Thüringen vernetzt erscheint. Der Ersteller 
dieser Skizze ist der Mitbeschuldigte im Verfahren Tino 
Brandt gewesen. Es wurde vom insoweit befragten 
Zeugen des Landesamts für Verfassungsschutz substan-
ziiert in Zweifel gezogen, dass die dargestellten Vernet-

165	 Akte Nr. 141, 298.
166	 Akte Nr. 141, 298.
167	 Akte Nr. 299, ohne Paginierung.
168	 Akte Nr. 299, ohne Paginierung.
169	 Akten Nr. 161-168.
170	 Akte Nr. 166, Bl. 662.
171	 Akte Nr. 166, Bl. 664 ff.
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zungsstrukturen, insoweit V betroffen ist, den tatsächli-
chen Gegebenheiten entsprachen.172

	 	 �Der Generalbundesanwalt führte von 30.09.1996 bis 
25.07.2000 ein Ermittlungsverfahren gegen Andree 
Zimmermann, Thomas Kubiak, V und andere unter 
dem Aktenzeichen 2 BJs 106/96-7 wegen des Ver-
dachts der Bildung einer kriminellen Vereinigung im 
Zusammenhang mit der Aufforderung zu Straftaten 
gegen politische Gegner, Polizei- und Justizbeamte im 
Thule-Netz.173 Im Rahmen dieses Ermittlungsverfah-
rens wurde im September 1997 eine Wohnungsdurch-
suchung bei V als Betreiber der Mailbox „Kraftwerk 
BBS“ durchgeführt, bei der die gesamte von diesem ge-
nutzte Hardware beschlagnahmt wurde.174 Im Schluss-
vermerk des Bundeskriminalamts vom 07.10.1999 wird 
davon ausgegangen, dass V die Einstellung der Listen 
in das Thule-Netz zumindest billigte.175 Der zustän-
dige Sachbearbeiter des Generalbundesanwalts hat das 
Ermittlungsverfahren mit Verfügung vom 25.07.2000 
eingestellt, weil wegen der V-Mann-Tätigkeit für das 
Landesamt für Verfassungsschutz davon auszugehen 
sei, dass V „bei seinen Unterstützungshandlungen für 
Andree Zimmermann entweder gerechtfertigt oder 
zumindest einem angesichts der Sachlage unvermeid-
baren Verbotsirrtum“ unterlegen war.176 

		�		  
�Der Zeuge Forster wurde befragt, inwieweit das 
Landesamt für Verfassungsschutz Einfluss auf die Ent-
scheidung in Ermittlungsverfahren genommen habe. Er 
führte dazu aus, dass mit einer solchen Annahme die 
Einflussmöglichkeit des Landesamts für Verfassungs-
schutz stark überschätzt werde.177

		�  Vonseiten des Generalbundesanwalts sei die Wichtig-
keit von nachrichtendienstlichen Zugängen in die sich 
in den 1990er Jahren zunehmend vernetzende internati-
onale rechtsextremistische Szene bestätigt worden.178

•	� Sonstige Erkenntnisse zu V:
	� Darüber hinaus wurde V mehrfach polizeilich in Ge-

wahrsam genommen:

	 	 �Am 20. April 1995 wurde V von Beamten der dama-
ligen KD Nürnberg anlässlich des Bürgerfests zum 50. 
Jahrestag der Befreiung Nürnbergs durch die alliierten 
Streitkräfte zur Unterbindung etwaiger Störungen der 
Feierlichkeiten in Gewahrsam genommen, weil er hin-
länglich aus der rechtsextremen Szene bekannt war.179

172	 N. N., Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz, 13.11.2012, 
S. 96 f. (VS-Geheim).

173	 Akten Nr. 256-284, 300.
174	 Verfassungsschutzbericht Bayern 1997, S. 75.
175	 Akte Nr. 260, Bl. 396.
176	 Akte Nr. 260, Register Einstellung, ohne Paginierung.
177	 Forster, 13.11.2012, S. 25 f. (VS-Geheim). 
178	 Forster, 13.11.2012, S. 10 (VS-Geheim).
179	 Akte Nr. 108, Bl. 372.

	 	 �Im Zusammenhang mit dem Rudolf-Heß-Gedenk-
marsch 1996 in Worms wurde V am 17.08.1996 kurz 
nach der Einreise aus Luxemburg am Grenzübergang 
Perl Vorgang nach den Bestimmungen des Saarländi-
schen Polizeigesetzes in Gewahrsam genommen, weil 
der Verdacht bestand, dass sich V im Zusammenhang 
mit dem Rudolf-Heß-Gedenktag in der neonazistischen 
Szene führend betätigte.180

	 	 �Anlässlich der Beerdigung der bei einem Verkehrs-
unfall ums Leben gekommenen Rechtsextremisten 
Andrée Zimmermann und Thomas Kubiak sollte 
verhindert werden, dass V, der nicht im Besitz einer 
Fahrerlaubnis war, nach Winterberg zur dortigen Be-
erdigung am 27.11.1997 fährt und deswegen zu Hause 
festgenommen werden. Da er jedoch schon zu einem 
früheren Zeitpunkt weggefahren war, konnte er erst am 
27.11.1997 in einem Café in Winterberg festgenommen 
werden. Dort sei er Rädelsführer einer Gruppe von ca. 
40 Rechtsextremisten gewesen und dabei beobachtet 
worden, wie er „Sieg Heil“ rief.181

	 	 �Der Zeuge Kellner bestätigte, dass ein Staatsanwalt 
der Staatsanwaltschaft Coburg wegen einer Äußerung 
aus dem Umfeld V`s bzw. von V selbst als gefährdete 
Person in eine entsprechende Datei aufgenommen 
worden und an die Staatsanwaltschaft München I ver-
setzt worden sei.182

•	� Bewertung der Tätigkeit V´s durch die Sachverständigen:
	� Die Sachverständigen nahmen zusammenfassend zu V 

folgende Bewertungen vor:

	 	 �Der Sachverständige Funke bewertete V als „einen 
der besten V-Leute in Deutschland“.183

	 	 �Die Sachverständige Röpke bezeichnete V als einen 
der „Köpfe der rechtsextremistischen Szene“ und 
als „Hintergrundstrategen der fränkischen militanten 
Neonaziszene“.184 Sie geht davon aus, dass V für die 
rechtsextremistische Szene wegweisenden Charakter 
hatte.185 Sie habe V zusammen mit Michael Swierczek 
kennengelernt als „Drahtzieher, Macher“, als denje-
nigen, „der von hinten heraus eine ganz wichtige, au-
toritäre Funktion in den rechtsextremistischen Struk-
turen hatte“.186 Sie hält ihn für einen „Zögling von 
Ursula Müller“, der Chefin der inzwischen verbotenen 
HNG187 und wies darauf hin, dass V auch zum Umfeld 
der „Knastzeitung“ „Der Weiße Wolf“ gezählt worden 
sei.188

180	 Akte Nr. 142, Bl. 1045, 1051.
181	 Akte Nr. 142, Bl. 886.
182	 Kellner vom 22.1.2013, S. 34f.; Akte Nr. 142, Bl. 896 ff.
183	 Prof. Dr. Funke, 27. November 2012, S. 17.
184	 Röpke, 27.11.2012, S. 46.
185	 Röpke, 27.11.2012, S. 47.
186	 Röpke, 27.11.2012, S. 27.
187	 Röpke, 27.11.2012, S. 29f.
188	 Röpke, 27.11.2012, S. 30.
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Belege für diese Einschätzungen wurden von den Sachver-
ständigen im Untersuchungsausschuss nicht gefordert.

Weißer Wolf
Die Sachverständige RÖPKE bezieht sich dabei auf die 
Ausgabe Nr. 18, 1/2002 des neonazistischen Magazins „Der 
Weisse Wolf – Rundbrief für Kameraden“, in dessen Vorwort 
es auf der Seite 2 unter besonderer graphischer Hervorhe-
bung heißt: „Vielen Dank an den NSU, es hat Früchte ge-
tragen ;-) Der Kampf geht weiter…“ heißt.189 

Nach einer Stellungnahme des Bundesamts für Verfassungs-
schutz ist ein Exemplar dieser Zeitschrift im Jahr 2002 vom 
Bundesamt für Verfassungsschutz ausgewertet worden. An-
gesichts des Umstands, dass der Begriff „NSU“ zum dama-
ligen Zeitpunkt nicht eingeordnet werden konnte, wurden 
in diesem Zusammenhang keine operativen oder sonstigen 
Maßnahmen ergriffen.190 
Der Zeuge HEGLER hat angegeben, dass dem Landesamt 
für Verfassungsschutz das entsprechende Exemplar nicht 
vorgelegen habe.191

Es liegt nahe, dass sich der Dank der Herausgeber auf einen 
Brief bezieht, der auf einer Festplatte in der Wohnung ge-
funden wurde, die von den drei Untergetauchten vor ihrem 
Auffliegen im November 2011 bewohnt wurde.192 Links 
oben ist auf diesem Brief ein Logo abgebildet, das als „NSU“ 
gelesen werden kann und das auch in dem Bekennervideo 
Verwendung fand. In dem Brief heißt es unter anderem:
„VERBOTE ZWINGEN UNS NATIONALISTEN IMMER 
WIEDER NACH NEUEN WEGEN IM WIDERSTANDS‑
KAMPF ZU SUCHEN. VERFOLGUNG UND STRAFEN 
ZWINGEN UNS ANONYM UND UNERKANNT ZU 
AGIEREN. DER NATIONALSOZIALISTISCHE UNTER‑
GRUND VERKÖRPERT DlE NEUE POLITISCHE KRAFT 
IM RINGEN UM DIE FREIHEIT DER DEUTSCHEN 
NATION. 
KEINE PARTEI ODER VEREIN IST DIE GRUNDLAGE 
DES NATIONALSOZIALISTISCHEN UNTERGRUNDES 
(NSU) SONDERN DIE ERKENNTNIS NUR DURCH 
WAHREN KAMPF DEM REGIME UND SEINEN HELFER 
ENTGEGENTRETEN ZU KÖNNEN. DlE AUFGABEN 
DES NSU BESTEHEN lN DER ENERGISCHEN BEKÄMP‑
FUNG DER FEINDE DES DEUTSCHEN VOLKES UND 
DER BESTMÖGLICHEN UNTERSTÜTZUNG VON KAME‑
RADEN UND NATIONALEN ORGANISATIONEN. 
SOLANGE SICH KEINE GRUNDLEGENDEN ÄNDE‑
RUNGEN lN DER POLITIK, PRESSE UND MEINUNGS‑
FREIHEIT VOLLZIEHEN, WERDEN DIE AKTIVITÄTEN 
WEITERGEFÜHRT. GETREU DEM MOTTO: „SIEG 
ODER TOD“ WIRD ES KEIN ZURÜCK GEBEN.
ENTSCHLOSSENES, BEDlNGUNGSLOSES HANDELN 
SOLL DER GARANT DAFÜR SElN, DAS DER MORGIGE 
TAG DEM DEUTSCHEN VOLKE GEHÖRT.

189	 Akte Nr. 387, Bl. 5 (VS-Vertraulich).
190	 Akte Nr. 387, Bl. 1 (VS-Vertraulich).
191	 Hegler, 23.10.2012, S. 70.
192	 Akte Nr. 403.

JEDER KAMERAD IST GEFRAGT! AUCH DU!!! GIB 
DEIN BESTES- WORTE SIND GENUG GEWECHSELT. 
NUR MIT TATEN KANN IHNEN NACHDRUCK VER‑
LIEHEN WERDEN.
DER NSU IST KEINE ABSTRAKTE SACHE. JEDER KA‑
MERAD GEHÖRT DAZU, SOFERN ER DEN MUT FINDET 
ZU HANDELN UND SEINEN BEITRAG ZU LEISTEN. 
WIE ERFOLGREICH DER NATIONALSOZIALISTISCHE 
UNTERGRUND IN DER ZUKUNFT SEIN WIRD HÄNGT 
AUCH VON DEINEM VERHALTEN AB. 
DAS ZEICHEN DES NSU SYMBOLISIERT DIE SYM‑
PATHIE UND VERBUNDENHEIT GEGENÜBER DER 
NEUEN BEWEGUNG. ES VERKÖRPERT JEDOCH AUCH 
DIE ABLEHNUNG DER BESTEHENDEN VERHÄLTNISSE 
UND DIE BEREITSCHAFT DAGEGEN VORZUGEHEN. 
EINE VERBREITUNG IST AUS DIESEM GRUND ER‑
WÜNSCHT!
DER NSU WIRD NIEMALS DURCH EINE KONTAKTAD‑
RESSE ODER NUMMER ERREICHBAR SEIN, WAS ABER 
NICHT BEDEUTET, DAS ER UNTERREICHBAR IST.
INTERNET, ZEITUNGEN UND ZINE‘S SIND GUTE IN‑
FORMATIONSQUELLEN – AUCH FÜR DEN NSU.

BEACHTE:
BEILIEGENDE UNTERSTÜTZUNGEN ZIEHEN KEI‑
NERLEI VERPFLICHTUNGEN NACH SICH.

ANMERKUNG ZUM ABSENDER.
BEI DEM ABSENDER HANDELT ES SICH IN WAHRHEIT 
UM EINE AUSWEICHADRESSE AN DIE DER BRIEF UND 
DIE UNTERSTÜTZUNG WEITERGELEITET WERDEN 
SOLL(TE) WENN DIE ANSCHRIFT NICHT RICHTIG BZW. 
NICHT MEHR AKTUELL IST.
DER EMPFÄNGER DES SCHREIBENS (GLEICHGÜLTIG 
OB HAUPTANSCHRIFT ODER ABSENDER) DARF DEN 
BRIEF UND DIE SPENDE EINBEHALTEN UND FÜR 
SEINE ZWECKE NUTZEN.“

Es kann daher angenommen werden, dass sich die in dem 
Dank erwähnten Früchte auf eine Spende beziehen, die dem 
Brief des NSU offenbar beigelegt war.

Bereits in der Ausgabe Nr. 4, 1997 hat der mutmaßliche 
Mitherausgeber des Magazins, Roland Paschel, einen „Uwe 
Memdlos – Jena“ [SIC!] gegrüßt.193 Es liegt nahe, dass damit 
Uwe Mundlos gemeint ist, mit dem Paschel, der von Februar 
1995 bis März 1997 in der JVA Bernau am Chiemsee inhaf-
tiert war, in dieser Zeit Briefverkehr hatte.194 Ob dem Baye-
rischen Landesamt für Verfassungsschutz diese Ausgabe des 
Magazins vorgelegen hat, ist nicht bekannt.

A.1.5. Welche Erkenntnisse über Diskussionen in der 
rechtsextremistischen Szene über die Aufnahme des 
bewaffneten Kampfes und die Herausbildung eines 
rechtsextremistischen Terrorismus und die typischen 
Merkmale rechtsterroristischer Handlungen hatten bay-
erische Sicherheits- und Justizbehörden einschließlich 

193	 Akte Nr. 387, Bl. 110.
194	 Akte Nr. 387, Bl. 2 (VS-Vertraulich).
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der zuständigen Ministerien, der Staatskanzlei und der 
politischen Entscheidungsträgerinnen und -träger vor 
dem Beginn der Mordanschläge im September 2000 in 
Bayern und welche diesbezüglichen Erkenntnisse haben 
sie seither und zu welchem Zeitpunkt gewonnen?

Erkenntnisse vor 2000:
	
Laut den bayerischen Verfassungsschutzberichten waren bis 
zum Jahr 2000 rechtsterroristische Ansätze und Strukturen in 
Bayern nicht feststellbar. Die Berichte der Jahre 1995, 1996, 
1997 und 2000 weisen allerdings darauf hin, dass in neona-
zistischen Kreisen über militante Verhaltensweisen und über 
die Anwendung von Gewalt diskutiert wurde195. 

Der Zeuge DR. REMMELE gab an, dass die zunehmende 
Gewaltbereitschaft und Militanz in der rechtextremistischen 
Szene erkannt wurde. Besorgnis hätten auch Waffenfunde 
erregt. Allerdings hätten sich im Ergebnis keine Hinweise 
auf rechtsterroristische Strukturen in Bayern ergeben.196

Das Konzept des „führerlosen Widerstandes“ war nach den 
Aussagen der Zeugen FORSTER197, HEGLER198, DR. 
REMMELE199 und DR. KÖRNER200 beim Verfassungs-
schutz bekannt. Der Zeuge SAGER räumte auf Nachfrage 
aber ein, dass ihm die Begriffe „führerloser Widerstand“, 
„Blood & Honour“ und „Combat 18“ nicht bekannt seien. 
Auch den Zeugen WILFLING201 und PFISTER202 waren die 
Begriffe nicht bekannt.

Der Zeuge FORSTER sagte hierzu aus, dass diese Strategie 
des „führerlosen Widerstandes“ in die Überlegungen des 
Amtes einbezogen worden sei. Dabei sei versucht worden, 
diese Zusammenschlüsse bzw. Kameradschaften, die ohne 
irgendwelche Strukturen agieren, möglichst zu beobachten 
und jemanden dort zu platzieren, um die Entwicklungen be-
obachten zu können. Der Zeuge FORSTER bestätigte auf 
Nachfrage, dass das Landesamt für Verfassungsschutz das 
Konzept des „führerlosen Widerstandes“ für ein problema-
tisches sicherheitsrelevantes Konzept gehalten habe. Die 
Polizei sei über solche Entwicklungen bei den Staatsschutz-
tagungen und durch Referate von Mitarbeitern des Landes-
amts für Verfassungsschutz informiert worden. Solche Infor-
mationen seien auch ins Ministerium gegeben worden.203 

Zeuge Dr. KÖRNER stellte hierzu fest, dass es Konzepte des 
„führerlosen Widerstands“ schon seit den Siebzigerjahren 
gegeben habe, die immer wieder einmal aufgeflammt seien. 
Allerdings seien damals außerhalb von „Blood & Honour“ 

195	 Verfassungsschutzberichte 1995, S. 17f; 1996, S. 20, 49; 1997, S. 97; 
2000, S. 17, 78. 

196	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 6, 37.
197	 Forster, 09.10.2012, S. 66.
198	 Hegler, 23.10.2012, S. 60.
199	 Dr. Remmele, 18.12.2013, S. 39.
200	 Körner, 17.04.2013, S. 74.
201	 Wilfling, 19.02.13, S. 41.
202	 Pfister, 21.03.13 (wurden nur nach dem Begriff des „führerlosen Wi-

derstands“ gefragt).
203	 Forster, 09.10.2012, S. 69.

entsprechende Konzepte nicht in besonders starkem Maße in 
Umlauf gewesen.204

Zeuge FORSTER führte ferner aus, dass das Landesamt für 
Verfassungsschutz die Gefahr gewalttätiger rechtsextremis-
tischer Angriffe immer gesehen habe. Beispielhaft verwies 
Zeuge FORSTER auf folgende Passage im Verfassungs-
schutzbericht des Jahres 2000:

„Obwohl in Bayern derzeit keine Erkenntnisse vorliegen, 
dass Rechtsextremisten Waffen und andere Kampfmittel ge‑
zielt für Gewalttaten beschaffen, ist dies kein Anlass zur Ent‑
warnung. Die Beschaffung und der Besitz von Schusswaffen 
generell durch gewaltbereite Rechtsextremisten sind Warn‑
signale Dies gilt umso mehr, als in den vergangenen Mo‑
naten Äußerungen, die Gewalt zur Durchsetzung politischer 
Ziele rechtfertigen, zugenommen haben. Entsprechenden 
Hinweisen muss deshalb besonders intensiv nachgegangen 
werden.“

Die latente Gefahr habe das Landesamt für Verfassungs-
schutz durch die Diskussionen und vorhandenen Waffen seit 
Anfang der 1990er Jahre erkannt. Allerdings habe man nie 
eine Struktur oder Organisation wie die RAF gefunden, so 
Zeuge FORSTER weiter205.

Zeuge WINGERTER berichtete hierzu, dass es in der rechts-
extremistischen Szene zu allen Zeiten Einzelpersonen ge-
geben habe, die auch für Gewaltanwendung eingetreten 
seien. Ein größerer Anhängerkreis habe sich in Bayern 
jedoch nicht gefunden. Die diesbezüglichen Einschätzungen 
gingen auf ein Konglomerat an Erkenntnissen zurück, auf 
offene Quellen wie rechtsextremistische Schriften, Texte 
der Skinheads sowie Informationen von V-Leuten.206 Auf 
die Frage, ob auch außerhalb Bayerns entstandene Texte 
ausgewertet wurden und eine Beschäftigung mit Strategien 
wie des „führerlosen Widerstandes“ oder Entwicklungen in 
Schweden, GB oder anderen Ländern erfolgt seien, erklärte 
der Zeuge WINGERTER, dass sich darum ein Sachbear-
beiter gekümmert habe und dabei nicht an unseren Grenzen 
Halt gemacht wurde207. 

Nach Angaben des Zeugen SEILER wurde vom Landesamt 
für Verfassungsschutz auch die „Blood & Honour“ Bewe-
gung beobachtet. „Blood & Honour“ habe sich über das Aus-
land auch in Deutschland etabliert und habe versucht, die 
Skinheadszene mit entsprechender Musik zum Teil primi-
tivster Textarten zu beeinflussen. Dabei sei versucht worden, 
Zugänge zu entsprechenden Gruppierungen schaffen.208

Erkenntnisse seit 2000:

Konkrete Erkenntnisse zu rechtsterroristischen Aktivitäten 
in Bayern gab es seit den im September 2003 vereitelten 
Anschlagsplänen des Führungskreises der „Kameradschaft 

204	 Körner, 17.04.2013, S. 74.
205	 Forster, 09.10.2012, S. 75.
206	 Wingerter, 09.10.2012, S. 90f..
207	 Wingerter 09.10.2012, S. 102. 
208	 Seiler, 18.12.2012 – nicht öffentlich, S. 67.
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Süd – Aktionsbüro Süddeutschland (AS)“ um den Münchner 
Neonazi Martin Wiese. Die Gruppe verschaffte sich laut 
Verfassungsschutzbericht 2003 Waffen, Kriegswaffen, Mu-
nition und Sprengstoff und plante zunächst einen Anschlag 
auf die Grundsteinlegung des jüdischen Gemeindezentrums 
in München, später einen Anschlag auf den Marienplatz oder 
andere öffentliche Plätze in München.209

Die vom Bundesamt für Verfassungsschutz herausgegebenen 
und an die Landesämter für Verfassungsschutz verteilten 
Broschüren „Rechtsextremismus Nummer 19 – Gefahr 
eines bewaffneten Kampfes deutscher Rechtsextremisten 
– Entwicklungen von 1997 bis 2004“ und „Rechtsextre-
mismus Nummer 21 – Gefahr eines bewaffneten Kampfes 
deutscher Rechtsextremisten – Entwicklungen von 1997 bis 
Mitte 2004“ nannten die Strategien des „Werwolfkonzepts“ 
und des „führerlosen Widerstands“ als Vorbilder, die in der 
rechtsextremistischen Szene in Deutschland diskutiert wer-
den.210

AISI
Erst am 14.07.2012 hat das Bundesamt für Verfassungs-
schutz dem Landesamt für Verfassungsschutz mehrere Do-
kumente.211 des italienischen Geheimdienstes AISI übermit-
telt, aus denen hervorgeht, dass sich deutsche Rechtsextre-
misten des Öfteren in Südtirol aufgehalten haben und dort 
mit südtirolerischen Rechtsextremisten gemeinsame Treffen 
durchgeführt haben. Der italienische Geheimdienst hat unter 
anderem folgende Treffen im Einzelnen beschrieben: 

•	� Im Oktober 2007 hat u. a. Ralf Wohlleben an der „5. 
Woche der Konferenz und der Exkursionen zum Ge-
denken an Andreas Hofer“ der Jungen Landsmannschaft 
Ostpreußen (JLO), des italienischen Südtiroler Kamerad-
schaftsrings (S.K.R.) und der Skinheads Tirol – Sektion 
Meran teilgenommen.212 Von dieser Veranstaltung wurde 
die bayerische Polizei bereits mit Mail vom 18.10.2007 
durch die Quästur Bozen informiert.213

•	� Im Jahr 2008 kam es zu Besuchen deutscher Rechtsext-
remisten (u. a. Uwe Meenen aus Würzburg und Norman 
Bordin aus Ottobrunn) bei den Skinheads Tirol – Sek-
tion Meran, bei deren Gelegenheit „über die Möglichkeit 
der Durchführung fremdenfeindlicher „exemplarischer 
Aktionen“ diskutiert und eine detaillierte Kartenauswer-
tung vorgenommen“ wurde, „um Geschäfte (Kebabs und 
andere) ausfindig zu machen, die von außereuropäischen 
Staatsangehörigen geführt werden und sich zu einem 
Treffpunkt für die betreffenden Personen entwickelt 
haben“.214

•	� Im März 2009 fand eine Zusammenkunft deutscher 
Rechtsextremisten mit deutschsprachigen südtiroleri-
schen Skinheadgruppen statt. Dort wurde von der deut-

209	 Verfassungsschutzbericht 2003, S. 62 ff.
210	 Akte Nr. 216, Bl. 98 f.
211	 Akten Nr. 250-254.
212	 Akte Nr. 253.
213	 Akte Nr. 254.
214	 Akte Nr. 253.

schen Delegation (u. a. bestehend aus Uwe Meenen, Mi-
chael Paulus, Patrick Paul, Thomas Gerlach und Frank 
Schwerdt) eine Summe in Höhe von 20.000 Euro für die 
Unterstützung von südtirolerischen „Kameraden“ über-
geben, die sich in Schwierigkeiten befinden.215

A.1.5.1. Waren bayerische Behördenvertreter bei der 
Tagung zur Gefahr der Entstehung weiterer terroristi-
scher Strukturen des Bundesamts für Verfassungsschutz 
im Jahr 2003 anwesend, welche bayerische Sicherheits-
behörden hatten Kenntnis von der daraus resultierenden 
Broschüre des Bundesamts für Verfassungsschutz aus 
dem Jahr 2004, in der die Mitglieder des (unterge-
tauchten) Trios abgebildet waren und falls ja, welche 
Folgerungen wurden hieraus gezogen?

Die Tagung des Bundesamts für Verfassungsschutz fand am 
9. Oktober 2003 in Köln statt, bei der alle Landesverfas-
sungsschutzämter vertreten waren. Für das Bayerische Lan-
desamt für Verfassungsschutz nahm der Zeuge JÄGER in 
Vertretung eines verhinderten Kollegen teil. Dieser gab an, 
dass die Tagung unter dem Motto „Gefahr der Entstehung 
weiterer terroristischer Strukturen im Rechtsextremismus in 
Deutschland“ gestanden und sich damit befasst habe, Per-
sonen, Personengruppen und Personenkreise zu eruieren und 
zu diskutieren, die aus Sicht des Verfassungsschutzes und 
aus Sicht der einzelnen Landesämter von einer besonderen 
Militanz waren216.

Zum Ablauf Tagung gab Zeuge JÄGER an, dass das Bun-
desamt für Verfassungsschutz im Vorfeld bei den Landesäm-
tern für Verfassungsschutz mit einem Fragenkatalog abge-
fragt habe, welche Gruppierungen diesbezüglicher Art es in 
den einzelnen Landesämtern gebe. Die Landesämter hatten 
daraufhin an das Bundesamt schriftlich berichtet. Diese 
Erkenntnisse seien vom Bundesamt zusammengefasst und 
dann im Verlauf der Dienstbesprechung am 9. Oktober 2003 
vom Teilnehmerkreis besprochen worden217. 

Befragt zur Broschüre des Bundesamts für Verfassungsschutz 
mit dem Titel „Rechtsextremismus Nr. 21: Gefahr eines be‑
waffneten Kampfes deutscher Rechtsextremisten – Entwick‑
lungen von 1997 bis Mitte 2004“ bestätige Zeuge JÄGER, 
dass diese die wesentlichen Besprechungsergebnisse der 
Tagung zusammenfasse. Die VS-NfD eingestufte Broschüre 
„BfV Spezial Nr. 21“ sei im Frühjahr 2005 erschienen und an 
das Bundeskriminalamt, alle Landeskriminalämter und die 
Landesämter für Verfassungsschutz versandt worden218. 

Die Broschüre geht im Kapitel „Entwicklung seit 1997“ in 
einem von 30 Unterpunkten auch auf die Personen Zschäpe, 
Böhnhardt und Mundlos ein. Es wird u. a. geschildert, dass 
man bei diesen Personen Anfang 1998 vier funktionsfähige 
Rohrbomben sichergestellt hat, die Personen flüchtig sind 
und die Staatsanwaltschaft Gera das entsprechende Ermitt-
lungsverfahren im Jahr 2003 wegen Verfolgungsverjährung 

215	 Akte Nr. 253.
216	 Jäger, 25.04.2013 – nicht öffentlich, S. 4.
217	 Jäger, 25.04.2013 – nicht öffentlich, S. 4, 31.
218	 Jäger, 25.04.2013, S. 12 f.
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eingestellt hat. Hinweise, dass mit den sichergestellten Rohr-
bomben konkrete Anschläge geplant waren oder Anhalts-
punkte für weitere militante Aktivitäten haben sich laut der 
Broschüre nicht ergeben.219 Eine Abbildung der Personen 
Zschäpe, Böhnhardt und Mundlos befindet sich in den Bro-
schüren nicht.

Laut Zeugen JÄGER ging der Ausgabe Nr. 21 die im We-
sentlichen inhaltsgleiche Broschüre „BfV Spezial Nr. 19“ 
voraus, die zusätzlich noch VS-Vertrauliche Erkenntnisse 
enthalten habe und entsprechend eingestuft gewesen sei. Die 
Darstellungen und Ausführungen zu den Personen Zschäpe, 
Böhnhardt und Mundlos hätten sich in beiden Broschüren 
jedoch nicht unterschieden. Die VS-Vertraulich eingestufte 
Vorgängerbroschüre Nr. 19 sei im Herbst 2004 erschienen 
und sei an das Bundesministerium des Innern, den MAD und 
an alle Landesämter für Verfassungsschutz gegangen220.

Über die weitere Verwendung und Verteilung der Broschüre 
hatten die vom Untersuchungsausschuss befragten Zeugen 
keine Kenntnis.

A.1.6. Wie oft, bei welchen Treffen und mit welchen Er-
gebnissen hat sich die Ständige Konferenz der Innenmi-
nister (IMK) seit dem Untertauchen der mutmaßlichen 
Täter der Mordanschläge im Januar 1998 bis zum No-
vember 2011 mit dieser Thematik befasst?

Nach den schriftlichen Ausführungen des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern waren das Untertauchen der 
mutmaßlichen Täter und die Mordanschläge im angefragten 
Zeitraum kein expliziter Tagesordnungspunkt der IMK. 
Allerdings sei ständiger Tagesordnungspunkt jeder IMK-
Sitzung der „Bericht des Bundesministers des Innern zur 
Sicherheitslage“. Der Bundesminister des Innern referierte 
dabei über aktuelle Themen und Vorgänge von bundesweiter 
Relevanz. Sein Bericht werde von den Mitgliedern der IMK 
zur Kenntnis genommen. Ob und in welchem Umfang die 
Mordserie im Rahmen dieses Berichts tatsächlich angespro-
chen wurde, könne mangels Protokollierung heute allerdings 
nicht mehr nachvollzogen werden.221

Der Zeuge Herrmann gab hierzu an, dass das Thema 
seiner Kenntnis nach in der Innenministerkonferenz bis zum 
November 2011 nicht behandelt worden sei.222

A.1.7. Welche zusätzlichen und neuen Erkenntnisse haben 
bayerische Sicherheitsbehörden seit dem 04.11.2011 über 
die Mitglieder des NSU und ihre Unterstützer auf wel-
chem Wege gewonnen?

Am 08.11.2012 hat die Bundesanwaltschaft gegen Beate 
Zschäpe sowie vier mutmaßliche Unterstützer und Gehilfen 
des NSU Anklage vor dem Staatsschutzsenat des Oberlan-
desgerichts München erhoben. Darin wird Beate Zschäpe 

219	 Akte Nr. 216, S. 73/74.
220	 Jäger, 25.04.2013, S. 12 ff.
221	 Akte Nr. 65, S. 2 f.
222	 Herrmann, 11.06.2013, S. 117.

u. a. vorgeworfen, sich als Gründungsmitglied des NSU 
mittäterschaftlich an den zehn Morden, den Sprengstoffan-
schlägen in der Kölner Altstadt und in Köln-Mülheim sowie 
an 15 bewaffneten Raubüberfällen beteiligt zu haben. Wegen 
Beihilfe bzw. Unterstützung einer terroristischer Vereini-
gung wurden angeklagt Ralf Wohlleben, Carsten Schultze, 
André Eminger und Holger Gerlach.223

Die Ermittlungen der Bundesanwaltschaft, an denen im 
Rahmen der BAO „Trio“ auch bayerische Behörden beteiligt 
waren, haben bisher keine tatsächlichen Anhaltspunkte für 
eine Beteiligung ortskundiger Dritter an den Anschlägen des 
„NSU“ oder eine organisatorische Verflechtung mit anderen 
Gruppierungen ergeben. Gegen acht weitere Personen, die 
als Unterstützer des „NSU“ verdächtigt werden, dauern die 
Ermittlungen an. Derzeit kann laut Bundesanwaltschaft noch 
nicht abschließend beurteilt werden, ob sie die Gruppierung 
innerhalb der für den Straftatbestand der Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung geltenden Verjährungsfrist von 
zehn Jahren und zudem in Kenntnis der terroristischen Ziel-
richtung des „NSU“ unterstützt haben.224

Dies bestätigte auch der Zeuge HERRMANN: Der Sach-
stand sei momentan, dass es trotz intensiver Ermittlungen 
des Generalbundesanwalts bis heute keine Belege gebe, dass 
das NSU-Trio über ein Unterstützerumfeld in Bayern verfügt 
hätte. Die Umstände der Taten gäben eigentlich sehr stark für 
Vermutungen Anlass, dass es ein Unterstützerumfeld geben 
müsse, bis heute habe man hierfür aber keine harten Fakten 
und keine Belege.225

 A.2.1. Wie gestalteten sich im Einzelnen die Beachtung 
des Trennungsgebots und die Notwendigkeit der Zusam-
menarbeit zwischen den Dienststellen der Polizei und 
Verfassungsschutzbehörden sowie zwischen den jeweils 
vorgesetzten Dienststellen?

Das Trennungsgebot (Artikel 1 Abs. 4 des Bayerischen 
Verfassungsschutzgesetzes), wonach das Bayerische Lan-
desamt für Verfassungsschutz und die Dienststellen der 
Polizei einander nicht angegliedert werden dürfen, verbiete 
nach Angaben des Zeugen FORSTER nicht den Informa-
tionsaustausch zwischen den beiden Behörden. Dieser sei 
in Bayern vorbildlich im Vergleich zu allen anderen Bun-
desländern gewesen. Es gebe keine Verpflichtung zur Wei-
tergabe, sondern nach dem Gesetz hieße es nur: Das Amt 
dürfe Informationen an andere Behörden weitergeben, also 
auch an die Polizei. In der Praxis sei daraus eine Weitergabe 
geworden, falls nicht Gründe entgegenstünden. Gründe, die 
entgegenstehen könnten, würden sich aus dem gesetzlichen 
Verbot des Artikels 17 des Bayerischen Verfassungsschutz-
gesetzes ergeben, welches verbiete, Informationen weiterzu-
geben, wenn dadurch eine Quellengefährdung etc. entsteht 
und nicht überragende oder überwiegende öffentliche Inter-
essen an der Weitergabe bestehen. Dies sei zum Beispiel der 

223	 Akte Nr. 189. 189, S. 6 ff.
224	 Pressemitteilung vom 08.11.2012, abgerufen über www.generalbun-

desanwalt.de.
225	 Herrmann, 11.06.2013, S. 162.
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Fall, wenn § 138 StGB erfüllt sei. In so einem Fall müsse 
irgendwie versucht werden, die Information an die Polizei 
oder Staatsanwaltschaft zu geben, soweit man die Quelle 
noch schützen könne. Da greife dann der Artikel 17 nicht 
mehr.226 Es habe eine große Staatsschutztagung gegeben, die 
vom bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz mit den 
Staatsschutzdienststellen ausgerichtet worden sei. 
Überdies habe es regelmäßig Gespräche mit den einzelnen 
Staatsschutzdienststellen gegeben.227 Alle wichtigen Ereig-
nisberichte (WE-Meldungen) seien von der Polizei auch an 
das Landesamt gesteuert worden. 
Das sei alles automatisch erfolgt.228

Nach der Aussage des Zeugen KAMMERMEIER hätten die 
Mitarbeiter der Staatsschutzdienststellen der Polizei direkten 
Kontakt mit V-Mann-Führern gehabt. V-Mann-Führer seien 
auf die Dienststellen gekommen und hätten von geplanten 
Treffen in der Rechten Szene berichtet – ohne sich dabei als 
V-Mann-Führer zu offenbaren.229 Ansonsten sei der Verfas-
sungsschutzbericht die Grundlage für die Arbeit und die Er-
kenntnisse des Staatsschutzes gewesen.230

Der Zeuge Dr. WEBER führte aus, dass nach dem Tren-
nungsgebot eine Verfassungsschutzbehörde einer Polizeibe-
hörde nicht angegliedert werden dürfe. Wenn man aber alle 
Daten gemeinsam der Polizei übermitteln würde, dann hätte 
die Polizei alles das, was der Verfassungsschutz auch habe. 
Dann würde man dieses Trennungsgebot dadurch infrage 
stellen. Dann werde der Verfassungsschutz sozusagen zum 
Hilfsorgan der Polizei und der Staatsanwaltschaft. Das sei 
jedoch vom Trennungsgebot her sowie vom Verfassungs- 
und Gesetzgeber so nicht gewollt.231

Nach der Aussage des Zeugen WILFLING sei es aufgrund 
des Trennungsgebotes nicht einfach, vom Verfassungsschutz 
Informationen zu bekommen. Man brauche dazu immer je-
manden, den man kenne. Der Verfassungsschutz habe wegen 
des Trennungsgebotes eine „Höllenangst“ sich durch die 
Weitergabe von Informationen an die Polizei in Schwie-
rigkeiten zu bringen. Die Informationsweitergabe müsse so 
„hinter vorgehaltener Hand“ geschehen.232 Situationen, in 
denen der Verfassungsschutz von sich aus auf die Polizei 
zugegangen ist und Informationen abgeliefert hat, habe er 
überhaupt noch nicht erlebt.233

Der Zeuge GEIER bestätigte, dass die Zusammenarbeit zwi-
schen der Polizei und dem Verfassungsschutz sehr von den 
jeweils handelnden Personen abhängig sei.234 Es sei eher 
eine Einbahnstraße gewesen. Die Polizei habe Anfragen an 
das Landesamt für Verfassungsschutz stellen müssen.235

226	 Forster, 09.10.2012, S. 18 ff.
227	 Forster, 09.10.2012, S. 55.
228	 Forster, 09.10.2012, S. 10 ff.
229	 Kammermeier, 16.10.2012, S. 65 ff.
230	 Kammermeier, 16.10.2012, S. 95 f.
231	 Weber, 19.12.2012, S. 73.
232	 Wilfling, 19.02.2013, S. 43.
233	 Wilfling, 19.02.2013, S. 44.
234	 Geier, 20.02.2013, S. 31.
235	 Geier, 20.02.2013, S. 39.

Auf Vorhalt der Antwort der Staatsregierung auf eine Anfrage 
der Abgeordneten Tausendfreund236 bestätigte der Zeuge Dr. 
KÖRNER, dass das Landesamt für Verfassungsschutz weder 
die Nachfolgeorganisation der BAO Bosporus noch andere 
Dienststellen der Polizei über das Lied „Döner-Killer“ der 
rechtsextremistischen Band „Gigi und die braunen Stadtmu-
sikanten“ aus dem Jahr 2010 informiert hat.237 Wegen der 
Veröffentlichung der Aufnahme des Lieds in Teil B der Liste 
der jugendgefährdenden Medien durch die Bundesprüfstelle 
im Bundesanzeiger sei nach der Antwort der Staatsregierung 
davon abgesehen worden.238

A.2.1.1. Welche gesetzlichen und/oder verwaltungsin-
ternen Vorschriften gab es im Untersuchungszeitraum 
über die Zusammenarbeit zwischen dem Landesamt für 
Verfassungsschutz und den bayerischen Polizeibehörden 
und die Zusammenarbeit mit den Polizeibehörden des 
Bundes und der Länder und mit dem Bundesamt für den 
Verfassungsschutz (BfV) und den Verfassungsschutzäm-
tern der anderen Bundesländer?  

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat dazu in 
einem Schreiben239 folgendes geantwortet:

„I. Gesetzliche und untergesetzliche Vorschriften für die Zu‑
sammenarbeit des Landesamts für Verfassungsschutz mit der 
bayerischen Polizei

Die Informations- und Datenübermittlung ist gesetzlich ge‑
regelt im Bayerischen Verfassungsschutzgesetz (vgl. Art 39 
Abs. 4 PAG):

Art. 12 f. BayVSG: 
Übermittlung von Informationen einschließlich personenbe‑
zogener Daten an das Landesamt für Verfassungsschutz. Die 
genannten Vorschriften stellen insoweit eine Besonderheit 
dar, als sie öffentliche Stellen des Freistaates Bayern (u. a. 
bayerische Polizeibehörden) zur Informationsübermittlung 
an das Landesamt für Verfassungsschutz verpflichten, sei es 
von Amts wegen (Art. 12 BayVSG) oder auf Ersuchen des 
Landesamts für Verfassungsschutz (Art. 13 BayVSG).

Art. 4 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1, Art. 17 Abs. 1 BayVSG: 
Übermittlung von Informationen einschließlich personenbe-
zogener Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz.

Folgende untergesetzliche Bestimmungen und Regelwerke 
konkretisieren die genannten gesetzlichen Regelungen: 

•	� Richtlinien des StMI über den Informationsaustausch in 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes (IVS-Richt‑
linien; IMBek vom 04.01.1993, AllMBl S. 51): Diese 
enthalten nähere Bestimmungen zu Informationsüber‑
mittlungen an und durch das Landesamt für Verfassungs‑
schutz.

236	 Drucksache 16/11831.
237	 Dr. Körner, 17.04.2013, S. 98.
238	 Drucksache 16/11831, S. 2.
239	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.
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•	� § 24 der Dienstvorschrift des Landesamts für Verfassungs‑
schutz für die Extremismusbeobachtung vom 24.09.2010 
(VS-NfD), zuvor § 24 der Dienstvorschrift des Landesamts 
für Verfassungsschutz für die Extremismusbeobachtung 
vom 08.04.1999 (VS-NfD) bzw. § 10 der Dienstvorschrift 
des Landesamts für Verfassungsschutz für die Auswer‑
tung vom 12.03.1991 (VS-Vertr.): Nähere Modalitäten der 
Informationsübermittlungen wie Aktenkundigmachung, 
Form, Unterscheidung Tatsachenfeststellungen – Bewer‑
tungen, Quellenschutz, bei Quellenerkenntnissen: Grad 
des Wahrheitsgehalts der Information und der Zuverläs‑
sigkeit des geheimen Mitarbeiters.

•	� Leitfaden des AK II und AK IV zur Optimierung der Zu‑
sammenarbeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz 
(Stand 15.10.2009; VS-NfD).

Bundesweite polizeiliche Meldedienste, an denen das Lan‑
desamt für Verfassungsschutz beteiligt ist:

•	� Kriminalpolizeilicher Meldedienst in Fällen Politisch mo‑
tivierter Kriminalität (KPMD-PMK)

•	� Sondermeldedienst über anarchistisch motivierte Straf‑
taten und Ereignis-se (WE-Meldung/Gewalttäter)

•	� Meldedienst Gefährdungsdaten

Bayernweiter polizeilicher Meldedienst, an dem das Lan‑
desamt für Verfassungsschutz beteiligt ist (neben der Be‑
richterstattung nach den IVS-Richtlinien):

•	� Meldung wichtiger Ereignisse durch die Polizei (WE-Mel‑
dung).

 
II. Gesetzliche und untergesetzliche Vorschriften für die Zu‑
sammenarbeit des Landesamts für Verfassungsschutz mit 
den Polizeibehörden des Bundes und anderer Länder:

Die länderübergreifende Informations- und Datenübermitt‑
lung zwischen dem Landesamt für Verfassungsschutz und 
den Polizeibehörden ist gesetzlich vor allem im Bundes‑
verfassungsschutzgesetz, aber auch im Bayerischen Verfas‑
sungsschutzgesetz sowie in anderen Fachgesetzen geregelt:

§ 18 BVerfSchG:
Übermittlung von Informationen einschließlich personen‑
bezogener Daten an das Landesamt für Verfassungsschutz 
(z. T. ergänzt durch andere Fachgesetze, z. B. § 10 Abs. 2 
BKAG).

§ 21 Abs. 1 BVerfSchG:
Übermittlung von Informationen einschließlich personenbe‑
zogener Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
in Angelegenheiten des Staats- und Verfassungsschutzes.

Art. 4 Abs. 1, Art. 14 Abs. 1, Art. 17 Abs. 1 BayVSG:
Übermittlung von Informationen einschließlich personenbe‑
zogener Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
in sonstigen Angelegenheiten.

Die genannten Normen werden wiederum durch folgende 
untergesetzliche Bestimmungen und Regelwerke erläutert:

•	 �§ 24 der Dienstvorschrift des Landesamts für Verfassungs‑
schutz für die Extremismusbeobachtung vom 24.09.2010 
(VS-NfD), zuvor § 24 der Dienstvorschrift des Landesamts 
für Verfassungsschutz für die Extremismusbeobachtung 
vom 08.04.1999 (VS-NfD) bzw. § 10 der Dienstvorschrift 
des Landesamts für Verfassungsschutz für die Auswertung 
vom 12.03.1991 (VS-Vertr.; siehe oben Nr. I)

•	� Leitfaden des AK II und AK IV zur Optimierung der Zu‑
sammenarbeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz 
(siehe oben Nr. I)

•	� Bundesweite polizeiliche Meldedienste, an denen das 
Landesamt für Verfassungsschutz beteiligt ist (siehe oben 
Nr. I)

III. Gesetzliche und untergesetzliche Vorschriften für die 
Zusammenarbeit des Landesamts für Verfassungsschutz mit 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den anderen Lan‑
desämtern für Verfassungsschutz

Aufgrund der verfassungsrechtlichen Vorgaben in Art. 73 
Abs. 1 Nr. 10 Buchst. b, c GG sind Bund und Länder im 
Bereich des nachrichtendienstlichen Verfassungsschutzes 
zur Zusammenarbeit verpflichtet. Einfachgesetzlich kon‑
kretisieren dies die §§ 1 ff. BVerfSchG. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz fungiert im Verfassungsschutzverbund als 
Zentralstelle (Art. 87 Abs. 1 Satz 2 GG). Besondere Bedeu‑
tung besitzt im Verfassungsschutzverbund der umfassende 
Informationsaustausch, dem folgende Vorschriften zugrunde 
liegen:

§ 5 Abs. 1 BVerfSchG: 
Übermittlung von Informationen einschließlich personenbe‑
zogener Daten durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
an das Bundesamt für Verfassungsschutz und die anderen 
Landesämter für Verfassungsschutz sowie von anderen Lan‑
desämtern für Verfassungsschutz an das Landesamt für Ver‑
fassungsschutz.

§ 5 Abs. 3 BVerfSchG:
Übermittlung von Informationen einschließlich personenbe‑
zogener Daten durch das Bundesamt für Verfassungsschutz 
an das Landesamt für Verfassungsschutz.

§ 6 BVerfSchG:
Führung der gemeinsamen Datei NADIS zur Erfüllung der 
Unterrichtungspflichten nach § 5 BVerfSchG.
Eine umfassende Übermittlung von Informationen wird  
teilweise dadurch verhindert, dass NADIS nach wie vor 
überwiegend als Aktenfundstellendatei aus-gestaltet ist  
(§ 6 Satz 2 BVerfSchG). Eine weitergehende NADIS-Nutzung 
bis hin zu direkten Recherchen in Textdokumenten ist nur  
für bestimmte „eng umgrenzte Anwendungsgebiete“ zulässig 
(§ 6 Satz 8 BVerfSchG). NADIS genügt damit nicht den An‑
forderungen an ein modernes Wissensmanagement.
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An untergesetzlichen Bestimmungen sind zu nennen:

•	� Richtlinie der IMK für die Zusammenarbeit des Bundes‑
amtes für Verfassungsschutz und der Landesbehörden für 
Verfassungsschutz (Koordinierungsrichtlinie – KR) vom 
26.11.1993 in der Fassung vom 15.12.2011 (nicht veröf‑
fentlicht, VS-NfD): Sie regelt Art und Verfahren der Zu‑
sammenarbeit des Bundesamts für Verfassungsschutz und 
der Landesämter für Verfassungsschutz im Rahmen des § 
5 BVerfSchG (siehe auch Antwort auf Frage A.2.2.2).

•	� § 24 der Dienstvorschrift des Landesamts für Verfassungs-
schutz für die Extremismusbeobachtung vom 24.09.2010 
(VS-NfD), zuvor § 24 der Dienstvorschrift des Landes-
amts für Verfassungsschutz für die Extremismusbeobach-
tung vom 08.04.1999 (VS-NfD) bzw. § 10 der Dienst-
vorschrift des Landesamts für Verfassungsschutz für die 
Auswertung vom 12.03.1991 (VS-Vertr.) (siehe oben Nr. 
I).

IV. Für personenbezogene Daten, die durch den Einsatz be‑
sonders eingriffsintensiver nachrichtendienstlicher Mittel 
erhoben wurden, z.B. Eingriffe in Art. 10 GG, gelten spezi‑
elle Übermittlungsregelungen (z. B. § 4 Abs. 4 G 10, Art. 6 f 
Abs. 3 Satz 7 BayVSG).

V. Die Richtlinien für die Zusammenarbeit der Verfassungs‑
schutzbehörden, des Bundesnachrichtendienstes (BND), des 
Militärischen Abschirmdienstes (MAD), der Polizei und der 
Strafverfolgungsbehörden in Staatsschutzangelegenheiten 
(Zusammenarbeitsrichtlinien) vom 18.09.1970 i. d. F. v. 
22.6.1973 haben, obwohl nicht formell außer Kraft gesetzt, 
keinen praktischen Anwendungsbereich mehr, da die von ihr 
erfasste Materie inzwischen aufgrund verfassungsrechtli‑
cher Vorgaben (Volkszählungsurteil) einer gesetzlichen Re‑
gelung zugeführt wurde.“

A.2.1.2. Welche Rechtsgrundlagen und internen Dienst-
anweisungen sind für die Zusammenarbeit zwischen 
der bayerischen Polizei und dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz maßgeblich?

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat hierzu fol-
gendes mitgeteilt:240

„Die Datenübermittlung zwischen bayerischen Polizei‑
dienststellen und dem Bayerischen Landesamt für Verfas‑
sungsschutz erfolgt gemäß Art. 39 Abs. 4 PAG nach den Art. 
12 und 13 BayVSG i. V. m. den Nummern 2 und 3 der IVS-
Richtlinien der IMBek. vom 04.01.1993 (s. o. Antwort Nr. I 
zu Frage A.2.1.1.).

Im Bereich des Polizeilichen Staatsschutzes existieren insbe‑
sondere folgende bayern- bzw. bundesweiten Meldedienste 
und Regelungen:

240	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.

IVS – Berichterstattung – bayernweite Meldeverpflichtung

Die IVS-Berichterstattung der Bayerischen Polizei basiert 
auf der gesetzlich festgelegten Informationsweitergabever‑
pflichtung des Art. 12 BayVSG und wird in den hierzu erlas‑
senen IVS-Richtlinien näher erläutert. In diesen Richtlinien 
enthaltene Vollzugshinweise regeln die Mitteilungswege (je 
nach Eilbedürftigkeit schriftlich, fernschriftlich oder fern‑
mündlich) bzw. den zu verwendenden Informationsverteiler.

Leitfaden des AK II und AK IV zur Optimierung der Zusam‑
menarbeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz (Stand 
15.10.2009; VS-NfD)

Der Leitfaden des AK II und AK IV zur Optimierung der 
Zusammenarbeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz 
regelt die Zusammenarbeit zwischen Polizei und Verfas‑
sungsschutzbehörden in den Bereichen Information/Kom‑
munikation, Umgang mit Verschlusssachen, Quellenschutz 
und- über die informationelle Zusammenarbeit hinaus‑
gehend – die Zusammenarbeit bei der Anwendung offener 
sowie verdeckter operativer Maßnahmen.

Meldung wichtiger Ereignisse durch die Polizei (WE-Mel‑
dung)

Gem. IMBek vom 04.12.1985, Nr. IC5-2911.5/9, geändert 
durch IMBek vom 28.03.1989, hat die Bayerische Polizei 
über bestimmte meldepflichtige Sachverhalte, die sich aus 
vorgenannter IMBek ergeben, mittels einer WE-Meldung zu 
berichten. Sofern der Verteiler die nach den IVS-Richtlinien 
zu informierenden Behörden, insbesondere also das Bayeri‑
sche Landesamt für Verfassungsschutz, enthält, ersetzt die 
WE-Meldung den IVS-Bericht.

Kriminalpolizeilicher Meldedienst in Fällen politisch moti‑
vierter Kriminalität (KPMD-PMK) – bundesweit einheitli‑
cher Meldedienst zur PMK

Der KPMD-PMK gewährleistet die einheitliche und syste‑
matische Erhebung der gesamten Daten zur politisch moti‑
vierten Kriminalität im Bundesgebiet und im Ausland, soweit 
hierzu in Deutschland ein Ermittlungsverfahren geführt wird. 
Er soll durch eine mehrdimensionale Erfassung eine diffe‑
renzierte Betrachtung der politisch motivierten Kriminalität 
ermöglichen. Somit können Aussagen zu Deliktsqualität, 
Themenfeldern, Phänomenbereichen, internationalen Be‑
zügen und extremistischen Ausprägungen getroffen werden. 
Meldepflichtig sind die in der Ziffer 2 der Richtlinien zum 
KPMD-PMK genannten politisch motivierten Straftaten. 
Grundlage für die Erfassung der „politisch motivierten Kri‑
minalität“ ist das mit Beschluss der Ständigen Konferenz der 
Innenminister und -senatoren des Bundes und der Länder 
(IMK) vom 10.05.2001 rückwirkend zum 01.01.2001 einge‑
führte und bundesweit gültige Definitionssystem „PMK“. 
Die Staatsschutzdienststellen melden unverzüglich dem 
zuständigen Landeskriminalamt (in Bayern: BLKA) melde‑
pflichtige Straftaten. Dies erfolgt durch Übersendung der 
in Fällen politisch motivierter Kriminalität obligatorischen 
„Kriminaltaktischen Anfrage in Fällen politisch motivierter 
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Kriminalität (KTA-PMK)“. Das jeweilige LKA leitet nach 
einer Qualitätsprüfung die KTA-PMK an das BKA weiter. In 
Ziffer 14 der KTA-PMK-Meldung sind Aussagen zur extre‑
mistischen Motivation des Täters zu tätigen. Hierbei orien‑
tiert sich der Begriff „extremistische Kriminalität“ am Ex‑
tremismusbegriff der Verfassungsschutzgesetze des Bundes 
und der Länder und dazu vorhandener Rechtsprechung. 
Alle KTA-PMK-Meldungen der Staatsschutzdienststellen 
der Bayer. Polizei wer-den sowohl dem Landeskriminalamt, 
als auch dem Landesamt für Verfassungsschutz übermittelt. 
Somit ist gewährleistet, dass auch solche Informationen das 
Landesamt für Verfassungsschutz erreichen, die in der Erst‑
analyse des zuständigen polizeilichen Sachbearbeiters noch 
nicht als extremistisch motiviert bewertet worden sind.

WE-Meldung/Gewalttäter

Überdies besteht eine weitere bundesweite Meldeverpflich‑
tung in Form des „Sondermeldedienst über anarchistisch 
motivierte Straftaten und Ereignisse (WE-Meldung/Gewalt‑
täter)“. Sie kommt zur Anwendung in Fällen von Straftaten 
(einschließlich Vorbereitungs- oder Teilnahmehandlungen), 
die als anarchistisch motiviert erscheinen bzw. bei Straftaten 
der Beschaffungskriminalität, soweit ein Zusammenhang mit 
der extremistischen/terroristischen Logistik nicht eindeutig 
ausgeschlossen werden kann. Der Verfassungsschutz ist 
wegen der extremistischen/terroristischen Ziele regelmäßig 
in die Informationssteuerung einzubinden.

Meldedienst Gefährdungsdaten

Der Meldedienst Gefährdungsdaten (AKII-Beschluss vom 
25./26.03.1993) dient dem frühzeitigen Erkennen von Ge‑
fährdungen für Personen und Institutionen/Objekte, bei 
denen Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, dass sie als 
mögliche Angriffsziele extremistischer/terroristischer Kri‑
minalität gefährdet sein könnten. Meldepflichtige Ereignisse 
sind den in den einschlägigen Richtlinien genannten Poli‑
zeidienststellen zu übermitteln. Der Verfassungsschutz ist 
wegen der extremistischen/terroristischen Ziele regelmäßig 
in die Informationssteuerung einzubinden.

Richtlinien für die Zusammenarbeit der Verfassungsschutz‑
behörden, des Bundesnachrichtendienstes (BND), des Mi‑
litärischen Abschirmdienstes (MAD), der Polizei und der 
Strafverfolgungsbehörden in Staatsschutzangelegenheiten 
(Zusammenarbeitsrichtlinien) vom 18. September 1970 i. d. 
Fassung vom 22.6.1973 (s. o. unter Antwort Nr. V. auf Frage 
A.2.1.1.)

Die Datenübermittlung in einem konkreten Strafverfahren 
richtet sich nach den Bestimmungen der Strafprozessord‑
nung.“

A.2.1.3. Welche datenschutzrechtlichen Vorschriften 
hatten und haben das Landesamt für Verfassungsschutz, 
die Polizeibehörden und die Staatsanwaltschaft bei der 
Zusammenarbeit zu beachten und haben entsprechende 
Vorschriften den Informationsaustausch und die Zusam-
menarbeit zwischen den genannten Behörden erschwert?

Teil 1: 

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat dazu fol-
gendes geantwortet:241

„Polizei

Im Zusammenhang mit dem Informationsaustausch zwischen 
polizeilichen Bundes- und Landesbehörden sind im präven‑
tiven Bereich insbesondere folgende im Untersuchungszeit‑
raum unverändert gebliebene gesetzliche Regelungen rele‑
vant: 

Die Datenübermittlung von der Bayerischen Polizei zur 
Bundespolizei, dem Bundeskriminalamt und den Polizeien 
der Länder richtet sich nach Art. 40 Abs. 1 PAG. Gemäß Art. 
40 Abs. 1 Satz 1 PAG kann die Polizei personenbezogene 
Daten an andere (bayerische) Polizeidienststellen übermit‑
teln, soweit dies zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben (Art. 2 
Abs. 1 bis 4 PAG) erforderlich ist. Diese Übermittlungsgene‑
ralklausel gilt gemäß Art. 40 Abs. 1 Satz 2 PAG auch für Da‑
tenübermittlungen an Polizeidienststellen anderer Länder 
oder des Bundes. Unter letztere fallen aufgrund der unter‑
schiedlichen Behördenorganisation in Bund und Ländern 
alle Dienststellen einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, 
die innerhalb des Bundesgebietes zumindest auch vollzugs‑
polizeiliche Aufgaben wahrnehmen.

Die Datenübermittlung nach Art. 40 Abs. 1 Satz 1 PAG um‑
fasst dabei sowohl die Initiativ-, als auch die Anlassüber‑
mittlung. Die Datenübermittlung ist dabei nicht „erforder‑
lich“ im Sinn dieser Vorschrift, wenn es sich um eine rein 
vorsorgliche Datenübermittlung auf Vorrat für etwaige 
künftige Gefahrensituationen handelt, die noch nicht einmal 
abstrakt eingetreten sind. Die Datenübermittlung an Straf‑
verfolgungsbehörden nach der Strafprozessordnung bleibt 
hiervon unberührt (vgl. Nummer 40.1 S. 3 VollzBek).

Die Datenübermittlung zwischen bayerischen Polizeidienst‑
stellen und dem Landesamt für Verfassungsschutz erfolgt 
gemäß Art. 39 Abs. 4 PAG nach den Art. 12 und 13 BayVSG. 
Diese werden in den Nummern 2 und 3 der IVS-Richtlinien 
näher erläutert (s. o. Antwort zu A.2.1.2. a. A.)

Verfassungsschutz 

Das Landesamt für Verfassungsschutz hat bei der Zusam‑
menarbeit mit Polizeibehörden und Staatsanwaltschaften, 
die im Wesentlichen in der Übermittlung von personenbezo‑
genen Informationen und Daten besteht (s. o. unter A.2.1.1.), 
diejenigen Vorschriften zu beachten, die den Umgang mit 
personenbezogenen Daten (insbesondere deren Übermitt‑
lung) regeln und damit dem Datenschutzrecht angehören. 
Dies trifft auf nahezu alle oben unter A.2.1.1. aufgeführten 
Bestimmungen zu.

Diese Vorschriften beinhalten auch die Grenzen der Über‑
mittlung personenbezogener Daten durch das Landesamt 

241	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.



Seite 66	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Drucksache 16/17740Seite 66	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Drucksache 16/17740

 für Verfassungsschutz, die sich insbesondere aus dem daten‑
schutzrechtlichen Grundsatz der Erforderlichkeit ergeben: 
Die Kenntnis der Daten muss für die Aufgabenerfüllung  
der empfangenden öffentlichen Stelle erforderlich sein  
(vgl. z.B. Art. 14 Abs. 1 Satz 1 BayVSG, § 21 Abs. 1 Satz 
1 i. V. m. § 20 Abs. 1 Sätze 1, 2 BVerfSchG). Eine Daten‑
übermittlung „auf Vorrat“ ist demnach unzulässig. Auch die 
Übermittlungsverbote nach Art. 17 Abs. 1 BayVSG sowie  
§ 23 BVerfSchG stellen jeweils insofern datenschutzrecht‑
liche Regelungen dar, als sie die Übermittlung von Infor‑
mationen und Daten für unzulässig erklären, wenn das 
schutzwürdige Interesse der Betroffenen das Interesse an 
Übermittlung überwiegt (Art. 17 Abs.1 Nr. 1 BayVSG und  
§ 23 Nr. 1 BVerfSchG).

Auch für gemeinsame Dateien von Verfassungsschutz und 
Polizei nach § 22 a BVerfSchG existieren datenschutzrecht‑
liche Vorschriften (vgl. etwa § 22 a Abs. 2 BVerfSchG). Solche 
gemeinsamen Dateien gibt es aber im Bereich Rechtsextre‑
mismus aktuell nicht.

Staatsanwaltschaft (Beitrag des StMJV):

Die Übermittlung von Daten aus einem Strafverfahren für 
verfahrensexterne Zwecke (d. h. über das konkrete Straf‑
verfahren hinaus) richtet sich im Falle eines Ersuchens 
grundsätzlich nach §§ 474 ff. StPO, die durch Nrn. 182 ff. 
der Richtlinien für das Straf- und das Bußgeldverfahren 
(RiStBV) ergänzt werden. Verfahrensübergreifende Mittei‑
lungen von Amts wegen (ohne Ersuchen) sehen neben § 479 
StPO etwa die §§ 12 ff. EGGVG vor. 
§ 474 Abs. 1 StPO regelt die Gewährung der Einsicht in 
Strafakten – wozu als Minus auch die Erteilung von Aus-
künften gehört – an alle Gerichte, Staatsanwaltschaften und 
andere Justizbehörden einschließlich der strafverfolgend 
tätigen Polizei für verfahrensexterne Zwecke. Ergänzende 
verfahrensrechtliche Regelungen und Beschränkungen ent-
halten §§ 477, 478 StPO. 

Die Übermittlung von Informationen durch die Staatsan‑
waltschaft an Polizeibehörden, soweit sie nach Maßgabe 
der Polizeigesetze präventiv tätig werden, richtet sich nach 
§ 477 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 und § 481 StPO. Für die Auskunfts‑
erteilung an die «Nachrichtendienste» des Bundes und der 
Länder und damit auch an das Landesamt für Verfassungs‑
schutz gelten § 10 MADG, § 8 BNDG sowie § 18 BVerfSchG 
und die entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften (vgl. 
§ 474 Abs. 2 Satz 2 StPO; § 13 Abs. 1 Nr. 2 EGGVG) sowie § 
477 Abs. 2 S. 3 Nr. 2 StPO. Die Zusammenarbeit der Staats‑
anwaltschaften mit den Behörden für Verfassungsschutz 
auf Grundlage der gesetzlichen Vorschriften (BVerfSchG, 
BayVSG) wird dabei durch Nr. 205 RiStBV ergänzt, der die 
Zusammenarbeit mit bzw. die Unterrichtung der Behörden 
für den Verfassungsschutz in Staatsschutz- und anderen 
Verfahren betrifft. Bis 31. Mai 2003 wurde Nr. 205 RiStBV 
außerdem in einzelnen Punkten durch die nicht-veröffent‑
lichten ergänzenden Richtlinien für die Bearbeitung von 
Staatsschutzstrafsachen und verwandten Strafsachen (politi‑
schen Straftaten) konkretisiert, die anschließend außer Kraft 
getreten sind.

§§ 483 ff. StPO ergänzen §§ 474 ff. StPO und enthalten Da‑
teienregelungen, die die Voraussetzungen und Grenzen be‑
stimmen, innerhalb derer personenbezogene Daten, die in 
einem Strafverfahren erhoben worden sind, in Dateien ver‑
arbeitet und verwendet werden dürfen.

Die datenschutzrechtlichen Vorschriften der §§ 474 ff. und 
§§ 483 ff. StPO gehen den Datenschutzgesetzen des Bundes 
und der Länder als leges speciales vor (§ 1 Abs. 3 BDSG). 

Da die bereichsspezifischen Regelungen der Strafprozess‑
ordnung jedoch nicht abschließend sind, ist im Einzelfall 
ein Rückgriff auf allgemeines Datenschutzrecht nicht ausge‑
schlossen (vgl. Meyer-Goßner, StPO, 55. Auflage, vor § 474 
Rz. 3). 

Die §§ 474 ff und §§ 483 ff StPO wurden durch das – im 
Wesentlichen am 
1. November 2000 in Kraft getretene – Strafverfahrensände‑
rungsgesetz 1999 (StVÄG 1999) neu in die StPO eingefügt. 
Damit sollten im Anschluss an das Urteil des Bundesver‑
fassungsgerichts vom 15.12.1983 zum Volkszählungsgesetz 
insbesondere die verfassungsrechtlich gebotenen präzisen 
Rechtsgrundlagen für die strafprozessuale Ermittlungstä‑
tigkeit und die Verwendung und Verarbeitung personenbe‑
zogener Informationen geschaffen werden. Seit Inkrafttreten 
des StVÄG 1999 wurden bei den §§ 474 ff. und §§ 483 ff. 
StPO einzelne Änderungen bzw. Ergänzungen vorgenommen 
(z.B. in § 474 Abs. 2, § 478 und § 481 StPO), die die Vor‑
schriften im Kern jedoch unverändert gelassen haben. 

Vor dem Inkrafttreten des StVÄG 1999 waren Akteneinsicht 
und Auskunft aus Strafverfahren in der Strafprozessordnung 
nicht umfassend, sondern nur in Bezug auf Verfahrensbetei‑
ligte geregelt. 

Im Übrigen musste auf Nrn. 182 ff. RiStBV zurückgegriffen 
werden, die ebenfalls eine weitgehende Erteilung von Akten‑
einsicht und Auskunft ermöglichten. Im Anschluss an das 
StVÄG 1999 wurden die Nrn. 182 ff. RiStBV zum 1. Juli 2002 
überarbeitet und sind seitdem im Wesentlichen unverändert 
geblieben. Die zuvor im Untersuchungszeitraum bis zum 
1. Juli 2002 geltende Fassung der Nrn. 182 ff. RiStBV ist 
ebenso wie die bis zum 1. Februar 1997 geltende Fassung 
der Nr. 205 RiStBV als Anlage beigefügt.

Die Mitteilung von personenbezogenen Informationen zwi‑
schen Polizei und Staatsanwaltschaft in einem konkreten 
Strafverfahren für verfahrensinterne Zwecke ist – abgesehen 
von der Regelung des § 482 StPO – nicht in §§ 474 ff. StPO 
geregelt. § 482 StPO legt i. V .m. Nr. 11 der Anordnung über 
Mitteilungen in Strafsachen (MiStra) fest, dass bzw. in wel‑
cher Form die Staatsanwaltschaft der mit der Angelegenheit 
befassten Polizeibehörde das Aktenzeichen und den Ausgang 
des Verfahrens mitteilt. 

Im Übrigen richtet sich die verfahrensinterne Informations‑
übermittlung zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft im 
Wesentlichen nach den Vorschriften der §§ 161, 163 StPO. 
§ 161 StPO enthält insbesondere eine Ermittlungsgeneral‑
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klausel zugunsten der Staatsanwaltschaft, die von allen Be‑
hörden (und damit auch von der Polizei) Auskunft über die 
dort vorhandenen Daten verlangen kann. § 163 Abs. 2 StPO 
verpflichtet die Polizei ferner zur unverzüglichen Übersen‑
dung ihrer Verhandlungen, d.h. der entstandenen Ermitt‑
lungsvorgänge (Akten, Beweismittel, etc.) an die Staatsan‑
waltschaft. 

Die Vorschriften der §§ 161, 163 StPO wurden durch das 
StVÄG 1999 ebenfalls geändert und von Organisations‑
normen hin zu generellen Ermächtigungsgrundlagen für Er‑
mittlungen jeglicher Art umgestaltet. Bereits zuvor wurden 
jedoch bereits im Wesentlichen identische Befugnisse aus 
den Organisationsnormen abgeleitet.“

Teil 2:

Der Datenschutz habe laut den Angaben des Zeugen SAGER 
die Informationsweitergabe an die Polizei nicht verhin-
dert.242

Nach den Angaben des Zeugen Dr. WEBER sei das Lan-
desamt für Verfassungsschutz regelmäßig und intensiv vom 
Landesbeauftragten für den Datenschutz kontrolliert worden. 
Diesem sei man bei der Übermittlung einschlägiger Daten 
Rechenschaft schuldig gewesen, warum man konkret diese 
Daten übermittelt habe. Es habe natürlich auch eine gewisse 
Sorge gegeben, dass man vom Datenschutzbeauftragten be-
anstandet werde. Wenn der Verfassungsschutz etwas Daten-
schutzwidriges tun würde, sei das viel schlimmer, als wenn 
das irgendeine andere Behörde täte.243

A.2.1.4. Aus welchen Gründen haben die AK II und AK 
IV der IMK am 03./04.12.2009 einen Leitfaden für die 
Zusammenarbeit zwischen den Polizei- und Verfassungs-
schutzbehörden vorgelegt und welchen Inhalt hat dieser 
Leitfaden?

Teil 1:

Hierzu konnten die befragten Zeugen, insbesondere auch 
Staatsminister Herrmann, keine Angaben machen.

Teil 2:

Der betreffende Leitfaden wurde dem Untersuchungsaus-
schuss mit Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern vom 04.09.2012 vorgelegt.

Inhaltlich befasst sich der Leitfaden mit der Optimierung der 
Zusammenarbeit zwischen Polizei und Verfassungsschutz. 
Hierbei steht der Informationsaustausch – Anlass, Art und 
Weise, Form und Regeln der Kooperation und gegenseitigen 
Unterrichtung sowie Schnittstellen bei verdeckten Maß-
nahmen der Informationsgewinnung und Kooperationen im 
Bereich der Technik – im Mittelpunkt der Ausführungen. 244

242	 Sager, 16.10.2012, S. 52.
243	 Dr. Weber, 19.12.2012), S. 110 f.
244	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Anlage 3.

A.2.1.5. Wie ist die Pflicht des Landesamts für Verfas-
sungsschutz, Polizeibehörden über Erkenntnisse zu in-
formieren, gesetzlich und/ oder verwaltungsintern gere-
gelt und wie wird dies in der Praxis umgesetzt?

Teil 1: 

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat zum ersten 
Teil der Frage folgendes mitgeteilt: 245

„Die Vorschriften, die eine Informationsübermittlung durch 
das Landesamt für Verfassungsschutz an die Polizei regeln, 
sind – mit Ausnahme des „länderübergreifenden“ § 21 Abs. 
1 BVerfSchG – als Ermessensnormen ausgestaltet („darf 
[…] übermitteln“). Eine Übermittlungspflicht des Landes‑
amts für Verfassungsschutz besteht in den Fällen des § 138 
StGB und ansonsten nur bei Reduzierung des Entschlie‑
ßungsermessens auf Null, etwa bei Kenntnis des Landesamts 
für Verfassungsschutz von Straftaten von erheblicher Bedeu‑
tung. Übermittlungsverbote bestehen nach Art. 17 Abs. 1 
BayVSG, § 23 BVerfSchG.

Die Arbeit des Landesamts für Verfassungsschutz ist – im 
Rahmen der jeweils einschlägigen Übermittlungsvor‑
schriften – stets darauf ausgerichtet, möglichst alle rele‑
vanten Informationen frühzeitig mit Erkenntnissen der Po‑
lizei zusammenzuführen und im Sinn eines Frühwarnsystems 
auf die rechtzeitige Einleitung gefahrenabwehrender Maß‑
nahmen hinzuwirken. Das Landesamt für Verfassungsschutz 
unterrichtet die Polizei stets dann in geeigneter Form, wenn 
sich eine polizeiliche Gefahrenlage abzeichnet und gesetz‑
liche Bestimmungen nicht entgegenstehen. Dies gilt auch, 
wenn der Verdacht besteht, dass eine Straftat, insbesondere 
eine politisch motivierte Straftat, geplant ist oder bereits be‑
gangen wurde. Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft 
dabei u. a., wie unter Anlegung eines strengen Maßstabs 
Verschlusssachen niedriger eingestuft werden können. Auch 
bei Informationen, die dem Quellenschutz (z. B. dem Schutz 
eines geheimen Mitarbeiters) oder Verwendungsbeschrän‑
kungen unterliegen (weil sie z. B. von einem ausländischen 
Partnerdienst stammen) prüft das Landesamt für Verfas‑
sungsschutz, inwieweit eine Unterrichtung der Polizei mög‑
lich ist.

Diese Grundsätze waren für das Informationsverhalten des 
Landesamts für Verfassungsschutz seit jeher maßgeblich 
und haben 2009 Eingang in den Leitfaden des AK II und AK 
IV zur Optimierung der Zusammenarbeit zwischen Polizei 
und Verfassungsschutz gefunden (siehe Antwort auf Frage 
A.2.1.1.).

Ansonsten wird auf die Antwort Nrn. I, II, IV zu Frage 
A.2.1.1. verwiesen.“

245	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.
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Teil 2:

Der Zeuge FORSTER gab an, dass wöchentlich oder zu-
mindest monatlich Treffen zwischen Sachbearbeitern des 
Landesamtes für Verfassungsschutz und den Beamten des 
Staatsschutzes stattgefunden hätten. Der Verfassungsschutz-
bericht sei dagegen nur für die Öffentlichkeit bestimmt.246 
Es habe zudem eine große Staatsschutztagung gegeben, 
die vom Landesamt zusammen mit den Staatsschutzdienst-
stellen ausgerichtet worden sei.247 Generell sei die Sachge-
bietsebene für die Informationsweitergabe an die Polizei zu-
ständig gewesen. Das sei Alltagsgeschäft gewesen. Es seien 
jeden Tag mehrere Informationen an die Polizei übermittelt 
worden . Wenn es schwerwiegende Sachen gewesen seien, 
zum Beispiel bei einer Verschlusssache oder einer Quellen-
gefährdung, dann seien der Abteilungsleiter und die Amts-
leiter eingebunden worden.248

Es sei Routine gewesen, die Polizei über Veranstaltungspla-
nungen und Veranstaltungstermine zu informieren, um ent-
sprechende Maßnahmen durchzuführen, entweder zur Ver-
hinderung von Straftaten während dieser Veranstaltungen 
oder auch um im Hinblick auf die Anzahl der Teilnehmer 
das Kontingent an Einsatzkräften abschätzen zu können. Bei 
Großveranstaltungen erfolge ein überregionaler Austausch 
mit den anderen Landesämtern und dem Bundesamt, wobei 
auch die entsprechenden Erkenntnisse der anderen Ämter 
mit in eine Lagedarstellung eingebracht würden, die dann 
an die Polizei und an das Innenministerium / Lagezentrum 
weiter gesteuert werden würden.249 Im Prinzip habe es einen 
ständigen Austausch mit den Außendienstlern im bayeri-
schen Landesamt für Verfassungsschutz gegeben, die in re-
gelmäßigen Abständen auch die Staatsschutz-Dienststellen 
der Polizei besucht hätten, um Informationen auszutauschen. 
Seit 1996 oder 1997 tausche man sich in regelmäßigen Ab-
ständen mit allen Staatsschutz-Dienststellen in Bayern über 
die Potenziale der Rechtsextremisten aus und gebe die ent-
sprechenden Broschüren heraus, die dann auch den Staats-
schutz-Dienststellen wieder als Nachschlagswerke zur Ver-
fügung gestellt würden. 250

Es gebe auch Fälle, bei denen man von Seiten des Landes-
amtes ohne entsprechendes Ersuchen Erkenntnisse an die 
Polizeidienststellen übermittelt habe. Dies sei der Fall ge-
wesen, wenn man zum Beispiel Erkenntnisse über Waffen 
oder Sprengstoffe gewonnen habe. Aber auch dann, wenn 
man Erkenntnisse oder Hinweise auf Straftaten gemäß § 138 
Strafgesetzbuch gehabt habe. Dazu sei man gesetzlich ver-
pflichtet und das würde auch entsprechend so gemacht.251

Nach Angaben des Zeugen KAMMERMEIER sei dagegen 
der Staatsschutz der Zuträger des Verfassungsschutzes ge-
wesen und hätte über seine Erkenntnisse immer akribisch 
an das bayerische Landesamt berichtet. Vertreter des Ver-

246	 Forster, 09.10.2012, S. 71.
247	 Forster, 09.10.2012, S. 55; Wingerter, 09.10.2012, S. 111.
248	 Forster, 09.10.2012, S. 21.
249	 Hegler, 23.10.2012, S. 13.
250	 Hegler, 23.10.2012, S. 38.
251	 Hegler, 23.10.2012, S. 51; Dr. Weber, 19.12.2012), S. 88.

fassungsschutzes bzw. V-Mann-Führer hätten hingegen le-
diglich insgesamt drei bis vier Mal im Jahr mündlich beim 
Staatsschutz vorgesprochen. Schriftliche Berichte seien die 
Ausnahme gewesen.252 Vorträge durch das Landesamt für 
Verfassungsschutz in der Dienststelle oder der Direktion der 
Polizei für den Staatsschutz seien nicht gehalten worden. 
Man sei auch nicht auf andere Weise über Erscheinungs-
formen des Rechtsextremismus in Bayern oder etwa über 
Radikalisierung der Rechten in Bayern seitens des Verfas-
sungsschutzes informiert worden. Man habe dies dann aus 
dem abschließenden Verfassungsschutzbericht ersehen. 
Dieser sei Grundlage und Erkenntnisquelle für die Arbeit des 
Staatsschutzes gewesen.253

A.2.1.5.1. Ist das Landesamt für Verfassungsschutz be-
rechtigt, unter Hinweis auf den Schutz ihrer Quellen In-
formationen gegenüber den Polizeibehörden zurückzu-
halten und hat es dies in Bezug auf den Untersuchungs-
gegenstand getan und wenn ja, in welchen Fällen?

Teil 1:

Insoweit wird auf die Antwort zu Frage A.2.1.5. verwiesen.

Teil 2:

Eine allgemein gültige Erkenntnis konnte insoweit nicht ge-
wonnen werden. Es kommt dabei auf den jeweiligen Einzel-
fall an.

Nach der Aussage des Zeugen Dr. REMMELE sei der Quel-
lenschutz absolut hochrangig für die Verfassungsschutzbe-
hörden. Wenn man den Quellenschutz nicht gewährleiste, 
dann bekomme man eben auch keine Quellen mehr. Die 
Zusammenarbeit mit der Polizei wurde so gehandhabt, dass 
Informationen so aufbereitet werden, dass die Quellen ge-
schützt blieben. In jedem Fall sei immer eine Abwägung 
vorzunehmen, inwieweit eine Quelle der Polizei offenbart 
werde, wobei die Praxis in Bayern absolut großzügig und 
offen sei.254

Es habe Methoden und Wege gegeben, auch dann Informa-
tionen an die Polizei weiterzugeben, wenn eigentlich der 
Quellenschutz dagegen gesprochen habe. Eine wirklich 
substantielle Information einer Quelle, bei der es um Leib 
und Leben von Personen gehe, bleibe nicht im Landesamt 
für Verfassungsschutz wegen dem Quellenschutz stecken.255 
Man habe es dann eben so formuliert, dass die Quelle nicht 
in Gefahr geriet. Man habe es umschrieben. 

Nach Angaben des Zeugen SAGER sei dies aber nicht allzu 
oft vorgekommen und es sei auch nur dann gemacht worden, 
wenn es wirklich relevant gewesen sei, dass die entspre-
chenden Informationen weitergeleitet wurden.256

252	 Kammermeier, 16.10.2012, S. 76.
253	 Kammermeier, 16.10.2012, S. 95 f.
254	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 22.
255	 Dr. Weber, 19.12.2012, S. 87.
256	 Sager, 16.10.2012, S. 51.
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Der Zeuge BIBER gab an, dass das Landesamt stets bemüht 
sei, die Polizei so weit wie möglich mit relevanten Infor-
mationen zu versorgen. Dabei sei auch der Quellenschutz, 
also die Vertraulichkeit die man V-Personen zugesagt habe, 
kein absolutes Hindernis. Es gebe in vielen Fällen Mittel 
und Wege, der Polizei die erforderlichen Informationen zu-
kommen zu lassen, ohne die dahinter stehenden V-Personen 
zu verraten.257

Der Zeuge HEGLER sagte aus, dass es ein Vorurteil bei der 
Polizei sei, dass das Landesamt für Verfassungsschutz mit 
der Begründung Quellenschutz Informationen blockieren 
oder nicht weitergeben würde.258

A.2.1.5.2. Wer war im Untersuchungszeitraum innerhalb 
des Landesamts für Verfassungsschutz für die Entschei-
dung, ob Informationen an die Polizeibehörden weiter-
gegeben werden, zuständig und ist hierbei das StMI in 
die Entscheidung eingebunden und wer war hierfür ggf. 
jeweils zuständig?

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat hierzu fol-
gendes mitgeteilt259:

„Der intensive Informationsaustausch mit der Polizei gehört 
zum „Tagesgeschäft“ des Landesamts für Verfassungsschutz. 

Entscheidungen über die Informationsübermittlung an die 
Polizei werden im Regelfall auf Sachgebietsebene getroffen. 
Die Sachbearbeiter unterstehen dabei der laufenden Dienst‑
aufsicht der Sachgebietsleiter, über deren steuernde Tätig‑
keit (z. B. im Rahmen des Postein- und -auslaufs oder von 
täglichen Dienst-besprechungen) sichergestellt wird, dass in 
besonders bedeutsamen Fällen die Abteilungs- und ggf. die 
Amtsleiterebene in die Entscheidung über Art und Umfang 
einer Informationsübermittlung eingebunden werden. Ein 
besonders bedeutsamer Fall liegt z. B. dann vor, wenn VS-
Vertraulich oder höher eingestufte Informationen an die 
Polizei übermittelt werden sollen oder wenn die Informati‑
onsübermittlung zur Einleitung exekutiver Maßnahmen der 
Polizei dienen soll. In derartigen Fällen unterrichtet das 
Landesamt für Verfassungsschutz auch das StMI im Zuge der 
laufenden Berichterstattung.“
	
A.2.1.6. Welche Speicher-, Prüf- und Löschungsvor-
schriften galten im Untersuchungszeitraum für die Akten 
des Landesamts für Verfassungsschutz?

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat dazu fol-
gendes geantwortet260:

„Speicher-, Prüf- und Löschungsvorschriften für das Lan‑
desamt für Verfassungsschutz (über den in der Fragestellung 
verwendeten Begriff „Akten“ hinaus) sind geregelt in:

257	 Biber, 17.04.2013, S. 5.
258	 Hegler, 25.04.2013, S. 15.
259	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.
260	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.

§ 6 i.V.m. §§ 10, 11 BVerfSchG, konkretisiert durch die Ar‑
beitsanweisung des Landesamts für Verfassungsschutz für 
die Speicherung und Löschung personenbezogener Daten 
zur Extremismusbeobachtung (Arbeitsanweisung Extremis‑
musbeobachtung; VS-NfD) vom 23.06.1999, zuvor Arbeits‑
anweisung für die Auswertung des Landesamts für Verfas‑
sungsschutz für die Speicherung und Löschung personenbe‑
zogener Daten vom 23.07.1991 (Arbeitsanweisung Auswer‑
tung; VS-Vertr.): Speicherung personenbezogener Daten in 
der gemeinsamen Datei NADIS.

Art. 7 BayVSG, konkretisiert durch die Arbeitsanweisung 
Extremismusbeobach-tung, zuvor Arbeitsanweisung Aus‑
wertung: Speicherung personenbezogener Daten in der 
Amtsdatei IBA.

Art. 7 Abs. 2, Art. 8 Abs. 2 BayVSG, konkretisiert durch die 
Arbeitsanweisung Extremismusbeobachtung, zuvor Arbeits‑
anweisung Auswertung: 
Erforderlichkeitsprüfung und Löschung personenbezogener 
Daten in der gemeinsamen Datei NADIS und der Amtsdatei 
IBA.

Im Bereich der Extremismusbeobachtung darf das Lan‑
desamt für Verfassungsschutz personenbezogene Daten spei‑
chern, wenn tatsächliche Anhaltspunkte für extremistische 
Bestrebungen vorliegen oder dies für die Erforschung oder 
Bewertung solcher Bestrebungen erforderlich ist (Art. 7 Abs. 
1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 BayVSG).

Das Landesamt für Verfassungsschutz muss personenbezo‑
gene Daten löschen, wenn ihre Speicherung unzulässig war 
oder ihre Kenntnis für die Erfüllung der gesetzlich festge‑
legten Aufgaben nicht mehr erforderlich ist. Ob die Voraus‑
setzungen der Löschung vorliegen, ist bei jeder Einzelfall‑
bearbeitung und nach festgesetzten Fristen (Wiedervorlage‑
fristen) zu entscheiden (Art. 8 Abs. 2 Sätze 1 und 2 BayVSG). 
Die Dauer der Speicherung ist nach Art. 7 Abs. 3 BayVSG 
auf das Maß festzulegen, das zur Erfüllung seiner gesetzli‑
chen Aufgaben erforderlich ist (Speicherfristen). 

Der „speicherfähige“ Personenkreis sowie die Wiedervor‑
lage- und Speicherfristen sind für den Bereich der Extremis‑
musbeobachtung in der Arbeitsanweisung Extremismusbe‑
obachtung, zuvor Arbeitsanweisung Auswertung, konkreti‑
siert. Konkrete gesetzliche Festlegungen gibt es insoweit nur 
für Minderjährige (Art. 7 Abs. 2 BayVSG).

Für den Fall einer verpflichtenden Informationsübermitt‑
lung einer bayerischen öffentlichen Stelle an das Landesamt 
für Verfassungsschutz gemäß Art. 12 Abs. 1 BayVSG hat das 
Landesamt für Verfassungsschutz die übermittelten Infor‑
mationen unverzüglich nach Eingang auf Erforderlichkeit 
für die Aufgabenerfüllung zu prüfen und ggf. zu vernichten 
(Art. 12 Abs. 2 BayVSG). Entsprechendes gilt bei Informa‑
tionsübermittlungen bayerischer öffentlicher Stellen an das 
Landesamt für Verfassungsschutz auf Ersuchen (Art. 13 Abs. 
4 BayVSG).
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Für personenbezogene Daten, die durch den Einsatz be‑
sonders eingriffsintensiver nachrichtendienstlicher Mittel 
erhoben wurden, z. B. Eingriffe in Art. 10 GG, gilt ein spezi‑
elles Prüfungs- und Löschungsregime (z. B. § 4 Abs. 1 G 10, 
Art. 6 f Abs. 3 Satz 7 BayVSG).“

A.2.1.6.1. Welche Prüfungsfristen gelten gem. Art. 8 Abs. 
2 Satz 2 BayVSG?

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat hierzu fol-
gendes mitgeteilt261:

„Bei der Extremismusbeobachtung gelten die nachfolgend 
dargestellten Regelfristen (Wiedervorlage- sowie Speicher‑
fristen), deren Lauf mit dem jüngsten materiellen Erkennt‑
nisdatum (der Tag, an dem letztmalig tatsächliche Anhalts‑
punkte dafür vorlagen, dass extremistische Bestrebungen 
von der betroffenen Person ausgehen, oder Umstände vor‑
lagen, die für die Erforschung solcher Bestrebungen rele‑
vant sind) beginnt:

WV-Frist 
(Prüfung der 
Erforderlich‑
keit) …

Speicher‑
frist …

Rechtsgrund‑
lagen

… ab dem jüngstem 
materiellen Erkenntnis‑
datum

Minder-
jährige

14- und 15- 
Jährige

--- 2 Jahre Art. 7 Abs. 2 
BayVSG

16- und 17- 
Jährige

2 Jahre 5 Jahre

Voll- 
jährige

wenn nur in der 
Amtsdatei IBA 
gespeichert: 
grundsätzlich

--- 5 Jahre Art. 7 Abs. 3, 
Art. 8 Abs. 2 
Sätze 1, 2 
BayVSG
i.V.m. Arbeits‑
anweisung 
Extremismus-
beobachtung

wenn nur in der 
Amtsdatei IBA 
gespeichert: bei 
gewaltorien‑
tiertem Extre‑
mismus einschl. 
Terrorismus

2 bis 5 Jahre 10 Jahre

wenn in der 
Amtsdatei IBA 
und in der ge‑
meinsamen  
Datei NADIS 
gespeichert

2 bis 7 Jahre 15 Jahre

261	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.

A.2.1.6.2. Müssen aufgrund gesetzlicher Vorgaben auch 
interne Vermerke, Protokolle über Dienstbesprechungen 
etc. gelöscht werden und falls ja, innerhalb welcher 
Fristen?

Das Bayerische Staatsministerium des Innern hat dazu fol-
gendes geantwortet:262

„Die gesetzlichen Löschungsvorschriften (siehe Antworten 
auf Fragen A.2.1.6, A.2.1.6.1.) gelten für alle Arten von 
Datenträgern bzw. von Unterlagen, die personenbezogene 
Daten enthalten, z. B. auch für interne Vermerke zu Einzel‑
personen.

Soweit interne Vermerke und Protokolle allgemeiner Art 
keine personenbezogenen Daten enthalten, gelten keine ge‑
setzlichen Löschungsvorschriften.“

A.2.1.7. Sind Informationen im Zusammenhang mit 
dem Untersuchungsgegenstand unter Verstoß gegen ge-
setzliche oder verwaltungsinterne Vorschriften gelöscht 
worden?

Der Zeuge DR. KÖRNER erklärte, dass es das Wesen der 
Löschungsvorschriften sei, dass man nicht mehr nachvoll-
ziehen könne, was in den vernichteten Daten enthalten sei. 
Das sei auch der Sinn der Löschungsvorschriften. Deshalb 
könne er zu dem Inhalt der vor dem Jahr 2011 gelöschten 
Daten keine Aussage machen.263

Am 11.11.2011 habe er sofort, nachdem er von dem rechts-
extremen Hintergrund der Mordserie erfahren habe, bei Ab-
teilungsleiterbesprechungen und Personalversammlungen 
darauf hingewiesen, dass keine Daten mit Bezug zum NSU 
oder einem Kontakt mit der BAO Bosporus gelöscht werden 
dürfen. Bei einer darauf folgenden Überprüfung habe er 
das dann von den Abteilungsleitern auch ausdrücklich be-
stätigt bekommen. Das sei dann auch Gegenstand einer 
Presseerklärung des Staatsministers des Innern geworden. 
Am 04.07.2012 habe es dann nach dem Schreiben des 
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses, MdL Franz 
Schindler, aufgrund der Vorfälle im Zusammenhang mit 
der Vernichtung von Akten im Bundesamt für Verfassungs-
schutz, die Anordnung gegeben, dass die Daten unabhängig 
davon, ob Fristen anfallen oder nicht, nicht mehr gelöscht 
oder vernichtet werden dürfen.264

Laut dem Zeugen HEGLER seien im Landesamt für Verfas-
sungsschutz ab dem 04.11.2011 keine Akten oder Daten im 
Zusammenhang mit NSU-Ermittlungen oder – Bezug mehr 
gelöscht worden. Dies habe der Präsident des Landesamtes 
spätestens dann, als die Aktenvernichtung im Bundesamt be-
kannt geworden sei, im Mai 2012 angeordnet. Später habe er 
das sogar – in Absprache – mit dem Ministerium – schriftlich 
angeordnet. Zwischen dem 04.11.2011 und dem Mai oder 
Juni 2012 seien nur Akten bzw. Daten gelöscht worden, die 

262	 Schreiben des StMI vom 04.09.2012 (GZ: IC5-1334.1-338), Akte 65.
263	 Dr. Körner, 17.04.2013, S. 83.
264	 Dr. Körner, 17.04.2013, S. 84 f.
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nichts mit dem NSU zu tun gehabt hätten und auch nichts mit 
den Personen, die im Umfeld der NSU-Ermittlungen eine 
Rolle gespielt hätten. Daten zu „ganz normalen“ sonstigen 
Rechtsextremisten, die mit diesem Ermittlungsverfahren 
nichts zu tun hätten, seien weiter entsprechend der gesetzli-
chen Vorgaben gelöscht oder auch vernichtet worden. Später, 
ab dem Zeitpunkt der schriftlichen Weisung, seien generell 
keine Akten aus dem gesamten Rechtsextremismus-Bereich 
mehr gelöscht oder vernichtet worden.265

A.2.1.8. Hat das Landesamt für Verfassungsschutz zu ir-
gendeinem Zeitpunkt Löschungsmitteilungen betreffend 
Daten über die am 26.01.1998 untergetauchten Personen 
an andere Verfassungsschutzbehörden geschickt?

Aus den Akten und den Aussagen der Zeugen haben sich 
hierzu keine Erkenntnisse ergeben.

A.2.2. Wie gestaltete sich im Untersuchungszeitraum 
die Zusammenarbeit zwischen dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz und den Verfassungsschutzämtern des 
Bundes und der Länder und den weiteren Nachrichten-
diensten des Bundes?

a) Allgemein

Der Zeuge Forster gab an, dass es nach dem Gesetz 
und der Koordinierungsrichtlinie vorgeschrieben sei, dass, 
wenn der Zuständigkeitsbereich eines Landes berührt sei, 
die entsprechenden Berichte automatisch gesteuert werden 
müssten, das andere Amt verständigt werden müsse.266 Diese 
Steuerungspflicht gelte auch für das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz und den MAD. Der MAD habe die zuständigen 
Ämter zu informieren. Das sei zum Teil über das Bundesamt 
für Verfassungsschutz, zum Teil direkt gelaufen.267 In der 
Praxis sei der Informationsaustausch mit den anderen Be-
hörden – außer mit den Staatsschutzdienststellen der Polizei 
– aber lückenhaft gewesen. Der Zeuge vermutete, dass das 
daran gelegen habe, dass man bei diesen Behörden nicht 
immer im täglichen Geschäft an das Landesamt für Verfas-
sungsschutz gedacht habe. Vielmehr habe das Landesamt für 
Verfassungsschutz immer auf die anderen Behörden zugehen 
müssen, Informationen seien nicht automatisch gesteuert 
worden, so der Zeuge FORSTER.268

Nach der Aussage des Zeugen Hegler hätten die V-Leute 
Erkenntnisse im Hinblick auf Veranstaltungen übermittelt, 
die die rechte Szene durchgeführt habe. Bei Großveranstal-
tungen erfolge ein überregionaler Austausch mit den anderen 
Landesämtern und dem Bundesamt, wo auch die entspre-
chenden Erkenntnisse der anderen Ämter in die Lagedarstel-
lung eingebracht würden, die dann an die die Polizei und an 
das Innenministerium/ Lagezentrum gesteuert würden.269 Es 
habe gewisse Erkenntnisaustauschmaßnahmen mit den an-
deren Landesämtern und dem Bundesamt gegeben, um eine 

265	 Hegler, 23.10.2012, S. 21 ff.
266	 Forster, 09.10.2012, S. 11.
267	 Forster, 09.10.2012, S.11.
268	 Forster, 09.10.2012, S. 10.
269	 Hegler, 23.10.2012, S. 13.

gewisse Kontrolle zu haben, was die Berichterstattung der V-
Männer anbelangt.270 Näher dargestellt hat der Zeuge diese 
Erkenntnisaustauschmaßnahmen aber nicht.

Der Zeuge Seiler gab an, wenn eine Person aus dem Extre-
mismusbereich ihren Wohnsitz wechsle und das zuständige 
Wohnsitz-Landesamt für Verfassungsschutz oder das Bun-
desamt für Verfassungsschutz davon erfahre, dann werde das 
selbstverständlich an das neue Wohnsitz-Landesamt für Ver-
fassungsschutz gemeldet. Das gelte sowohl für Zielpersonen 
als auch für Quellen.271

Der Zeuge Dr. Remmele führte aus, dass es zwei Ebenen 
im Verfassungsschutzverbund gebe. Die eine Ebene sei der 
Arbeitskreis IV der Innenministerkonferenz. Im Arbeitskreis 
IV der Innenministerkonferenz säßen die Abteilungsleister 
der Länder, die für den Verfassungsschutz verantwortlich 
seien. Unter dem Arbeitskreis IV gebe es die Amtsleiterta-
gung. In der säßen die Präsidenten der Landesämter für Ver-
fassungsschutz. Unter dieser Amtsleitertagung gebe es noch 
eine ganze Reihe von Gremien im Verfassungsschutzver-
bund: die Auswertertagung, die Beschaffertagung, etc.272 Es 
gebe im Verfassungsschutzverbund vom Grundsatz her zwei 
Richtungen: Das eine sei die Information des Bundesamts 
für Verfassungsschutz, das im Besitz von allen wesentlichen 
Informationen sein müsse, um die Gesamtbewertung vor-
zunehmen, und dann die unmittelbare Zusammenarbeit der 
Landesämter für Verfassungsschutz untereinander. Nach der 
Einschätzung des Zeugen DR.Remmele habe es im Unter-
suchungszeitraum keinen wesentlichen Klagen über die Zu-
sammenarbeit der Landesämter untereinander gegeben. Es 
sei selbstverständlich und routinemäßig, dass sich die Ämter 
bei Veranstaltungen austauschen, wenn hier zu erwarten sei, 
dass sich die Szene grenzüberschreitend formieren werde, 
dass also Extremisten von einem Land in das andere Land 
kommen würden. Da sei in der Regel das Amt, wo die Veran-
staltung stattfindet, das informiert, wer von der anderen Seite 
hier die Schlüssel- und die Führungsfiguren seien.273

b) Tagungen

Laut Aussage des Zeugen FORSTER hätten regelmäßig 
(im vierteljährigen Turnus) Treffen stattgefunden, die soge-
nannten Amtsleiter-Tagungen vom Bundesamt für Verfas-
sungsschutz mit sämtlichen Chefs der Landesämter für Ver-
fassungsschutz. Darüber hinaus seien vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz immer wieder Fachbesprechungen zu be-
stimmten Themen einberufen worden. Ansonsten sei mit den 
Nachbarländern wie Baden-Württemberg, Sachsen und Thü-
ringen laufend über Probleme gesprochen worden.274 Da-
neben habe es eine Nord- und Südamtsleitertagung gegeben, 
wo sich jeweils die Amtsleiter der Nord- bzw. der Südländer 
getroffen hätten. Dazu seien anlassbezogene Dienstbespre-
chungen und einmal jährlich eine Auswerter- und Beschaf-

270	 Hegler, 23.10.2012, S. 14.
271	 Seiler, 18.12.2012, S.71 (nichtöffentlich).
272	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 15 ff.
273	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 57.
274	 Forster, 09.10.2012, S. 29.
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fertagung gekommen, immer getrennt zwischen Links- und 
Rechtsextremismus.275 
Es sei aber nicht gesagt worden, wen die Ämter als V-Mann 
führen.276 V-Leute seien grundsätzlich nicht den anderen 
Ämtern mitgeteilt worden.277

Auch der Zeuge HEGLER berichtete, dass es bundesweit 
regelmäßig Besprechungen gegeben habe, die sog. A- und 
B-Tagungen, Auswerter- und Beschaffertagungen, die in der 
Regel einmal jährlich stattgefunden hätten. Zusätzlich habe 
es die süddeutsche A- und B-Tagung gegeben, die zweimal 
jährlich stattgefunden hätten, an der auch das Thüringer Lan-
desamt für Verfassungsschutz teilgenommen und man sich 
entsprechend austauscht habe. Seit 2001 oder 2002 gebe es 
noch extra die Beschaffungsleitertagung.278 Bei diesen Ta-
gungen sei über konkrete Dinge gesprochen worden, nicht 
nur über ein allgemeines Lagebild. Bei der bundesweiten 
Tagung seien die Schwerpunkte der Arbeit des Verfassungs-
schutzes festgelegt worden. Auch seien die Ziele für das 
nächste Jahr hier abgesprochen worden.279

c) Zusammenarbeit mit anderen Landesämtern für Verfas-
sungsschutz

Der Zeuge HEGLER beurteilte die Zusammenarbeit zwi-
schen den einzelnen Landesämtern und auch dem Bun-
desamt insgesamt als ganz vernünftig, es könne aber nicht 
geleugnet werden, dass es möglicherweise auch Abstim-
mungsprobleme im Einzelfall gegeben habe.280 Z. B. sei 
festgestellt worden, dass Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt 
an der Demonstration gegen die Wehrmachtsausstellung am 
01.03.1997 in München teilgenommen hätten. Damals seien 
Bilder gefertigt worden. Thüringen habe hier wohl entspre-
chende Erkenntnisse gehabt, die aber nicht nach Bayern 
übermittelt worden seien.281 Das Landesamt für Verfas-
sungsschutz habe eine ganze Menge von Quellenberichten 
aus Thüringen bekommen, in denen sehr oft auch Wohlleben 
und andere Personen aufgetaucht seien, speziell auch im 
NPD-Zusammenhang, bei Großveranstaltungen in diesem 
Bereich. Aber diese drei Personen – Zschäpe, Mundlos, 
Böhnhardt – seien nirgends dabei gewesen.282

Der Zeuge SAGER dagegen war der Ansicht, dass es zum 
Landesamt für Verfassungsschutz in Thüringen eigentlich 
sehr wenig Kontakt gegeben habe, man habe eher Kontakt 
nach Sachsen gehabt. Dort seien mehr bayerische Beamte 
hingeschickt worden, die dort versucht hätten, den Verfas-
sungsschutz aufzubauen.283

Der Zeuge Wingerter wiederum sagte aus, dass im Thü-
ringer Landesamt für Verfassungsschutz ehemalige bayeri-

275	 Forster, 09.10.2012, S. 55.
276	 Forster, 09.10.2012, S. 30.
277	 Forster, 09.10.2012, S. 56.
278	 Hegler, 23.10.2012, S. 49.
279	 Hegler, 23.10.2012, S. 50.
280	 Hegler, 23.10.2012, S. 26.
281	 Hegler, 23.10.2012, S. 25.
282	 Hegler, 23.10.2012, S. 31.
283	 Sager, 16.10.2012, S. 29.

sche Beamte eingesetzt worden seien, die einen sehr engen 
persönlichen Kontakt zu ihren bayerischen Kollegen von 
früher gehalten hätten. Auf diesem Weg sei das Landesamt 
für Verfassungsschutz durchaus daraufhin gewiesen worden, 
dass man ein Auge auf den nordbayerischen Raum haben 
müsse, da die rechtsradikale Szene in Thüringen radikaler 
und extremistischer gewesen sei als in Bayern und versucht 
habe, auf Bayern überzugreifen.284 Der Kontakt sei intensiv 
gewesen, man habe sich ausgetauscht.285 Auch nach Sachsen 
seien Beamte aus Bayern geschickt worden, so dass auch 
dorthin ein guter Kontakt bestanden habe.286

d) Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Verfassungs-
schutz

Mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz, dessen Be-
schaffer ständig im Bundesgebiet unterwegs seien, habe man 
sich ebenfalls mehrfach getroffen. Es sei wohl keine Woche 
ohne Besuch des Bundesamts für Verfassungsschutz beim 
Landesamt für Verfassungsschutz vergangen. In anderen 
Bundesländern sei das Landesamt für Verfassungsschutz 
immer um den guten Kontakt beneidet worden, den es zu 
den anderen Sicherheitsbehörden hatte, so der Zeuge WIN-
GERTER.287

e) Zusammenarbeit mit MAD

Nach der Einschätzung des Zeugen SEILER sei die Zu-
sammenarbeit mit dem MAD sehr eng gewesen, und es sei 
selbstverständlich gewesen, dass der MAD das Landesamt 
für Verfassungsschutz über Initiativen, Beobachtungen, Ein-
satz von V-Leuten informiert und auch die Ergebnisse mit-
geteilt habe.288

Beim MAD habe das Landesamt für Verfassungsschutz laut 
Aussage des Zeugen FORSTER einen Verbindungsmann 
gehabt, mit dem jeden Monat oder vielleicht sogar noch öfter 
mal Gespräche geführt worden seien. Dabei seien Informati-
onen über bestimmte Personen aus dem bayerischen Bereich 
oder bei der Bundeswehr ausgetauscht worden. 289  

Dies bestätigte der Zeuge WINGERTER. Mit dem MAD 
habe man sich regelmäßig getroffen. Man habe persönliche 
Kontakte entwickelt, auch privat. Vertreter des Bundesamts 
für Verfassungsschutz hätten auch an den gemeinsamen Be-
sprechungen mit der Polizei teilgenommen.290 

f) Datenverarbeitung

Der Zeuge HEGLER gab an, das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz führe die Datenbank NADIS, auf die das Lan-
desamt für Verfassungsschutz Zugriff habe. In dieser Daten-
bank würden Personen gespeichert, die im Zusammenhang 

284	 Wingerter, 09.10.2012, S. 96.
285	 Wingerter, 09.10.2012, S. 99.
286	 Wingerter, 09.10.2012, S. 105.
287	 Wingerter, 09.10.2012, S. 106.
288	 Seiler, 18.12.2012, S. 43 (nichtöffentlich).
289	 Forster, 09.10.2012, S. 11.
290	 Wingerter, 09.10.2012, S. 106.
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mit der rechtsextremen Szene in Erscheinung treten. Aus 
der Datenbank werde ersichtlich, welches Land die Person 
dort gespeichert habe. Um dann an konkrete Erkenntnisse 
zu gelangen, was Speichergrundlage für diese Fundstelle ge-
wesen sei, müsste man diese Erkenntnisse bei dem anderen 
Landesamt für Verfassungsschutz oder beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz abfragen.291

Wenn das Landesamt für Verfassungsschutz von einem an-
deren Landesamt für Verfassungsschutz oder vom Staats-
schutz eine Liste mit den Namen von Teilnehmern an einer 
Neonazi-Veranstaltung bekommen habe, sei in den Dateien 
IBA und NADIS geschaut worden, ob bereits Erkenntnisse 
zu diesen Personen vorliegen. Wenn nicht sei ein neuer Per-
sonensatz angelegt und die entsprechenden Informationen 
eingespeist worden. Wenn die Person bereits bekannt ge-
wesen sei, sei das Ergebnis dazu gespeichert worden, so der 
Zeuge FORSTER.292

A.2.2.1. Welche Rechtsgrundlagen und internen Dienst-
anweisungen sind für die Zusammenarbeit und den In-
formationsaustausch das Landesamts für Verfassungs-
schutz mit den VSBehörden der anderen Bundesländer 
und dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den an-
deren Nachrichtendiensten des Bundes maßgeblich?

Das Bayerische Staatsministerium des Inneren hat mit Sch-
reiben vom 04.09.2012 dazu folgendes geantwortet293:

„I. Gesetzliche und untergesetzliche Vorschriften für die 
Zusammenarbeit das Landesamts für Verfassungsschutz mit 
dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den anderen Lan‑
desämtern für Verfassungsschutz:

Es wird auf Antwort Nr. III zu Frage A.2.1.1 verwiesen.

II.  Gesetzliche und untergesetzliche Vorschriften für die 
Zusammenarbeit das Landesamts für Verfassungsschutz mit 
dem MAD und dem BND:
•	� § 3 Abs. 1 und 2 MADG: 
	� Zusammenarbeitspflicht des MAD mit den Verfassungs‑

schutzbehörden des Bundes und der Länder.
•	� § 21 Abs. 2 BVerfSchG: 
	� Übermittlung von Informationen einschließlich personen-

bezogener Daten durch das Landesamt für Verfassungs‑
schutz an den BND und den MAD.

•	� § 18 BVerfSchG: 
	� Übermittlung von Informationen einschließlich perso-

nenbezogener Daten durch den BND und den MAD an 
das Landesamt für Verfassungsschutz (ergänzt durch § 9 
Abs. 1 BNDG und § 11 Abs. 1 MADG).

•	� § 24 der Dienstvorschrift das Landesamts für Verfassungs-
schutz für die Extremismusbeobachtung vom 24.09.2010 
(VS-NfD), zuvor §  24 der Dienstvorschrift das Landes-
amts für Verfassungsschutz für die Extremismusbeobach-
tung vom 08.04.1999 (VS-NfD) bzw. § 10 der Dienstvor-

291	 Hegler, 23.10.2012, S. 64.
292	 Forster, 09.10.2012, S. 46.
293	 Akte Nr.65, S. 19 ff.

schrift das Landesamts für Verfassungsschutz für die Aus-
wertung vom 12.03.1991 (VS-Vertr.; siehe Antwort Nr. I 
auf Frage A.2.1.1).“

A.2.2.2. Welchen Inhalt hat und welche Bedeutung ist der 
Koordinierungsrichtlinie gemäß Beschluss der IMK vom 
26.11.1993 beizumessen?

Das Bayerische Staatsministerium des Inneren hat mit Sch-
reiben vom 04.09.2012 dazu folgendes geantwortet294:

„Die Koordinierungsrichtlinie (KR; siehe Antwort Nr. III auf 
Frage A.2.1.1) regelt Art und Verfahren der Zusammenarbeit 
des Bundesamts für Verfassungsschutz und der Landesämter 
für Verfassungsschutz im Rahmen des § 5 BVerfSchG bei der 
Erfüllung ihrer durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben. In 
ihrem allgemeinen Teil regelt die KR das Koordinierungs‑
verfahren, in ihrem besonderen Teil die Zusammenarbeit des 
Bundesamts für Verfassungsschutz und der Landesämter für 
Verfassungsschutz bei der Beschaffung von Informationen, 
bei der Auswertung, in Fällen der Strafverfolgung und bei 
der Zusammenarbeit mit ausländischen Diensten.
In der Praxis der Zusammenarbeit ist die Koordinierungs‑
richtlinie von großer Bedeutung, etwa bei der Festlegung 
von Beobachtungsobjekten sowie von Beschaffungs- und 
Auswertungsschwerpunkten. Für die Beobachtung des is‑
lamistischen Terrorismus wurde im Mai 2004 ein engeres 
Koordinierungsverfahren zwischen dem Bundesamt für Ver‑
fassungsschutz und den Landesämtern für Verfassungsschutz 
eingeführt (§ 6 a KR). Für die anderen Bereiche der Extre‑
mismusbeobachtung gab es bis Ende 2011 kein gleichartiges 
Verfahren. Im Dezember 2011 wurde im Bereich des gewalt‑
bereiten Rechtsextremismus eine engere Koordinierung vor‑
gegeben (Einfügung des § 6 b KR).“

A.2.2.3. Wer war im Untersuchungszeitraum innerhalb 
das Landesamts für Verfassungsschutz zuständig für 
die Entscheidung, ob und welche Informationen an die 
VS-Behörden anderer Bundesländer und/oder das Bun-
desamt für Verfassungsschutz weitergegeben werden und 
ist hierbei das StMI in die Entscheidung eingebunden 
und wer war ggf. jeweils zuständig?

Das Bayerische Staatsministerium des Inneren hat mit Sch-
reiben vom 04.09.2012 dazu folgendes geantwortet295:

„Im Verfassungsschutzverbund bestehen umfassende Zusam‑
menarbeits- und folglich Übermittlungspflichten (§§  1  ff. 
BVerfSchG; siehe Antwort Nr.  III auf Frage A.2.1.1). Der 
gegenseitigen Information der Verfassungsschutzbehörden 
über relevante Personen dienen in erster Linie Speiche‑
rungen in der gemeinsamen Datei NADIS (§ 6 BVerfSchG). 
Aber auch darüber hinausgehende Informationsübermitt‑
lung (insbesondere die Übermittlung personenbezogener 
Einzelerkenntnisse an das Bundesamt für Verfassungsschutz 
und die anderen Landesämter für Verfassungsschutz) ge‑
hören zu den Kernaufgaben das Landesamts für Verfas‑

294	 Akte Nr. 65, S. 20.
295	 Akte Nr. 65, S. 21.
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sungsschutz. Entscheidungen über die Informationsüber‑
mittlung an die anderen Verfassungsschutzbehörden werden 
im Regelfall auf Sachgebietsebene getroffen. Auch hier stellt 
die steuernde Tätigkeit der Sachgebietsleiter sicher, dass in 
besonders bedeutsamen Fällen die Abteilungs- und ggf. die 
Amtsleiterebene in die Entscheidung über Art und Umfang 
einer Informationsübermittlung eingebunden werden und 
das StMI informiert wird.“

Der Zeuge Forster erläuterte, es seien grundsätzlich die 
Sachgebiete zuständig gewesen. Von dort seien jeden Tag 
mehrere Informationen an die Polizei gegangen. Bei schwer-
wiegenderen Sachen, z.B. VS eingestufte oder bei Quellen-
gefährdung, seien der Abteilungseiter und die Amtsleitung 
eingebunden worden. Informationen, die an die Polizei ge-
geben worden seien, seien je nach Gewicht auch an das Mi-
nisterium gegeben worden. Der Kontakt zum Ministerium 
sei über die Abteilungsleiter gelaufen, um die Amtsleitung 
zu entlasten.296

Der Zeuge Wingerter gab an, dass der Präsident das Mi-
nisterium unterrichte, wenn man das Gefühl habe, es könnte 
etwas passieren (z.B. bei Mordaufrufen).297

A.2.3. Welche Berichtspflichten obliegen dem Landesamt 
für Verfassungsschutz gegenüber dem StMI und inwie-
weit nimmt das StMI Einfluss auf die Arbeit und Schwer-
punktsetzung das Landesamts für Verfassungsschutz?

Das Bayerische Staatsministerium des Inneren hat die Frage 
nach den Berichtspflichten mit Schreiben vom 04.09.2012 
wie folgt beantwortet298:

„Das Landesamt für Verfassungsschutz ist dem StMI un‑
mittelbar nachgeordnet (Art. 1 Abs. 4 Satz 1 BayVSG) und 
hat dieses regelmäßig, aber auch anlassbezogen über Maß‑
nahmen, die es zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben 
trifft, zu informieren. Die umfassenden Berichtspflichten das 
Landesamts für Verfassungsschutz betreffen sowohl seine 
allgemeine Tätigkeit als auch Vorgänge von besonderer Be‑
deutung (z. B. politisch besonders bedeutsame oder öffent‑
lichkeitsrelevante Informationen), über die das BayStMI das 
Parlamentarische Kontrollgremium (PKG) zu unterrichten 
hat (vgl. Art. 18 BayVSG i. V. m. Art. 4 Abs. 1 PKGG). Das 
BayStMI koordiniert ferner die Tätigkeit das Landesamts für 
Verfassungsschutz mit der anderer Sicherheits- und Strafver‑
folgungsbehörden.

Im Zusammenhang mit besonders eingriffsintensiven nach‑
richtendienstlichen Mitteln, z. B. Eingriffe in Art.  10 GG, 
bestehen umfassende spezielle Berichtspflichten das Lan‑
desamts für Verfassungsschutz, die zum einen in der Auf‑
sichtsfunktion des BayStMI und zum anderen darin be‑
gründet sind, dass das BayStMI über derartige Maßnahmen 
die G 10-Kommission bzw. den Landtag (Plenum / PKG) zu 

296	 Forster, 09.10.2012, S. 21.
297	 Wingerter, 09.10.2012, S. 113.
298	 Akte Nr.65, S. 21 ff.

unterrichten hat (vgl. z.B. Art. 2 f. AGG 10, Art. 6 f Abs. 3 
Sätze 1 bis 6, Art. 6 h Abs. 1 BayVSG).“

Der Zeuge Forster gab an, dass grundsätzlich der Präsi-
dent das Landesamts für Verfassungsschutz für die Festle-
gung der Beobachtungsobjekte und der Prüffälle zuständig 
sei nach vorheriger Rücksprache mit dem StMI.299 

Der Zeuge Dr. Remmele führte aus, dass das Landesamt 
für Verfassungsschutz nachgeordnete Behörde zum In-
nenministerium sei. Es gebe aber keine Ausarbeitung oder 
Dienstanweisung für die Berichtspflicht das Landesamts für 
Verfassungsschutz gegenüber dem Innenministerium. Aber 
es sei immer klar gewesen, dass das Landesamt für Verfas-
sungsschutz wesentliche Punkte zu berichten gehabt habe. 
Natürlich seien alle laufenden aktuellen Dinge besprochen 
worden und wenn es notwendig gewesen sei, sei ein Bericht 
seitens des Innenministerium angefordert worden oder das 
Landesamt für Verfassungsschutz habe von sich aus einen 
Bericht angeboten.300

A.2.3.1. Nach welchen Kriterien erfolgte bzw. erfolgt die 
Information der politischen Spitze des StMI?

Das hänge immer vom Thema ab, so der Zeuge DR. REM-
MELE. Was dem Landtag berichtet würde, würde auch dem 
Minister vorgelegt, da er wissen müsste, wie das Ministerium 
seiner Berichtspflicht, z. B. im PKG, nachkomme. Grund-
sätzliche Fragen des Verfassungsschutzes, also die Frage 
der Beobachtung oder Nichtbeobachtung sowie wesentliche 
Entwicklungen von Beobachtungsobjekten, würden auch 
dem Minister vorgelegt.301

Nach Angaben des Zeugen DR. BECKSTEIN seien nur ganz 
bestimmte Fragen vom Landesamt für Verfassungsschutz im 
Innenministerium angekommen.302 Die Ämter würden laut 
DR. Beckstein auch nur ungern die Hilfe von Politikern 
in Anspruch nehmen.303

A.2.4. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen 
den jeweils zuständigen Staatsanwaltschaft und ihren 
Ermittlungsbeamten?

Nach Aussage des Zeugen VÖGELER seien bei den Be-
sprechungen zur Koordinierung der weiteren Ermittlungen 
nach den ersten vier Morden immer auch die Staatsanwälte, 
die für die in Bayern begangenen Morde zuständig gewesen 
seien (Dr.Kimmel für Özüdogru, Knorr für Simsek, Boie für 
Kilic), anwesend gewesen.304 Es habe regelmäßige Kontakte 
gegeben, in Form von beinahe täglichen Telefonaten und 
etwa wöchentlichen Besprechungen. Der Austausch sei recht 
eng gewesen.305

299	 Forster, 09.10.2012, S. 7.
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Der Zeuge HänSSler beurteilte das Verhalten der Staats-
anwaltschaft bei den Besprechungen als zurückhaltend. Sie 
sei immer mit dabei gewesen, habe aber eher eine Beobach-
terrolle eingenommen. Bei internen Besprechungen seien 
aber auch Ideen von der Staatsanwaltschaft gekommen.306

Der Zeuge DR. KIMMEL erklärte anlässlich seiner Verneh-
mung beim Bundestag, er habe in der Zusammenarbeit mit 
der BAO Bosporus die Erfahrung gemacht, dass es wesent-
lich einfacher sei, wenn er an Sitzungen der Polizei selbst 
teilnehme, damit nicht hinterher ein Beamter gesondert ihm 
berichten müsse, was in der Besprechung geschehen sei. 
Daher habe er im Einvernehmen mit den Polizeiführern 
aller Polizeidienststellen an deren Sitzungen teilgenommen, 
soweit es ihm zeitlich möglich gewesen sei.307 Er habe sich 
aber in keiner Weise aufdrängen wollen. Er wäre selbstver-
ständlich nur einmal im halben Jahr oder auch in größeren 
Abständen zu Besprechungen erschienen. Umgekehrt wäre 
er aber auch bereit gewesen, öfter teilzunehmen, um dadurch 
zu vermeiden, hinterher von einem Beamten der BAO aus-
führlich unterrichtet werden zu müssen oder nur anhand der 
Protokolle die Situation kennenzulernen. Polizeiintern sei 
man damit einverstanden gewesen, dass er an den Sitzungen 
regelmäßig teilnehme.308

Konkreten Einfluss habe er aber auf die Ermittlungsarbeit 
der Polizei nicht genommen.309 Die Polizei schildere ihre 
Ermittlungen, ihre Maßnahmen, und die Polizei komme zur 
Staatsanwaltschaft, wenn sie in irgendeiner Form einen rich-
terlichen Beschluss oder eine staatsanwaltschaftliche Anord-
nung benötige.310

Weitere Erkenntnisse dazu liegen dem Untersuchungsaus-
schuss nicht vor.

A.2.4.1. Haben die Polizeibehörden der jeweils sachlei-
tenden Staatsanwaltschaft sämtliche, auch die ihnen vom 
BayLfV oder anderen VS-Behörden bekannt gewor-
denen Informationen, übermittelt?

Aus den Akten und den Aussagen der Zeugen haben sich 
hierzu keine Erkenntnisse ergeben.

A.2.4.2. Hat das Landesamt für Verfassungsschutz Infor-
mationen im Zusammenhang mit dem Untersuchungs-
auftrag direkt an die jeweils zuständige sachleitende 
Staatsanwaltschaft übermittelt und falls ja, um welche 
Informationen hat es sich hierbei gehandelt, wie wurde 
sichergestellt, dass die Informationen in die Ermitt-
lungen einfließen und falls nein, aus welchen Gründen ist 
dies nicht erfolgt?

Der Zeuge Forster sagte aus, dass es nach dem Gesetz 
keine Weitergabeverpflichtung gebe, sondern dort heiße es 
nur, dass das Landesamt für Verfassungsschutz an andere 

306	 Hänßler, 05.02.2013, S. 133.
307	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 4.
308	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 39.
309	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 41.
310	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 42.

Behörden des Freistaates Bayern weitergeben dürfe, wenn 
dies für die Erfüllung seiner (d.h. wohl das Landesamts für 
Verfassungsschutz) Aufgaben erforderlich sei oder wenn die 
empfangende Behörde die Daten z.B. zur Strafverfolgung 
benötigt würden.311 In der Praxis sei daraus eine Weitergabe 
geworden, wenn nicht Gründe entgegenstünden, wie z.B. 
das gesetzliche Verbot des Art.17 BayVSG, das es verbiete, 
Informationen weiterzugeben, wenn dadurch eine Quellen-
gefährdung entstehe und nicht überragende oder überwie-
gende öffentliche Interessen an der Weitergabe die schutz-
würdigen Interessen der Quelle überwiegen.312 Man habe so 
viel wie möglich an die Polizei weitergeben, da die meisten 
Mitarbeiter des Verfassungsschutzes aus der Polizei kämen, 
und man ein Interesse daran gehabt habe, dass die Polizei 
ihre Arbeit machen könne.313

Es seien Gespräche mit der Staatsanwaltschaft geführt 
worden, aber der eigentliche Ansprechpartner sei immer die 
Polizei gewesen.314

Der Zeuge Dr. Remmele gab an, dass, wenn Erkennt-
nisse gekommen wären, diese natürlich sofort an die Polizei 
und über die Polizei an die Staatsanwaltschaft gegangen 
wären.315 Ob es sich dabei um eine direkte Kommunikation 
zwischen der Staatsanwaltschaft und Landesamt für Verfas-
sungsschutz gehandelt hat, blieb jedoch offen.

Der Zeuge DR. KIMMEL sagte bei seiner Vernehmung vor 
dem Untersuchungsausschuss des Bundestages aus, dass 
man sich an das Landesamt für Verfassungsschutz gewandt 
habe, um zu prüfen, ob es einen fremdenfeindlichen Hinter-
grund gebe, da es sich bei den Opfern um Mitbürger mit aus-
ländischen Wurzeln gehandelt habe.316

A.2.5. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen 
der jeweils örtlich zuständigen StA und vorgesetzten 
Dienststellen?

Der Zeuge DR. KIMMEL gab bei seiner Vernehmung vor 
dem Untersuchungsausschuss des Bundestages an, er habe 
gelegentlich des einen oder anderen Telefonats mit Vertre-
tern des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz oder bei 
Sitzungen über den Fall gesprochen. Er könne sich aber an 
keine Veranstaltung erinnern, bei der ein Tagesordnungs-
punkt ausdrücklich „Ceska-Morde“ gelautet hätte.317

Die Berichte, die die Staatsanwaltschaft Nürnberg an den 
Generalstaatsanwalt und dieser dann weiter an das Bayeri-
sche Staatsministerium der Justiz geliefert habe, hätten im 
Wesentlichen zusammenfassende Ermittlungen des letzten 
Zeitraumes beinhaltet. Am Anfang sei häufiger berichtet 
worden; im Laufe der Zeit, als man gesehen habe, dass man 
nicht weiterkomme, sei dann nur noch jährlich berichtet 

311	 Akte Nr. 65, Anlage 1.
312	 Forster, 09.10.2012, S. 19.
313	 Forster, 09.10.2012, S. 19.
314	 Forster, 09.10.2012, S. 30.
315	 Dr. Remmele, 18.12.2012, S. 34.
316	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 29.
317	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 34.
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worden mit dem Hinweis, dass bei Anlass, spätestens bis 
einem bestimmten Datum wieder berichtet werde. 318

Im Übrigen habe er mit seinem Vorgesetzten, dem Leiter der 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth über die Frage der Zu-
ständigkeit des Generalbundesanwalts in dieser Mordserie 
diskutiert, in ihren Augen hätten aber die Voraussetzungen 
für eine Übernahme durch den Generalbundesanwalts nicht 
vorgelegen.319

Weitere Erkenntnisse dazu liegen dem Untersuchungsaus-
schuss nicht vor.

A.2.5.1. Welche Rechtsgrundlagen und internen Dienst-
anweisungen bestanden im Untersuchungszeitraum über 
Art und Umfang von Berichten der Staatsanwaltschaften 
an den Generalstaatsanwalt (GenStA) und Art und 
Umfang von Berichten des GenStA an das StMJ?

Das Bayerische Staatsministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz hat dazu mit Schreiben vom 22.08.2012 fol-
gendes geantwortet320:

„Die Staatsanwaltschaften sind grundsätzlich gehalten, dem 
Bayerischen Staatsministerium der Justiz und für Verbrau‑
cherschutz in allen Strafsachen, die wegen der Persönlich‑
keit oder der Stellung eines Beteiligten, wegen der Art oder 
des Umfangs der Beschuldigung oder aus anderen Gründen 
weitere Kreise beschäftigen oder die zu Maßnahmen der Jus‑
tizverwaltung oder der Gesetzgebung Anlass geben können, 
zu berichten. Diese Berichtspflicht in Strafsachen wird in der 
Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz über die Berichtspflicht in 
Strafsachen festgelegt; die aktuelle Fassung der Bekanntma‑
chung (JMBl 2006, 2) liegt als Anlage 2 bei. Die Erstfas‑
sung dieser Bekanntmachung datiert vom 9.Dezember 1960 
(JMBl 1960, 167). Zu wesentlichen Änderungen ist es nicht 
gekommen. Mit der Neufassung, die am 1. Februar 2006 in 
Kraft trat, erfolgten lediglich sprachliche Anpassungen und 
Straffungen. Einzelheiten zum Inhalt können der beigefügten 
Bekanntmachung entnommen werden. Die Berichte sind auf 
dem Dienstweg – in Eilfällen unmittelbar – zu erstatten; bei 
unmittelbarer Erstattung ist der Generalstaatsanwalt gleich‑
zeitig zu informieren.

Darüber hinaus sind die im Untersuchungszeitraum bis 
31. Mai 2003 geltenden ergänzenden – nicht öffentlichen – 
Richtlinien für die Bearbeitung von Staatsschutzstrafsachen 
und verwandten Strafsachen (politischen Strafsachen) zu er‑
wähnen (Gz. 4021 – II – 742/97). Diese Richtlinien weisen 
darauf hin, dass der allgemeinen Berichtspflicht auf der 
Grundlage der oben genannten Bekanntmachung in politi‑
schen Strafsachen besondere Bedeutung zukommt und auf 
die Einhaltung der geltenden Grundsätze sorgfältig zu achten 
ist. Die Voraussetzungen er Berichtspflicht waren demnach 
in allen Verfahren als gegeben anzusehen, die Verbrechen 

318	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 34.
319	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 6 ff.
320	 Akte Nr. 64, S. 4 und Anlage 4

und Vergehen nach dem ersten Abschnitt des Strafgesetzbu‑
ches zum Gegenstand hatten (Friedensverrat, Hochverrat, 
Gefährdung des demokratischen Rechtsstaats) sowie bei 
Verfahren wegen politischer übler Nachrede (§ 187a a.F. 
StGB). Bei sonstigen Verfahren wegen Straftaten, die auf po‑
litischen Beweggründen beruhten, die politischen Zwecken 
dienten oder die Auswirkungen im politischen Raum haben 
konnten, war zu berichten, wenn die Straftat in der Öffent‑
lichkeit Aufsehen erregt hatte oder wenn ihr wegen der Art 
der Beschuldigung, wegen der Persönlichkeit eines Betei‑
ligten oder aus sonstigen Gründen besondere Bedeutung 
zukam. Darüber hinaus war zu berichten über Verfahren, 
die dem Generalbundesanwalt oder dem Bundesgerichtshof 
zu Prüfung der Frage vorgelegt wurden, ob das Verfahren 
nach § 153c Abs.4, §§ 153d, 153e stopp einzustellen war. 
Nach dem Außerkrafttreten dieser ergänzenden Richtlinien 
mit Ablauf des 31.Mai 2003 ist für die betroffenen Fälle die 
allgemeine Bekanntmachung über die Berichtspflicht ein‑
schlägig.

Eine Berichtspflicht der Staatsanwaltschaften gegenüber 
dem Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz 
besteht ferner auf der Grundlage der Bekanntmachung vom 
23.November 1956 (JMBl S.361) in Ermittlungsverfahren 
wegen nationalsozialistischer Gew3alttaten. Zu berichten ist 
insoweit über die Einleitung, den Fortgang und den Ausgang 
einschlägiger Verfahren.“

A.2.5.2. Wurde und wird der GenStA und dem StMJV 
regelmäßig über Ermittlungsverfahren mit rechtsextre-
mistischem Hintergrund berichtet und welche Berichte 
wurden bezogen auf den Untersuchungsgegenstand 
wann und mit welchem Inhalt abgegeben und wie haben 
der GenStA und das StMJV hierauf reagiert?

Hierzu haben sich weder aus den Zeugaussagen noch aus 
den Akten Erkenntnisse ergeben.

A.2.6. Welche gesetzlichen Grundlagen und internen 
Dienstanweisungen bestanden im Untersuchungszeit-
raum für die Abgabe von Ermittlungsverfahren an den 
GBA und für die Zuständigkeit des BKA und gab es im 
Zusammenhang mit dem Untersuchungsgegenstand Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen den Polizeibehörden, 
den Staatsanwaltschaften und dem BKA hierüber und 
falls ja, wegen welcher Fragen?

Das Staatsministerium des Justiz und für Verbraucher-
schutz321 sowie das Staatsministerium des Innern322 haben 
hierzu zusammengefasst folgendes geantwortet:

I. Der Generalbundesanwalt (GBA) hat eine eigene Zustän-
digkeit als Ermittlungsbehörde nur im Bereich des straf-
rechtlichen Staatsschutzes und bei Straftaten nach dem 
Völkerstrafgesetzbuch. Gemäß § 142a Abs. 1 GVG übt der 
Generalbundesanwalt in den zur Zuständigkeit von Oberlan-
desgerichten im ersten Rechtszug gehörenden Strafsachen 

321	 Akte Nr. 64, S. 5 ff.
322	 Akte Nr. 65, S. 22 f.
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nach § 120 Abs. 1 und 2 GVG das Amt der Staatsanwalt-
schaft auch bei diesen Gerichten aus. Darunter fällt u.a. der 
Straftatbestand der Bildung einer terroristischer Vereini-
gungen im Sinne des § 129a StGB. Darüber hinaus kann der 
Generalbundesanwalt in den Fällen das § 120 Abs. 2 GVG 
wegen der besonderen Bedeutung des Falles die Verfolgung 
übernehmen. Bei Mord können die Ermittlungen vom Ge-
neralbundesanwalt übernommen werden, wenn der General-
bundesanwalt die besondere Bedeutung bejaht und 

•	� ein Zusammenhang mit der Tätigkeit einer nicht oder 
nicht nur im Inland bestehenden Vereinigung besteht, 
deren Zweck die Begehung von Straftaten dieser Art war 
oder

•	� wenn die Tat dazu bestimmt und geeignet ist, den Bestand 
oder die Sicherheit eines Staates zu beeinträchtigen, Ver-
fassungsgrundsätze der Bundesrepublik Deutschland zu 
untergraben oder die Sicherheit hier stationierter NATO-
Truppen oder einer internationalen Organisation zu beein-
trächtigen. 

Bis zum 03. August 2009 lautete § 120 Abs. 2 Nr. 3a) GVG: 
„den Bestand oder die äußere oder innere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen.“
Daneben sieht § 74 Abs. 2 GVG für Verfahren im Zustän-
digkeitsbereich der Staatsschutzkammer beim Landgericht 
die Möglichkeit vor, dass der Generalbundesanwalt wegen 
der besonderen Bedeutung des Falles die Verfolgung über-
nehmen kann. 

Ergänzende verfahrensrechtliche Regelungen zur Abgabe 
von Verfahren an den Generalbundesanwalt finden sich in 
Nrn. 202 – 204 der Richtlinien für das Straf- und Bußgeld-
verfahren (RiStBV).

II. Die Aufgaben des BKA sind in den §§ 1 – 6 BKAG ge-
setzlich geregelt. Zusätzliche interne Dienstanweisungen 
sind nicht vorhanden. 

Die Zuständigkeiten für polizeiliche Aufgaben auf dem 
Gebiet der Strafverfolgung finden sich in §  4 BKAG. § 4 
Abs.  1 BKAG hat die originäre Ermittlungszuständigkeit 
zum Gegenstand. Sie besteht insbesondere bei bestimmten 
international organisierten Straftaten, bei Attentaten mit 
bundespolitischem Bezug und bei bestimmten Fällen der 
Computersabotage (§ 303b StGB).

Die Auftragszuständigkeit ist demgegenüber in § 4 Abs. 2 
BKAG normiert. Die Strafverfolgung wird danach durch das 
BKA wahrgenommen, wenn eine der drei folgenden Voraus-
setzungen erfüllt ist:

•	� eine zuständige Landesbehörde ersucht um Wahrnehmung 
der Aufgaben durch das BKA (Nr. 1) oder

•	� der Bundesminister des Innern ordnet die Übernahme der 
Aufgaben nach Unterrichtung der obersten Landesbe-
hörde aus schwerwiegenden Gründen an (Nr. 2) oder

•	� der Generalbundesanwalt ersucht darum oder erteilt einen 
Auftrag (Nr. 3).

Bei einer Übernahme sind die für die Strafrechtspflege und 
die Polizei zuständigen obersten Landesbehörden nach § 4 
Abs. 3 BKAG unverzüglich zu benachrichtigen, ebenso die 
zuständigen Landeskriminalämter und der Generalbundes-
anwalt bzw. die Generalstaatsanwälte, in deren Bezirken ein 
Gerichtsstand begründet ist. 

Rechtsfolge der Übernahme ist, dass das BKA den zustän-
digen Landeskriminalämtern Weisungen für die Zusammen-
arbeit geben kann (§ 4 Abs. 4 BKAG). Auch insofern muss 
die oberste Landesbehörde unverzüglich benachrichtigt 
werden.

III. Zu Meinungsverschiedenheiten zwischen den Polizei-
behörden, den Staatsanwaltschaften und dem BKA hierüber 
wird auf die Beantwortung der Fragen B 2.3.2, B 3.5, B 3.13, 
B 3.14., B 3.14.1., B 3.14.2., B 4.18., B 4.18.1., 4.18.2., B. 
4.19.1., verwiesen.

A.2.7 Welche Dateien werden von welchen Sicherheits- 
und Justizbehörden im Zusammenhang mit Rechtsextre-
mismus bzw. rechtsextremistisch motivierten Straftaten 
geführt?

Das Staatsministerium des Justizund für Verbraucher-
schutz323 sowie das Staatsministerium des Innern324 haben 
hierzu zusammengefasst folgendes geantwortet:

I. Das Bayerische Staatsministerium der Justiz und für Ver-
braucherschutz wirkt an der Erstellung der Statistik „Rechts-
extremistische/fremdenfeindliche Straftaten in der Bundes-
republik Deutschland“ mit (vergleiche hierzu die Antwort zu 
Frage A.1.2.). 

Bei den bayerischen Staatsanwaltschaften erfolgt daneben 
eine statistische Erfassung über Staatsschutzverfahren. Eine 
Differenzierung nach Motivationslage und Gesinnung wird 
nicht ausgewiesen, weshalb daraus keine Deliktszahlen zum 
Rechtsextremismus entnommen werden können. 

Darüber hinaus werden bei den Staatsanwaltschaften Ver-
fahrenslisten geführt und es besteht Zugriff auf das Zentrale 
Staatsanwaltschaftliche Verfahrensregister (ZStV). Diese 
Datei ist jedoch nicht geeignet eine Zuordnung der Straftaten 
zum Rechtsextremismus zu erfassen, da weder Motivations-
lage noch Gesinnung der Täter erfasst werden. 

II. In Bayern sind im Bereich des polizeilichen Staatsschutzes 
für den Phänomenbereich „Politisch motivierte Kriminalität 
(PMK) Rechts“ derzeit folgende Dateien im Wirkbetrieb:

•	� Innere Sicherheit Informationssystem (ISIS)
In der Datei werden staatsschutzrelevante Erkenntnisse aus 
polizeilich bedeutsamen Sachverhalten erfasst, insbesondere 
aus Ermittlungs- und Auswerteverfahren.

323	 Akte Nr. 64, S. 8 f.
324	 Akte Nr. 65, S. 23 ff.
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•	� INPOL Fall – Innere Sicherheit (IFIS)
	� Die Verbunddatei „Innere Sicherheit“ dient insbeson- 

dere der Verhütung und Aufklärung von politisch moti-
vierten Straftaten, die länderübergreifende, internationale 
oder erhebliche Bedeutung haben bzw. im Zusammen-
hang mit anderen Informationen der Zentralstelle haben 
können.

•	�	  Lagefallanwendung BAO „Trio“ (LF ST TRIO)
	� Die im November 2011 eingerichtete Verbunddatei La-

gefall ST TRIO dient der Strafverfolgung, insbesondere  
der Verarbeitung von Hinweisen und Spuren im aktuellen 
von der BAO Trio polizeilich geführten Ermittlungsver-
fahren.

•	� Gemeinsame Ermittlungsdatei ST TRIO (GED ST TRIO)
Die im November 2011 eingerichtete gemeinsame Ermitt-
lungsdatei GED ST TRIO dient bei der Verarbeitung von 
Ermittlungserkenntnissen im aktuellen Ermittlungsver-
fahren der BAO Trio als Verbunddatei zur Strafverfol-
gung.

•	� Asservatenfunde/Gefährdungserkenntnisse (ASGE)
Die Datei „Asservatenfunde/Gefährdungserkenntnisse 
(ASGE)“ dient der Sammlung, Auswertung und Zu-
sammenführung polizeilich relevanter Erkenntnisse im 
Zusammenhang mit Gefährdungsereignissen im Sinne 
des Kriminalpolizeilichen Meldedienstes „Gefährdungs-
daten“.

•	� Gewalttäter Rechts
Die Datei dient der Polizei zur Verhinderung und Verfol-
gung politisch motivierter Straftaten im Sinne des Defi-
nitionssystems politisch motivierter Kriminalität (Phäno-
menbereich „politisch motivierte Kriminalität – rechts“), 
insbesondere zur Verhinderung gewalttätiger Auseinan-
dersetzungen und sonstiger Straftaten im Zusammenhang 
mit einschlägigen Musikkonzerten, öffentlichkeitswirk-
samen Aktionen und Veranstaltungen, insbesondere Auf-
märschen sowie zur Abwehr von Gefahren, die von An-
sammlungen gewaltbereiter Personen ausgehen.

•	� PB 07 – Rechts (ebenso PB 40)
INPOL-Anwendung – Ausschreibung zur polizeilichen 
Beobachtung

•	� Fallzahlendatenbank PMK
Die Fallzahlendatenbank PM wird zentral beim Landes-
kriminalamt geführt und dient der Erhebung von statisti-
schen Aussagen zur politisch motivierten Kriminalität in 
Bayern. Die hierzu notwendigen Informationen werden 
den im Wege des „Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in 
Fällen politisch motivierter Kriminalität (KPMD-PMK)“ 
eingehenden KTA-PMK-Meldungen entnommen und 
gemäß den bundesweit einheitlich geltenden Vorgaben 
der „Verfahrensregeln zur Erhebung von Fallzahlen im 
Bereich der PMK“ ausgewertet.

•	� IGVP 
Vorgangsverwaltungssystem der Bayer. Polizei.

•	� INPOL-Land und INPOL-Z (einschl. SIS)
Gemeinsames Informationssystem der Polizeien des 
Bundes und der Länder.

•	� ExtraPolmit den Closed-User-Groups/CUG 
Polizeiliche Informationsdatenbanken Bund.

•	� IntraPol
Polizeiliche Informationsdatenbanken Bayern.

•	� SVII 
System zur verdeckten Informationsgewinnung in Internet 
–BfV– Zugriff (auch) durch das BLKA.

•	� Europäisches Informationssystem EUROPOL (EIS)
Automatisiert geführtes Informationssystem von EU-
ROPOL, das einen schnellen Nachweis über die bei EU-
ROPOL und in den Mitgliedsstaaten (MS) vorhandenen 
Informationen ermöglicht.

Im Bereich des Verfassungsschutzes lassen sich folgende 
Systeme herausstellen:

•	� Bundesamt für Verfassungsschutz und alle LfV: gemein-
same Datei NADIS (§ 6 BVerfSchG).

•	� BayLfV: Amtsdatei IBA.

•	� BayLfV: seit 2010 Dokumentenmanagementsystem DMS, 
2001 bis 2010 	  
DOMEA (Schriftgutverwaltung und elektronische Ar-
chivierung), bis 2001 REGA (nur Schriftgutverwaltung); 
diese Dateien dienen der Vorgangsverwaltung und damit 
nur mittelbar der Aufgabenerfüllung.

Eine speziell auf rechtsextremistische Straftaten bezogene 
Datei führt das BayLfV nicht. Der verbesserten Bekämp-
fung des gewaltbezogenen Rechtextremismus soll seit 
Herbst 2012 die Rechtsextremismus-Datei (RED) dienen, 
eine standardisierte zentrale, gemeinsame Datei von Po-
lizei und Nachrichtendiensten von Bund und Ländern auf  
der Grundlage des Rechtsextremismus-Datei-Gesetzes 
(RED-G), dienen.

A.2.8. Über welche Erkenntnisse des Bundesamts für 
Verfassungsschutz und des Militärischen Abschirm-
dienstes (MAD) über den Aufenthalt und die Aktivitäten 
von Mitgliedern oder mutmaßlichen Unterstützern des 
NSU in Bayern sind welche bayerischen Sicherheitsbe-
hörden wann unterrichtet worden?

Der Untersuchungsausschuss konnte keine Erkenntnisse da-
rüber gewinnen, dass bayerische Sicherheitsbehörden durch 
den MAD oder das Bundesamt für Verfassungsschutz über 
Aufenthalt und Aktivitäten von Mitgliedern oder mutmaßli-
chen Unterstützern des NSU in Bayern unterrichtet worden 
sind.
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A.2.9. Welche Kenntnisse hatten bayerische Sicherheits-
behörden über den Hintergrund und die Erkenntnisse 
der Operation „Rennsteig“, die zu Verbindungen von 
Rechtsextremisten zwischen Thüringen, Bayern und Sol-
daten einer bayerischen Kaserne durchgeführt wurde 
und bei der MAD eingebunden war?

Die Operation „Rennsteig“ sei, nach Aussage des ehem. 
Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Heinz 
Fromm, im Bundestagsuntersuchungsausschuss „Terror-
gruppe Nationalsozialistischer Untergrund“, ein gemein-
sames Unternehmen des LfV Thüringen, des MAD und 
des Bundesamts für Verfassungsschutz gewesen. Sie habe 
im Jahr 1996 begonnen und bis zum Jahr 2003 angedauert. 
Ziel dieses Vorhabens sei es gewesen, die Informationslage 
hinsichtlich der zum damaligen Zeitpunkt besonders aktiven 
Thüringer Neonaziszene bei den Verfassungsschutzbehörden 
zu verbessern.325 Auch die NPD und deren Jugendorganisa-
tion „JN“ waren Zielobjekt des Vorhabens.326 

Im Untersuchungsausschuss des Bundestages erläuterte 
der Zeuge Cremer, ehemaliger Leiter der Abteilung 
Rechtsextremismus im Bundesamt für Verfassungsschutz, 
bei der Operation „Rennsteig“ habe man V-Personen im 
„Thüringer Heimatschutz“ werben wollen. Die „Thüringer 
Heimatschutz“-Sektion Jena, zu der auch das spätere NSU-
Trio gehörte, sei vom Thüringer Landesamt für Verfassungs-
schutz operativ bearbeitet worden.327

Das BayLfV hat zumindest an zwei Beratungen zu der Ope-
ration „Rennsteig“ teilgenommen.

•	� Am 17.10.1996 fand eine Besprechung zwischen dem 
BayLfV, dem MAD und dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz in Nürnberg statt328. Aus dem Besprechungs-
vermerk geht hervor, dass der Vertreter des BayLfV die 
Aktivitäten eines V-Manns in Coburg als Provokation be-
wertete, „da in dessen Schlepptau viele Rechtsextremisten 
von Thüringen nach Bayern mitlaufen“.329 Hierbei han-
delte es sich um das Verhalten des Tino Brandt, der damals 
für das Thüringische Landesamt für Verfassungsschutz als 
V-Mann arbeitete und in Nordbayern den Fränkischen 
Heimatschutz als Ableger des von ihm geführten Thürin-
gischen Heimatschutzes etablieren wollte.330

•	� Am 20.03.1997 hat eine Besprechung zwischen dem 
Bundesamt für Verfassungsschutz, dem MAD, dem Bay-
erischen Landesamt für Verfassungsschutz und dem Thü-
ringer Landesamt für Verfassungsschutz in München statt-
gefunden.331 In der Anlage zu dem Besprechungsvermerk 
des Termins findet sich eine mit „OPERATION RENN-
STEIG“ überschriebene Liste mit – mutmaßlich als denk-

325	 Akte Nr. 68, ZV Fromm, 24. Sitzung des 2. UA der 17. Wahlperiode 
im Deutscher Bundestag, 5. Juli 2012, S. 6.

326	 Akte Nr. 346, S. 207/1 (VS-NfD).
327	 Akte Nr. 68, ZV Cremer, 24. Sitzung des 2. UA der 17. Wahlperiode 

im Deutscher Bundestag, 5. Juli 2012, S. 65.
328	 Akte Nr. 346, S. 207.1 f. (VS-NfD), Akte Nr. 21, S. 1 f. (VS-V).
329	 Akte Nr. 21, S. 1 f. (VS-V).
330	 Forster, 09.10.2012, S. 25; Hegler, 23.10.2012, S. 46.
331	 Akte Nr. 346, S. 207.1 f. (VS-NfD).

bare Zielpersonen332 – 73 Personen. Darunter auch Uwe 
Mundlos und Uwe Böhnhardt.333 Ferner sind auf dieser 
Liste auch Personen genannt, die damals in Bayern ge-
wohnt hatten.334

Der Zeuge FORSTER berichtete, dass er in die „Operation 
Rennsteig“ persönlich eingeschaltet gewesen sei und sich 
oft über Quellen mit anderen Kollegen von anderen Lan-
desämtern ausgetauscht habe. Er erklärte, dass damals an 
das BayLfV das Ansinnen herangetragen worden sei, im 
Rahmen der „Operation Rennsteig“ V-Leute im Fränkischen 
Heimatschutz zu werben. Der Fränkische Heimatschutz und 
der Thüringische Heimatschutz seien im Grunde ein und 
dieselbe Organisation gewesen, da der Fränkische Heimat-
schutz in Anlehnung an den Thüringischen Heimatschutz 
gegründet worden sei. Nach Aussage des Zeugen habe sich 
das Landesamt für Verfassungsschutz an dieser Operation 
nicht beteiligt. Das Interesse des Landesamts für Verfas-
sungsschutz habe bei der Einstellung aller Aktivitäten Thü-
ringer Neonazis, angetrieben durch Tino Brandt, in Bayern 
gelegen. Die Vorgänge um den Fränkischen Heimatschutz 
seien von bayerischer Seite als thüringisches Problem be-
wertet worden. Entgegen der sonstigen Gepflogenheiten 
habe das Landesamt für Verfassungsschutz dem Bundesamt 
für Verfassungsschutz mehrfach sein Benehmen gemäß § 9 
der Koordinierungsrichtlinie (Richtlinie für die Zusammen-
arbeit mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den 
Landesbehörden für Verfassungsschutz) erteilt, wenn dieses 
in Bayern, im Rahmen dieser Operation „Rennsteig“, An-
werbeversuche unternommen hat. Das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz sei durch die Benehmensherstellung in der 
Lage gewesen, Quellen, die sich z. B. in bayerischen Ka-
sernen aufgehalten hatten oder die den Nebenwohnsitz in 
Bayern gehabt hatten, anzuwerben. Dem Zeugen ist nicht 
mehr erinnerlich, ob die Werbungen des Bundesamts für 
Verfassungsschutz erfolgreich waren.335

Dem Untersuchungsausschuss liegen Unterlagen zu Beneh-
mensherstellungen anlässlich solcher Werbeversuche vor. Es 
sind Benehmensherstellungen erfolgt. Die Akten sind hin-
sichtlich der Namen der Zielpersonen von Werbeansprachen 
geschwärzt vorgelegt worden.336

Auf Nachfrage erklärt der Zeuge HEGLER, dass ihm nicht 
bekannt sei, ob sich unter den damals befragten Personen 
auch in Bayern stationierte Soldaten befinden. Über die Be-
nehmensherstellungen hinaus sei kein weiterer Austausch 
zwischen dem Bayerischen Landesamt für Verfassungs-
schutz und anderen Verfassungsschutzbehörden über Inhalt 
und Ergebnisse der „Operation Rennsteig“ erfolgt. Zu den 
Nachfolgeoperationen der „Operation Rennsteig“, nament-
lich den Operationen „Saphira“ und „Treibgut“, lägen nach 
Wissen des Zeugen beim Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz keine Erkenntnisse vor.337

332	 Akte Nr. 346, S. 207.2 f. (VS-NfD).
333	 Akte Nr. 346, S. 207.1 f. (VS-NfD).
334	 Hegler, 23.10.2012, S. 44.
335	 Forster, 09.10.2012, S. 32 ff.
336	 Akte Nr. 100 (VS-Geheim).
337	 Hegler, 23.10.2012, S. 66 f.
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Der Zeuge Cremer bewertete die „Operation Rennsteig“ 
im Untersuchungsausschuss des Bundestags als Misserfolg, 
die zwar viele Ressourcen verschlungen, aber letztlich keine 
Ergebnisse geliefert habe. Letztlich sei es nicht gelungen, 
verlässliche Quellen im Thüringer Heimatschutz zu ge-
winnen. Die Ursache dafür liege im Potenzial der Szene. 
Deren Mitglieder seien gewaltbereit und zu Straftaten bereit 
gewesen. Der Zeuge beschrieb sie wörtlich als „in der Wolle 
gefärbte Rechtsextremisten“. Man habe stets damit rechnen 
müssen, dass sie Straftaten begehen oder lügen. Eine Zusam-
menarbeit sei mit solchen Leuten nicht möglich.338

B. Mordanschläge in Bayern 

B.1. Welche Erkenntnisse haben welche bayerischen Si-
cherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie die je-
weils vorgesetzten Dienststellen und die Staatsregierung 
seit dem Untertauchen der mutmaßlichen Täter Böhn-
hardt, Mundlos und Zschäpe am 26.01.1998 über diese 
Personen erlangt und welche Aktivitäten haben sie dar-
aufhin entwickelt?

B.1.1. Wann haben welche bayerischen Sicherheits- und 
Strafverfolgungsbehörden von wem und wie Kenntnis 
von dem Untertauchen der o.g. Personen und von dem 
gegen sie gehegten Verdacht der Vorbereitung von 
Sprengstoffanschlägen erlangt und welche Behörde hat 
daraufhin welche Maßnahmen ergriffen?

Zum Informationsaustausch zwischen den Landesämtern für 
Verfassungsschutz wird auf die Beantwortung der Fragen 
B.1.1.2 bis B.1.1.4 verwiesen. 

Zum Informationsaustausch der Strafverfolgungsbehörden 
wird auf die Beantwortung der Frage B.1.1.5. verwiesen.

Ob der Begriff „NSU – Nationalsozialistischer Untergrund“ 
den bayerischen Sicherheitsbehörden vor dem 04.11.2011 
bekannt war, konnte nicht abschließend geklärt werden. 
Die Aktenlage bietet keinen Anhaltspunkt für eine Kenntnis 
vor diesem Datum. Auch die Aussagen der vernommenen 
Zeugen sind insoweit, bis auf eine Ausnahme, einheitlich. 

Abweichend davon erklärte der Zeuge PITZ, dass bei einer 
Besprechung der BAO Bosporus der Begriff „NSU – Natio-
nalsozialistischer Untergrund“ im Zusammenhang mit einer 
rechtsextremistischen Gruppierung gefallen sei. Ein Teil-
nehmer der Besprechung, an dessen Name sich der Zeuge 
aber nicht mehr erinnern konnte, habe damals mitgeteilt, 
dass das Landesamt für Verfassungsschutz aus entweder 
Sachsen oder Thüringen sich an die BAO Bosporus mit dem 
Hinweis auf eine rechtsradikale Gruppierung dieses Namens 
gewandt habe. Der Zeuge hat angegeben, er könne sich an 
das Kürzel wegen der Namensgleichheit mit einer Fahrrad-
marke erinnern. Dem Zeugen war nicht mehr erinnerlich, 
in welchem Jahr die Besprechung stattgefunden haben soll. 
Das von ihm eingegrenzte Zeitfenster erstreckte sich auf die 

338	 Akte Nr. 68, ZV Cremer, 24. Sitzung des 2. UA der 17. Wahlperiode 
im Deutscher Bundestag, 5. Juli 2012, S. 95.

Jahre 2007-2008 bzw. Anfang 2008. Auch an den vollstän-
digen Teilnehmerkreis der Besprechung konnte er sich nicht 
mehr erinnern. Nach dieser Besprechung habe er sich telefo-
nisch beim Zeugen Richter informiert, wie nun in Hinblick 
auf die rechte Spur verfahren werde. Der Zeuge Richter habe 
ihm geantwortet, dass diese Spur gestorben sei.339 

Der Zeuge Richter, der nach Aussage des Zeugen Pitz 
jedenfalls auch Teilnehmer der Besprechung gewesen sein 
soll, widersprach dieser Aussage: Der Begriff NSU sei der 
BAO Bosporus nicht bekannt und nie Gegenstand von Be-
sprechungen gewesen. Es habe darüber hinaus zu keinem 
Zeitpunkt aus Sachsen oder Thüringen Hinweise zu rechts-
radikalen Gruppierungen im Zusammenhang mit der Ceska-
Mordserie gegeben. Auch ein gemeinsames Telefonat, in 
dem er sich gegenüber dem Zeugen Pitz zu einer angebli-
chen Beendigung der Ermittlungen in Bezug auf eine rechts-
extremistische Spur geäußert haben soll, habe es nach seiner 
Erinnerung definitiv nicht gegeben.340

Auch der Zeuge SCHALKHAUSSER, der nach Erinnerung 
des Zeugen Pitz wohl bei der fraglichen Besprechung anwe-
send gewesen sein soll, sagte aus, dass ihm die Begriffe „Na-
tionalsozialistischer Untergrund – NSU“ vor dem 04.11.2011 
nicht bekannt waren.341

Erkenntnisse über weitere Maßnahmen und Erkenntnisse 
der bayerischen Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden 
liegen dem Untersuchungsausschuss nicht vor. 

B.1.1.1. Welche Erkenntnisse hatten bayerische Sicher-
heitsbehörden seit dem 28.01.1998 über den Aufenthalt 
der o.g. Personen in Bayern ab 1994 und über Gerhard 
Ittner, Matthias Fischer und Mandy Struck sowie weitere 
Unterstützer und Sympathisanten dieser Personen und 
wie sind ggf. diese Erkenntnisse verwertet worden?

Nach Angaben der befragten Zeugen habe es zwischen dem 
28.01.1998 und dem 04.11.2011 keine Erkenntnisse über 
den Aufenthalt der mutmaßlichen Täter Böhnhardt, Mundlos 
und Zschäpe in Bayern gegeben. Ansonsten wird auf die 
Antwort zu Frage A.1.4.1. verwiesen.

Zu den bekennenden Rechtsextremisten Ittner und Fischer 
liegt den Zeitraum betreffend umfangreiches Aktenmaterial 
beim Landesamt für Verfassungsschutz vor, das bis auf die 
folgenden Begebenheiten aber keinen unmittelbaren Bezug 
zu den mutmaßlichen Täters Böhnhardt, Mundlos und 
Zschäpe erkennen lässt:

•	� Matthias Fischer gehörte zur Redaktion der Neonazi  
Publikation „Der Landser“. In der Ausgabe Nr. 8 vom 
Sept./Okt. 2001 findet sich der Hinweis „Dank geht an: 
(…) Mandy und die Sachsen“.342 Bereits in der Ausgabe 
Nr. 7 von Anfang 2001 wurde unter der Überschrift „Na-

339	 Pitz, 18.06.2013, S. 8 ff.
340	 Richter, 18.06.2013, S. 57 ff.
341	 Schalkhauser, 18.06.2013, S. 145.
342	 Akte Nr. 19, S. 33-34.
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tionalisten Nürnberg“ umringt von mehreren Fotos mit 
faschistischem Inhalt der Spruch „Mehr als Worte zählen 
die Taten!“ veröffentlicht, weswegen im Rahmen eines 
Ermittlungsverfahrens wegen öffentlicher Aufforderung 
zu Straftaten (§ 111 StGB) am 27.06.2001 die Wohnungen 
des Matthias Fischer und seiner damaligen Freundin und 
jetzigen Ehefrau durchsucht worden waren.343 Weitere 
Unterlagen zu diesem Ermittlungsverfahren konnten vom 
Untersuchungsausschuss wegen des Ablaufs der Legisla-
turperiode nicht angefordert werden.

•	� Nach den Ausführungen des Sachverständigen PD Dr. 
habil. Steffen KAILITZ344 handelt es sich bei Matthias 
Fischer und Mandy Struck um die wahrscheinlichsten 
Kontaktpersonen des NSU im Raum Nürnberg. Fischer ist 
zudem auf der Kontaktliste des Uwe Mundlos zu finden, 
die nach dessen Flucht in der Garage der Beate Zschäpe 
gefunden wurde (siehe Antwort auf Frage A.1.4.1). Mandy 
Struck, wohnte zwischenzeitlich in Franken und habe sich 
dort, u.a. zusammen mit Gerhard Ittner, in der von Mat-
thias Fischer angeführten „Fränkischen Aktionsfront“ en-
gagiert. Dem Untersuchungsausschuss liegen Belege für 
diese gegenseitigen Kontakte vor. So ist Mandy Struck 
am 14.07.2001 bei einer Verteilung von NPD-Flugblättern 
auf dem Schlesiertreffen in Nürnberg aufgefallen. Anwe-
send waren auch Ralf Ollert und Gerhard Ittner.345 In Grä-
fenberg, Landkreis Forchheim, nahm sie mit Fischer und 
Ittner am 10.11.2002 am Aufzug der Aktion „Ahnenehre“ 
teil.346

Der Zeuge HEGLER räumte ein, dass nicht ausgeschlossen 
werden könne , dass es sich bei den Erkenntnissen, die über 
„Mandy Struck“ vorliegen, um Erkenntnisse handelt, die 
Beate Zschäpe betreffen. Da diese offenbar im Untergrund 
teilweise unter dem Namen Mandy Struck aufgetreten sei, 
sei zum heutigen Zeitpunkt nicht mehr nachvollziehbar, 
ob damals Informationen über Zschäpe oder Struck erfasst 
worden seien.347

B.1.1.2. Trifft es zu, dass sich das Thüringer Landesamt 
für Verfassungsschutz mit Schreiben vom 03.02.1998 mit 
einer Sachverhaltsdarstellung zu den den Flüchtigen 
vorgeworfenen Straftaten und der Durchsuchung vom 
26.01.1998 u.a. auch an das BayLfV mit der Bitte um Er-
kenntnismitteilung gewandt hat und falls ja, was hat es 
daraufhin unternommen? 

Das ist zutreffend.

Das Thüringische Landesamt für Verfassungsschutz hat sich 
mit Schreiben vom 03.02.1998 an das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz sowie alle Landesämter für Verfassungsschutz 
gewandt und um Erkenntnismitteilung zu dem übermittelten 
Sachverhalt gebeten.348 Das vom Thüringischen Landesamt 

343	 Akte Nr. 19, Bl. 40 f.
344	 Dr. Kailitz, 27.11.2012, S. 9.
345	 Hegler, 23.10.2012, S. 57; Akte Nr. 4, Reg. 7, Bl. 4.
346	 Akte Nr. 4, Reg. 7, S. 11 ff.
347	 Hegler, 23.10.2012, S. 57.
348	 Akte Nr. 208, Reg. 3.11, Bl. 53 (VS-NfD). 

für Verfassungsschutz übermittelte Dokument liegt dem Un-
tersuchungsausschuss nicht vor. Ein Mitarbeiter des Baye-
rischen Landesamts für Verfassungsschutz habe, nach Aus-
sage des Zeugen SEILER, daraufhin mit einem Thüringer 
Kollegen Kontakt aufgenommen und Lichtbilder der Unter-
getauchten angefordert, um die Anfrage bearbeiten zu kön-
nen.349

B.1.1.3. Trifft es zu, dass sich das Thüringer Landesamt 
für Verfassungsschutz mit weiterem Schreiben vom 
04.02.1998 u.a. an das BayLfV unter Beifügung von 
Fotos der Gesuchten zur dortigen Quellenvorlage ge-
wandt hat und falls ja, was hat das BayLfV daraufhin 
unternommen?

Das ist im Grundsatz zutreffend.

Ein Schreiben des Thüringischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz vom 04.02.1998 liegt dem Untersuchungs-
ausschuss nicht vor. Die Lichtbilder wurden vom Thürin-
gischen Landesamt für Verfassungsschutz mit Schreiben 
vom 05.02.1998 übermittelt350 und seien nach Angaben 
der Zeugen FORSTER und HEGLER im Anschluss allen 
Quellen mit Kontakten und Verbindungen in den fränki-
schen Raum und darüber hinaus vorgelegt worden.351 Nach 
Auskunft des Zeugen FORSTER sind vom Bayerischen 
Landesamt für Verfassungsschutz zum damaligen Zeitpunkt 
keine Aktenvermerke angefertigt worden, wenn die Quel-
lenbefragung ohne positives Ergebnis durchgeführt wurde. 
Dies sei seiner Ansicht nach ein Fehler, der vom Bayerischen 
Landesamt für Verfassungsschutz zu korrigieren sei.352 Der 
Zeuge HEGLER hat insoweit bestätigt, dass über die Ergeb-
nisse der jeweiligen Quellenbefragungen keine Unterlagen 
existieren.353

Nach Darstellung des Zeugen HEGLER, habe eine Quelle 
Mundlos identifiziert und von einer Verbindung zu Ernst 
Tag in Rheinland-Pfalz berichtet. Diese Erkenntnis sowie 
eine mögliche Verbindung zu dessen „Internationalen Hilfs-
komitee für nationale politische Verfolgte und deren Ange-
hörige e.V.“ (IHV) ist mit Kurzmitteilung vom 03.03.1998 
an das Thüringische Landesamt für Verfassungsschutz 
übermittelt worden.354 Dieses Schreiben trägt in dem Un-
tersuchungsausschuss vorliegenden Akten einen Eingangs-
stempel des Thüringischen Landesamts für Verfassungs-
schutz mit Datum vom 09.03.1998.355

Es liegen dem Untersuchungsausschuss keine Erkenntnisse 
über weitere Maßnahmen des Landesamts für Verfassungs-
schutz vor. 

B.1.1.4. Trifft es zu, dass am 13.02.1998 ein Telefonge-
spräch zwischen einem Beamten des Thüringer Landes-

349	 Seiler, 18.12.2012 – geheim, S. 4 (VS-Geheim).
350	 Akte Nr. 208, Reg. 3.11, Bl. 53 (VS-NfD).
351	 Forster, 9.10.2012, S. 31; Hegler, 23.10.2012, S. 43.
352	 Forster, 9.10.2012 – nichtöffentlich, S. 2 (VS-NfD).
353	 Hegler, 23.10.2012, S. 43.
354	 Akte Nr. 19, Bl. 18; Akte Nr. 208, Reg. 3.11, Bl. 51.
355	 Akte Nr. 19, Bl. 18.



Seite 82	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Drucksache 16/17740Seite 82	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Drucksache 16/17740

amtes für Verfassungsschutz und dem BayLfV zu Infor-
mationen über mögliche Kontakte des gesuchten Uwe 
Mundlos zu dem Neonazi und Gründer der „Deutschen 
Bürgerwehr“ Ernst Tag stattgefunden hat und dass das 
BayLfV mit Antwortschreiben vom 09.03.1998 mitge-
teilt hat, Mundlos habe gute Kontakte zu Ernst Tag und 
könnte dort untergetaucht sein und auf welche Erkennt-
nisse stützte das BayLfV seine Auskunft und was hat es 
anschließend unternommen? 

Gesprächspartner und Inhalt des auf der Kurzmitteilung 
des Bayerische Landesamts für Verfassungsschutz vom 
03.03.1998 vermerkten Telefonats vom 13.02.1998356 sind 
nicht bekannt. Die hierzu befragten Zeugen konnten inso-
weit keine Angaben machen.

B.1.1.5. Sind bayerische Polizeibehörden nach dem 
26.01.1998 über das Verschwinden der o.g. Personen 
und den Fund von Sprengstoff und der Verwendung von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen durch 
diese Personen unterrichtet worden und falls ja, wann 
und von wem und welche Maßnahmen sind daraufhin 
ergriffen worden?

Laut den Feststellungen im Gutachten der Schäfer-Kommis-
sion vom 14.05.2012 informierte das Thüringer Landeskri-
minalamt mit Schreiben vom 28.01.1998 die KPI Jena, alle 
Landeskriminalämter und das Bundeskriminalamt über die 
Fahndung nach dem Trio. Am 29.01.1998 veranlasste die 
Staatsanwaltschaft Gera die Fahndungsausschreibung im 
SIS, im INPOL und in den europäischen Nachbarstaaten.357 
Dem Untersuchungsausschuss liegen hierzu keine eigenen 
Unterlagen vor. Insbesondere liegen keine Unterlagen über 
in Bayern ergriffene Maßnahmen vor.

Für die gegen die Untergetauchten erhobenen Vorwürfe 
ist mit Ablauf des 22.06.2003 Verfolgungsverjährung ein-
getreten. Die Vollstreckungsverjährung betreffend Uwe 
Böhnhardt wegen des Urteils des Landgerichts Gera vom 
26.10.1997 ist mit Ablauf des 09.12.2007 eingetreten.358

B.1.1.6. Trifft es zu, dass sich das Thüringer Innenmi-
nisterium am 20.02.1998 zum Informationsaustausch 
in Staatsschutzsachen u.a. auch an das LKA Bayern ge-
wandt und mitgeteilt hat, dass sich der sog. Thüringer 
Heimatschutz und der sog. Nationale Widerstand von 
den so genannten Terroristen aus Jena distanzierten und 
falls ja, was hat das LKA daraufhin unternommen?

Die dazu befragten Zeugen konnten diesbezüglich keine An-
gaben machen.

B.1.2. Welche Erkenntnisse hatten das BayLfV und bay-
erische Polizeibehörden über die Zusammenarbeit zwi-
schen den Organisationen „Thüringer Heimatschutz“ 
und „Fränkischer Heimatschutz“ und die in diesen Or-

356	 Akte Nr. 19, Bl. 18.
357	 Akte Nr. 355, Rn. 227 f.
358	 Akte Nr. 355, Rn. 429.

ganisationen tätigen Personen und über ihre eventuellen 
Verbindungen zu den mutmaßlichen Tätern der Mord-
anschläge und deren Unterstützern?

Das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz geht in 
seiner Broschüre Neonazismus in Bayern mit Stand Ende 
Dezember 1999 davon aus, dass der „Fränkische Heimat-
schutz“ im Jahr 1996 auf Initiative von Tino Brandt als 
Pendant zum „Thüringer Heimatschutz“ entstanden ist. Die 
Vereinigung soll hauptsächlich auf dem Papier existiert und 
abgesehen von einigen Versammlungsanmeldungen und der 
Verbreitung von Aufklebern (sog. „Spukis“) keine nennens-
werten Aktionen veranstaltet haben. Im Januar 1999 sei die 
Bezeichnung „Fränkischer Heimatschutz“ von einer Gruppe 
von 50 Skinheads aus dem Coburger Raum verwendet 
worden, deren inoffizieller Führer der Coburger Skinhead 
Mario Kraußer gewesen sein soll.359

Auch für den Zeugen GÄRTNER hat es sich so dargestellt, 
dass der „Fränkische Heimatschutz“ von Tino Brandt initi-
iert wurde. Es habe zuerst den „Thüringer Heimatschutz“ 
gegeben. Wegen seiner beruflichen Tätigkeit in Coburg habe 
Tino Brandt sich dort etabliert und den „Fränkischen Hei-
matschutz“ parallel zum Thüringer ins Leben gerufen. Ge-
genüber der Polizei habe der Zeuge GÄRTNER zu Beginn 
des Bestehens des „Fränkischen Heimatschutzes“ häufig 
schweigen müssen, da er gewusst habe, dass dieser von einer 
Quelle, die nicht zum Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz gehört, aufgebaut wurde.360

Die Zeugen FORSTER und HEGLER haben bestätigt, dass 
der „Fränkische Heimatschutz“ von Tino Brandt in Anleh-
nung an den „Thüringer Heimatschutz“ nach dessen beruf-
lich bedingtem Umzug nach Coburg im Jahr 1996 gegründet 
worden sei.361 Im Bayerischen Landesamt für Verfassungs-
schutz sei nach Angaben des Zeugen FORSTER bekannt ge-
wesen, dass Tino Brandt eine V-Person des Thüringischen 
Landesamts für Verfassungsschutz gewesen sei. Während 
das Bundesamt für Verfassungsschutz mit dem Ansinnen an 
das Bayerische Landesamt für Verfassungsschutz herange-
treten war, im Rahmen der Operation „Rennsteig“ Quellen 
im „Fränkischen Heimatschutz“ zu werben, sei das Baye-
rische Landesamt für Verfassungsschutz der Meinung ge-
wesen, dass Tino Brandt seine Aktivitäten in Bayern ein-
stellen solle. Der Zeuge FORSTER habe diesen Wunsch 
dem damaligen Präsidenten des Thüringischen Landesamts 
für Verfassungsschutz Roewer mitgeteilt. Herr Roewer habe 
dem Zeugen FORSTER zugesagt, dass Tino Brandt seine 
Aktivitäten in Bayern einstellen werde. Im Jahr 1999 habe 
es dann praktisch nur noch den Namen als Skinheadstamm-
tisch gegeben.362

Der Zeuge KELLNER hat angegeben, dass der „Fränkische 
Heimatschutz“ nach der Gründung durch Tino Brandt nicht 
auch durch diesen geführt worden sein soll.363 Inoffizieller 

359	 Akte Nr. 333, Bl. 21 (VS-V).
360	 Gärtner, 23.10.2012 – geheim, S. 72 (VS-Geheim).
361	 Forster, 9.10.2012, S. 25; Hegler, 23.10.2012, S. 46.
362	 Forster, 9.10.2012, S. 25.
363	 Kellner, 22.01.2013, S. 22.
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Führer sei stattdessen Mario Kraußer gewesen.364 Nach dem 
Eindruck des Zeugen KELLNER sei die oberfränkische 
rechte Szene nach dem Zuzug von Tino Brandt auffälliger 
geworden. Etwaige Gegenmaßnahmen hätten sich als nicht 
wirkungsvoll erwiesen. Erst als Mario Kraußer des „Fränki-
schen Heimatschutzes“ überdrüssig geworden sei, sei auch 
der „Fränkische Heimatschutz“ tot gewesen.365 Ein Treffen 
mit Beate Zschäpe, Uwe Mundlos oder Uwe Böhnhardt 
im Zuständigkeitsbereich der damaligen Polizeidirektion 
Coburg sei dem Zeugen KELLNER nicht bekannt.366

Der Sachverständige KAILITZ hat berichtet, dass Uwe 
Mundlos und Uwe Böhnhardt in den Jahren 1995 und 1996 
über ihr Engagement beim „Thüringer Heimatschutz“ hinaus 
auch bei der Gründung des „Fränkischen Heimatschutzes“ 
anwesend gewesen seien.367

Der Sachverständige FUNKE hat die Kontakte und die Ko-
operation, insbesondere der Neonazis um Matthias Fischer 
und anderer Personen aus Mittel- und Oberfranken, Nürn-
berg und Coburg, mit den Thüringer Neonazis und ihrer 
großen Formation „Thüringer Heimatschutz“ als eng be-
schrieben.368

Die Sachverständige RÖPKE ist der Ansicht, dass der „Thü-
ringer Heimatschutz“ als Vorbild für die bayerischen Nazis 
gedient und sich die Szenen ausgetauscht hätten über die 
Fragen, wer die größeren Qualitäten habe und wer hierarchi-
scher oder straffer organisiert sei.369

B.1.3. Mit welchen Mitteln hat das Landesamt für Ver-
fassungsschutz ab dem 26.01.1998 Informationen über 
die untergetauchten Personen und ggf. ihre Unterstützer 
in Bayern gesammelt und welche Erkenntnisse konnten 
dadurch gewonnen werden?

Siehe zunächst die Ausführungen zu Frage A.1.4.

Darüber hinaus hatte das Landesamt für Verfassungsschutz 
nach Aktenlage keine Informationen über die unterge-
tauchten Personen und ihre mutmaßlichen Unterstützer. 
Mit Beschluss Nr. 60 hat der Untersuchungsausschuss die 
Beiziehung der Personenliste, die Namen von relevanten 
Personen im NSU-Verfahren enthält (sog. 129er Liste) und 
gegebenenfalls ihren Aktualisierungen im Wege des Ersu-
chens um Amtshilfe beim Innenministerium des Bundes 
und beim Bundesamt für Verfassungsschutz angefordert. 
Das Staatsministerium des Innern wurde aufgefordert, dem 
Ausschuss darüber Auskunft zu erteilen, ob sich unter den 
129 Personen auch V-Leute oder sonstige Quellen des Bay-
erischen Landesamtes für Verfassungsschutz oder anderer 
bayerischer Sicherheitsbehörden befänden. Nach Auskunft 
des Staatsministeriums des Innern waren keine der auf der 

364	 Kellner, 22.01.2013 – nichtöffentlich, S. 29.
365	 Kellner, 22.01.2013, S. 25.
366	 Kellner, 22.01.2013, S. 20.
367	 Kailitz, 27.11.2012, S. 5.
368	 Prof. Funke, 27.11.2012, S. 16.
369	 Röpke, 27.11.2012, S. 26.

Liste aufgeführten Personen als V-Leute das Landesamts für 
Verfassungsschutz eingesetzt.370

Der Zeuge HEGLER bestätigte dies und gab an, dass seiner 
Erinnerung nach kein bayerischer V-Mann im mutmaßlichen 
Unterstützerkreis des Trios im Einsatz gewesen sei.371 Daher 
hätten auf diesem Weg keine Informationen über das Trio ge-
wonnen werden können. Auch im Rahmen der späteren Auf-
arbeitung habe das Landesamt für Verfassungsschutz keine 
entsprechenden Erkenntnisse gewinnen können. Zur Frage, 
ob er Kenntnis von der 1998 gefundenen sog. Rucksackliste 
habe, sagte er aus, dass ihm die Existenz dieser Liste erst im 
Rahmen der NSU- Ermittlungen bekannt geworden sei.372

B.1.3.1. Sind hierbei Informationen mittels sog. V-Leute, 
Informanten und/oder Gewährspersonen beschafft 
worden und falls ja, wie viele dieser Personen waren 
in Einsatz, wie sind sie ausgewählt worden, wer hat sie 
„geführt“ und welches Honorar oder geldwerte Vorteile 
haben sie jeweils erhalten und auf welcher rechtlichen 
Grundlage sind sie eingesetzt worden?

Siehe Ausführungen zu Frage B.1.3. zu Beschluss Nr. 60 
(129er Liste).

B.1.3.2. Welche Erkenntnisse hat das Landesamt für 
Verfassungsschutz durch den Einsatz von sog. V-Leuten 
gewonnen und wie wurden die Erkenntnisse verwertet?

Nach Aktenlage ergibt sich ein Hinweis darauf, dass nach 
dem Abtauchen des Trios eine Anfrage des Landesamts für 
Verfassungsschutz Thüringen an das Landesamt für Verfas-
sungsschutz ergangen ist. Das Landesamt für Verfassungs-
schutz beantwortet diese insoweit, dass Uwe Mundlos Kon-
takt zu einer Person hatte und hegte die Vermutung, dass 
dieser dort untergetaucht sein könnte. Nähere Informationen 
hatte das Landesamt für Verfassungsschutz in diesem Zu-
sammenhang nicht.373

Der Zeuge DR. WEBER sagte dazu aus, dass man spätestens 
seit 2001 mehrfach die Quellen des Landesamts für Verfas-
sungsschutz, die im Bereich Rechtsextremismus eingesetzt 
worden seien, nach den Mordserie befragt habe, was aber 
ohne Erkenntnis geblieben sei.374 Eigene Ermittlungen des 
Landesamtes für Verfassungsschutz zu den Hintergründen 
der Mordserie seien aufgrund fehlender Anhaltspunkte über 
Motiv und Täter sowie fehlender Bekennung zu den Morden 
ohne Erkenntnisse geblieben.375

Die vom Zeugen geschilderten Negativauskünfte sind in 
den Akten nicht dokumentiert. Im Übrigen wird auf die Ant-
worten zu Frage B.1.1.3. verwiesen.

370	 Beschluss Nr.60, Protokoll der Sitzung vom 10.04.2013 .
371	 Hegler,23.10.2012, S.17.
372	 Hegler, 23.10.2012. S. 76.
373	 Akte 19, Bl. 17f. (VS-Vertraulich).
374	 Dr. Weber, 19.12.2012; S. 59.
375	 Dr. Weber, 19.12.2012, S.59.
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B.1.3.2.1. Trifft es zu, dass in Coburg anlässlich des Kon-
zerts eines rechtsextremen Liedermachers Ende 1998 
oder Anfang 1999 Spenden für die Untergetauchten ge-
sammelt worden sind und falls ja, wann haben bayeri-
sche Sicherheitsbehörden hiervon Kenntnis erlangt?

Es liegen nach Aktenlage keine Erkenntnisse der Sicherheits-
behörden darüber vor, dass Spenden für die Untergetauchten 
bei dem Konzert in Coburg gesammelt worden sind. 

Der Zeuge FORSTER gab an, es sei ihm bekannt, dass ein 
solches Konzert in Coburg stattgefunden habe. Er könne 
sich jedoch nicht erinnern, dass dabei gezielt für das un-
tergetauchte Trio gesammelt worden sei. Bei Konzerten im 
rechten Spektrum seien häufiger Spendenaktionen durchge-
führt worden. Die Zielrichtung und ob für das Trio gesam-
melt worden sei, sei ihm nicht bekannt gewesen. 376

Der Zeuge HEGLER sagte aus, er wisse, dass es bei rechtsex-
tremen Konzerten oder Musikveranstaltungen Sammlungen 
gegeben habe, die aber in der Regel für die Finanzierung des 
Liedermachers oder der Band genutzt worden seien. Über 
Spenden, die in Coburg speziell für das NSU-Trio gesam-
melt worden seien, sei ihm nichts bekannt. 377

B.1.3.2.2. Hatten bayerische Sicherheitsbehörden 
Kenntnis davon, dass in der rechtsextremistischen Szene 
ein Spiel namens „Pogromly“ verkauft wurde und der 
Erlös für die untergetauchten Personen bestimmt war 
und falls ja, was haben sie in diesem Zusammenhang un-
ternommen?

Es liegen nach Aktenlage keine Erkenntnisse der Sicherheits-
behörden darüber vor, dass Spenden für die Untergetauchten 
bei den Konzerten in Coburg gesammelt worden sind. Der 
MAD hatte allerdings Kenntnis darüber, dass das Spiel ver-
kauft wurde, um die „Bombenbastler“ zu unterstützen.378 Ob 
diese Information an die bayerischen Sicherheitsbehörden 
weitergegeben worden war, geht aus den Akten nicht hervor.

Auch der Zeuge HEGLER sagte vor dem Untersuchungsaus-
schuss aus, dass dem Landesamt für Verfassungsschutz das 
Spiel „Pogromly“ nicht bekannt gewesen sei.379

B.1.4. Hatte das Landesamt für Verfassungsschutz Kon-
takt zu dem als „Quelle 2045“ bzw. „Quelle 2150“ des 
Thüringischen Landesamts für Verfassungsschutz be-
zeichneten V-Mannes Tino Brandt, insbesondere wäh-
rend seines Aufenthalts in Bayern und falls ja, welche 
Informationen hat das Landesamt für Verfassungsschutz 
von ihm vor und nach dem 26.01.1998 insbesondere über 
den Verbleib der untergetauchten Personen und ihrer 
Unterstützer in Bayern erhalten?

In den Akten finden sich keine Hinweise darauf, dass Tino 
Brandt für den bayerischen Verfassungsschutz gearbeitet hat. 
Hinweise, ob Herr Brandt Informationen über das unterge-

376	 Forster, 09.10.2012, S. 74.
377	 Hegler, 23.10.2012, S.72.
378	 Akte 245, Bl. 54 (Akte- VS-Vertraulich).
379	 Hegler, 23.10.2012, S.72.

tauchte Trio an das Landesamt für Verfassungsschutz weiter-
geleitet hat, ergeben sich nicht aus den Akten.

Fest steht, dass dem bayerischen Verfassungsschutz Tino 
Brandt als Person und als Rechtsextremist bekannt war. 
Im Rahmen der Berichterstattung wurde dem bayerischen 
Verfassungsschutz mitgeteilt, dass es sich bei Herrn Brandt 
um eine rechtsextremistische Person mit fremdenfeindli-
cher Einstellung handeln würde. Bekannt war auch, dass er 
Gründer und Organisator der „Anti-Antifa- Ostthüringen“ 
und in einschlägigen Zeitschriften namentlich und mit An-
schrift aufgeführt war.380 Ferner wusste der bayerische Ver-
fassungsschutz über die persönlichen Daten, Wohnorte in 
Bayern und Thüringen sowie seine Arbeitsstelle in Coburg 
Bescheid. Auf Grund der Berichterstattung war auch be-
kannt, dass Tino Brandt an Veranstaltungen der NPD in 
Coburg und Thüringen sowie des Thüringer Heimatschutzes 
teilgenommen hat und im Rahmen einer Wohnungsdurch-
suchung in Coburg und Thüringen u.a. Nazi-Plakate und 
Aufkleber sichergestellt worden waren.381 Der bayerische 
Verfassungsschutz hatte aufgrund der Berichterstattung auch 
Kenntnis darüber, dass Herr Brandt bei einer Auseinander-
setzung in Thüringen im Jahr 1996 aktiv beteiligt war und 
hierbei auch Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe ermittelt 
wurden.382

Der Zeuge FORSTER führte aus, dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz sei bekannt gewesen, dass Tino Brandt ein 
V-Mann des Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz 
gewesen sei. Woher diese Kenntnis stamme, wisse er nicht. 
Von Seiten des Landesamts für Verfassungsschutz hätte man 
Brandt nie als V-Mann geführt, da dieser in der Thüringer 
Neonaziszene die absolut führende Figur gewesen sei.383 Er 
habe ein Gespräch mit dem Präsidenten des Thüringer Lan-
desamtes für Verfassungsschutz, Herrn Roewer, geführt, mit 
dem Inhalt, dass Tino Brandt seine Aktivitäten in Bayern 
einstellen solle. Daraufhin habe Tino Brandt seine Aktivi-
täten reduziert beziehungsweise wieder nach Thüringen ver-
lagert und sei somit nicht mehr der bayerischen Zuständig-
keit unterlegen. 384

Der Zeuge HEGLER sagte aus, dass Tino Brandt ein füh-
render Mann im „Thüringer Heimatschutz“ gewesen sei 
und sich in Bayern aufgehalten habe. Entsprechende Akti-
vitäten von Tino Brandt habe man versucht zu unterbinden. 
Man habe das Landesamt für Verfassungsschutz Thüringen 
gebeten, Tino Brandt aus Bayern zurückziehen, damit er 
in Bayern keine politischen Aktivitäten entwickeln könne. 
Dies sei auch erfolgreich gewesen, da es keine Hinweise auf 
Aktivitäten des „Fränkischen Heimatschutzes“, deren Initi-
ator zunächst Brandt war, mehr gegeben habe. Erst im Jahr 
1999/2000 habe es eine neue Gruppierung von ungefähr 50 

380	 Akte 08/BY-2/Anlagen/2.Teillieferung_3.2Band_PP Oberfranken, 	
S. 446.

381	 Akte 08/BY-2/Anlagen/2.Teillieferung_3.2.Band_PP Oberfranken, 	
S. 221.

382	 Akte 08/BY-2/Anlagen/2.Teillieferung_3.2Band_PP Oberfranken, 
S.303.

383	 Forster, 09.10.2012, S. 30.
384	 Forster, 09.10.2012, S. 25.



Drucksache 16/17740	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Seite 85 Drucksache 16/17740	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Seite 85 

Skinheads mit dem Namen „Fränkischer Heimatschutz“ ge-
geben. 385

Auf die Frage, ob ihm der Name Tino Brandt im Zusam-
menhang mit der „Operation Rennsteig“ etwas sage, gab der 
Zeuge WINGERTER an, dass er lediglich wisse, dass es sich 
bei Tino Brandt um einen V-Mann des Thüringer Verfas-
sungsschutzes handele, der dem Landesamt für Verfassungs-
schutz nicht aufgefallen sei .386

B.1.5. Hatten bayerische Sicherheitsbehörden Kenntnis 
von den Aktivitäten des bekennenden Neonazis Gerhard 
Ittner, der wenige Tage vor dem ersten Mordanschlag in 
Nürnberg u.a. ein Flugblatt mit dem Text „1. September 
2000, von jetzt an wird zurückgeschossen“ verteilt hat?

Aus den Akten ergeben sich Hinweise, dass den bayerischen 
Sicherheitsbehörden bekannt war, dass Gerhard Ittner am 
26.08.2000 in Nürnberg ein Flugblatt verteilt hat, in dem 
unter dem Titel „Unternehmen Flächenbrand“ die Nachricht 
„1.September 2000, von jetzt an wird zurückgeschossen“ 
ausgegeben wurde. Die Flugblattaktion zog auch ein Ermitt-
lungsverfahren nach sich. Dies ergibt sich aus den Aktenbe-
ständen der PP Mittelfranken an die Staatsanwalt Nürnberg-
Fürth.387

Der Zeuge FORSTER gab an, dass dem Landesamt für 
Verfassungsschutz Gerhard Ittner bekannt gewesen sei und 
dieser Zielperson von Beobachtungen gewesen sei. Zu dem 
„Unternehmen Flächenbrand“ und der Flugblattverteilaktion 
könne er in Zusammenhang mit Gerhard Ittner keine An-
gaben machen.388

B.1.6. Hatten bayerische Sicherheitsbehörden Kennt-
nisse über die Verbindungen des Verlegers Peter Dehoust 
zu den Untergetauchten und eventueller Geldzahlungen 
für und an die Gesuchten?

Unmittelbare Erkenntnisse der bayerischen Sicherheitsbe-
hörden über Verbindungen von Herrn Dehoust zu den Unter-
getauchten und evtl. Geldzahlungen an das Trio ergeben sich 
nach Aktenlage nicht.

Der Zeuge FORSTER gab an, er habe zwar gewusst, dass 
Peter Dehoust an Tino Brandt 1.500 DM gezahlt habe, damit 
dieser ein Grundstück für eine rechtsextremistische Grup-
pierung in Thüringen kaufen könne. Ob diese Zahlung dazu 
gedient habe, das NSU Trio zu unterstützen, sei ihm nicht 
bekannt. 389

Der Zeuge HEGLER berichtete, dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz sei nicht bekannt gewesen, dass von Peter De-
houst oder seitens seines Verlages „Nation Europa“, der in 

385	 Hegler, 23.10.2012, S. 45.
386	 Wingerter, 09.10.2012, S. 88.
387	 Akte 111/5, PP Mittelfranken, Beweisbeschluss Nr.6, Bl. 1563 ff.
388	 Forster , 09.10.2012, S. 73.
389	 Forster, 09.10.2012, S. 73.

Coburg angesiedelt gewesen sei, Finanzierungen an das Trio 
erfolgt seien.390

B.1.7. Hatten bayerische Sicherheitsbehörden Informa-
tionen über ungeklärte Banküberfälle vom 06.10. und 
27.10.1999 in Chemnitz und über weitere zwölf später 
begangene Banküberfälle und die jeweilige Vorgehens-
weise der Täter hierbei?

Aus den Akten ergibt sich nicht, dass bayerischen Sicher-
heitsbehörden Informationen über die o.g. Banküberfälle 
vorlagen.

Der Zeuge HEGLER gab an, dass dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz die Raubüberfälle nicht bekannt gewesen 
seien. 391

Weiterhin konnte keiner der befragten bayerischen Polizei-
beamten Angaben zu den Banküberfällen machen392.

B.1.8. Trifft es zu, dass das Landesamt für Verfassungs-
schutz am 06.10.2003 ein Schreiben des Thüringer Lan-
desamts für Verfassungsschutz an das Bundesamt für 
Verfassungsschutz zur Vorbereitung einer Tagung mit 
dem Thema „Gefahr der Entstehung weiterer terroristi-
scher Strukturen in der BRD“ nachrichtlich erhalten hat 
und dass in diesem Zusammenhang der Fall der seit dem 
26.01.1998 untergetauchten Personen erwähnt worden 
ist?

Dem Landesamt für Verfassungsschutz liegt dieses Sch-
reiben nicht vor. Laut dem Protokoll zur Arbeitstagung und 
der beigefügten Anlage vom 08.10.2003 ergibt sich aber, 
dass das Thüringer Landesamt für Verfassungsschutz über 
die untergetauchten Personen Hinweise gegeben hat.393 Wei-
terhin werden die untergedachten Personen im Rahmen des 
Rohrbombenanschlages in Jena in zwei Ausgaben der Bro-
schüre BfV-Spezial erwähnt.394

Der Zeuge JÄGER sagte dazu aus, dass im Vorfeld zur 
Tagung vom Bundesamt für Verfassungsschutz Anfragen an 
andere Landesämter für Verfassungsschutz bezüglich der in 
den einzelnen Ländern vorhandenen Gruppierungen gestellt 
worden seien und die Landesämter dies beantwortet hät-
ten.395 Er bestätigte, dass die untergetauchten Personen auf 
den von den Ländern gemeldeten Gruppierungen enthalten 
waren.396

390	 Hegler, 23.10.2012, S. 72.
391	 Hegler, 23.10.2012, S. 73.
392	 Befragte Polizeibeamten: Kammermeier am 16.10.2012, Kell-

ner, Vögeler, Stich, Weinmann( alle am 22.01.2013), Störzer, Kie-
nel, Keller, Hänßler (alle am 05.02.2013), Wilfing, Hausch Pickert 
(alle am19.02.2013) Geier am 20.02.2013, Mähler, Horn (alle am 
06.03.2013), Witkowski, Hirschmann (alle am19.03.2013), Pfister, 
Schabel (alle am 21.03.2013).

393	 Akte 20 (Akte – geheim).
394	 Akte 216, BfV-Spezial Nr. 19 Bl. 19; Nr. 21 Bl. 73 (Akte – VS-

Vertraulich).
395	 Jäger, 25.04.2013, S.4.
396	 Jäger, 25.04.2013, S. 10.
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B.2. Welche Aktivitäten haben welche bayerischen Si-
cherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie ihre je-
weils vorgesetzten Dienststellen und die Staatsregierung 
nach dem ersten Mordanschlag vom 09.09.2000 in Nürn-
berg (Opfer: Enver Simsek) entwickelt?

B.2.1. Wer war bei der StA Nürnberg-Fürth zuständig 
für die Ermittlungen zur Aufklärung des Mordes an 
Enver Simsek?

Der Zeuge Dr. Kimmel sagte aus, dass im Mordfall 
Simsek zunächst Oberstaatsanwalt Knorr zuständig gewesen 
sei. Der Behördenleiter habe ihm dann nach dem zweiten 
Mord an Abdurrahim Özüdogru die einheitliche Sachbear-
beitung übertragen. 397

B.2.2. Wie war die Sonderkommission (SoKo) „SIMSEK“ 
beim Polizeipräsidium Mittelfranken personell besetzt?

Aus einem Sachstandsbericht der Kriminaldirektion Nürn-
berg an das Polizeipräsidium Mittelfranken vom 29. Sep-
tember 2000 ergibt sich, dass zu diesem Zeitpunkt die bei 
der Kriminaldirektion Nürnberg eingerichtete Sonderkom-
mission Simsek mit ca. 30 Beamten der Kriminaldirektion 
und Polizeidirektion Nürnberg besetzt gewesen sei.398

Laut dem Zeugen Störzer habe die SoKo Simsek in den 
ersten Tagen aus rund 20 Beamten bestanden und sei dann 
sukzessive auf circa 30 Beamte aufgestockt worden.399

Laut dem Zeugen VÖGELER seien es zunächst 18 und 
später 30 Beamte gewesen.400

B.2.3. Welche Ermittlungsmaßnahmen (Spurenauswer-
tung, Zeugenbefragung, Rasterfahndungen, TKÜ, Ein-
satz verdeckter Ermittler etc.) sind ergriffen worden und 
mit welchem Ergebnis?

Der Zeuge Vögeler führte hierzu aus:

Zunächst habe es eine gründliche Tatortaufnahme gegeben: 
Das Fahrzeug, in dem Enver Simsek erschossen wurde, sei 
sichergestellt worden. Hier seien über Wochen Spurensiche-
rungsmaßnahmen durchgeführt worden, um möglicherweise 
Fingerabdrücke, DNA-Spuren und Ähnliches zu finden. 

Weiter hätte die Polizei am Tatort Projektile und Patronen-
hülsen sicherstellen können. Durch eine Untersuchung im 
BKA sei dann festgestellt worden, dass als Tatwaffe eine 
Ceska Typ 83, Kaliber 7,65 Millimeter, verwendet worden 
sei und auch noch eine zweite Waffe, eine kleinere Pistole 
mit dem Kaliber 6,35 Millimeter. Man habe dann über-
prüft, ob mit dieser Waffe schon andere Tötungsdelikte oder 

397	 Dr. Kimmel, 10.4.2013, S. 3-4.
398	 Akte Nr. 08 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\StMI-.

Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\1.IC5-1116.14-186_Band_1, Blatt 
0026 f.

399	 Störzer, 5.2.2013, S. 6.
400	 Vögeler, 22.01.2013, S. 50.

andere Straftaten verübt worden seien. Das sei aber nicht der 
Fall gewesen. 

Außerdem habe man Reifenspuren, Fußabdruckspuren und 
Ähnliches gesichert.

Um mögliche Zeugen zu finden, habe man mehrere Befra-
gungsaktionen in der Umgebung des Tatorts durchgeführt 
und habe dabei verschiedene Zeugen feststellen können, die 
Wahrnehmungen gemacht hätten.401 
Es seien auch verschiedene Fingerabdrücke gefunden 
worden, die aber Berechtigten zugeordnet werden hätten 
können.402

Auf Nachfrage, ob auch die Familie befragt worden sei, er-
klärte der Zeuge VÖGELER, dass die Familie simsek aus-
führlich vernommen worden sei. 

Hieraus hätten sich verschiedene Hinweise auf Tatmotive er-
geben, die sich aber alle als nicht zutreffend erwiesen hätten:

So habe es als Erstes die Information gegeben, dass ein 
Großhandelskonkurrent des Enver Simsek, angeblich einen 
Killer gesucht hätte, der ihn umbringe. Dieser Spur sei man 
mit einem erheblichen Arbeitsaufwand nachgegangen.403

Auf Nachfrage, ob die türkische Herkunft des Opfers als 
Motiv in Betracht gezogen worden sei, erklärte der Zeuge 
VÖGELER, dass diese Ermittlungsrichtung innerhalb der 
SoKo sehr wohl diskutiert worden sei, und zwar in Richtung 
Familie, in Richtung Organisierte Kriminalität und in Rich-
tung Rauschgifthandel. Auch in Richtung Fremdenfeindlich-
keit sei innerhalb der SoKo diskutiert worden, man habe hier 
aber keine Ermittlungsansätze finden können. 404

Man habe andere Spuren gehabt, für die es konkrete Ermitt-
lungsansätze gegeben habe. Es habe aber keine Hinweise 
gegeben, dass der Grund für dieses Tötungsdelikt im rechten 
Bereich zu suchen wäre. Das sei zwar trotzdem intern auch 
diskutiert worden, aber letztlich wieder verworfen wor-
den.405 Man habe das immer wieder diskutiert, aber keine 
weiteren Maßnahmen ergriffen.406 Belege für diese Diskus-
sionen finden sich nicht in den Akten.

Man sei auch gewissen Spuren in der Familie nachgegangen, 
habe aber niemals einen Familienangehörigen als Beschul-
digten geführt. Es habe kein Verfahren bei der Familie 
Simsek gegeben und auch nicht bei den entfernteren Ange-
hörigen. Letztendlich sei diese Ermittlungsrichtung Familie 
noch im Herbst 2000 abgelegt und definitiv ausgeschieden 
worden.407

401	 Vögeler, 22.01.2013, S. 50f.
402	 Vögeler, 22.01.2013, S. 54.
403	 Vögeler, 22.01.2013, S. 55 f.
404	 Vögeler, 22.01.2013, S. 60 f.
405	 Vögeler, 22.01.2013, S. 61.
406	 Vögeler, 22.01.2013, S. 77.
407	 Vögeler, 22.01.2013, S. 77 f.
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Als Beispiel für die Ermittlungsmaßnahmen in der Familie 
nannte der Zeuge TKÜ-Maßnahmen bei der Witwe und dem 
Schwager des Mordopfers.408

Der Zeuge Störzer erklärte, dass ein eigener Ermitt-
lungsweg in Richtung Rechtsextremismus nicht verfolgt 
worden sei. Dies habe den einfachen Grund, dass es genü-
gend Spuren gegeben habe, bei denen auch Hinweise und 
Anhaltspunkte vorhanden gewesen seien.409

Man habe sich in den ersten Tagen darauf konzentriert, so 
schnell wie möglich in Schlüchtern und in Friedberg Ermitt-
lungen im Umfeld des Wohn- und Geschäftsortes zu täti-
gen.410 Hinweise in die Richtung eines ausländerfeindlichen 
Hintergrunds habe es nicht gegeben.411 Der Zeuge ergänzte, 
dass es eine Einzelfallbetrachtung sei. Man müsse jeden Fall 
für sich anschauen, bei jedem Tötungsdelikt – Versuch oder 
vollendet – werde nicht automatisch ein ausländerfeindlicher 
Hintergrund ermittelt oder in Erwägung gezogen. Da müsse 
schon mehr dazukommen.412

Der Zeuge schilderte sodann verschiedene Spuren, für die 
es konkrete Anhaltspunkte und Hinweise gegeben und aus 
den man schließlich geschlossen habe, dass die Tat einen 
Hintergrund in Rauschgiftgeschäften oder der organisierten 
Kriminalität haben könnte.413

Als ein Beispiel für die Ermittlungsmaßnahmen im famili-
ären Umfeld des Mordopfers nannte der Zeuge eine Abhör-
maßnahme im Fahrzeug der Witwe.414

Dies bestätigte auch der Zeuge DR. KIMMEL.415 

B.2.3.1. Was haben die objektiven Spuren und Zeugenbe-
fragungen ergeben? 

Letztlich haben alle objektiven Spuren und Zeugenbefra-
gungen zu keinem Ermittlungserfolg geführt.

B.2.3.2. Ist das BKA in die Ermittlungen eingebunden 
worden und falls ja, in welcher Weise und falls nein, 
warum nicht?

Das BKA hat die am Tatort aufgefundenen Munitionsteile 
kriminaltechnisch untersucht (siehe oben 2.3). Über eine da-
rüber hinausgehende Beteiligung des BKA vor Bildung der 
SoKo „Halbmond“ (Besprechung vom 12.09.2001) konnten 
durch den Untersuchungsausschuss keine Erkenntnisse ge-
wonnen werden. 

408	 Vögeler, 22.01.2013, S. 78
409	 Störzer, 05.02.2013, S. 12.
410	 Störzer, 05.02.2013, S. 12 – 13.
411	 Störzer, 05.02.2013, S. 13.
412	 Störzer, 05.02.2013, S. 15.
413	 Störzer, 05.02.2013, S. 35 – 38; Prot. 5.2.2013 – nicht öffentlich, S. 19 

f.
414	 Störzer, 05.02.2013, S. 17
415	 Dr. Kimmel,10.04.2013, S. 16.

B.2.4. Hat die StA über die Ermittlungen an den GenStA 
berichtet und sind von dort Weisungen zu den Ermitt-
lungen erteilt oder Hinweise gegeben worden und falls ja, 
mit welchem Inhalt?

Nach Aktenlage berichtete die Staatsanwaltschaft München I 
erstmals am 19.09.2001 an den Generalstaatsanwalt in Mün-
chen.416

Im Übrigen siehe Antworten zu 3.8.1.

B.2.5. Hat die SoKo „SIMSEK“ an das LKA und das 
StMI berichtet und falls ja, wer war dort zuständig und 
sind Weisungen zu den polizeilichen Ermittlungen erteilt 
oder Hinweise gegeben worden und falls ja, mit welchem 
Inhalt?

Siehe Antworten zu 3.8.3.

B.2.6. Wer hatte im StMI, beim LKA, bei der SoKo 
„SIMSEK“ und bei der StA Nürnberg-Fürth Kenntnis 
von der handschriftlichen Anmerkung „Bitte genau be-
richten. Ist ausländerfeindlicher Hintergrund denkbar?“ 
des damaligen StMI Dr. Beckstein am Rande eines Zei-
tungsartikels erhalten und wie haben das StMI, die Poli-
zeibehörden und die StA hierauf reagiert und trifft es zu, 
dass der damalige StMI Dr. Beckstein im Jahr 2006 noch 
einmal eine entsprechende handschriftliche Anmerkung 
auf einen Pressebericht gesetzt hat?

Zeitungsartikel vom 12.09.2000

Nach Aktenlage notierte der damalige Staatsminister Dr. 
Beckstein auf einem Zeitungsartikel der Nürnberger Nach-
richten vom 12.09.2000: „IC: Bitte mir genau berichten. Ist 
ausländerfeindlicher Hintergrund denkbar? B 12/9“. Am 
Rande des Zeitungsartikels findet sich dann noch ein wei-
terer Vermerk „in meiner Nachbarschaft“.417

Mit Schreiben vom 05.10.2000 legte das Referat IC5, ver-
treten durch den Zeuge Dathe „zu dem handschriftlichen 
Auftrag des Herrn Staatsministers“ dem Ministerbüro einen 
zweiseitigen Sachstandsbericht der Kriminaldirektion Nürn-
berg vor. Das Informationsschreiben an das Ministerbüro 
enthält den ausdrücklichen Hinweis, dass derzeit keine An-
haltspunkte für einen ausländerfeindlichen Hintergrund der 
Tat bestehen.418

Der Zeuge DATHE gab hierzu an, dass man die Anfrage 
des Staatsministers weitergegeben und mit entsprechendem 
Nachdruck in der ermittlungsführenden Dienststelle einge-
bracht habe. Die Antwort sei gewesen, dass ein fremden-
feindlicher Hintergrund geprüft worden sei, es aber keine 

416	 Akte Nr. 378, Bl. 2 ff.
417	 Akte Nr. 08 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\StMI-

Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\1.IC5-1116.14-186_Band_1, Blatt 
0002.

418	 Akte Nr. 08 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\StMI-
Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\1.IC5-1116.14-186_Band_1, Blatt 
0023 ff.
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Hinweise gebe, die eine solche Motivlage ermittlungsmäßig 
untermauern würde.419 Wer letztlich in der Mitarbeiterschaft 
der Sonderkommission von der Notiz auf dem Zeitungs-
artikel selbst Kenntnis gehabt hätte, entziehe sich seiner 
Kenntnis.420

Der Zeuge Vögeler gab an, dass er konkret diesen Zei-
tungsartikel nicht gesehen habe.421 Auf Nachfrage, ob man 
den handschriftlichen Vermerk des Innenministers nicht zum 
Anlass für Ermittlungsmaßnahmen genommen habe, sagte 
der Zeuge, man habe dieses Motiv auch vorher schon dis-
kutiert, im Vergleich auch zu den anderen Ermittlungsrich-
tungen. Aber man habe hier keine Ansätze gesehen und habe 
auch keine konkreten Personenüberprüfungen oder andere 
Ermittlungen geführt. Parallel sei eine allgemeine Anfrage 
an das Landesamt für Verfassungsschutz gelaufen.422 Der 
Zeuge verneinte nochmals die Nachfrage, ob ihm eine Ak-
tennotiz des Innenministers bekannt sei.423

Der Zeuge Störzer erklärte, dass er den Zettel mit einer 
handschriftlichen Notiz des Innenministers gestern (= 
04.02.2013) das erste Mal gesehen habe.424 Auf Nachfrage, 
ob er eine Zeitungsnotiz mit der Anmerkung „Ist da frem-
denfeindlicher Hintergrund möglich? Bitte mir genau be-
richten!“ des Innenministers gesehen habe, gab der Zeuge 
an, davon sei ihm nichts bekannt.425

Der Zeuge Kienel erklärte, von dem Vermerk, den der 
damalige Innenminister Herr Beckstein gemacht habe, erst 
später erfahren zu haben und zwar aus der Presse.426

Der Zeuge Wilfling erklärte auf die Nachfrage, dass ihm 
die Notiz des damaligen Innenministers Dr. Beckstein nicht 
bekannt sei. Die Aktennotiz sei nicht zu ihm vorgedrun-
gen.427

Der Zeuge Mähler erklärte auf Nachfrage, dass er wäh-
rend seiner Zeit bei der BAO „Bosporus“ von diesem Ver-
merk nichts gewusst habe. Er habe von dem Vermerk erst-
mals im Vorlauf auf seine Vernehmung im Untersuchungs-
ausschuss des Bundestages erfahren.428 

Zeitungsartikel vom 07.05.2006

In den Akten befindet sich ein weiterer Zeitungsartikel aus 
der „Bild am Sonntag“ vom 07.05.2006, auf dem der dama-
lige Innenminister Dr. Beckstein handschriftlich vermerkt 
hat: „Könnte bei den Türken-Morden Fremdenfeindlichkeit 
das Motiv sein?“429

419	 Dathe, 23.04.2013, S. 11 f.
420	 Dathe, 23.04.2013, S. 38.
421	 Vögeler, 22.01.2013, S. 63.
422	 Vögeler, 22.01.2013, S. 67.
423	 Vögeler, 22.01.2013, S. 115.
424	 Störzer, 05.02.2013, S. 25.
425	 Störzer, 05.02.2013, S. 50.
426	 Kienel, 05.02.2013, S. 85, 86 f.
427	 Wilfling, 19.02.2013, S. 38.
428	 Mähler, 06.03.2013, S. 58.
429	 Akte Nr. 08 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\StMI-

Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\ 4. BAO_Bosporus_I, Bl. 0183.

Mit Schreiben vom 18.05.2006 bat das Ministerbüro da-
raufhin die Abteilung I C des Innenministeriums um ein 
Stellungnahme zu den Anmerkungen des Ministers. Diesem 
Schreiben lag der Zeitungsartikel als Anlage bei.430

Mit Email vom 24.05.2006 forderte das Referat I C 5 eine 
Stellungnahme des Polizeipräsidiums Mittelfranken an. 
Nach Aktenlage war dieser Email der Zeitungsartikel nicht 
beigefügt.431

Das Referat IC 5 des Staatsministeriums des Innern beant-
wortete die Anfrage des Staatsministers sodann mit einer 
ausführlichen Stellungnahme vom 13.06.2006, in der die Er-
gebnisse der 2. Operativen Fallanalyse dargelegt wurden.432

B.2.7. Hat sich die SoKo „SIMSEK“ wegen der Aufklä-
rung des Mordes an das Landesamt für Verfassungs-
schutz gewandt und falls ja, mit welchem Ansinnen und 
falls nein, warum nicht?

Der Zeuge Vögeler gab an, die Soko Simsek habe mehr-
fach Anfragen zur Abklärung beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz gestartet. Diese Anfragen hätten aber auf 
Erkenntnisse über das Mordopfer gezielt. Eine konkrete 
Anfrage zu einem möglichen rechtsextremistischen Hinter-
grund der Tat habe es nicht gegeben.433 Er habe sich aber 
schon erwartet, dass das Landesamt für Verfassungsschutz 
von sich aus entsprechende Erkenntnisse mitteile, sofern 
diese dort vorhanden seien.434

Der Zeuge Stich erklärte, dass er nach der Tat an Herrn 
Simsek am 9.9.2000 am 11.9.2000 von seinem Kommissari-
atsleiter angewiesen worden sei, sich mit dem Kommissariat 
11 in Verbindung zu setzen, um den Sachverhalt über die Tat 
und Opferpersonalien zu eruieren, damit man sofort staats-
schutzmäßige Anfragen durchführen könne. Danach habe 
sein K-Leiter aber die Erkenntnisanfragen beim Landesamt 
für Verfassungsschutz übernommen. Ergebnis sei gewesen, 
dass über das Opfer keine Erkenntnisse im staatsschutzmä-
ßigen Bereich vorlägen. 

B.2.8. Hat sich das Landesamt für Verfassungsschutz 
nach dem Mordanschlag vom 09.09.2000 in Nürnberg 
auf eigene Initiative, ohne entsprechende Anfrage der 
SoKo „SIMSEK“ um Informationen über einen eventu-
ellen rechtsextremistischen und/oder ausländerfeindli-
chen Hintergrund des Mordes bemüht und falls ja, auf 
Grund welcher Umstände und mit welchen Ergebnissen 
und wie sind ggf. die Erkenntnisse verwertet worden?

Der Zeuge FORSTER berichtete, dass das Landesamt für 
Verfassungsschutz nach dem Mord an Enver Simsek Quellen 

430	 Akte Nr. 08 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\StMI-
Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\ 4. BAO_Bosporus_I, Bl. 0182.

431	 Akte Nr. 08 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\StMI-
Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\ 4. BAO_Bosporus_I, Bl. 00205 ff.

432	 Akte Nr. 08 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\StMI-
Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\ 4. BAO_Bosporus_I, Bl. 00277 ff.

433	 Vögeler, 22.01.2013, S. 61.
434	 Vögeler, 22.01.2013, S. 62.
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im rechtsextremistischen Bereich befragt habe. Diese Befra-
gungen seien aber negativ verlaufen.435 

Wann und in welchem Umfang diese Befragungen statt-
gefunden haben, konnte in den Akten nicht nachvollzogen 
werden, da hierüber keine Dokumentationen vorhanden sind.

B.3. Welche Aktivitäten haben welche bayerischen Si-
cherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie die je-
weils vorgesetzten Dienststellen und die Staatsregierung 
nach den Mordanschlägen vom 13.06.2001 in Nürnberg 
(Opfer: Abdurrahim Özüdogru) und vom 29.08.2001 
in München (Opfer: Habil Kilic) sowie den weiteren 
Mordanschlägen vom 27.06.2001 in Hamburg und vom 
25.02.2004 in Rostock entwickelt?

B.3.1. Wer war bei den Staatsanwaltschaften Nürnberg-
Fürth und München I zuständig für die Ermittlungen 
zur Aufklärung der Morde an Abdurrahim Özüdogru 
und Habil Kilic?

Mordfall Özüdogru: OStA Dr. Walter Kimmel (Staatsanwalt-
schaft Nürnberg Fürth);
Mordfall Kilic: Bis 28. Februar 2002 StAGrL Peter Boie, 
ab 15. April 2002 StAGrL Dr. Wolfgang Beckstein, ab März 
2005 StAGrL Bott (Staatsanwaltschaft München I)436.

Hinweis: Am 24.06.2005 hat das StMJV entscheiden, dass 
die Münchner Verfahren von der Staatsanwaltschaft Nürn‑
berg-Fürth übernommen werden. Ab diesem Zeitpunkt be‑
stand keine Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft München 
I mehr437.

B.3.2. Wie waren die SoKo „Schneider“ beim PP Mittel-
franken und die Mordkommission 5 der Münchner Kri-
minalpolizei jeweils personell besetzt?

Der Kern der SOKO „Schneider“ habe aus ungefähr 20-30 
Leuten bestanden, so der Zeuge STÖRZER. Dies sei eine 
übliche Größenordnung gewesen. Die Sonderkommissionen 
seien aber immer wieder temporär, auch teils massiv, aufge-
stockt worden. Es seien hierzu geschlossene Einheiten zuge-
führt worden über einen Zeitraum von 3-4 Tagen, die dann 
aber auch wieder abgezogen worden seien.438

Der Zeuge Vögeler gab an, dass anfangs 18 Beamte in 
der SoKo „Schneider“ tätig gewesen seien, diese dann aber 
auf 30 Beamte aufgestockt worden sei.439

Über die personelle Besetzung der Mordkommission 5 in 
München hat der Untersuchungsausschuss keine Erkennt-
nisse.

B.3.3. Welche Ermittlungsmaßnahmen (Spurenauswer-
tung, Zeugenbefragung, Rasterfahndungen, TKÜ, Ein-

435	 Forster, 09.10.2013, S. 35.
436	 Akte Nr. 8/BY3, Schreiben des STMJV vom 04.04.2012, S. 6; Boie, 

Prot. 09.04.2013, S. 72f.
437	 Boie, 09.04.2013, S. 74.
438	 Störzer, 05.02.2013, S. 61.
439	 Vögeler, 22.01.2013, S. 50.

satz verdeckter Ermittler etc.) sind ergriffen worden und 
mit welchem Ergebnis?

Mordfall Özüdogru/SoKo „Schneider“

Laut Sachstandsbericht vom 23.07.2001 habe die SoKo 
„Schneider“ in möglichen Gebrauchtwagengeschäften des 
Opfers ein mögliches Tatmotiv gesehen. Auch eine Verstri-
ckung in Rauschgiftgeschäfte wurde zunächst für möglich 
gehalten. Anhaltspunkte für eine politisch oder religiös mo-
tivierte Tat hätten sich nicht ergeben.440

Neben den üblichen Ermittlungen seien umfangreiche Er-
mittlungen in der Umgebung des Tatorts, sowie auch im 
persönlichen Umfeld des Tatopfers durchgeführt worden. Es 
sei auch eine Belohnung zur Ergreifung des Täters von 5000 
DM ausgesetzt worden. Auch sei bereits in diesem Stadium 
der Ermittlungen die Operative Fallanalyse einbezogen wor-
den.441

Gefragt nach der Intensität der Ermittlungen im sozialen 
Umfeld der Mordopfer Simsek und Özüdogru gab der Zeuge 
Störzer an, dass die Ermittlungen sehr intensiv gewesen 
sein, weil es genügend Ermittlungsansätze gegeben habe, die 
die Länge und Intensität dieser Ermittlungen gerechtfertigt 
hätten.442

Der Zeuge KIENEL konnte sich an mehrere Befragungsak-
tionen im Umfeld des Tatorts des Mordfall Özüdogru erin-
nern, an denen er teilgenommen habe.443 Man habe auch eine 
Tatortrekonstruktion mit Schusswaffenproben durchgeführt. 
Außerdem habe man eine Befragung in der Firma durchge-
führt, in der das Mordopfer gearbeitet habe.444 Er habe auch 
die Frau und die Tochter des Mordopfers als Zeuginnen ver-
nommen. 445

Mordfall Kilic/Mordkommission 5

Nach dem Sachstandsbericht vom 29.05.2002 habe die Mord-
kommission 5 bis dato zu folgenden Motivlagen ermittelt:446

•	� Raubmord
•	� Beziehungstat
•	� Außereheliche Beziehung
•	� Glücksspiele
•	� Schutzgelderpressung
•	� Politische oder religiöse Hintergründe
•	� Drogenhandel

Der Bericht kam damals zu dem Ergebnis, dass die Opfer 
einen Bezug zur Drogenszene gehabt haben dürften. Eine 

440	 Akte Nr. 8 (DVD)/ohne Beschluss/STMI_Akten/2_Anlagen/1. Über-
sendung/2. IC5-1116.14-227_Mord Kilic, Bl. 0034 ff.

441	 a.a.O.
442	 Störzer, 05.02.2013, S. 56.
443	 Kienel, 05.02.2013, S. 72 und S. 74.
444	 Kienel, 05.02.2013, S. 74.
445	 Kienel, 05.02.2013, S. 75.
446	 Akte Nr. 8 (DVD)/ohne Beschluss/STMI_Akten/2_Anlagen/1. Über-

sendung/2. IC5-1116.14-227_Mord Kilic, Bl. 0251 bis 0260.
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Klärung der Tat auf regionaler Ebene wurde für nicht mög-
lich gehalten.447

Der Zeuge Wilfling schilderte die Ermittlungen direkt 
nach der Tat. Es hätten die bei Tötungsdelikten üblichen Er-
mittlungen begonnen. Das Eine seien der Tatort, der Sach-
beweis und das Andere die Personenbeweise. Man hätte den 
Tatort abgesperrt. Ein Schusswaffenexperte, eine Rechts-
mediziner und der zuständige Staatsanwalt seien hinzuge-
zogen worden. Außerdem sei eine sofortige Befragung der 
Anwohner durchgeführt worden.448 Im weiteren Verlauf der 
Ermittlungen habe man dann verschiedene Spuren angelegt. 
Beispielhaft zählt der Zeuge WILFLING hier die Organi-
sierte Kriminalität, politische Aktivitäten und Hintergründe 
sowie den Arbeitsplatz des Mordopfers in der Großmarkt-
halle auf. Die Großmarkthalle sei als Umschlagplatz für 
Drogengeschäfte bekannt.449 Man habe im Verlauf der Er-
mittlungen an die 100 Zeugen vernommen.450 

Der Zeuge BOIE berichtete zu den Ermittlungen, dass er am 
späten Vormittag des 29.08.2001 über den Mordfall Kilic in-
formiert worden sei. Er sei sofort zum Tatort gefahren, um 
sich ein Bild zu verschaffen und zusammen mit der Mord-
kommission München mit den Ermittlungen zu beginnen. 
Auffallend sei neben dem Gebrauch einer Schusswaffe, der 
in München bei Tötungsdelikten sehr selten sei, gewesen, 
dass die Tat am helllichten Tag an einem für jedermann zu-
gänglichen Ort mit Publikumsverkehr begangen worden 
sei. Spuren seien am Tatort außer Patronenhülsen und Blut-
spuren nicht vorhanden gewesen. Direkte Tatzeugen habe es 
nicht gegeben. Es hätten jegliche Anhaltspunkte für den Hin-
tergrund der Tat gefehlt. Gegenstand der weiteren Ermitt-
lungen seien insbesondere Beobachtungen im Bereich des 
Tatorts sowie das berufliche und private Umfeld des Opfers 
gewesen. Verdachtsmomente hätten sich nicht ergeben451. 

Befragt zu den Ermittlungsrichtungen erklärte der Zeuge 
Boie, dass eine Festlegung auf einen bestimmten Tathinter-
grund zu keinem Zeitpunkt erfolgt sei, sondern offen ermit-
telt wurde. Auch sei keine Festlegung auf organisierte Kri-
minalität erfolgt. Es habe nur keine anderen Ansatzpunkte 
für Ermittlungen in andere Richtungen gegeben. Aufgrund 
der Tatsache, dass die Opfer jeweils Kleingewerbetreibende 
waren und einem ähnlichen Milieu entstammten, habe man 
gedacht, dass die Opfer von den Tätern gezielt ausgesucht 
worden waren. Dies habe aus damaliger Sicht dafür gespro-
chen, dass sehr wahrscheinlich irgendeine Verbindung zwi-
schen den Opfern bestanden habe und nach dieser Verbin-
dung wollte man suchen. Als mögliche Hintergründe seien 
z. B. Schutzgelderpressung oder Schuldeneintreibung ange-
dacht worden. Die Verwendung der gleichen Waffe sei dem 
Zeugen Boie als Indiz dafür erschienen, dass hier eine Ein-
schüchterung bzw. eine Botschaft erfolgen sollte. Das Motiv 
Fremdenfeindlichkeit sei ebenfalls eine diskutierte Alterna-
tive gewesen, für das es jedoch außer der Tatsache, dass die 

447	 Akte Nr. 8 (DVD)/ohne Beschluss/STMI_Akten/2_Anlagen/1. Über-
sendung/2. IC5-1116.14-227_Mord Kilic, Bl. 0260.

448	 Wilfling, 19.02.2013, S. 4.
449	 Wilfling, 19.02.2013, S. 47.
450	 Wilfling, 19.02.2013, S. 11.
451	 Boie, 09.04.2013, S. 70.

Opfer Ausländer bzw. Personen mit ausländischen Wurzeln 
waren, keine konkreten Indizien oder auch keine konkreten 
Ermittlungsansätze gab. Die Ermittlungsrichtung auf frem-
denfeindlichen Hintergrund sei letztlich erst Ende 2005 in 
Zusammenhang mit dem zweiten OFA-Bericht im Rahmen 
der BAO Bosporus verstärkt worden. Bis dahin hätten sich 
in dieser Richtung aber keine ausreichenden Anhaltspunkte 
gefunden452.
Auf Nachfrage erklärte der Zeuge Boie, dass zu seiner 
Zeit keine verdeckten Ermittlungsmaßnahmen durchgeführt 
worden seien.453 

B.3.4. Was haben die objektiven Spuren und Zeugenbe-
fragungen ergeben?

Mordfall Özüdogru /SoKo „Schneider“

Laut Sachstandsbericht vom 23.07.2001 hätten die bis dahin 
durchgeführten Ermittlungen und Spurenauswertungen 
keinen Hinweis auf den oder die Täter ergeben.454

Gefragt nach einem möglichen rechtsextremistischen Hin-
tergrund der Mordtaten, gab der Zeuge Störzer an, dass 
man diese Möglichkeit schon in Erwägung gezogen habe, es 
habe hierzu aber außer spekulativen Überlegungen keinen 
konkreten Ansatz gegeben. Es habe hierzu keine Informati-
onen und Erkenntnisse von Seiten des Verfassungsschutzes 
gegeben.455 Im Mordfall Özüdogru hätten die Art und Weise 
des Tatobjekts und vor allem die Tatausführung für einen 
Auftragsmord gesprochen. Wenn ein Mord als professi-
onell bezeichnet werden könne, dann sei es dieser Mord 
gewesen.456 Die Annahme, es würde sich um einen profes-
sionellen Auftragsmord einer kriminellen Gruppierung han-
deln, sei auch durch das Aussageverhalten vieler türkischer 
Zeugen bestärkt worden. Man habe eine gewisse Zurückhal-
tung in türkischen Kreisen gespürt, überhaupt eine Aussage 
in dieser Sache zu machen.457 Man sei dann zu dem Schluss 
gelangt, dass es der oder die Täter durch die Verwendung 
der gleichen Tatwaffe, die Auswahl der Tatorte und Tatzeiten 
(tagsüber in einer Großstadt) auch darauf angelegt haben 
könnten, einen Abschreckungseffekt zu erreichen, was das 
Aussageverhalten möglicher Zeugen anbelangte.458

Der Zeuge Kienel gab an, dass man in Koffern des Mord-
opfers Özüdogru Anhaftungen von Rauschgift gefunden 
habe.459 Auf einen rechtsextremistischen Hintergrund hätte 
es keine Hinweise gegeben. Die ersten Ermittlungsansätze 
hätten in Richtung Rauschgift und organisierte Kriminalität 
gedeutet.460 Für einen rechtsextremen Hintergrund hätte es 
an „typischen Hinweisen“ wie einem Bekennerschreiben 
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453	 Boie, 09.04.2013, S. 82 f.
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458	 Störzer, 05.02.2013, S. 51.
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460	 Kienel, 05.02.2013, S. 80.
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oder Hinweisen auf Personen mit Kleidung, wie sie typi-
scherweise von Rechtsextremisten getragen wird, gefehlt.461

Mordfall Kilic/Mordkommission 5

Zwei Zeuginnen hätten in Tatortnähe zwei Radfahrer beob-
achtet. Eine Zeugin hätte die Radfahrer zum Tatort hinfahren, 
die andere die Radfahrer wegfahren sehen. Die Zeuginnen 
hätten die Radfahrer als dunkel gekleidet beschrieben. Einer 
habe einen Rucksack getragen und hätte wie ein Kurierfahrer 
gewirkt. Die Gesichter der Radfahrer hätten die Zeuginnen 
nicht erkannt, so der Zeuge WILFLING.462 Man habe damals 
auch eine Sofortfahndung nach den Radfahrern eingeleitet. 
Nach dem jetzigen Erkenntnisstand müsse man davon aus-
gehen, dass es sich bei den Radfahrern um die Täter gehan-
delt habe.463 Zum damaligen Zeitpunkt hätte man aber aus 
dem Hinweis auf die beiden Radfahrer keinen Hinweis auf 
eine bestimmte Tätergruppierung ziehen können.464

Am Tatort habe man Projektile des Kalibers 765 sicherge-
stellt. Ansonsten habe es aber keine auswertbaren Spuren am 
Tatort gegeben.465

Alle Hinweise, die man im Verlauf der Ermittlungen von 
Zeugen bekommen habe, seien ausnahmslos von türkisch-
stämmigen Personen gekommen und hätten auf türkisch-
stämmige Personen hingewiesen. Kein Einziger hätte dabei 
einen fremdenfeindlichen Hintergrund der Taten vermutet. 
Nur ein Zeuge hätte als Täter einen „Türkenhasser“ ver-
mutet, habe dabei aber einen Täter aus dem Bereich der PKK 
gemeint, so der Zeuge Wilfling.466

Der Zeuge DATHE sagte hierzu aus, dass man auf Anfragen 
des Innenministeriums nach einem etwaigen rechtsextre-
mistischen Hintergrund der Taten, immer die Antwort be-
kommen hab, dass es dafür keine Anhaltspunkte gebe. Aus-
geschlossen habe man einen solchen Hintergrund aber nie.467

B.3.5. Trifft es zu, dass im September 2001 in München 
eine Besprechung zwischen den in Nürnberg und Mün-
chen ermittelnden Polizeibeamten, der StA Nürnberg-
Fürth, Vertretern des BKA und des StMI stattgefunden 
hat und falls ja, wer hat daran teilgenommen, welche 
Inhalte wurden besprochen und welche Absprachen 
über die Ermittlungsmaßnahmen sind hierbei getroffen 
worden?

Die Besprechung fand am 12.09.2001 nicht in München, 
sondern in Nürnberg beim Polizeipräsidium Mittelfranken 
statt.

461	 Kienel, 05.02.2013, S. 82.
462	 Wilfling, 19.02.2013, S. 5.
463	 Wilfling, 19.02.2013, S. 6.
464	 Wilfling, 19.02.2013, S. 14.
465	 Wilfling, 19.02.2013, S. 6.
466	 Wilfling, 19.02.2013, S. 11.
467	 Dathe, 23.04.2013, S. 37.

Zu der Besprechung wurde mit Fernschreiben vom 
04.09.2001 durch das Polizeipräsidium Mittelfranken einge-
laden. Das Fernschreiben ging laut Verteiler an das Bayeri-
sche Staatsministerium des Innern, das Bayerische Landes-
kriminalamt, das Polizeipräsidium München, das Polizeiprä-
sidium Mittelfranken, die Kriminaldirektion Nürnberg, das 
Landeskriminalamt Hamburg und an das Bundeskriminal-
amt.468

Folgende Themen sollten laut Einladungsschreiben gespro-
chen werden:

•	� Abgleichen des Ermittlungsstandes,
•	� Weiteres Ermittlungsvorgehen,
•	� Absprachen über die Koordinierung der Sachbearbei-

tungen und der Pressearbeit.469

Laut Anwesenheitsliste nahmen 24 Beamte von folgenden 
Dienststellen an dieser Besprechung teil:470

•	� Bayerisches Staatsministerium des Innern,
•	� Bundeskriminalamt,
•	� Bayerisches Landeskriminalamt,
•	� Landeskriminalamt Hamburg,
•	� Polizeipräsidium Mittelfranken,
•	� Polizeipräsidium München,
•	� Kriminaldirektion Nürnberg,
•	� Staatsanwaltschaft München I,
•	� Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth.

Ein Protokoll der Besprechung befindet sich nicht in den 
Akten. 

Der Zeuge BOIE gab an, dass die Besprechung dem In-
formationsaustausch über bisherige Ermittlungsergebnisse 
und der Festlegung des organisatorischen Rahmens der 
Ermittlungen gedient habe. Der Informationsaustausch sei 
umfassend gewesen. Bei der ersten und dritten Mordtat sei 
jeweils eine zweite Schusswaffe verwendet worden. Die Er-
mittlungen in den drei vorangegangenen Mordfällen hätten 
keine konkreten Verdachtsmomente ergeben. Jedoch sei 
berichtet worden, dass es in allen vorangegangenen Fällen 
gewisse Hinweise auf Verbindungen des Opfers zur Rausch-
giftkriminalität gegeben habe. Eine Verstrickung der Opfer 
in Rauschgiftgeschäfte sei als ein möglicher Hintergrund 
der Tat angesehen worden, den es abzuklären gegolten habe. 
Was den organisatorischen Rahmen betraf, habe es laut dem 
Zeuge BOIE unterschiedliche Positionen gegeben. Eine 
große Mehrheit der Anwesenden habe sich für eine Koordi-
nierungslösung ausgesprochen, bei der die einzelnen Dienst-
stellen von Polizei und Staatsanwaltschaft selbstständig 
weiterermitteln und die Ermittlungsergebnisse zusammen-
geführt werden. Eine Minderheit habe eine sofortige Kon-
zentration der Ermittlungen in allen Fällen auf den Ebenen 
von Polizei und Staatsanwaltschaft befürwortet. Es sei dann 
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die Koordinierungslösung mit der Option einer späteren 
Änderung bei weiterem Ermittlungsfortschritt beschlossen 
worden. Federführend im Rahmen der Koordinierungslö-
sung sei die Staatsanwaltschaft Nürnberg gewesen.471

Der Zeuge WILFLING gab an, dass man damals besprochen 
habe, die Operative Fallanalyse (OFA) in die Fallbearbei-
tung einzubeziehen.472

B.3.6. Aus welchen Gründen wurde ab dem 01.09.2001 
beim PP Mittelfranken eine neue SoKo „Halbmond“ 
geschaffen, wie kam es zu der Namensfindung, was war 
ihre Aufgabe und inwieweit sind die bisherigen Mitar-
beiter der SoKo „SIMSEK“ und der SoKo „Schneider“ 
in der neuen SoKo „Halbmond“ tätig geworden? 

Die Einrichtung der SoKo „Halbmond“ war das Ergebnis der 
Besprechung vom 12.09.2001. Diese sollte eine Koordinie-
rungsstelle sein und die Fortführung der dezentralen Sach-
bearbeitung der Mordkommissionen in München, Nürnberg 
und Hamburg koordinieren.473

Zur Namensfindung gab der Zeuge Kienel an, dass der 
Name der SoKo „Halbmond“ vom Direktions- oder Dezer-
natsleiter gekommen sei. Man versuche immer, den Son-
derkommissionen einen eindeutigen Namen zu geben. Die 
Bezeichnung „Halbmond“ sei leicht zu merken gewesen.474

B.3.7. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit mit der 
nach dem Mordanschlag vom 27.06.2001 in Hamburg 
dort gebildeten SoKo „061“ und wer hat entschieden, 
dass die SoKo „Halbmond“ die Arbeit der Tatortdienst-
stellen in Nürnberg, München und Hamburg koordiniert 
und aus welchen Gründen?

Der Zeuge Störzer äußerte sich kritisch zur Zusammen-
arbeit mit den Hamburger Kollegen. Aufgrund der Terroran-
schläge in New York am 11.09.2001 habe man in Hamburg 
einen Mindestpersonaleinsatz gefahren. Er habe zu diesem 
Zeitpunkt nur noch mit einem Beamten der Mordkommis-
sion in Hamburg Kontakt gehabt, der nach seiner Auffassung 
mit dem Mordfall Tasköprü völlig überfordert gewesen sei. 
Die Mordkommission in Hamburg sei zu diesem Zeitpunkt 
ziemlich unterbesetzt gewesen.475

Nach Einsetzung der SoKo „Halbmond“ hätte ein täglicher 
Kontakt per Telefon oder E-Post mit der zuständigen SoKo 
in Hamburg stattgefunden, gab der Zeuge HAUSCH an. Es 
sei jedoch kein Personal zusammengezogen worden. Viel-
mehr hätte jede Dienststelle die jeweilige Mordtat bearbei-
tet.476 
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B.3.7.1. Welche Befugnisse zur Koordination hatte die 
SoKo „Halbmond“?

Die hierzu befragten Zeugen konnten insoweit keine An-
gaben machen.

B.3.8. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen 
den an den jeweiligen Tatorten in Nürnberg, München 
und Hamburg zuständigen Staatsanwaltschaften und in-
wieweit haben die Staatsanwaltschaften die Ermittlungs-
maßnahmen koordiniert?

Die Ermittlungen seien in enger Abstimmung mit der Polizei 
erfolgt und es habe nahezu täglich Telefonate und wöchent-
liche persönliche Besprechungen zwischen ihm und der Po-
lizei über die neuesten Erkenntnisse und die weiteren not-
wendigen Schritte gegeben, so der Zeuge DR. KIMMEL.477

Auf die Frage, wie er die Ermittlungen geleitet habe, gab 
der Zeuge DR. KIMMEL an, dass er sich im Wesentlichen 
über die polizeilichen Ermittlungen informiert habe, da er als 
Staatsanwalt über keinen Ermittlungsapparat verfüge, son-
dern die Polizei sein Ermittlungsapparat sei. Er habe hierzu 
in der Regel einmal in der Woche an Besprechung bei der 
Polizei teilgenommen, um sich aus erster Hand zu infor-
mieren. Er habe wissen wollen, was passiert sei und welche 
weiteren Ermittlungsschritte geplant gewesen seien.
Auf Vorhalt bestätigte der Zeuge DR. KIMMEL seine Aus-
sage vor dem Untersuchungsausschuss des Bundestages, 
dass er sich an einen konkreten Fall, in dem er auf die Er-
mittlungsarbeit der Polizei Einfluss genommen hätte, nicht 
erinnern könne. Die Polizei schildere ihre Ermittlungen und 
Maßnahmen. Sie komme zur Staatsanwaltschaft, wenn sie 
einen richterlichen Beschluss oder eine staatsanwaltschaft-
liche Anordnung benötige. Man habe aber durchaus auch 
eigene Ideen vonseiten der Staatsanwaltschaft in die Ermitt-
lungen eingebracht, die dann mit der Polizei erörtert worden 
seien.478

Bei Vernehmungen sei in der Regel kein Staatsanwalt dabei 
gewesen, so der Zeuge Störzer. Eine Ausnahme sei eine 
Vernehmung in den Niederlanden gewesen.479

B.3.8.1. Haben die Staatsanwaltschaften Nürnberg und 
München I jeweils an ihre GenStAen berichtet und 
welche Weisungen oder Hinweise sind ggf. von dort erteilt 
oder gegeben worden und falls ja, mit welchem Inhalt?

Nach Aktenlage hat die Staatsanwalt Nürnberg-Fürth regel-
mäßig an den Generalstaatsanwalt in Nürnberg berichtet. Der 
erste Bericht datiert vom 25.09.2001. Berichte sind dann bis 
2005 in etwa jährlichem Abstand erfolgt. Ab 2005 wurden 
dem Generalstaatsanwalt regelmäßig die Sachstandsberichte 
der BAO Bosporus übersandt.480 Weisungen wurden nach 
Aktenlage nicht erteilt. 481 

477	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 4.
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479	 Störzer, 05.02.2013, S. 65.
480	 Akte Nr. 1.
481	 Akten Nr. 1 und 35.
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Der Zeuge Boie gab hierzu an, dass er den Generalstaats-
anwalt in München unmittelbar nach der Besprechung am 
12.9.2001 (siehe hierzu Frage 3.5) über den Handlungsstand 
und über die Überlegungen bzw. Beschlüsse zur organisato-
rischen Handhabung Bericht erstattet habe. Weitere Berichte 
an den Generalstaatsanwalt seien im Februar 2002 über den 
erfolglosen Abschluss der Ermittlungen im Fall Kilic und im 
Juni 2005 in Folge des Falles Boulgarides zum Thema „Wei-
tere Zuständigkeitskonzentration“ erfolgt. Ermittlungsanre-
gungen des Generalstaatsanwalts an die zuständige Staats-
anwaltschaft hat es laut dem Zeugen Boie nicht gegeben. 
Solche seien auch in anderen Fällen nicht erfolgt, da solche 
Anregungen eine umfassende Akten- und Detailkenntnis 
voraussetzen, die aufgrund eines solchen Berichts nicht ge-
geben sei.482

B.3.8.2. Haben die GenStAen Nürnberg und München an 
das StMJ berichtet und falls ja, sind von dort ggf. Wei-
sungen erteilt oder Hinweise gegeben worden und falls 
ja, mit welchem Inhalt?

Die Sachstandsberichte der Staatsanwaltschaften wurden re-
gelmäßig von den Generalstaatsanwälten in Nürnberg und 
München an das Justizministerium weitergeleitet. 
Weisungen wurden nach Aktenlage und nach Angaben der 
Zeugen Dr. Merk und Dr. Kimmel nicht erteilt.483

B.3.8.3. Haben die „SoKoen“ regelmäßig an das LKA 
und das StMI berichtet und falls ja, wer war dort zu-
ständig und sind Weisungen zu den polizeilichen Ermitt-
lungen erteilt oder Hinweise gegeben worden und falls ja, 
mit welchem Inhalt? 

Es findet sich eine Vielzahl von Berichten in den Akten.484 
Zuständig im Bayerischen Staatsministerium des Innern war 
der Referatsleiter IC5, Herr Leitender Polizeidirektor Peter 
Dathe.

Die Mordserie sei von Anfang an im Innenministerium unter 
besonderer Begleitung gestanden, insbesondere auch durch 
Minister Dr. Beckstein und den Landespolizeipräsidenten, 
so der Zeuge DATHE. Minister Dr. Beckstein, Landespo-
lizeipräsident Kindler und er selbst hätte sich regelmäßig 
bei den Mitarbeitern vor Ort über den Fortgang der Ermitt-
lungen erkundigt. Diese Ermittlungen hätten innerhalb der 
bayerischen Polizei und der Polizeiabteilung des Innenmi-
nisteriums oberste Priorität gehabt.485 Man führe aber im 
Innenministerium keine eigenen Ermittlungen, sondern sei 
auf Beratung und Berichterstattung von Polizei und Staats-
anwaltschaften angewiesen. Man habe keine Veranlassung 
gesehen, an diesen Berichten zu zweifeln und andere Er-
kenntnisse einzubringen.486 Man habe sich auch vonseiten 
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des Ministeriums nicht konkret („Im Sinne von Control-
ling…“) in die Ermittlungsarbeit der Polizei eingemischt.487

Der Zeuge KINDLER sagte hierzu aus, dass die Ermitt-
lungen Sache der Mordkommissionen und der Staatsanwalt-
schaft seien und sich das Innenministerium hier im Regelfall 
nicht einmische. Aufgabe sei es vielmehr, die Polizei zu un-
terstützen, wenn diese personelle oder sachliche Unterstüt-
zung benötigte.488

Einmal sei Minister Dr. Beckstein selbst zur Sonderkommis-
sion in Nürnberg gegangen und habe dort „enormen Druck“ 
gemacht, so der Zeuge KINDLER.489

B.3.9. Welche Ermittlungsmaßnahmen (Einsatz ver-
deckter Ermittler, TKÜ, Rasterfahndung etc.) sind von 
der SoKo „Halbmond“ ergriffen worden und welche Er-
gebnisse haben sie jeweils erbracht?

Folgende Ermittlungen seien nach Bildung der SoKo 
„Halbmond“ durchgeführt worden (Sachstandsbericht vom 
21.05.2002):490

•	� Abgleich mit anderen Tötungsdelikten über die Falldatei 
des BKA;

•	� Waffenvergleichsuntersuchungen in den Niederlanden 
und in Polen;

•	� Datenabgleich ausländischer Handynummern (ca. 12.000 
Stück);

•	� Abklärungen zu einem Tötungsdelikt in Heilbronn;
•	� Ermittlungen zu Festnahme in Kassel;
•	� Auslandsermittlungen in den Niederlanden;
•	� Zusammenarbeit mit EUROPOL;
•	� Einbindung der Operativen Fallanalyse;

Die Ermittlungen seien erfolglos geblieben.

B.3.10. Welche Konsequenzen haben die SoKoen und 
die Staatsanwaltschaften gezogen, nachdem festgestellt 
worden war, dass die drei Morde in Bayern und der 
Mord in Hamburg mit derselben Tatwaffe begangen 
worden sind? 

Der Zeuge Störzer führte hierzu aus, dass man in der 
SoKo «Schneider» aus dieser Tatsache in erster Linie die 
Konsequenz gezogen habe, dass die beiden Morde zusammen 
gehörten. Man sei möglicherweise von dem gleichen Täter 
ausgegangen, habe dies aber nicht als zwangsläufig ange-
sehen. Bei den Ermittlungen sei im Vordergrund gestanden, 
eine Verbindung zwischen den beiden Mordopfern Simsek 
und Özüdogru herzustellen.491 Es hätten sich aber keinerlei 
Verbindungen zwischen den Tatopfern ergeben, außer der 
Tatsache, dass beide türkische Staatsangehörige gewesen 
und mit derselben Waffe erschossen worden seien.492 Nach 
dem Mord an Kilic sei festgestanden, dass man es mit einer 
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490	 Akte Nr. 8 (DVD)/ohne Beschluss/STMI_Akten/2_Anlagen/1. Über-

sendung/2. IC5-1116.14-227_Mord Kilic, Bl. 0205 ff.
491	 Störzer, 05.02.2013, S. 22.
492	 Störzer, 05.02.2013, S. 23.
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Mordserie zu tun gehabt habe. Das Täterpotenzial sei aber 
überhaupt nicht abzuschätzen gewesen. Ein Teil der Ermittler 
hätte die Ansicht vertreten, dass es sich nicht um Profis ge-
handelt haben könnte, wenn diese die gleiche Waffe ver-
wendet hätten. Andere wiederum hätten daraus geschlossen, 
dass die Tatsache derselben Waffe darauf hingedeutet habe, 
dass es Profis gewesen sein könnten und durch die Verwen-
dung derselben Waffe eine Abschreckungswirkung erzeugt 
werden sollte.493

Der Zeuge BOIE gab an, dass der Mordfall Kilic durch die 
kriminaltechnischen Feststellungen zur Tatwaffe eine neue 
Dimension erhalten habe. Allen Beteiligten sei somit klar ge-
wesen, dass es sich bei der Tat in München um die vierte Tat 
im Rahmen einer Mordserie handelte und dass eine große 
Wiederholungsgefahr bestand. Es sei unverzüglich Verbin-
dung mit den Polizeidienststellen in Nürnberg und Ham-
burg aufgenommen worden, die mit den vorausgegangen 
Taten befasst waren. Der Zeuge BOIE wies hierbei auf die 
Besprechung am 12.09.2001 in Nürnberg hin, in der neben 
einem umfassenden Informationsaustausch die federfüh-
rende Koordinierung bei der Staatsanwaltschaft Nürnberg 
beschlossen worden sei (siehe hierzu auch Frage 3.5).494

Der Zeuge Dathe führte aus, dass man es vor dem 
01.03.2003 nicht für notwendig erachtet habe, die Ermitt-
lungen in einer einheitlichen Sonderkommission zusam-
menzuführen, da der Informationsaustausch zwischen den 
Sonderkommission durch Gespräche und Besprechungen 
gesichert gewesen sei. Ein Defizit in den Ermittlungen habe 
es aus damaliger Sicht nicht gegeben.495

B.3.11. Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, um 
die Herkunft der Tatwaffe aufzuklären? 

Laut einem Vermerk vom 22.06.2005 wurde bereits im Jahr 
2001 im Rahmen der Tätigkeit der Soko „Halbmond“ ein 
Tatmunitionsvergleich durch das BKA durchgeführt. Hierbei 
wurde ein Zeitraum bis 1990 abgedeckt und die Vergleiche 
bis 2005 fortgeführt. Es haben sich keine Übereinstim-
mungen zu anderen Straftaten außerhalb der Mordserie erge-
ben.496 Aus den Akten und den Aussagen der Zeugen haben 
sich hierzu keine weiteren Erkenntnisse ergeben.

B.3.12. Welche Erkenntnisse sprachen dafür, als Täter 
der bis dahin vier Mordanschläge eine international agie-
rende kriminelle Vereinigung zu vermuten?

Nach der Aussage des Zeugen VÖGELER habe man eine 
verdeckte Information gehabt, wonach evtl. (Rauschgift-) 
Geschäfte mit holländischen und / oder französischen Händ-
lern zu Auftragsmorden an Enver Simsek und Abdurrahim 
Özüdogru geführt hätten.497 

493	 Störzer, 05.02.2013, S. 24.
494	 Boie, 09.04.2013, S. 70 ff.
495	 Dathe, 23.04.2013, S. 7/8.
496	 Akte Nr. 8 (DVD)/ohne Beschluss/STMI_Akten/2_Anlagen/1. Über-

sendung/1. IC5-1116.14-186_Band_2, Blatt 0406 f.
497	 Vögeler, 22.01.2013, S. 56 ff, 84 f.

Zudem würde es nach den Angaben des Zeugen WILFLING 
eine türkische Drogenmafia mit Sitz in Holland geben, die 
ihre Finger „wie eine Krake“ über ganz Europa ausstrecke. 
Aus verschiedenen Richtungen sei der Hinweis auf die PKK 
gekommen.498

Laut dem Zeugen KELLER habe es auch Hinweise von Ver-
trauenspersonen auf Kontakte in das Wett- oder Glückspiel-
milieu gegeben.499

B.3.13. Lagen die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Übernahme der vier Ermittlungsverfahren durch das 
BKA vor und falls ja, warum sind die Verfahren
nicht abgegeben worden?

Nach Aktenlage hätte die Möglichkeit zur Schaffung der Vo-
raussetzungen für die Übernahme durch das BKA bestanden.

Zu den gesetzlichen Voraussetzungen kann hier auf die Aus-
führungen im Abschlussbericht der Bund-Länder-Kommis-
sion Rechtsterrorismus vom 30.04.2013 Bezug genommen 
werden:

„Als Ermächtigungsgrundlagen kamen §§ 4 Abs. 2 Nr. 2, 18 
Abs. 1 BKAG und Nr. 25 ff. RiStBV in Betracht.

§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BKAG

§ 4 Abs. 2 BKAG eröffnet dem BKA die Befugnis, die po-
lizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung 
selbst wahrzunehmen, wenn

1.  eine zuständige Landesbehörde darum ersucht oder

2.  der Bundesminister des Innern es nach Unterrichtung der 
obersten Landesbehörde aus schwerwiegenden Gründen an-
ordnet oder

3.  der Generalbundesanwalt darum ersucht oder einen Auf‑
trag erteilt.
Schwerwiegende Gründe i. S. v. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BKAG liegen 
insbesondere vor, wenn die Schwere der Straftaten, die un‑
gewöhnliche kriminelle Energie der (vermuteten) Täter und 
die Auswirkungen der Straftaten ein öffentliches Interesse an 
Ermittlungen durch das BKA begründen.
Die Serie von neun Morden in fünf Bundesländern offenbart 
eine besonders hohe kriminelle Energie der Täter. 

Die Auswirkungen der Straftaten wiegen bereits deshalb 
schwer, weil von den Morden ausschließlich Menschen mit 
Migrationshintergrund betroffen waren und die Taten damit 
eine besondere politische Bedeutung erhalten.

Aus Sicht der Kommission hätte die Aufgabenwahrnehmung 
i. S. v. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BKAG auf Anordnung des BMI durch 
das BKA erfolgen können oder sogar müssen. (…)

498	 Wilfling, 19.02.2013), S. 32.
499	 Keller, 05.02.2013, S. 106 f.
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18 Abs. 1 BKAG

Daneben hatte das BKA die Befugnis der Koordinierung der 
Strafverfolgung im Sinne von § 18 Abs. 1 BKAG. Nach dieser 
Vorschrift besteht die Möglichkeit zentral geführter Ermitt‑
lungen durch Zuweisung an eine Landespolizeibehörde. 

§ 18 Abs. 1 BKAG lautet:

„Berührt eine Straftat den Bereich mehrerer Länder oder be‑
steht ein Zusammenhang mit einer anderen Straftat in einem 
anderen Land und ist angezeigt, dass die polizeilichen Auf‑
gaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung einheitlich wahr‑
genommen werden, so unterrichtet das Bundeskriminalamt 
die obersten Landesbehörden und die Generalstaatsanwälte, 
in deren Bezirken ein Gerichtsstand begründet ist.

Das Bundeskriminalamt weist im Einvernehmen mit einem 
Generalstaatsanwalt und einer obersten Landesbehörde 
eines Landes diesem Land die polizeilichen Aufgaben auf 
dem Gebiet der Strafverfolgung mit der Maßgabe zu, diese 
Aufgaben insgesamt wahrzunehmen.“
Voraussetzung für eine Zuweisung der Ermittlungen durch 
das BKA sind demnach länderübergreifende, strafrechtliche 
Bezüge sowie die Indikation einer einheitlichen Strafverfol‑
gung. Letztere ist bereits dann geboten, wenn durch die Zu‑
sammenfassung mehrerer Ermittlungsverfahren nicht uner‑
hebliche rechtliche, kriminologische oder organisatorische 
Verbesserungen im Interesse einer zügig abzuwickelnden 
und wirksamen Strafverfolgung erwartet werden können. 
Dies kann der Fall sein, wenn sich der Schwerpunkt der poli‑
zeilichen Strafverfolgung in einem bestimmten Land befindet 
oder die Zuweisung aus personellen, technischen oder krimi‑
naltaktischen Gründen erforderlich ist.

Für die Erkennung eines Tatschwerpunktes kann dabei auf 
die für die Übernahme von Sammelverfahren durch die 
Staatsanwaltschaft geltenden Grundsätze zurückgegriffen 
werden. Hierbei sind die Gesamtumstände zu berücksich‑
tigen. Es kommt insoweit also z. B. auf die Zahl der Einzel‑
taten, die Zahl der Täter oder der Zeugen an. Personelle, 
technische oder kriminaltaktische Gründe können dann 
bestehen, wenn „die Zuweisung wegen bei der Verfolgung 
erforderlicher und einheitlich einsetzbarer Spezialkennt‑
nisse oder technischer Ausstattung oder sonst günstiger 
Ausgangslage für die Durchführung erforderlich werdender 
repressiver Maßnahmen notwendig erscheint.

Nach Auffassung der Kommission lagen bei den Ermitt‑
lungen zur Česká-Mordserie die Voraussetzungen des § 18 
Abs. 1 Satz 1 BKAG vor, denn die Morde berührten den 
Bereich mehrerer Länder. Auch ein Tatzusammenhang war 
wegen derselben Tatwaffe und vergleichbaren Begehungs‑
weise gegeben. Es war zudem auch und bereits aus der 
damaligen Perspektive angezeigt, die polizeilichen Ermitt‑
lungen zur Mordserie einheitlich im Sinne des § 18 Abs. 1 
BKAG wahrzunehmen, weil durch die Zusammenfassung der 
verschiedenen Ermittlungsverfahren Verbesserungen im In‑
teresse einer zügig abzuwickelnden und wirksamen Aufklä‑
rung und Strafverfolgung zu erwarten gewesen wären.(…)

Insbesondere bei der Česká-Mordserie wäre die Koordinie‑
rung der Strafverfolgung nach § 18 BKAG geboten gewesen. 
Der vom Gesetzgeber angedachte Zweck der Erkenntnisbün‑
delung und der sich daraus ergebenden Auswertung in einer 
Hand bietet den Strafverfolgungsbehörden den Vorteil einer 
konzentrierten Ermittlungsarbeit.“500

Die Zeugen sagten dazu wie folgt aus:

Rechtstheoretisch sei es nach den Angaben des Zeugen 
HOPPE schon nach dem ersten Mord möglich gewesen, das 
Verfahren durch das BKA zu übernehmen, wenn die Staats-
anwaltschaft Nürnberg-Fürth um das Verfahren ersucht hätte.  
Die Tatbestandsmerkmale des § 4 Abs. 1 des BKA-Gesetzes 
wären dann erfüllt gewesen. Die Tatbestandsmerkmale des § 
4 Abs. 2 Ziffer 2 seien laut dem Zeugen Hoppe aber spätes-
tens im Jahre 2006 mit neun Toten erfüllt gewesen.501

Zur Frage der Zuständigkeit des BKA hat die Polizeiabtei-
lung des Staatsministeriums des Innern am 26.04.2006 eine 
rechtliche Stellungnahme502 verfasst:

„1. 

Die Zuständigkeiten des BKA für die Strafverfolgung sind in 
§ 4 BKAG geregelt.

Absatz 1 hat die originäre Ermittlungszuständigkeit zum Ge‑
genstand. 
Sie besteht insbesondere bei bestimmten international orga‑
nisierten Straftaten, bei Attentaten mit bundespolitischem 
Bezug und bei bestimmten Fällen der Computer-Sabotage 
(§ 303b StGB).

2. 

Die Auftragszuständigkeit ist demgegenüber in Absatz 2 nor‑
miert. 

Die Strafverfolgung wird danach durch das BKA wahrge‑
nommen, wenn eine der drei folgenden Voraussetzungen er‑
füllt ist:

•	 eine zuständige Landesbehörde ersucht um Wahrnehmung 
der Aufgaben durch das BKA (Nr. 1) 

oder

•	 der Bundesminister des Innern ordnet die Übernahme der 
Aufgaben nach Unterrichtung der obersten Landesbehörde 
aus schwerwiegenden Gründen an (Nr. 2) oder

•	 der Generalbundesanwalt ersucht darum oder erteilt 
einen Auftrag (Nr. 3).

500	 Abschlussbericht BLKR, Rn. 490 ff.
501	 Hoppe, 09.04.2013, S. 6.
502	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMI-Akten/ 2_Anlagen/ 1.Übersen-

dung/1. IC5-1116.14-186_Band_3.pdf, Bl. 0954 ff.
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Die Befugnis in Ziffer 2 war bereits in der früheren Fassung 
des BKAG enthalten.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung im Rahmen der 
Novellierung des BKAG sah eine Erweiterung vor, wonach 
nicht mehr der Bundesminister, sondern das
Bundesministerium des Innern die Anordnung trifft (BR-Drs. 
94/95, S. 5).

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme daraufhin die 
komplette Streichung der
Regelung gefordert und betont, dass die Anordnung einen 
massiven Eingriff in die Länderhoheit darstellt (BT-Drs. 
13/1550, S. 43).

Der Rechtsausschuss des Bundestages hat den ursprüngli‑
chen Gesetzentwurf abgeändert und die jetzige Fassung be‑
schlossen. 

Er hat zwar darauf hingewiesen, dass in der Vergangenheit 
von der Befugnis nur sehr zurückhaltend Gebrauch gemacht 
worden sei, aber keine Veranlassung zur Streichung gesehen 
(BT-Drs.13/7208, S. 40).

Schwerwiegenden Gründe im Sinn des § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
2 BKAG liegen nach einer Kommentarauffassung (Ahlf/
Daub/Lersch/Störzer, BKAG, § 4, Rn. 19; die Kommenta‑
toren waren bei Erstellung ausnahmslos im BKA bzw. im 
BMI tätig) dann vor, wenn durch die beabsichtigte Strafver‑
folgung Bundesbelange in besonderer Weise berührt werden. 

Der Grund dafür kann in der Schwere der Tat, in den Beson‑
derheiten der (vermuteten) Täterschaft oder in den Auswir‑
kungen liegen.

Die Entscheidung trifft der Bundesinnenminister unter Ab‑
wägung aller Belange, einschließlich der Länderinteressen. 
Die Verfassungsmäßigkeit der Bundeskompetenz in § 4 Abs. 
2 Satz 1 Nr. 2 BKAG wird in der Literatur zum Teil angezwei‑
felt (Lisken/Denniner, Handbuch des Polizeirechts, Kap. C, 
Rn. 151, m.w.N.). 

Für eine nähere Prüfung dieser Frage wäre die Einbindung 
des Sachgebiets IA1 erforderlich.

Folgende Gesichtspunkte sind im Zusammenhang mit der 
Anschlagserie auf türkische Ladenbesitzer zu berücksich‑
tigen:

•	 besondere Schwere der Taten;

•	� kontinuierliches Vorgehen des Täters bzw. der Täter über 
einen umfassenden Zeitraum;

•	 Tatorte liegen in verschiedenen Bundesländern;

•	� besondere Medienwirksamkeit, die vom Täter wohl auch 
beabsichtigt ist;

•	� Drohpotential für Personen, die zur Gruppe potentieller 
Tatopfer gehören;

•	 Mutmaßlicher Auslandsbezug;

•	� Notwendigkeit eines intensiven Informationsaustausches 
zwischen allen beteiligten Dienststellen.

Ob diese Aspekte allerdings ausreichen, um die Annahme 
schwerwiegender Gründe im Sinn des § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
B KAG zu rechtfertigen, ist eine Frage der Abwägung. 

Dem könnten folgende Aspekte entgegengehalten werden:

•	 Schwere des Eingriffs in die Länderhoheit und die Länder‑
kompetenz;

•	 § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BKAG stellt eine Ausnahmerege‑
lung dar, die vor dem Hintergrund des Verfassungsgrund‑
satzes des länderfreundlichen Verhaltens des Bundes eng zu 
interpretieren ist;

•	 reibungslose Kooperation zwischen den ermittlungsfüh‑
renden Dienststellen der Ländern und dem BKA;

•	 Schwerpunkt der Ermittlungen vor Ort durch zuständige 
Ermittlungsdienststellen zu führen (Aufklärung nicht „von 
oben nach unten“);

•	 Fachkompetenz der Ermittlungsdienststellen der Länder 
im Vordergrund;

•	 bislang keine ausreichend gewichtigen Besonderheiten 
der (vermuteten) Täterschaft zu konkretisieren;

•	 Auswirkungen der Taten auf die betroffenen Rechtsgüter 
rechtfertigen keine bundespolizeilichen Initiativen (keine 
Rechtsgüter mit besonderem Bundesbezug, vergleichbar den 
in § 4 Abs. 1 BKAG genannten, berührt);

•	 auch sonst sind Bundesbelange nicht besonders berührt.

Zur Beurteilung der Zulässigkeit einer Anordnung müssen 
die Gesamtumstände vom Bundesinnenminister abgewogen 
werden. Es erscheint im Rahmen der hier nur möglichen 
kursorischen Prüfung einerseits nicht zwingend geboten, 
schwerwiegende Gründe im Sinn des § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
BKAG anzunehmen, auf der anderen Seite aber auch nicht 
unvertretbar. 

Maßgeblich ist die Gewichtung der oben dargelegten Be‑
lange im Entscheidungszeitpunkt.

3. 

Die für die Strafrechtspflege und die Polizei zuständigen 
obersten Landesbehörden sind nach § 4 Abs. 3 BKAG un‑
verzüglich zu benachrichtigen, ebenso die zuständigen Lan‑
deskriminalämter und der Generalbundesanwalt bzw. die 
Generalstaatsanwälte, in deren Bezirken ein Gerichtsstand 
begründet ist. Rechtsfolge der Übernahme ist, dass das 
Bundeskriminalamt den zuständigen Landeskriminalämtern 
Weisungen für die Zusammenarbeit geben kann (§ 4 Abs. 4 
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BKAG). Auch insofern muss die oberste Landesbehörde un‑
verzüglich benachrichtigt werden. Ein Gebrauch machen 
von dieser besonderen Kompetenz dürfte aber nur in sel‑
tenen Fällen gerechtfertigt sein. Der einvernehmlichen Re‑
gelung ist der Vorzug zu geben (Ahlf/Daub/Lersch/Störzer, 
BKAG, § 4, Rn. 23).“

B.3.14. Haben nach den vier Mordanschlägen Gespräche 
mit dem BKA und ggf. dem GBA zur Übernahme der 
Ermittlungen stattgefunden und falls ja, auf wessen In-
itiative, wer hat daran teilgenommen und wer hat ent-
schieden, dass die Verfahren nicht abgegeben werden?

In den Akten sind offenbar diesbezüglich nicht alle Bespre-
chungen dokumentiert worden.

Die erste Besprechung an der das BKA teilgenommen habe, 
habe es laut dem Zeugen HOPPE nach dem Fall vier in Mün-
chen gegeben. Eine weitere gemeinsame Besprechung habe 
im März 2004 nach dem Fall fünf stattgefunden. Dort sei 
zum ersten Mal die Idee entstanden, die Ermittlungen zen-
tral im BKA zu führen. Nach zahlreichen Besprechungen des 
BKA im März und April mit der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth und den Kollegen aus Nürnberg, insbesondere 
eines Treffens auf Polizeiebene im BKA in Wiesbaden am 
20.04.2004, sei am 29.04.2004 bei der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth einvernehmlich beschlossen worden einen 
spezifischen Ermittlungsauftrag zur Aufnahme ergänzender 
struktureller Ermittlungen an das BKA zu richten. Die Vor-
beratungen im BKA im Jahre 2004 seien zwar dergestalt ver-
laufen, dass man sich auf Polizeiebene schon habe vorstellen 
können, unter Umständen das Verfahren zu übernehmen. 
Das Ergebnis der Erörterung mit der Staatsanwaltschaft als 
Herrin des Ermittlungsverfahrens sei jedoch der spezifische 
Ermittlungsauftrag an das BKA gewesen.503

Dem entspricht der dem Untersuchungsausschuss vor-
liegende Aktenvermerk zur Besprechung im BKA vom 
20.04.2004 von Herrn KOR Schlüter. Danach sehe der zu-
ständige Oberstaatsanwalt Dr. Kimmel nicht die Notwendig-
keit, ein neues Verfahren nach § 129 StGB in Nürnberg zu 
eröffnen. Auch sehe er im damaligen Stadium keinen Anlass 
für ein Sammelverfahren für alle Tötungsdelikte bei der StA 
Nürnberg-Fürth zu führen, da die Verwendung derselben 
Waffe noch kein Indiz für ein und denselben Täter wäre.

Abschließend heißt es in dem Vermerk:

„Nachdem sich somit keine Staatsanwaltschaft bereit er‑
klärt, die für die Einschaltung des BKA erforderlichen Vo‑
raussetzungen zu schaffen, bleibt es beim status quo. Die 
Ermittlungen der KD Nürnberg zu den hiesigen Tötungs‑
delikten sind mit den vorhandenen Möglichkeiten quasi be‑
endet. Nach meiner Meinung ist eine Einbindung des BKA 

–	 aufgrund der überörtlichen und internationalen Bezüge
–	 der personellen und finanziellen Ressourcen des BKA
–	 und der vorhandenen Ermittlungsinfrastruktur

503	 Hoppe, 09.04.2013, S. 3 ff. 

dringend notwendig und absolut zielführend. Zudem ist 
nach Meinung aller an der Besprechung in Wiesbaden teil‑
nehmenden Beamten damit zu rechnen, dass die etwa 2 ½ 
Jahre unterbrochene Serie von Tötungsdelikten fortgesetzt 
wird.“504

Am 19.04.2006, nach dem neunten Mord, habe der Zeuge 
HOPPE laut seinem eigenen Bekunden bei einer Bespre-
chung vorgeschlagen, die Ermittlungen zentral im BKA zu 
führen. Dies habe er bereits zuvor bei einer Telefonkonfe-
renz am 13.04.2006 erwähnt. Man habe versucht das Einver-
nehmen mit den Länderdienststellen herzustellen. Dies sei 
nicht gelungen. Deswegen sei die Übertragung gemäß § 4 
Abs. 2 Ziffer 2 BKA-Gesetz eine weitere Option gewesen, 
falls auch am Rande der bevorstehenden Innenminister-
konferenz kein Einvernehmen hätte erzielt werden können. 
Nach dieser Vorschrift genüge auch eine Unterrichtung der 
Landesbehörden, für den Fall, dass der Bundesminister des 
Innern die Zuständigkeit des BKA anordnen würde. Man 
habe dies in einem Bericht vom 02.05.2006 auch so vorge-
schlagen. Das sei aber trotz nicht erfolgreicher Herstellung 
des Einvernehmens am Rande der Innenministerkonferenz 
vom 04.05.2006 bei einem Kamingespräch in Garmisch 
nicht passiert.505 Es sei damals offensichtlich gewesen, dass 
die Übernahme des Verfahrens durch das BKA in Bayern 
nicht gern gesehen worden sei.506

Dies wurde bestätigt vom Zeugen DR. KIMMEL, der angab, 
dass sich die BAO in Nürnberg dahingehend geäußert 
habe, dass es keinen Sinn mehr mache diese Ermittlungen 
abzugeben, weil damit angefallenes Know-How verloren 
ginge.507

Auch der Zeuge MÄHLER hat angegeben, dass man das 
Staatsministerium des Innern im Jahr 2006 dahingehend be-
raten habe, die Ermittlungen nicht an das BKA abzugeben, 
weil man davon ausgegangen sei, dass der neue Ermittlungs-
ansatz „rechter Bereich, Serientäter, Einzeltäter“ nicht in der 
Konsequenz verfolgt würde, wie das Bayern vor hatte, weil 
das BKA zu diesem Zeitpunkt den Hintergrund im Bereich 
der Organisierten Kriminalität priorisiert hätte.508

B.3.14.1. Trifft es zu, dass das BKA bzw. der GBA die 
Übernahme der Ermittlungen abgelehnt haben und falls 
ja, aus welchen Gründen?

Dies trifft so nicht zu. 

Aus den Akten ergibt sich keine abschließende Erkenntnis. 
Auch die Zeugenaussagen ergeben für die Übernahmege-
spräche im Jahre 2004 kein eindeutiges Bild. Im Jahre 2006 
hat es keine Ablehnung, sondern vielmehr eine Initiative zur 
Übernahme seitens des BKA gegeben, welche von der BAO 
Bosporus kritisch gesehen wurde, vgl. oben unter B.3.14.

504	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/1.Teillieferung, 1. Führungsakte Nr.06a 
der BAO Bosporus_Teilauszug, Seiten 34 f. 

505	 Hoppe, 09.04.2013, S. 10 ff; Mähler, 06.03.2013, S. 45.
506	 Hoppe, 09.04.2013, S. 19.
507	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 73.
508	 Mähler, 06.03.2013, S. 54.
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Nach den Ausführungen des Zeugen GEIER habe man im 
Jahre 2004 über die Kriminaldirektion Nürnberg und das 
Staatsministerium des Innern beim BKA einen Antrag auf 
vollständige Übernahme gestellt. Dieser sei dort zunächst 
zurückgestellt worden, dann sei die endgültige Absage bzw. 
der Kompromissvorschlag zur Übernahme ergänzender 
struktureller Ermittlungen gekommen.509

Auch der Zeuge DR. KIMMEL hat angegeben, dass eine 
förmliche Übertragung aller Fälle auf das BKA von diesem 
abgelehnt worden sei.510

(Siehe hierzu aber auch die Angaben des Zeugen HOPPE bei 
der Antwort zu Frage B.3.14.).

B.3.14.2. Trifft es zu, dass nach einem weiteren Mord-
anschlag vom 25.02.2004 bei einem Gespräch oder an-
schließendem schriftlichen Austausch zwischen dem 
BKA, dem StMI und der StA Nürnberg-Fürth vereinbart 
worden ist, dass das BKA zentrale Aufgaben unter dem 
Gesichtspunkt des § 129 StGB, insbesondere hinsichtlich 
der Suche nach der Tatwaffe übernehmen, ansonsten die 
Struktur der Ermittlungen aber bleiben solle, wie sie war 
und falls ja, wann haben das Gespräch oder der schrift-
liche Austausch mit welchem genauen Inhalt stattge-
funden und wer hat daran teilgenommen?

Siehe Antwort zu B.3.14.

B.3.15. Lagen der SoKo „Halbmond“ Informationen 
über die jetzt nachträglich den mutmaßlichen Tätern des 
NSU zugeordneten Überfälle vor?

Die Zeugen VÖGELER und STÖRZER sagten überein-
stimmend aus, dass man dazu damals keine Erkenntnisse 
gehabt hätte. Man habe von den Überfällen laut dem Zeugen 
STÖRZER das erste Mal erfahren, als der NSU aufgedeckt 
worden sei.511 

B.3.16. Hat sich das Landesamt für Verfassungsschutz 
nach den drei Mordanschlägen in Bayern auf Personen 
türkischer Herkunft auf eigene Initiative, ohne ent-
sprechende Anfrage der SoKo „Halbmond“ um Infor-
mationen über einen eventuellen rechtsextremistischen 
und/oder ausländerfeindlichen Hintergrund der Morde 
bemüht und falls ja, auf Grund welcher Umstände und 
mit welchen Ergebnissen und wie sind ggf. die Erkennt-
nisse verwertet worden?

Aus den Akten ergeben sich dazu keine Erkenntnisse. 

Nach den Angaben des Zeugen HEGLER seien zweimal 
die Quellen des Landesamtes befragt worden, ob es irgend-
welche Erkenntnisse zu den Morden geben würde. Ansonsten 

509	 Geier, 20.02.2013, S. 32 f.
510	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 69.
511	 Vögeler, 22.01.2013, S. 100 f; Störzer, 05.02.2013, S. 30 f.

habe man keinen Ansatz gesehen, weitere Nachforschungen 
zu betreiben.512

B.3.17. Wie gestaltete sich die Zusammenarbeit der SoKo 
„Halbmond“ mit dem Landesamt für Verfassungsschutz 
und anderen Nachrichtendiensten?

Laut den Angaben des Zeugen HAUSCH habe es im Jahre 
2006 eine Unterredung mit zwei Personen vom BND zu dem 
Fall gegeben. Am 11.03.2008 habe man sich in Amberg mit 
Angehörigen des MAD zur Besprechung der Mordserie ge-
troffen. Es sei damals die Serie dargestellt worden und die 
Überlegung angestellt worden, ob der Täter aus dem Bereich 
der Kommando-Spezialkräfte (KSK) oder ob es ein trauma-
tisierter Soldat sein könnte.

Der entsprechende Aktenvermerk findet sich bei den dem 
Untersuchungsausschuss vorgelegten Akten.513

B.3.17.1. Hat sich die SoKo „Halbmond“ mit dem Ersu-
chen um Übermittlung von Informationen über Erkennt-
nisse über organisierte Kriminalität an das Landesamt 
für Verfassungsschutz und das Bundesamt für Verfas-
sungsschutz oder andere Nachrichtendienste gewandt 
oder Kontakt zu diesen aufgenommen und falls ja, mit 
welchen Ergebnissen und falls nein, warum nicht?

Im Gegensatz zur Soko Theo 514 befinden sich bezüglich der 
Soko Halbmond keine Unterlagen zu Kontaktaufnahmen mit 
dem Verfassungsschutz hinsichtlich organisierter Krimina-
lität in den vorgelegten Akten.

Der Zeuge WILFLING hat jedoch von einem Kontakt mit 
dem Landesamt für Verfassungsschutz berichtet:

Kurz nach der Gründung der SoKo Halbmond am 
12.09.2001, nämlich am 10.10.2001, habe es eine Bespre-
chung in München gegeben. Dort seien auch zwei Leute vom 
Landesamt für Verfassungsschutz dabei gewesen. Man habe 
wissen wollen, ob es im Bereich Organisierter Kriminalität, 
beispielsweise militärisch oder bei den Grauen Wölfen, An-
haltspunkte gibt.515

B.3.17.2. Hatten die SoKo „Halbmond“ und/oder das 
Landesamt für Verfassungsschutz Kenntnis darüber, 
dass in der rechtsextremistischen Szene, insbesondere in 
Veröffentlichungen des Netzwerkes „Blood and Honour“ 
und im „Thule- Netzwerk“, in direktem zeitlichen Zu-
sammenhang mit den Mordanschlägen über den bewaff-
neten Kampf und Mordanschläge auf Ausländer disku-
tiert worden ist?

512	 Hegler, 25.04.2013), S. 13 f. 
513	 Hausch, 19.02.2013, S. 99 f.; Akte Nr. 8/BY-6/3_Anlagen/1 Aktenord-

ner des PP Mittelfranken zu BY-6, Bl. 91
514	 Akte Nr. 8/BY-6/3_Anlagen/1 Geheft des PP München zu BY-6, Bl. 

1ff.
515	 Wilfling, 19.02.2013.
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Laut der Aussage des Zeugen HAUSCH sei zumindest ihm 
dies, als Mitglied der SoKo Halbmond, nicht bekannt gewe-
sen.516

Dem Zeugen HEGLER war die Thematik zumindest unter 
dem Begriff „führerloser Widerstand“ bekannt.517

B.3.17.3. Hatten die SoKo „Halbmond“ und/oder das 
Landesamt für Verfassungsschutz Kenntnis über einen 
Beitrag in dem neonazistischen Blatt „Der Weiße Wolf“ 
Nr. 1/2002, in dem u.a. der Satz zu finden ist „Vielen Dank 
an den NSU, es hat Früchte getragen …. der Kampf geht 
weiter ….“ und falls ja, wie wurde dieser Artikel bewertet 
und falls nein, wann haben bayerische Sicherheits- und 
Strafverfolgungsbehörden und ihre jeweils vorgesetzten 
Dienststellen und die Staatsregierung hiervon erfahren?

Nach den Angaben des Zeugen Hegler habe dieses Blatt 
dem Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz damals 
nicht vorgelegen. Das Zitat sei ihm erst jetzt im Rahmen der 
Ermittlungen bekannt geworden.518

B.3.18. Hatte die SoKo „Halbmond“ Kenntnis von dem 
Bombenanschlag vom 09.06.2004 in Köln und falls ja, 
welche Hinweise gab es, dass hinter den Mordanschlägen 
und dem Bombenanschlag von Köln die gleichen Täter 
stecken könnten und wie wurden die Hinweise in den 
Ermittlungsverfahren wegen der Mordanschläge ver-
wertet?

Nach Aktenlage meldete sich am 21.06.2005 der Arbeits-
gruppenleiter der Kripo Köln, „EG-Sprengstoff“ bei dem 
Zeugen Vögeler und gab an, dass die veröffentlichten Phan-
tombilder eine grundsätzliche Ähnlichkeit mit dem in Köln 
vorhandenen Phantombild des Täters aus Nürnberg hätten. 
Zudem wies er daraufhin, dass auch die Täter in Köln mit 
einem Fahrrad unterwegs gewesen seien. Daher habe er mit 
der Dienststelle in Nürnberg Kontakt aufnehmen und die 
Sachverhalte abklären wollen. Der Einsatzgruppenleiter bat 
dann, dass der Nürnberger Zeugin Keller die Videosequenz 
aus Köln vorgezeigt werde (Aktenvermerk vom 22.06.2005 
von Herrn Vögeler).519

Der Zeuge VÖGELER gab im Untersuchungsausschuss 
an, dass die Videoaufnahmen zu dem Kölner Anschlag den 
Zeugen in Nürnberg vorgespielt worden seien und umge-
kehrt habe man ein Phantombild der Täter aus Nürnberg 
nach Köln geschickt. 

Es seien laut dem Zeugen HÄNSSLER dabei sehr große 
Ähnlichkeiten zwischen den Tätern festgestellt worden.

Das Phantombild stammt aus den Beschreibungen der 
Zeugin Keller.

516	 Hausch, 19.02.2013, S. 97.
517	 Hegler, 23.10.2012, S. 60.
518	 Hegler, 23.10.2012, S. 70.
519	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/3. Teillieferung/Band 02/P-BAO Bospo-

rus Nr. 24, S. 9 f.

Die Zeugin KELLER hat ausgesagt, dass sie auf die Poli-
zeistelle zitiert worden sei, da man ihr ein Video zeigen 
möchte. Sie habe sich dort dann das Video zweimal kom-
plett angesehen. Dann habe sie darum gebeten, das Video zu 
stoppen und den einen Mann, den ersten, ein bisschen heran-
zuzoomen, also zu vergrößern. Dann habe sie gesagt: „Das 
ist einer der Männer, die ich in Nürnberg gesehen habe.“ 
Sie habe gesagt: „Das ist er.“ Insgesamt habe sie das Video 
sieben, acht Mal angesehen. Sie habe gesagt, dass sie sich 
sehr sicher sei, dass es einer der Männer gewesen sei. Ein 
Polizeibeamter habe dann auf Nachfrage seines Kollegen 
gesagt, dass man das nicht ganz so in das Protokoll auf-
nehmen könne, da es nur eine Vermutung der Zeugin sei.520 

Im vom Zeugen Ruppe erstellten Protokoll der betreffenden 
Vernehmung vom 23.05.2006 steht dann auch tatsächlich 
nur, dass sich die Zeugin ziemlich sicher sei, dass jeweils 
eine Person aus dem Kölner Video mit einem von ihr in 
Nürnberg gesehenen Radfahrer identisch sei. 

Die Zeugin erklärte vor dem Untersuchungsausschuss, dass 
es seitens der Polizei geheißen habe, man schreibe „ziemlich 
sicher“ in das Protokoll, weil man es nicht so aufnehmen 
könne, wie sie es gesagt habe.521 

Der Zeuge RUPPE gab dazu an, dass die Zeugin Keller zwar 
tatsächlich gesagt habe: „Der war es!“. Er habe die Formu-
lierung „ziemlich sicher“ damals jedoch für ausreichend an-
gesehen. Er sehe heute schon einen Unterschied zwischen 
dem was die Zeugin gesagt habe und dem was da im Proto-
koll stehe. Er habe dafür aber keine Erklärung.522 

Letztlich habe man nach den Angaben des Zeugen VÖ-
GELER sämtliche Modellbaugeschäfte aufgesucht und dort 
die Phantombilder vorgezeigt. Hintergrund dafür sei ge-
wesen, dass die Bombe mit Kenntnissen aus dem Modellbau 
gebastelt worden sei. Die Ermittlungen – auch der Datenab-
gleich – hätten aber keinen großen Treffer ergeben, so dass 
man festgehalten habe, die Tat könne, müsse aber nicht da-
zugehören.

Der Zeuge HÄNSSLER gab an, dass auch eine verglei-
chende Analyse von der BAO Bosporus gewünscht worden 
sei. Die beiden OFA-Einheiten in Köln und München hätten 
jedoch übereinstimmend gesagt, dass man Äpfel nicht mit 
Birnen vergleichen könne.523 

Im Protokoll einer Sitzung der Steuerungsgruppe vom 
14./15.03.2007 heißt es dazu lediglich:

„Eine weitere vergleichende Fallanalyse zu einem mög‑
lichen Zusammenhang des Kölner Nagelbombenattentats 
mit der Mordserie ist nach Einschätzung der OFA BKA, 
Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-Württemberg nicht 

520	 Keller, 05.06.2013, S. 45f.
521	 Keller, 05.06.2013, S. 52.
522	 Ruppe, 05.06.2013, S. 81 f.
523	 Vögeler, 22.01.2013, S. 99; Hänsler, 05.02.2013, S. 114 ff.
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zielführend und nicht erfolgversprechend zu leisten. Auf eine 
Beauftragung wurde daher verzichtet…“524 

Der Versuch einer biometrischen Gesichtserkennung sei laut 
dem Zeugen GEIER fehlgeschlagen.525 

Laut dem Zeugen GEIER seien Untersuchungen in Nürn-
berger Fachgeschäften nach Elektronikteilen durchgeführt 
worden, da ein Zünder verwendet worden sei, der in Modell-
baubereichen Verwendung finde. Aber auch diese Spur habe 
keine neuen Hinweise erbracht. Eine Verbindung zwischen 
den beiden Taten habe anhand objektiver Beweise nicht 
hergestellt, aber auch nicht ausgeschlossen werden können. 
Deshalb sei der ständige Abgleich aller Tatortspuren durch-
geführt und auch bei allen folgenden Taten wieder vorge-
nommen worden. Man habe weiterhin engen Kontakt zu den 
Kölner Kollegen gehalten.526

B.4. Welche Aktivitäten haben welche bayerischen Si-
cherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie die vor-
gesetzten Dienststellen und die Staatsregierung nach den 
Mordanschlägen vom 09.06.2005 in Nürnberg (Opfer: 
Ismail Yasar) und vom 15.06.2005 in München (Opfer: 
Theodorus Boulgarides) und den weiteren Mordan-
schlägen vom 04.04.2006 in Dortmund, vom 06.04.2006 
in Kassel und vom 25.04.2007 in Heilbronn entwickelt?

Aus den dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Akten 
ergibt sich folgendes:
Nach den Fällen 6 und 7 übernahm die BAO Bosporus am 
01.07.05 die zentrale Koordination, die Sonderkommissi-
onen Halbmond (Nürnberg) und Theo (München) wurden in 
den folgenden Monaten in die BAO integriert.

Die daran anknüpfenden organisatorischen Fragen wurden 
auf politischer Ebene mit der Einrichtung einer Steuerungs-
gruppe gelöst, die sich aus den Leitern aller beteiligten Ein-
heiten zusammensetzte und die strategisch-taktische Ermitt-
lungsausrichtung einvernehmlich festlegte. Zu diesem Zeit-
punkt der Mordserie ermittelten fünf Staatsanwaltschaften 
und sechs Polizeieinheiten aus fünf verschiedenen Bundes-
ländern.

In allen Fällen wurden von den regionalen Mord- bzw. Son-
derkommissionen die bei Mordfällen üblichen umfassenden 
Standardermittlungen durchgeführt.

Mit Fortsetzung der Serie im April 2006 in Dortmund und 
Kassel waren die Ermittlungseinheiten von fünf Bundeslän-
dern und des BKA zu koordinieren. 

Dazu wurde eine Steuerungsgruppe vereinbart, die aus Lei-
tungsbeamten der beteiligten Länder und des BKA bestand 
und die Ermittlungsstrategie bestimmte.

524	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/1. Teillieferung/4. Führungsakte Nr. 20 
der BAO Bosporus_Protokolle Steuerungsgruppe (Band 1).

525	 Geier, 20.02.2013, S. 7.
526	 Geier, 20.02.2013, S. 7.

Vorsitzender der Steuerungsgruppe war der Leiter der BAO 
Bosporus, alle Länder blieben für ihre Fälle zuständig und es 
gab keine Unterstellungsverhältnisse.

Zusätzlich eingerichtet wurde bei der BAO eine Geschäfts-
stelle für die Steuerungsgruppe.

Die fünf bayerischen Taten wurden von der Staatsanwalt-
schaft Nürnberg-Fürth, die übrigen von den örtlich zustän-
digen Staatsanwaltschaften bearbeitet.

Maßnahmen und Beschlüsse, die sich auf die Gesamtserie 
oder zumindest mehrere Taten beziehen, wurden zentral von 
der StA Nürnberg-Fürth übernommen. Gleiches galt für die 
Festlegungen zur Öffentlichkeitsarbeit. Der sachleitende 
OStA Dr. Kimmel nahm regelmäßig an den Besprechungen 
der Steuerungsgruppe und, einmal wöchentlich, auch an 
denen der BAO teil.

Im Zeitraum 2005 bis April 2007 beliefen sich die polizeili-
chen Gesamtkosten auf rund 300.000 Euro.

Alle bayerischen Verbänden ordneten Mitarbeiter zur BAO 
Bosporus ab, teilweise über Monate und Jahre.

Mit zunehmender Ermittlungsdauer wurden neben der Hy-
pothesenbildung auch Schwerpunkte in Bereichen gesetzt, 
die im Rahmen standardisierter Mordermittlungen nicht 
zwangsläufig einzubeziehen sind.

Dazu gehörten die verdeckte Informationserhebung durch 
Verdeckte Ermittler und Vertrauenspersonen ebenso wie 
die umfassenden Finanzermittlungen zu den Opfern, ihrem 
Umfeld und ihren Geschäften und die Analyse von Massen-
daten.

Aufgrund der Opfernationalitäten fand ein Großteil der Er-
mittlungen im Bereich der türkischen bzw. türkischstäm-
migen Bevölkerung in Deutschland statt.

Die Ermittlungen zu den Opfern wurden zentral koordiniert, 
aber teilweise dezentral geführt und erbrachten im Ergebnis 
keine möglichen Motive oder Klärungsansätze.

Nachdem sich Tatwaffe und Schalldämpfereinsatz als zwei 
der wenigen feststehenden Fakten darstellten und gerade mit 
Blick auf die Serientätertheorie nicht auszuschließen war, 
dass der Täter eine legale Waffe benutzt, wurden zunächst 
für Bayern und später für das gesamte Bundesgebiet alle le-
galen Pistolen des Herstellers Ceska, Typ 83, festgestellt und 
nach bestimmten Merkmalen überprüft.

Die Erhebung bei den bayerischen Ordnungsbehörden ge-
staltete sich problematisch, da teilweise noch mit Kartei-
karten gearbeitet wurde und Informationen ungenau bzw.
unvollständig waren. So war die Eingrenzung der zu über-
prüfenden Waffen anhand der vorliegenden Informationen 
nicht möglich, da die Daten teilweise ungeprüft und unbe-
sehen von den Antragstellern übernommen worden waren 
und Angaben zu Typ, Kaliber und den Verbleib der Waffe 
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fehlten. Vielfach war der Verbleib registrierter Waffen un-
bekannt, ohne dass dies der Polizei mitgeteilt worden war.

Die Analyse von rund 32 Millionen Daten war ein Schwer-
punkt der Ermittlungen.

Ausgehend von der Überlegung, dass der oder die Täter an 
und um die Tatorte „Anwesenheitsspuren» in Form elektro-
nischer Daten hinterlassen haben könnten, wurden unter dem 
Blickwinkel „Wer war zu den jeweiligen Tatzeiten an den 
Tatorten präsent?» rund 16 Millionen Funkzellendaten, 13 
Millionen Transaktionsdaten aus Einsätzen von Kredit- oder 
Debitkarten, 1 Million Autovermietungsdaten, über 100.000 
Verkehrsdaten und 30.000 Hotelübernachtungsdaten er-
hoben und analysiert. Zu diesen Hauptbeständen kamen 
noch diverse kleinere Datenpools zum Anwesenheitsnach-
weis, wie Pannen-, Flug- und Fährdaten.

Darüber hinaus wurden zur Rasterfahndung anhand hypo-
thetischer Kriterien und Merkmale Massendaten erhoben 
und ausgewertet. Dabei handelte es sich hauptsächlich um 
rund 600.000 Einwohnermeldedaten, 900.000 Haftdaten 
sowie 80.000 Waffenbesitz und -deliktsdaten.

Insgesamt wurden über 130 Rasterfahndungsbeschlüsse 
gemäß § 98a StPO erwirkt und in Abstimmung mit dem 
sachleitenden Staatsanwalt eine Vielzahl von Datenabglei-
chen nach § 98 c StPO durchgeführt.

Die Erhebung und Auswertung von Massendaten in oben ge-
nanntem Umfang war die zeitintensivste Einzelmaßnahme. 

Nach Bildung der BAO vereinbarte die Steuerungsgruppe 
zur Frage der Medien- und Öffentlichkeitsarbeit in Abstim-
mung mit allen beteiligten Staatsanwaltschaften, dass jede 
Ermittlungseinheit zum eigenen Fall Stellung nimmt und die 
Gesamtserie betreffende Anfragen durch die BAO in Nürn-
berg beantwortet werden.

Intern waren die Pressestelle des PP Mittelfranken und der 
BAO räumlich getrennt, der nötige Informationsaustausch 
erfolgte, mit Ausnahme der Nachtatphasen, anlassbezogen 
im Rahmen des täglichen Dienstbetriebes.

Im Zuge der fortschreitenden Ermittlungen wurden zeitver-
setzt verschiedene Informationen von beteiligten Dienst-
stellen in unterschiedlichen Medien veröffentlicht.

Taktischer Bestandteil des im Sommer 2006 umgesetzten 
Medienkonzepts zur Serientätertheorie war unter anderem 
das sukzessive Lancieren bestimmter Fakten zu Tathergang 
und vermutetem Täterprofil.527

B.4.1. Wer war bei der StA München I zuständig für die 
Ermittlungen zur Aufklärung des Mordes an Theodorus 
Boulgarides?

527	 Akte 8/BY-2/3_Anlagen, 1.Teillieferung, 6. Führungsakte Nr. 22 der 
BAO Bosporus_Protokolle Steuerungsgruppe (Band3), Erfahrungsbe-
richt 2007.

Nach den Angaben des Zeugen BOIE habe sich Staatsan-
walt Heilmann aus seiner Abteilung im Rahmen des Be-
reitschaftsdienstes an den Tatort begeben. Die weitere 
Sachbearbeitung habe Staatsanwalt als Gruppenleiter Bott 
übernommen. Am 24.06.2005 habe das bayerische Justiz-
ministerium entschieden, dass die Münchner Verfahren von 
der Staatsanwaltschaft Nürnberg übernommen werden. Ab 
diesem Zeitpunkt habe keine Zuständigkeit der Staatsan-
waltschaft München I mehr bestanden.528

B.4.2. Wie war die SoKo „Theo“ bei der Münchner Kri-
minalpolizei personell besetzt?

Nach den Angaben des Zeugen PICKERT war die SoKo 
„Theo“ mit etwa 40 Beamten fest besetzt. Er selbst sei der 
Leiter der Sonderkommission gewesen und der Zeuge Wil-
fling habe ihn in der Anfangsphase vertreten. Später sei der 
Zeuge Wilfling wieder auf die Dienststelle zurückgekehrt 
und man habe mit einer festen Besatzung von etwa 40 Kolle-
ginnen und Kollegen, die aber phasenweise immer noch von 
anderen Kolleginnen und Kollegen unterstützt worden seien, 
an diesem Fall gearbeitet.529

B.4.2.1. Sind die Erkenntnisse aus dem Ermittlungsver-
fahren wegen des Mordanschlags auf Habil Kilic vom 
29.08.2001 und der in Nürnberg verübten Mordan-
schläge in das Ermittlungsverfahren wegen des Mordan-
schlags auf Theodorus Boulgarides eingeflossen und falls 
ja, mit welchen Informationen?

Der Zeuge PICKERT führte aus, dass man sich relativ 
schnell mit den Nürnberger Kollegen getroffen habe. Diese 
seien dafür nach München gekommen. Damals sei dann be-
reits die Entscheidung getroffen worden, dass man eine be-
sondere Aufbauorganisation, die BAO, einrichtet. Zu Beginn 
der Serie sei bereits die SoKO Halbmond für die bayerischen 
Fälle als Koordinierungsstelle eingerichtet worden. 530

B.4.3. Wie kam es zu der Einrichtung der Besonderen Auf-
bauorganisation (BAO) „Bosporus“ ab dem 01.07.2005 
beim PP Mittelfranken, welche Zuständigkeiten und Be-
fugnisse hatte sie und wie kam es zu der Namensfindung?

Bereits zum 01.07.2005 wurde nach der Aussage des Zeugen 
GEIER die BAO in Nürnberg als zentrale Koordinierungs-
stelle eingerichtet.531 Die SoKo Theo sei zunächst noch der 
BAO unterstellt gewesen, mit dem Auftrag die Tatortarbeit, 
die üblichen Mordermittlungen in München weiterzuführen. 

Die SoKo Theo habe laut dem Zeugen PICKERT bis zum 
01.11.2005 existiert. Im Oktober seien schon die SoKo 
Halbmond und die SoKo Yasar in die BAO integriert 
worden. Die SoKo Theo sei dann zum 01.11.2005 ge-
folgt. Es seien einige Kollegen nach Nürnberg gewechselt 
und in München, in den SoKo-Räumen, sei eine Gruppe 

528	 Boie, 09.04.2013, S. 73 f.
529	 Pickert, 19.02.2013, S. 114.
530	 Pickert, 19.02.2013, S. 114.
531	 Geier, 20.02.2013, S. 5.
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von neun Kolleginnen und Kollegen zurückgeblieben, 
die dann die Restspuren aus München bearbeitet hätten. 
Die Nacherfassung der Altfälle habe ein halbes Jahr ge-
dauert und sei Anfang 2006 abgeschlossen gewesen.532 

Nach dem Zeugen VÖGELER habe man mit dem Namen 
der Soko Bosporus wie auch bei der Soko Halbmond den 
Bezug zu den türkischen Opfern ausdrücken wollen. Das sei 
ohne Hintergedanken gemacht worden. Es hätte aber jeder-
zeit auch ein anderer Name genommen werden können.533

B.4.3.1. Wie war die BAO „Bosporus“ personell besetzt?

Der Zeuge GEIER führte aus, dass die BAO „Bosporus“ am 
01.06.2006 über eine Personalstärke von 60 Beamten ver-
fügt habe. Bundesweit seien im Sommer 2006 phasenweise 
bis zu 160 Beamte eingesetzt gewesen.

Dies deckt sich mit den entsprechenden Sachstandsberichten 
der BAO Bosporus.

B.4.3.2. Inwieweit sind die Mitarbeiter der bisherigen 
SoKo „SIMSEK“, „Schneider“, „Halbmond“ und 
„Theo“ in die BAO „Bosporus“ eingegliedert worden?

Siehe Antwort zu B.4.3.

B.4.3.3. Waren in der BAO „Bosporus“ auch Mitarbeiter 
der Staatsschutzabteilungen der jeweiligen Polizeibe-
hörden tätig?

Nach der Aussage des Zeugen SCHABEL kamen aus dem 
Bereich Staatsschutz die Mitarbeiter Pfister, Witkowski und 
Hirschmann zur BAO. Dies wurde von den betreffenden 
Zeugen jeweils bestätigt.534

B.4.4. Wie ist die BAO „Bosporus“ vorgegangen, um die 
bisherigen Ermittlungen zu den fünf Mordanschlägen 
in Bayern zu optimieren und welche Ermittlungsmaß-
nahmen (Spurenauswertung, Zeugenbefragung, Raster-
fahndungen, TKÜ; Einsatz verdeckter Ermittler etc.) hat 
sie konkret ergriffen und mit welchen Ergebnissen?

Verwertbare Tatortspuren seien nach den Angaben des 
Zeugen GEIER nicht vorhanden gewesen. Eine Verbin-
dung zwischen den Opfern habe nicht hergestellt werden 
können. Die Erschließung der täterprofilbezogenen Datener-
hebungen habe zu einer Flut von 32 Millionen unterschied-
lichster Daten geführt. Diese Daten seien in ein einheitliches 
Format gebracht, dann elektronisch gefiltert und sich daraus 
ergebende Verdächtige als Ermittlungsspuren erfasst und 
im Nachgang auch überprüft worden. Auf dieser Grundlage 
seien von der BAO „Bosporus“ 3.500 Ermittlungsspuren ge-
bildet und dabei ca. 11.000 Personen bundesweit überprüft 
worden.535

532	 Pickert, 19.02.2013, S. 114-116 ff.
533	 Vögeler, 22.01.2013, S. 90.
534	 Schabel, 21.03.2013, S. 73; Protokoll 19.03.13 
535	 Geier, 20.02.2013, S. 5, 14.

Es seien nach der Aussage des Zeugen PICKERT darüber 
hinaus zum Teil die Telefonanschlüsse der Angehörigen 
überwacht worden. Ferner sei eine verdeckte Observation 
durchgeführt worden. 536

Zudem seien laut dem Zeugen MÄHLER im Jahre 2006 
verdeckte Ermittlungen in der Form durchgeführt worden, 
dass sich verdeckte Ermittler als Journalisten ausgegeben 
und versucht hätten bestimmte Personen anzusprechen. 
Der zweite Ansatzpunkt sei der gewesen, dass ein Döner-
stand von sonstigen Vertrauenspersonen betrieben worden 
sei um evtl. Schutzgelderpressungen zu provozieren.537 Als 
die ganzen Spuren aus dem Bereich der Organisierten Kri-
minalität ohne das erwartete Ergebnis abgearbeitet gewesen 
seien, habe man laut dem Zeugen MÄHLER festgestellt, 
dass es eine andere Option geben müsse.538

Nach den Ausführungen des Zeugen Dr. Kimmel habe 
es drei größere Bereiche gegeben. Das Eine sei der Einsatz 
von verdeckten Ermittlern als Journalisten, das Zweite als 
Privatdetektive und das Dritte der Betrieb von Dönerbuden 
gewesen, wobei sowohl in München als auch in Nürnberg 
jeweils eine Dönerbude betrieben worden sei. Man habe 
gehofft, dass auf diese Weise Personen Hinweise geben 
würden. Aufgrund dessen habe man versucht, an diese Per-
sonen unter einer Legende, eben als Journalist oder als Pri-
vatdetektiv heranzutreten. Das Ergebnis sei leider gleich null 
gewesen, auch im Hinblick auf den Betrieb der Dönerbu-
den.539 

Die Angaben der Zeugen decken sich mit den Akteninhalten. 

Es sollte eine Art „Spiegelbild“ zu dem Dönerladen des 
Nürnberger Opfers Ismail Yasar geschaffen werden. 

Zudem wurden in bundesweit erscheinenden Medien von 
der Polizei Annoncen geschalten, die auf eine freiberufliche 
Mitarbeit in einem Rechercheteam bezüglich der Mordserie 
abzielten. Aus der Menge der 117 Anrufer wurden 5 Anrufer 
hinsichtlich einer weiteren Kontaktaufnahme als relevant 
eingestuft. Nach Abstimmung mit der BAO Bosporus und 
der Soko Theo erfolgten anschließend Kontakte zu zwei 
Personen. Auch hier stellte sich heraus, dass die Personen 
keine Informationen geben konnten, die geeignet waren die 
Ermittlungen voranzutreiben. 

Am Ende heißt es in dem betreffenden Abschlussvermerk 
zum Einsatz Verdeckter Ermittler: „Abschließend ist fest‑
zustellen, dass sich aus dem VE-Einsatz bislang keine An‑
haltspunkte für weiterführende offene Ermittlungen ergeben 
haben.“540

536	 Pickert, 19.02.2013, S. 126.
537	 Mähler, 06.03.2013), S. 7 f.
538	 Mähler, 06.03.2013, S. 18, 31.
539	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 17 ff.
540	 Akte 30, S. 77 ff.
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B.4.4.1. Was haben die objektiven Spuren und Zeugen-
befragungen und sonstigen Ermittlungsmaßnahmen er-
geben?

Siehe Antwort zu B.4.26.

B.4.4.2. Ist der Tatsache nachgegangen worden, dass sich 
der Tatort in München in örtlicher Nähe zur Wohnung 
von Martin Wiese befunden hat und falls ja, mit welchem 
Ergebnis und falls nein, warum nicht?

Aus den Akten ergeben sich hierzu keine Erkenntnisse.

Der Zeuge WILFLING führte dazu auf Nachfrage aus, dass 
alle Hinweise abgeklärt worden seien und man keinen An-
satzpunkt für weitergehende Ermittlungen gefunden habe.541 

Die weiteren Zeugen konnten hierzu keine Angaben machen.

B.4.5. Trifft es zu, dass alle bisherigen Erkenntnisse der 
einzelnen Sonderkommissionen in ein einheitliches Fal-
lerfassungssystem eingegeben worden sind und dass 
hierfür ein Zeitaufwand von etwa einem halben Jahr er-
forderlich war?

Der Zeuge GEIER sagte aus, dass er die Erfassung und die 
Nacherfassung aller bisherigen bayerischen Fälle und auch 
der außerbayerischen Fälle in ein einheitliches Fallerfas-
sungssystem nach Eingliederung der SoKo`s aus Nürnberg 
und München in die BAO Bosporus im Oktober 2005 an-
ordnete, um elektronische Datenabgleiche durchführen zu 
können. Die ersten Taten seien alle in unterschiedlichen 
Formaten erfasst gewesen, so dass dies notwendig gewesen 
sei. Nach langwierigen Absprachen habe man sich letztlich 
für das bayerische Fallerfassungssystem namens EASy und 
nicht für INPOL-Fall entschieden. Die Nacherfassung dieser 
Altfälle sei durch die bayerischen OK-Dienststellen geleistet 
worden und habe ein halbes Jahr gedauert. Der Vorgang sei 
also Anfang 2006 abgeschlossen gewesen.542

B.4.6. Trifft es zu, dass bei Europol, Interpol und dem 
FBI wegen eventueller weiterer Fälle mit ähnlicher Tat-
begehung nachgefragt worden ist und falls ja, mit wel-
chen Ergebnissen?

Dies trifft für Europol und Interpol zu, nicht aber für das 
FBI.

Nach den Angaben des Zeugen GEIER sei eine Abfrage bei 
Europol und Interpol getätigt worden, nicht jedoch beim 
FBI.543 

Dies bestätigte schließlich der Zeuge HORN. Das FBI habe 
vielmehr ungefragt nach einer gemeinsamen Besprechung 

541	 Wilfling, 19.02.2013), S. 16.
542	 Geier, 20.02.2013, S. 5.
543	 Geier, 20.02.2013, S. 6.

zu dem Fall über den Legal Attaché in Berlin seine Einschät-
zung nach Deutschland geschickt.544

Dies deckt sich mit den Unterlagen in den Akten des Unter-
suchungsausschusses.

B.4.7. Welche der für die einzelnen Tatorte zuständigen 
Staatsanwaltschaft hat nach der Einrichtung der BAO 
„Bosporus“ die Ermittlungsverfahren Übernommen, wie 
war sie personell besetzt?

Das Staatsministerium der Justiz hat auf Anregung der Staats-
anwaltschaft München I mit Verfügung vom 30.06.2005 
gemäß § 147 Nr. 2 GVG der Staatsanwaltschaft Nürnberg-
Fürth auch die Ermittlungsverfahren für die Mordfälle in 
München übertragen.545

Laut den Ausführungen des Zeugen PICKERT habe die 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth, in Person von Herrn Dr. 
Kimmel, als Sammelverfahren alle bayerischen Fälle über-
nommen.546

B.4.8. Wie viele Dienstbesprechungen zwischen der BAO 
„Bosporus“, dem StMI, dem BKA und/oder den betei-
ligten Staatsanwaltschaften haben seit dem Mordan-
schlag vom 15.06.2005 in München wann stattgefunden, 
welche Inhalte und Ergebnisse hatten diese, wer hat 
hierzu jeweils eingeladen und wer hat daran teilge-
nommen?

Es wurden von den Zeugen mehrere verschiedene Dienstbe-
sprechungen erwähnt, deren Anzahl aber nicht exakt festge-
stellt werden konnte. 

B.4.8.1. Wer hat zu der Dienstbesprechung vom 
17.06.2005 im StMI mit den Polizeipräsidien München 
und Mittelfranken, dem LKA sowie Vertretern der StA 
München I und Nürnberg eingeladen, welche Inhalte 
und Ergebnisse hatte diese und wer hat hieran teilge-
nommen?

Laut Aussage des Zeugen BOIE habe zu der Besprechung 
im Innenministerium am 17.06.2005 das Bayerische Innen-
ministerium eingeladen.547 Dies wurde durch den Zeugen 
GEIER bestätigt.548 An dieser Besprechung hätten Vertre-
tern des Ministeriums, des Polizeipräsidiums Mittelfranken, 
BayLKA, des Polizeipräsidiums München und der Zeuge als 
Vertreter der Staatsanwaltschaft München I teilgenommen, so 
der Zeuge BOIE.549 Inhaltlich sei es um die Klärung der Fe-
derführung gegangen. Es habe Einigkeit darüber geherrscht, 
dass eine Zusammenführung der Ermittlungen erforderlich 
sei. Der Zeuge BOIE habe damals darauf hingewiesen, dass 
die Staatsanwaltschaft Nürnberg bis dahin bereits faktisch 
als zentrale Ermittlungsstelle fungiert habe, und sich dafür 

544	 Horn, 06.03.2013, S. 83.
545	 Akten Nr. 1 und 378
546	 Pickert, 19.02.2013, S. 128.
547	 Boie, 09.04.2013, S. 73 ff.
548	 Geier, 20.02.2013, S. 17.
549	 Boie, 09.04.2013, S. 73 ff.
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ausgesprochen, das ermittelnde Polizei und Staatsanwalt-
schaft an einem Ort angesiedelt sein sollten.550 Man habe 
einen besseren Abgleich zwischen den Sokos Halbmond 
und Theo herstellen wollen. 551 Es sei so dann beschlossen 
worden, das Polizeipräsidium Mittelfranken mit der zent-
ralen Sachbearbeitung zu beauftragen. Die BAO Bosporus 
habe deshalb den Auftrag bekommen, Koordinierungsmaß-
nahmen durchzuführen. 552 Auch die Übernahme der Ermitt-
lungen durch das BKA sei Gegenstand der Besprechung im 
Innenministerium gewesen. Aus Sicht des Zeugen BOIE sei 
eine solche Übernahme aber nicht erforderlich, sondern eine 
Konzentration in Nürnberg vorzuziehen gewesen.553

B.4.8.2. Trifft es zu, dass das BKA und das Landesamt 
für Verfassungsschutz nicht zu der Dienstbesprechung 
geladen worden sind und falls ja, warum nicht?

Es konnte nicht eindeutig geklärt werden, ob Vertreter des 
BKA und das Landesamts für Verfassungsschutz an der 
Dienstbesprechung am 17.06.2005 im StMI teilgenommen 
haben.

Der Zeuge Pickert gab an, dass das BKA vertreten ge-
wesen sei.554

Dem Zeugen Boie war laut eigener Aussage nicht bekannt, 
ob BKA und Landesamt für Verfassungsschutz zu dieser Be-
sprechung eingeladen gewesen seien.555

B.4.8.3. Wie wurde bei dieser Besprechung die Lage 
beurteilt, dass seit dem 09.09.2000 in Bayern fünf Aus-
länder mit derselben Waffe getötet worden sind und es 
trotz erheblichen ermittlungstaktischen und personellen 
Aufwands keine Spuren zu dem Täter oder den Tätern 
gegeben hat und welche Konsequenzen sind hieraus ge-
zogen worden?

Laut Aussage des Zeugen GEIER habe sich nach den beiden 
Morden im Jahr 2005 zum Nachteil von Ismail Yasar und 
Theodorus Boulgarides der Schwerpunkt der Ermittlungs-
führung in der Gesamtserie geändert. Bis dahin habe es 
sieben Opfer gegeben, alle männlich, sechs davon türki-
sche Kleingewerbetreibende ein griechischer, die alle mit 
der gleichen Waffe in ihren Geschäften hingerichtet worden 
seien. Es habe kein offensichtliches Motiv gegeben, kei-
nerlei verwertbare Tatortspuren und auch keine Tatbeken-
nung in irgendeiner Richtung. Die bisherigen Ermittlungen 
hätten auch keine direkten Verbindungen zwischen den 
Opfern herstellen können. Deshalb habe der Zeuge die noch-
malige Überprüfung aller Altfälle durch die BAO Bosporus 
und die nochmalige Kontaktaufnahme zu den SoKos vor Ort 
in Hamburg und in Mecklenburg-Vorpommern angeordnet. 
Es seien Abfragen bei Europol und Interpol getätigt und die 
erste Fallanalyse bei der OFA Bayern in Auftrag gegeben 

550	 Boie, 09.04.2013, S. 73 ff.
551	 Geier, 20.02.2013, S. 17.
552	 Geier, 20.02.2013, S. 17.
553	 Boie, 09.04.2013, S. 74.
554	 Pickert, 19.02.2013, S. 114.
555	 Boie, 09.04.2013, S. 74.

worden. Als weiterer Schwerpunkt sei festgelegt worden, 
Verbindungen zwischen den Opfern zu ermitteln. Dabei 
seien unter anderem eine gemeinsame Herkunft aus Regi-
onen der Türkei, gleiche politische oder ethnische Ausrich-
tung, gleiche Militärdienstableistung sowie geschäftliche 
Beziehungen und gemeinsame Lieferanten umfangreich 
überprüft worden. Keine dieser Überprüfungen habe zu einer 
Übereinstimmung bei allen Opfern geführt. Es habe ledig-
lich partielle Übereinstimmungen gegeben. Um ein Motiv 
zu finden, seien auch Finanzermittlungen mit dem Schwer-
punkt, die finanzielle Situation aller Opfer zu beleuchten, 
um möglicherweise finanzielle Beziehungen zwischen den 
Opfern aufzudecken, eingeleitet worden. Die langwierigen 
Ermittlungen hätten aber zu keinem motivgebenden Ansatz 
für diese Tötungen geführt.556

B.4.8.4. Haben das BKA und/oder der Bundesnachrich-
tendienst (BND) die BAO „Bosporus“ im Jahr 2006 zu 
einer Tagung über Rechtsextremismus eingeladen und 
haben Mitarbeiter der BAO daran teilgenommen und 
falls nein, warum nicht?

Unterlagen über eine Einladung zu bzw. Teilnahme an einer 
Tagung über Rechtsextremismus im Jahr 2006, ausgehend 
von BND und/oder BKA, existieren nach heutiger Auskunft 
des PP Mittelfranken dort nicht. Allerdings ist beim PP Mit-
telfranken ein Eintrag in EPSWeb vorhanden, wonach die 
BND-Verbindungsstelle damals anfragte, ob eine Teilnahme 
seitens der BAO Bosporus an einer Besprechung mit BKA 
und BND am 22.03.2006 beim BND in Pullach erfolge. 
Ausweislich dieses EPSWeb-Eintrages ist als Thema der 
Besprechung die Mordserie genannt, der Begriff „Rechts-
extremismus“ findet sich nicht. Den Änderungsprotokollen 
im EPSWeb zufolge war ursprünglich die Teilnahme des 
BAO-Angehörigen KHK Hausch geplant, die dann aus nicht 
mehr nachvollziehbaren Gründen jedoch nicht erfolgte.557 
Zudem weist das EPSWeb ein Treffen von Angehörigen der 
BAO Bosporus mit dem BND („Informationsaustausch“) 
am 17.02.2006 aus.558 Darüber hinaus sind beim PP Mit-
telfranken keine Teilnahmen bzw. Einladungen zu Bespre-
chungen in diesem Sinne bekannt.

B.4.9. Waren die Ermittlungsverfahren auch Gegenstand 
der IMK oder ihrer Arbeitskreise im Jahr 2005 und falls 
ja, mit welchen genauen Besprechungsinhalten und Er-
gebnissen?

Die Ermittlungsverfahren waren nicht im Jahr 2005, sondern 
im Jahr 2006 Gegenstand der IMK, die vom 05.05.2006 bis 
06.05.2006 in Garmisch-Partenkirchen auf der Zugspitze 
stattfand.

Der Zeuge Mähler gab an, dass im Rahmen einer In-
nenministerkonferenz bei dem Kamingespräch entschieden 
worden sei, dass es keine Zusammenführung beim BKA 

556	 Geier, 20.02.2013, S. 5 ff.
557	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 

S. 58.
558	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 

S. 55.
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gäbe, sondern dass die Fälle in den Ländern bleiben und 
eine Führungsgruppe eingerichtet werde, deren Vorsitz Herr 
Geier übernehmen sollte.559

Der Zeuge Geier sagte aus, dass die Einrichtung einer bun-
desweiten Steuerungsgruppe am Rande einer IMK in Bayern 
auf der Zugspitze Anfang Mai 2006 auf der Ebene der Ab-
teilungsleiter Polizei, der Innenministerien der beteiligten 
Bundesländer und des Bundesministeriums des Inneren 
beschlossen worden sei. Bei dieser auf AK-II-Ebene statt-
findenden Besprechung sei entschieden worden, dass nicht 
das BKA mit der zentralen Ermittlungsführung beauftragt 
werde, sondern dass zwischen den beteiligten Bundeslän-
dern und dem BKA eine Steuerungs- und Koordinierungs-
gruppe, bestehend aus den jeweiligen Leitern der einzelnen 
SoKos der Bundesländer und dem BKA, unter dem Leiter 
der BAO Bosporus einzurichten sei. Alle beteiligten Bun-
desländer blieben für ihre jeweiligen Fälle verantwortlich. In 
der Steuerungsgruppe sei eine einheitliche fachliche Abstim-
mung herzustellen.560

B.4.10. Aufgrund welcher Umstände ist das Polizeiprä-
sidium München in der ersten Operativen Fallanalyse 
(OFA) vom August 2005 zu der Annahme gelangt, dass 
eine kriminelle Organisation Urheberin der Mordan-
schläge sein könnte?

Der Zeuge Horn, der als verantwortlicher Fallanalytiker 
bereits an der Erstellung der ersten Fallanalyse mitgewirkt 
hat, gab an, dass in der Analyse die Frage der sog. Anspra-
chen ein sehr wichtiger Punkt gewesen sei. Es habe im 
Vorfeld der Tötungsdelikte nach Zeugenaussagen bei allen 
Fällen seltsame Kontaktaufnahmen im Zusammenhang mit 
den späteren Tatopfern gegeben, die als Streitgespräche, 
Auseinandersetzungen gewertet worden seien.561 Ermitt-
lungsempfehlung im Zusammenhang mit dieser ersten Fall-
analyse sei daher gewesen, den Versuch zu unternehmen, 
genau diese Ansprachen zu verifizieren, ob diese „Anspra-
chen“ identifiziert werden könnten, denn das hätte ein Hin-
weis darauf sein können, dass es evtl. tatsächlich im Vorfeld 
Auseinandersetzungen oder Ähnliches gab, was den Ver-
dacht erhärten könnte, dass es sich in irgendeiner Art und 
Weise um Delikte im Zusammenhang mit der Organisierten 
Kriminalität handeln könnte. Es sollte aufgeklärt werden, 
ob diese Delikte etwas mit Organisierter Kriminalität zu 
tun haben oder nicht.562 Bezüglich des Opferhintergrundes 
habe es zwar keine Anzeichen für Organisierte Kriminalität 
gegeben. Aber es sei auch nicht so gewesen, dass es keine 
Konfliktfelder gegeben hätte, die es zu beleuchten gegolten 
habe.563

Der Zeuge Wilfling gab an, er habe diese Art der eis-
kalten, gezielten Tötung eigentlich nur im Bereich OK erlebt. 
Der Rechtsradikalismus habe nur diese primitive Art, diese 

559	 Mähler, 06.03.2013, S. 45.
560	 Geier, 20.02.2013, S. 11.
561	 Horn, 06.03.2013, S. 64.
562	 Horn, 06.03.2013, S. 65.
563	 Horn, 06.03.2013, S. 72.

offene Art, diese offene Gewalt: also jemanden tottreten, tot-
schlagen zum Beispiel – ganz selten mit Schusswaffen.564

Der Zeuge LINDER gab an, man sei von einem professi-
onellen Killer ausgegangen, weil die Taten am helllichten 
Tag und an Orten, wo jederzeit Zeugen hätten hinzukommen 
können, begangen worden seien.565 Außerdem seien an den 
Tatorten keine Hülsen gefunden worden. Hülsen seien indi-
vidualmerkmalsbehaftet und könnten zur Waffe und damit 
zum Täter führen. Es sei sehr unwahrscheinlich, dass sich 
der Täter nach der Tat die Zeit genommen habe, die Hülsen 
einzusammeln. Wenn die Hülsen nicht ausgeworfen werden, 
dann müsse der Täter entsprechende Vorkehrungen getroffen 
haben, damit sie eben gar nicht erst herausfielen, wie z.B. 
das Umwickeln der Waffe mit einer Plastiktüte. Das diene 
einerseits zur Tarnung gegenüber dem Opfer wie auch ge-
genüber möglichen Zeugen und verhindere andererseits, 
dass die Hülsen am Tatort zurückblieben.566

B.4.10.1. Hat die BAO „Bosporus“ die Annahmen der 
OFA geteilt und welche Konsequenzen sind hieraus für 
die weiteren Ermittlungen gezogen worden? 

Zu der Frage, ob die BAO die Annahme der OFA geteilt hat, 
liegen dem Untersuchungsausschuss keine Erkenntnisse vor. 
Für die weiteren Ermittlungen wurde als Konsequenz der 
OFA gezogen, dass weiterhin in die Richtung Organisierte 
Kriminalität intensiv ermittelt wurde.

Der Zeuge Mähler gab an, die erste Fallanalyse habe zum 
01.07.2005 vorgelegen mit dem Ergebnis, dass der mögliche 
Tathintergrund im Bereich der Organisierten Kriminalität zu 
suchen sei. Daraufhin seien bis Ende des Jahres 2005 die 
Ermittlungen ausschließlich in diesem Bereich geführt und 
die ganzen Spurenkomplexe peu à peu abgearbeitet worden, 
ohne dass es zu den gewünschten Ergebnissen, Aufschlüssen 
und insbesondere nicht zur Klärung der Tötungsdelikte ge-
führt hätte. Um die Jahreswende 2005/2006 sei die BAO 
Bosporus daher zu dem Ergebnis gekommen, dass etwas 
anderes denkbar sein müsste als der bisher verfolgte Ermitt-
lungsansatz. Daraufhin sei der Auftrag an Herrn Horn, den 
Leiter der OFA Bayern erteilt worden, eine Alternativhypo-
these zu erarbeiten.567

Der Zeuge Horn gab an, dass es bei den Ermittlungen im 
Nachgang der ersten Fallanalyse nicht gelungen sei, die „An-
sprecher“ in irgendeiner Weise zu verifizieren.568 Diese Er-
mittlungen, ob Kontaktaufnahmen im Vorfeld denn tatsäch-
lich stattgefunden haben, seien mit großen Anstrengungen 
unternommen worden.569

Der Zeuge Dr. Kimmel gab bei seiner Vernehmung im 
Bundestag an, dass, obwohl in der ersten Analyse im We-
sentlichen die Organisationstheorie bestätigt worden sei, die 

564	 Wilfling, 19.02.2013, S. 60.
565	 Linder, 14.05.2013, S. 73.
566	 Linder, 14.05.2013, S. 83.
567	 Mähler, 06.03.2013, S. 15.
568	 Horn, 06.03.2013, S. 66.
569	 Horn, 06.03.2013, S. 72.
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Ermittlungen trotzdem nicht ausschließlich auf diese hätten 
verlagert werden dürfen: Man habe bereits lange genug in 
diese Richtung ermittelt. Man habe aber auch in Betracht 
ziehen müssen, dass es sich um einen Einzeltäter handelt, 
um einen Serientäter, der aus welchen Gründen auch immer, 
losziehe und irgendwelche Opfer kaltblütig ermorde.570

B.4.10.2. Trifft es zu, dass sich verdeckte Ermittler der 
Polizei und/oder V-Leute das Landesamts für Verfas-
sungsschutz zur Überprüfung der Hypothese, es könne 
sich um Taten der organisierten Kriminalität handeln, 
als Journalisten oder unter einer anderen Legende ge-
tarnt an die Angehörigen der Opfer gewandt haben 
und dass eine Vertrauensperson der SoKo „Bosporus“ 
zu Ermittlungszwecken monatelang in Nürnberg einen 
Döner-Imbiss betrieben hat und falls ja, wer hat diese 
Ermittlungsmaßnahmen beschlossen, war die Staatsan-
waltschaft hierbei eingebunden und welche Erkenntnisse 
sind hierbei gewonnen worden?

Zutreffend ist, dass Verdeckte Ermittler und V-Personen der 
Polizei, nicht aber des Landesamts für Verfassungsschutz 
eingesetzt wurden.

Der Zeuge Geier bestritt jedoch, dass verdeckte Ermittler 
gegen die Opferfamilien geführt worden seien.571 In der Zeit 
von Juli 2005 bis Oktober 2005 sei von der BAO Bosporus 
ein genehmigter VE-Einsatz mit zwei Varianten durchge-
führt worden:

Bei Variante 1 sollten als Privatdetektive getarnte Beamte 
in einschlägigen türkischen Kreisen vorgeben, dass sie von 
einer türkischen Organisation beauftragt wären, eigene Er-
mittlungen zu dieser Mordserie anzustellen. Ziel war, von der 
Täterseite eine Reaktion zu erhalten im Sinne: „Lasst einmal 
gefälligst die Finger davon, schaut da nicht nach. Wir wollen 
unsere Ruhe haben.“ Das zweite Ziel sei gewesen, Hinweise 
zu erhalten, die die Polizei auf dem offenen Wege, wenn man 
als Polizei auftritt, einfach nicht bekommen würde. Und das 
Dritte sei gewesen, zu erfahren, was in einschlägigen türki-
schen Kreisen über die Mordserie gesprochen werde. Daraus 
hätten sich keine sachdienlichen Hinweise ergeben.

Daraufhin sei die zweite Variante vorgeschlagen worden, der 
Einsatz von verdeckten Ermittlern, die als Journalisten ge-
tarnt gewesen seien. Ziel sei es gewesen, Personen mit Hin-
tergrundwissen und Beziehungen zu einschlägigen Szenen 
zu animieren, sich zu melden, um dann evtl. Zugang und 
Wissen über diese Gruppe zu erhalten. Dieser Einsatz sei 
aber nach kurzer Zeit abgebrochen worden, weil sich keine 
Erfolgsmöglichkeiten gezeigt hätten.572

Durch den Betrieb von Döner-Ständen habe man versucht, 
herauszufinden, ob es Schwierigkeiten beim Dönerhandel 
gebe, z. B. in Bezug auf Gebietsschutz.573

570	 Akte Nr. 67, Dr. Kimmel, 10.05.2012, S. 3.
571	 Geier, 20.02.2013, S. 7.
572	 Geier, 20.02.2013, S. 2 (nichtöffentlich).
573	 Geier, 20.02.2013, S. 7 (nichtöffentlich).

Der Zeuge Mähler gab an, dass von der BAO versucht 
worden sei, Informationen zu den Tötungsdelikten aus 
allen möglichen Bereichen zu bekommen. Dazu habe ins-
besondere gehört, dass V-Personen, Informanten, die die 
bayerische Polizei geführt habe, angestoßen oder bei ihnen 
nachgefragt worden sei, um Informationen zu bekommen, 
wo sich evtl. irgendwelche Erkenntnisse ergeben könnten, 
die weiterhelfen.574 Anfangs habe sich die Informationsbe-
schaffung ausschließlich auf V-Personen und Informanten 
beschränkt. Später, etwa ab dem Jahr 2006, seien auch 
verdeckte Ermittler eingesetzt worden. Ermittlungsauftrag 
dieser verdeckten Ermittler sei gewesen, unter einer Legende 
zu versuchen, Informationen zu erhalten, die Erkenntnisse 
zu den Tötungsdelikten bringen.575 Ein Ansatz sei gewesen, 
dass verdeckte Ermittlungen in der Form durchgeführt 
wurden, dass sich verdeckte Ermittler als Pressevertreter 
ausgeben und versuchen, bestimmte Personen anzuspre-
chen und darauf warten, ob und in welcher Form Reaktionen 
kommen. Es seien Personen aus im Umfeld von markanten 
Gruppierungen angesprochen worden, denen man solche Tö-
tungsdelikte hätte unterstellen können, um zu recherchieren, 
ob in diesem Zusammenhang irgendwelche Informationen 
vorliegen, die sie als Presse hätten erfahren können. Der 
zweite Ansatz sei der Betrieb von Dönerständen gewesen, 
da man vor allem zu Anfang angenommen habe, dass der 
Hintergrund dieser Tötungsdelikte irgendetwas mit dem Be-
trieb von Geschäften zu tun hätte, aus denen sich eine Art 
Forderung ergeben könnte in der Art, dass eine Summe im 
Sinne eines Schutzgeldes bezahlt werden müsse bzw. nur 
bestimmte Waren von bestimmten Leuten geliefert werden 
dürften. Durch den Betrieb des Dönerstandes habe man ent-
sprechende Personen anlocken wollen.576 

Laut Aussage des Zeugen Störzer habe man versucht, 
Dönerbuden mit V-Leuten zu besetzen, um möglicherweise 
hier Täter anzulocken. Er habe in diese Entscheidungsfin-
dung aber nicht selbst eingreifen können, da er hierfür nicht 
die entsprechende Position gehabt habe.577

Der Zeuge Wilfling gab an, es sei ihm nicht bekannt 
gewesen, dass verdeckte Ermittler die Angehörigen aus-
horchen sollten. Der Döner-Stand sei betrieben worden. 
Man habe sich davon versprochen, so Informationen zu be-
kommen. Aber dass Angehörige von V-Leuten ausspioniert 
worden seien, schloss der Zeuge definitiv aus. Das sei unter 
seiner Führung nicht geschehen und auch nicht angeordnet 
worden.578 Davon, dass verdeckte Ermittler als Journalisten 
im Einsatz gewesen wären, hat der Zeuge nur gehört. Selbst 
habe er davon nichts gewusst.579 

574	 Mähler, 06.03.2013, S. 5.
575	 Mähler, 06.03.2013, S. 6.
576	 Mähler, 06.03.2013, S. 7.
577	 Störzer, 05.02.2013, S. 58.
578	 Wilfling, 19.02.2013, S. 23 f.
579	 Wilfling, 19.02.2013, S. 25.
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Es habe sich dabei aber überhaupt nichts ergeben, was in 
Bezug auf die Tötungsdelikte weitergeholfen hätte, so der 
Zeuge MÄHLER.580

Der Zeuge DR. KIMMEL bestätigte, den entsprechenden 
Beschluss beim Ermittlungsrichter beantragt zu haben. Man 
habe gehofft, auf diese Weise irgendwelche Hinweise von 
Personen zu bekommen, die diese gegenüber Ermittlungs-
beamten nicht gegeben hätten. Die Erfahrung habe gezeigt, 
dass Befragte gegenüber der Polizei sehr schnell gesagt 
hätten, dass sie nichts wüssten.581 Man habe aufgrund dessen 
versucht, an diese Personen, die etwas wissen könnten, unter 
einer Legende als Journalist oder als Privatdetektiv heranzu-
treten in der Hoffnung, dass der eine oder andere eher bereit 
sei, noch etwas mitzuteilen, was die Ermittlungsbehörden 
auf irgendeine Spur hätte bringen können. Dieser Einsatz 
Verdeckter Ermittler habe sich aber nicht nur gegen Ange-
hörige der Opfer gerichtet. Ergebnisse wurde durch diese 
Ermittlungsmaßnahmen aber nicht erzielt.582 

Der Zeuge BLUMENRÖTHER habe sowohl von der Witwe 
des Theodorus Boulgarides als auch von der Schwieger-
tochter des Habil Kilic von derartigen verdeckten Ermitt-
lungsmaßnahmen erfahren. Auf Anordnung der Staatsan-
waltschaft in Nürnberg, Dr. Kimmel, seien diese Verdeckten 
Ermittler eingesetzt worden unter der Maßgabe, unter der 
Legende „Journalisten“ aufzutreten und an die Angehörigen 
heranzugehen.583

B.4.10.3. Aufgrund welcher Erkenntnisse sind die Er-
mittler davon ausgegangen, dass ein politischer Hin-
tergrund der Mordanschläge deshalb ausgeschlossen 
werden könne, weil kein Bekennerschreiben bekannt 
geworden ist?

Der Zeuge DR. KIMMEL gab an, dass es natürlich bereits 
Fälle von Rechtsextremen gegeben habe, die andere zu 
Tode getreten oder mit massiver Gewalt gegen andere vor-
gegangen seien und die natürlich keine Bekennerschreiben 
hinterlassen haben. Aber die Erfahrung habe gezeigt, dass es 
bei einem politischen Hintergrund in der Regel irgendeinen 
Hinweis in Form einer Mitteilung an eine Zeitung oder ans 
Fernsehen gegeben habe, um deutlich zu machen, wer da-
hinter steckt.584

Dies bestätigte der Zeuge DR. KÖRNER. Es sei ein ganz 
wesentlicher Aspekt terroristischer Tatbegehung, dass der 
politische Wille in irgendeiner Weise nach außen getragen 
werde.585

Der Zeuge DATHE gab an, dass der Rückschluss, dass man 
aufgrund des fehlenden Bekennerschreibens ein rechtsext-
remistisches Tatmotiv ausgeschlossen habe, so nicht richtig 
sei. Ein Bekennerschreiben wäre natürlich das Beweisstück 

580	 Mähler, 06.03.2013, S. 8.
581	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 19.
582	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 19 f.
583	 Blumenröther, 14.05.2013, S. 3 (nichtöffentlich).
584	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 52.
585	 Dr. Körner, 17.04.2013, S. 74.

schlechterdings gewesen. Man habe aber keinesfalls deshalb 
einen fremdenfeindlichen, ausländerfeindlichen Hintergrund 
faktisch gestrichen und nicht mehr weiterverfolgt, weil kein 
Bekennerschreiben vorgelegen habe.586

B.4.11. Wurden bayerische Ermittlungsbehörden dar-
über informiert, dass sich im Zusammenhang mit dem 
Mord an Halit Yozgat in Kassel am 06.04.2006 ein Mit-
arbeiter des hessischen Verfassungsschutzes im Neben-
raum des Tatorts aufgehalten hatte, wenn ja wann, und 
welche Schritte wurden daraufhin eingeleitet?

Dieser Umstand war nach Aktenlage den bayerischen Er-
mittlungsbehörden bekannt. Dies ergibt sich aus den jewei-
ligen Sachstandsberichten der BAO Bosporus.
Der Zeuge Geier gab an, dass die örtliche Dienststelle in 
Kassel durch Beamte der BAO unterstützt worden sei.587 
Dort habe sich ein Zeuge im Internetcafé vor Eintreffen der 
Polizei bereits entfernt, habe aber mittels Auswertung des 
von ihm benutzten PCs ermittelt werden können. Bei dieser 
Person habe es sich um einen Mitarbeiter des Hessischen 
Verfassungsschutzes gehandelt.588

Laut Aussage des Zeugen Störzer sei der Mordfall 
Yozgat in Kassel am 06.04.2006 ein Quantensprung ge-
wesen. Danach habe man endgültig diese Ermittlungsrich-
tung des Einzeltäters favorisiert, denn bei dieser Tat um 
17:10 Uhr in einem Internetcafé, in dem gleichzeitig meh-
rere Kunden aufgehalten haben, sei man davon überzeugt 
gewesen, dass das kein Profi sein könne, sondern das müsse 
ein Durchgeknallter sein. Das habe der Ermittlungsrichtung 
Einzeltätertheorie noch mal einen kräftigen Schub verliehen, 
zumal ein Mann des Verfassungsschutzes am Tatort gewesen 
sei und sich äußerst dubios verhalten habe.589 Das sei Anlass 
für die 2. OFA mit der entsprechenden Schlussfolgerung ge-
wesen.590

B.4.12. Wann hat die BAO „Bosporus“ erstmals mit wel-
chen Verfassungsschutzbehörden Kontakt aufgenommen 
und mit welchem Ersuchen (Informationen über die 
Opfer und ihr Umfeld oder über die möglichen Täter)?

Zusammenfassung der Kontakte zwischen der BAO Bos-
porus und dem Landesamt für Verfassungsschutz:

Schon bevor die zweite Operative Fallanalyse (OFA) vorlag 
kam es zu einer Zusammenarbeit zwischen dem Landesamt 
für Verfassungsschutz und den jeweils zuständigen Mord-
kommissionen. Hierbei wurde das Landesamt für Verfas-
sungsschutz mehrmals von den ermittelnden Mordkommis-
sionen über mögliche Bezüge der Mordopfer in sogenannte 
„ausländerextremistische“ Bereiche und zur Organisierten 
Kriminalität befragt. Die Zusammenarbeit in diesen The-
menbereichen verlief reibungslos, Probleme wurden dem 
Untersuchungsausschuss insoweit nicht bekannt. 

586	 Dathe, 23.04.2013, S. 35.
587	 Geier, 20.02.2013, S. 10.
588	 Geier, 20.02.2013, S. 12.
589	 Störzer, 05.02.2013, S. 33.
590	 Störzer, 05.02.2013, S. 34.
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Hier sei insbesondere auf die Anfrage vom 18.07.2005 an 
alle Landesverfassungsschutzbehörden, an das BfV, den 
BND, den MAD und auch ausländische Dienste zu Infor-
mationen über die Opfer im nachrichtendienstlichen Bereich 
verwiesen. 

Nach der zweiten OFA kam es nun auch zu Anfragen im Be-
obachtungsbereich „Rechtsextremismus“. 
 
Die Anfragen der BAO Bosporus beim Landesamt und deren 
Beantwortung von Juli 2006 bis Februar 2007 im Einzelnen:
 
•	� Am 07.07.2006 fand ein „Arbeitsgespräch“ zwischen 

Mitarbeitern des Landesamtes und Mitarbeitern der BAO 
Bosporus statt (siehe unter B.4.12.4.). Dabei wurde den 
Mitarbeitern des Landesamtes "kurz der Denkansatz der 
Einzeltätertheorie dargelegt", wonach es sich "möglicher-
weise um eine Tat mit fremdenfeindlichem Hintergrund 
oder noch allgemeiner gesprochen um einen oder mehrere 
Täter aus der rechtsextremistischen Szene handeln könnte. 
[…]"

 
•	� Am 12.07.2006 fragte der Zeuge Pfister beim Landesamt 

telefonisch an, ob Daten zur „IVS-Berichterstattung“ re-
cherchierbar seien.

 
•	� Am 14.07.2006 erfolgte der Rückruf des Landesamtes, 

der vom Zeugen Pfister in einem Vermerk festgehalten 
wurde. Dort heißt es:

	� „Es wird mitgeteilt, dass ohne entsprechende Personen‑
namen eine Abfrage oder Recherche im System schwer 
durchzuführen ist. Ein zufriedenstellendes Ergebnis ist 
nicht zu erwarten. Mit Herrn […] wurde deshalb so ver‑
blieben, dass er zumindest die bis zum Jahr 2000 (Beginn 
der Mordserie) als rechte Szenenangehörige erkannten und 
festgestellten Personen zusammenstellt und mitteilt.“	  
 
Eine Beschränkung auf den Nürnberger Raum war dem-
nach zunächst von der BAO Bosporus nicht beabsichtigt. 
Man wollte vielmehr zu Beginn die Daten aller Rechtsex-
tremisten in Bayern haben. Dies wurde von den Zeugen 
Pfister in seiner Vernehmung bestätigt. Die Beschränkung 
wurde vom Landesamt für Verfassungsschutz selbst vor-
genommen.	  
 
Begründet wurde dies von den Zeugen Hegler und Biber 
mit rechtlichen Bedenken. Verwiesen wurde dabei auf 
die Art. 14 und 17 des Bayerischen Verfassungsschutzge-
setzes (siehe oben) bzw. auf die fehlende Konkretisierung 
der Anfrage, so dass eine Prüfung der Anfrage auf ihre 
Rechtmäßigkeit mangels Angaben schon gar nicht mög-
lich gewesen sei.

•	� Am 20.07.2006 lehnte das Landesamt die Übermittlung 
der angeforderten Daten ab. Die BAO Bosporus hat dieses 
Telefonat wie folgt in ihren Akten vermerkt:	  
 
„Nach Rücksprache mit der hausinternen Rechtsabtei‑
lung /Datenschutzbeauftragter ist eine Datenübermittlung 
in dem angefragten Umfang nicht möglich. 

Gründe:	  
- die Anfrage betrifft für den Zeitraum 1995 —2002 etwa 
zwischen 3000 bis 3500 personenbezogene Datensätze 
- darunter ein bestimmter Umfang an „sen‑
siblen Daten“ (nicht offen eingestufte Erkenntnisse) 
 in Einzelfällen bestünde demnach eine Gefährdung hinsicht‑
lich „Quellenschutz“.

–	� Im Herbst 2006 wurden die Ergebnisse der zweiten OFA 
bei der Dienstbesprechung auf der Schwarzenkopfhütte 
durch die BAO Bosporus vorgestellt. Beim diesem Treffen 
auf der Schwarzenkopfhütte war u.a. auch der damalige 
Präsident des Bayerischen Landesamts für Verfassungs-
schutz, Dr. Weber, anwesend.591

–	� Nach Aktenlage gab sich die BAO Bosporus damit un-
verständlicherweise bis zum Dezember 2006 zufrieden, 
da in der Zwischenzeit keine weiteren Kontaktaufnahmen 
dokumentiert sind. Der Zeuge Hegler hat diese "Kontakt-
Pause" zwischen dem Landesamt und der BAO Bosporus 
auch eingeräumt (siehe oben unter B.4.12.5.). 

 
–	� Der nächste Vermerk der BAO Bosporus stammt vom 4. 

Dezember 2006 über ein Gespräch zwischen dem Zeugen 
Pfister und dem Zeugen Hegler. Dort heißt es:

	� „Während des Gesprächs mit Herrn Hegler wurde noch‑
mals auf den Ermittlungsansatz EZT eingegangen. Als 
Fahndungsansatz / Hauptaugenmerk für die Datenerhe‑
bung beim Bayer. LfV sind die „rechten“ Szene-/ Organi‑
sationsangehörigen zu nehmen.

	� Zusammengefasster Gesprächsinhalt: 

	� Herr Hegler führte aus, dass nach Erhebung der Daten 
Rücksprache mit der juristischen Abteilung im eigenen 
Hause genommen wurde, ob man das Ergebnis der BAO 
Bosporus übermitteln kann/darf	 .  
 
Beim LfV kam man nach der Überprüfung zu dem Er‑
gebnis, dass die Daten der Polizei nicht zur Verfügung 
gestellt werden dürfen, da 	  
–  die Anfrage nicht konkret genug war 	  
– � eine Gefährdung von „Quellen“ nicht ausgeschlossen 

werden kann 

	� Herrn Hegler wurde deshalb nochmals der EZT-Ansatz 
mit den Erläuterungen zum Täterprofil (Alter, geografi‑
sche Ableitung, Zugehörigkeit/Ausstieg rechte Szene) vor‑
getragen, wobei auch der Hinweis gegeben wurde, dass 
die Anfrage aus hiesiger Sicht „konkret“ und genau defi‑
niert sei. Herr Hegler blieb trotz vorgebrachter Bedenken 
bei seiner ersten Aussage, dass die Anfrage nicht konkret 
genug sei. Letztlich wird durch die Absage die Vermutung 
des Unterzeichners verstärkt, dass das Bayer. LfV die He‑
rausgabe von Personendaten eher deshalb verneint, da 

591	 Anwesenheit bestätigt durch Email des Staatsministeriums des Innern 
vom 27.06.2013.
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man davor zurückschreckt, durch die Herausgabe von 
Personalien auch Quellen mitzuteilen. 

	� Zum Abschluss des Gesprächs konnte Herrn Hegler  
das Einverständnis abgerungen werden, zumindest die 
Daten der beim LfV bekannten Skinheads mitzuteilen. 
Soweit noch erfasst, soll sich der Zeitraum ebenfalls auf 
die Daten von 1995 bis 2002 erstrecken. Entsprechende 
Daten sollen in der 50. KW vorliegen und übergeben 
werden können.“

 
•	� Am 14.07.2006 händigte dann das Landesamt der BAO 

Bosporus Informationsbroschüren aus. Dazu hat der 
Zeuge Pfister folgendes vermerkt:

	� „Wie mit dem LfV vereinbart, wurden am 14. Dezember 
2006 die angeforderten Info-Broschüren mit Person‑
endaten zu den Skinhead-Szenen in Bayern dem Unter‑
zeichner ausgehändigt. Insgesamt wurden 6 Broschüren, 
welche Infos zu den Jahren 1997, 1998, 22 1999/2000, 
2001, 2002 und 2003 beinhalten, überreicht. Die Bro‑
schüren sind VS- Nur für den Dienstgebrauch eingestuft! 
Da die Broschüren nur in Papierform übergeben wurden 
lag es aus Gründen der Effektivität nahe, die Daten – 
soweit vorhanden – auch in elektronischer Form zu be‑
kommen. Hierzu wurde mit Herrn Lothar ZEIHER, Bayer. 
LfV — Außenstelle Nbg. – , ein Telefonat mit dem Ergebnis 
geführt, dass er sich der Sache annehmen wird. Sollten die 
Daten in elektronischer Form vorhanden sein, so werden 
diese überspielt. Einen Termin, wann die Sache erledigt 
sein könnte, konnte Herr ZEIHER nicht nennen. Er wird 
sich jedenfalls persönlich der Sache annehmen und den 
Unterzeichner über den Fortgang/Ausgang seiner Bemü‑
hungen informieren.“

 
•	� Am 22.12.2006 erstellte der Zeuge Pfister folgenden Ak-

tenvermerk mit der Überschrift „Gesprächsnotiz“:	  
 
„Der Leiter der BAO Bosporus wurde am 22. Dezember 
2006 durch Leiter Erm. EZT und Unterzeichner darüber 
in Kenntnis gesetzt, dass seitens des BLfV keine Daten im 
Sinne der bekannten Anfrage übermittelt werden. Leiter 
BAO Bosporus behält sich daraufhin vor, nochmals beim 
zuständigen Leiter der Abt. 3 im BLfV unter der Maßgabe 
anzurufen, doch noch relevante Daten zu erhalten.Einige 
Minuten später wurde dem Unterzeichner mitgeteilt, 
erneut eine Anfrage an das Bayer. LfV zu senden. Voraus‑
gegangen war das eingangs erwähnte Telefonat Ltr. BAO 
mit BLfV. Mit Datum vom 28. Dezember 2006 wurde eine 
entsprechende schriftliche Anfrage postalisch dem Bayer. 
LfV übermittelt.“

 
•	� Am 28.12.2006 wurde vom Zeugen Pfister ein "Aus-

kunftsersuchen" an das Landesamt für Verfassungsschutz 
verfasst, indem auf die OFA des Zeugen Horn und die ent-
sprechende Theorie ausführlich Bezug genommen wurde. 
Aufgrund des dargestellten Ermittlungsansatzes wurde 
gebeten, die beim Landesamt für Verfassungsschutz im 
Zeitraum 1995 bis 2002 bekannten Rechtsextremisten, 
Neonazis, NPD-Mitglieder und Skinheads für den Groß-
raum Nürnberg mitzuteilen.	

	� Schließlich wurde die Bearbeitung vom Landesamt aus-
gehend in Absprache mit der BAO Bosporus noch weiter 
eingegrenzt, nämlich auf den Bereich der zwei Postleit-
zahlenbereiche 90xxx und 91xxx. 

•	� Dem letztlich vom Landesamt an die BAO übermittelten 
Schreiben war eine Liste mit den Namen und Geburts-
daten (soweit vorhanden) von 682 Personen beigefügt. 

 
Anfragen an andere Landesämter oder das Bundesamt für 
Verfassungsschutz erfolgten nicht.
 
Bei dem Abgleich der 682 Personen mit den Daten des Ein-
wohnermeldeamtes Nürnberg entfielen alle weiblichen Per-
sonen und solche, die nicht im Alter von 18 bis 35 Jahren 
waren. Letztlich verblieb es bei noch 160 Personen, die 
einzeln überprüft wurden. Eine weitere Nachfrage der BAO 
Bosporus bei dem Landesamt für Verfassungsschutz zu den 
gefilterten 160 Personen fand nicht statt. Der Zeuge Biber 
gab dazu im Untersuchungsausschuss an: „ Weshalb man da 
nicht einmal hier nachgefragt habe, wisse er auch nicht.“592

Laut Aussage des Zeugen Geier habe die erste Kontaktauf-
nahme zu den Diensten sowohl zum Bundesamt für Verfas-
sungsschutz als auch zum Landesamt für Verfassungsschutz, 
zum BND und im Nachgang auch zum MAD, im Juli 2005 
stattgefunden. Der erste Besprechungstermin mit dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz sei im September 2005 ge-
wesen. Damaliger Ermittlungsansatz sei die mögliche Ver-
strickung eines ausländischen Geheimdienstes, einer rechten 
türkischen Organisation wie der MHP oder der PKK oder 
anderer linksorientierter Organisationen, zum Beispiel die 
Devrimici Sol gewesen. Zum anderen seien die Dienste um 
Auskünfte zu den Opfern gebeten worden.593

Kurz nach der Einrichtung der BAO 2005 sei nach Geheim-
dienstinformationen über die Opfer gefragt worden. Dafür 
sei eine Anfrage an das Landesamt für Verfassungsschutz ge-
startet worden, mit der Bitte, in ganz Deutschland und auch 
bei den Bundesverfassungsschutzbehörden und beim BND 
anzufragen, ob es zu den Opfern Hinweise gäbe. Bei der Ge-
legenheit sei auch darum gebeten worden, die Anfrage auch 
ins Ausland, in die Türkei zu steuern.594 Anschließend sei 
mit dem Landesamt für Verfassungsschutz Kontakt aufge-
nommen worden mit der Bitte, mögliche Rechtsextremisten 
aus Bayern, Ankerpunkt Nürnberg mitzuteilen. In dem An-
schreiben der BAO an das Landesamt für Verfassungsschutz 
vom 28.12.2005 sei auch nach Musikveranstaltungen gefragt 
worden, die zeitnah zu den Taten stattgefunden haben, be-
zogen nicht nur auf die bayerischen Tatorte, sondern auch 
auf die außerbayerischen Tatorte.595 Es hätten auch Ge-
spräche mit den anderen Landesämtern für Verfassungs-
schutz stattgefunden, ebenso mit dem Bundesamt für Verfas-
sungsschutz, dem BND und dem MAD.596

592	 Biber, 17.04.2013, S. 34.
593	 Geier, 20.02.2013, S. 9.
594	 Geier, 20.02.2013, S. 24.
595	 Geier, 20.02.2013, S. 25.
596	 Geier, 20.02.2013, S. 51.
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Aus Sicht des Zeugen Störzer habe der Mord an Ismail 
Yasar am 09.06.2005 eine komplette Zäsur dargestellt, so 
dass man sich daraufhin selbstverständlich an die Staats-
schutzabteilung und an das Landesamt für Verfassungs-
schutz gewandt habe. Das habe in erster Linie der Zeuge 
Vögeler übernommen. Der Staatsschutz sei intensiv einge-
bunden worden. Soweit er informiert gewesen sei, sei man 
von Anfang an davon ausgegangen, dass die Täter in Nürn-
berg einen logistischen Stützpunkt haben müssten, nachdem 
drei Mordfälle in Nürnberg passiert seien, speziell primär im 
Verfassungsschutz sei im Bereich Nürnberg und im nord-
bayerischen Raum abgeprüft worden. Es seien auch mehrere 
Personen überprüft worden, die in diesem Raum bekannt ge-
wesen seien. Der Rückfluss der Informationen sei äußerst 
spärlich gewesen.597 

Die vom Zeugen STÖRZER geschilderte Einbindung des 
Staatsschutzes und des Landesamts für Verfassungsschutz 
ist in den vorliegenden Akten nicht dokumentiert.

Der Zeuge Mähler sagte aus, dass neben dem Landesamt 
für Verfassungsschutz auch alle anderen Verfassungsschutz-
ämter im Bundesgebiet angefragt worden seien, dass aber z. 
B. vom Bundesamt für Verfassungsschutz bis zum Herbst des 
vergangenen Jahres, 2012, keine Antwort gekommen sei.598 
Zunächst habe man sich nur an das bayerische Landesamt 
für Verfassungsschutz gewandt, da man davon ausgegangen 
sei, das Landesamt für Verfassungsschutz werde die anderen 
Landesämter für Verfassungsschutz einbeziehen. Das sei 
aber nicht erfolgt. Die anderen Landesämter seien erst zu 
einem späteren Zeitpunkt einbezogen worden.599 Neben dem 
Landesamt für Verfassungsschutz habe man auch noch BND 
und MAD kontaktiert.600

B.4.12.1. Hat sich das Landesamt für Verfassungsschutz 
nach den Mordanschlägen eigenständig, ohne entspre-
chende Anfrage der SoKo „Bosporus“, um Informati-
onen über einen eventuellen rechtsextremistischen und/
oder ausländerfeindlichen Hintergrund der Morde 
bemüht und falls ja, auf Grund welcher Umstände und 
mit welchen Ergebnissen und wie sind die Erkenntnisse 
ggf. verwertet worden?

Der Zeuge Zeiher gab an, das Landesamt für Verfassungs-
schutz habe auf eigene Initiative seine Quellen befragt, ob 
etwas zu diesen Mordanschlägen bekannt sei. Das werde 
grundsätzlich so gemacht. Wenn darüber hinaus konkrete 
Fragen der Polizei aufkommen, werden diese entsprechend 
umgesetzt. Nach dem Profilergespräch seien dann erneut die 
Quellen befragt worden.601

Dies bestätigte der Zeuge HEGLER. Man habe bereits nach 
dem zweiten oder dritten Mord die eigenen Zugänge nach 
Erkenntnissen zu diesen Morden befragt, ob hier in der 
Szene irgendwelche Erkenntnisse vorhanden seien, und die 

597	 Störzer, 05.02.2013, S. 32.
598	 Mähler, 06.03.2013, S. 26.
599	 Mähler, 06.03.2013, S. 40.
600	 Mähler, 06.03.2013, S. 40.
601	 Zeiher, 19.03.2013, S. 23 (nichtöffentlich).

Quellen entsprechend sensibilisiert. Das habe aber keine 
Erkenntnisse gebracht. Ansonsten habe man keinen Anlass 
gesehen, weitere Nachforschungen anzustellen. Man habe 
keinen Stand gehabt, was die Ermittlungen anging. Da sei 
man nicht einbezogen gewesen und habe nicht gewusst, in 
welche Richtung die Polizei ermittle.602

Man sei davon ausgegangen, dass sich die Polizei mit dem 
Landesamt für Verfassungsschutz in Verbindung setzen 
werde, wenn Unterstützung gewollt sei.603

Der Zeuge Mähler gab dagegen an, er habe den Eindruck 
gehabt, dass im Bereich Rechtsextremismus, der ab Herbst 
2006 nach Vorliegen der zweiten Fallanalyse schwerpunkt-
mäßig behandelt worden sei, Informationen seitens des Lan-
desamts für Verfassungsschutz zumindest nicht selbstständig 
gekommen seien, sondern dass man seitens der BAO schon 
habe Druck machen müssen.604 Man habe damals aber nicht 
den Eindruck gehabt, das Landesamt für Verfassungsschutz 
würde Informationen vorenthalten, man habe auch nicht den 
Eindruck gehabt, nicht unterstützt zu werden.

B.4.12.2. Trifft es zu, dass die BAO „Bosporus“ im Sep-
tember 2005 Kontakt zum BayLfV aufgenommen hat 
und falls ja, weshalb und mit welcher Anfrage?

Das trifft zu. 

Aus den Akten ergibt sich, dass am 13.09.2005 die Anfrage 
des K4, Nürnberg, im Auftrag der BAO Bosporus an das 
Landesamt für Verfassungsschutz gestellt wurde, die Opfer-
daten abprüfen zu lassen.605

B.4.12.3. Wie und wann hat das Landesamt für Verfas-
sungsschutz hierauf reagiert?

Laut Aktenlage wurde eine entsprechende Inlandsabfrage 
eingeleitet bzw. umgesetzt.606 Wann und mit welchem Inhalt 
eine Meldung mit den Opferdaten an die BAO Bosporus er-
folgte, konnte nicht festgestellt werden.

B.4.12.4. Trifft es zu, dass sich die SoKo „Bosporus“ im 
Juli 2006 telefonisch wegen eventueller Erkenntnisse 
über die rechtsextremistische Szene in Bayern an das 
Landesamt für Verfassungsschutz gewandt hat und, falls 
ja, wie hat das Landesamt für Verfassungsschutz hierauf 
reagiert?

Das ist zutreffend.

Nach Aktenlage fand zunächst am 07.07.2006 eine Be-
sprechung statt, an der vier Beamte der BAO Bosporus 
(die Zeugen Schabel, Hirschmann, Witkowski und Pfister) 

602	 Hegler, 25.04.2013, S.14.
603	 Hegler, 25.04.2013, S. 14.
604	 Mähler, 06.03.2013, S. 31.
605	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 

S. 32.
606	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 

S. 32.
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und zwei Beamte des Landesamtes für Verfassungsschutz 
(neben dem Zeugen Zeiher noch Herr Kropp) teilnahmen. 
Bei dieser Besprechung stellten die Beamten der BAO Bos-
porus den Denkansatz der Einzeltätertheorie vor unter der 
Maßgabe, dass es sich aufgrund der ausländischen Mord-
opfer möglicherweise um Taten mit fremdenfeindlichem 
Hintergrund oder Täter aus der rechtsextremistischen Szene 
handeln könnte. Von den Mitarbeitern des Landesamtes für 
Verfassungsschutz konnten keine Personen mit einem be-
gründeten Tatverdacht belegt oder genannt werden. Weder 
in der rechten noch in der linken Szene wurde damals über 
die Mordserie gesprochen.607

Laut einem Aktenvermerk vom 14.07.2006 fand an diesem 
Tag ein Telefonat statt, in dem seitens das Landesamts für 
Verfassungsschutz erklärt wurde, dass ohne entsprechende 
Personennamen eine Abfrage oder Recherche im System 
schwer durchführbar sei. Man verblieb deshalb so, dass 
zumindest die bis zum Jahr 2000 (Beginn der Mordserie) 
als rechte Szeneangehörige erkannten und festgestellten 
Personen zusammengestellt und mitgeteilt würden. Dieser 
Personenkreis wurde auf den nordbayerischen Raum be-
schränkt.608

Der Zeuge Witkowski bestätigte, dass er Mitte Juli 2006 
nach einem ersten Kontaktgespräch bei der Besprechung am 
07.07.2006 mit dem Landesamt für Verfassungsschutz etwa 
eine Woche vorher beauftragt worden sei, persönlich mit dem 
Landesamt für Verfassungsschutz Kontakt aufzunehmen. Er 
habe daraufhin einen ersten Anruf beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz getätigt, worauf ihm geantwortet worden sei, 
er möchte seine Anfrage doch bitte schriftlich stellen. Das 
habe er am darauffolgenden Tag in Form einer E-Mail ge-
macht. Das müsse etwa der 19.07.2006 gewesen sein. Diese 
E-Mail sei an die Poststelle das Landesamts für Verfassungs-
schutz gerichtet worden mit dem Ersuchen, Datensätze über 
Skinheads, über Neonazis und NPD-Mitglieder im Zeitraum 
von 1995 bis 2002 anzuliefern oder mitzuteilen, die dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz als Rechtsextremisten bekannt 
geworden seien.609 Diese Anfrage sei aber nicht auf die in 
Bayern wohnhaften Rechtsextremisten beschränkt gewesen. 
Es sei um die Übermittlung von Skinhead-, Neonazi- und 
NPD-Mitgliedern gebeten worden, die im Zeitraum 1995 bis 
2002 als Extremisten beim Landesamt für Verfassungsschutz 
bekannt geworden seien.610 Aufgrund dieser E-Mail habe der 
Zeuge am darauffolgenden Tag einen Rückruf vom dama-
ligen Abteilungsleiter das Landesamts für Verfassungsschutz 
erhalten, der ihm zur Antwort gegeben habe, dass dieser an-
geforderte Datensatz oder diese Übermittlung von Daten, die 
die BAO Bosporus hier wünsche, so in der Form nicht mög-
lich sei, da es sich vom Umfang her um etwa 3 000 bis 3 500 
personenbezogene Daten handle, die man aus bestimmten 
Gründen in dieser Form nicht übermitteln könne.611 

607	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 
S. 69 ff.

608	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 
S. 71.

609	 Witkowski, 19.03.2013, S. 5.
610	 Witkowski, 19.03.2013, S. 42.
611	 Witkowski, 19.03.2013, S. 5.

Dies geht auch aus einem Aktenvermerk über das Telefonat 
hervor, der vom Zeugen Witkowski angefertigt wurde. 
Nach Rücksprache mit der hausinternen Rechtsabteilung 
und dem Datenschutzbeauftragten wurde mitgeteilt, dass 
eine Datenübermittlung in dem angefragten Umfang nicht 
möglich ist. Als Gründe wurden genannt, dass die Anfrage 
für den Zeitraum 1995 bis 2002 etwa zwischen 3.000 und 
3.500 personenbezogene Datensätze beträfe, darunter ein 
bestimmter Umfang an sensiblen Daten, als nicht offen 
eingestufte Erkenntnisse. In Einzelfällen bestünde deshalb 
eine Gefährdung hinsichtlich „Quellenschutzes“. Für die als 
offen verwertbaren Unterlagen bestanden aus Sicht das Lan-
desamts für Verfassungsschutz keine Hindernisse für eine 
Übermittlung. Im Übrigen erklärte sich das Landesamt für 
Verfassungsschutz jederzeit bereit, die BAO zu unterstüt-
zen.612 Die Anfrage sei nicht in Gänze abgelehnt worden, 
es sei nur nicht möglich gewesen, sie in diesem Umfang zu 
beantworten, so der Zeuge WITKOWSKI weiter. Daraufhin 
sei die Anfrage konkretisiert worden, indem man die ganze 
Analyse dargestellt und die Bedeutung dieser Ermittlungen 
dargelegt habe.613 Es seien die wesentlichen Eckpunkte der 
Analyse dargestellt worden, wie die Alterspriorisierungen, 
der geografische Ansatz mit dem Bereich Nürnberger Süd-
osten, Waffenaffinität und spezielle Schießfertigkeiten.614 

Auf die Frage, welche Organisationen oder welche Einzel-
personen mit dieser Mordserie in Zusammenhang stehen 
könnten, sei seitens das Landesamts für Verfassungsschutz 
geantwortet worden, dass man der BAO Bosporus keine 
konkreten Namen nennen könne, weil es keine Belege, keine 
Hinweise gäbe auf bestimmte Personen oder Organisatio-
nen.615

Der Zeuge Hirschmann bestätigte, dass am 07.07.2006 
ein Gespräch stattgefunden habe, an dem neben ihm auch 
die Herren Witkowski, Pfister und Schabel sowie zwei Mit-
arbeiter der Außenstelle Nürnberg das Landesamts für Ver-
fassungsschutz teilgenommen hätten. Dieses Gespräch habe 
die erste Kontaktaufnahme der BAO mit dem Landesamt 
für Verfassungsschutz dargestellt und es sei letzten Endes 
darum gegangen, dass man die Beamten das Landesamts für 
Verfassungsschutz gefragt habe, ob dort Hinweise vorlägen 
auf eine eventuelle Täterschaft, oder ob dort sonst etwas be-
kannt sei, was zur Aufklärung der Sache dienen könnte. Es 
seien seitens das Landesamts für Verfassungsschutz keine 
konkreten Verdachtsmomente geäußert worden. Vielmehr 
seien „ältere“ Fälle genannt worden, wie z.B. die „Wehr-
sportgruppe Hoffmann“. Aber konkrete Verdachtsmomente 
in Bezug auf die Mordserie seien nicht geäußert worden. 
Es sei stattdessen vereinbart worden, dass sich die BAO 
nochmal direkt mit dem Landesamt für Verfassungsschutz in 
München in Verbindung setzen und dort eine weiterführende 
Besprechung abgehalten würde.616 

612	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 
S. 73.

613	 Witkowski, 19.03.2013, S. 32.
614	 Witkowski, 19.03.2013, S. 36.
615	 Witkowski, 19.03.2013, S. 25.
616	 Hirschmann, 19.03.2013, S. 61.
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Der Zeuge Pfister bestätigte, dass aufgrund der neuen 
OFA-Analyse, die die Einzeltätertheorie verfolgte, die im 
Abschnitt „Einzeltäter“ tätigen Kollegen Kontakt zum Lan-
desamt für Verfassungsschutz aufgenommen hätten. Das 
sei Anfang Juli durch den Kollegen Witkowski geschehen, 
nachdem der Zeuge selbst davor noch mit einem anderen 
Mitarbeiter das Landesamts für Verfassungsschutz telefoni-
schen Kontakt gehabt habe. Man habe Ereignisse mit Staats-
schutzhintergrund abgefragt wie etwa Demonstrationen oder 
Konzerte, die irgendwie mit den Tatorten in Verbindung zu 
bringen seien.617 Das Täterbild, das sich aus der zweiten 
OFA-Analyse ergeben habe, sei dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz bei der Anfrage konkret dargestellt worden, 
auch wenn die Analyse nicht herausgegeben worden sei. Es 
sei aber durchaus deutlich gemacht worden, nach welchem 
Täterprofil auf Grund der zweiten OFA-Analyse gesucht 
werde.618

Man habe aufgrund der OFA-Analyse nach einem männli-
chen Täter gefragt, der zur ersten Tatzeit im Jahr 2000 etwa 
18 bis 40 Jahre alt gewesen sei, und Beziehungen zur rechts-
extremistischen Szene habe oder gehabt habe. Auch die an-
deren Punkte der OFA-Analyse seien abgefragt worden, wie 
Waffenaffinität, Mobilität und ob es Erkenntnisse zu den 
anderen Tatorten beim Landesamt für Verfassungsschutz 
Dortmund oder Rostock gäbe. Man sei immer davon ausge-
gangen, dass eine solche Anfrage zu länderübergreifenden 
Ermittlungen führen werde.619 Es sei zunächst mitgeteilt 
worden, dass verschiedene Daten – etwa 3 000 bis 3 500 – 
teilweise aufgrund Quellenschutzes nicht mitgeteilt werden 
könnten. Letztendlich habe sich das Landesamt für Verfas-
sungsschutz jedoch bereit erklärt, mit der BAO zusammen-
zuarbeiten. Dennoch seien zunächst keine Daten geliefert 
worden, obwohl der Zeuge zumindest einmal im Monat 
nachgefragt habe. Im Dezember 2006 habe das Landesamt 
für Verfassungsschutz erklärt, dass die Daten, die offensicht-
lich bereits erhoben gewesen seien, nicht mitgeteilt werden 
könnten, dass man sich mit der Juristischen Abteilung im 
Landesamt für Verfassungsschutz unterhalten habe und dem-
nach die Anfrage nicht konkret genug sei.620 Man habe den 
Eindruck gehabt, dass das Landesamt für Verfassungsschutz 
die Herausgabe der Personendaten vor allem aus Quellen-
schutzgründen verneint habe.621 

Dies bestätigte auch der Zeuge Geier, laut dessen Aus-
sagen bereits im Juli 2006 erste Abklärungen sowohl in 
persönlichen Gesprächen als auch telefonisch mit dem 
Landesamt für Verfassungsschutz zur Datenerlangung ge-
führt worden seien. Eine Datenübermittlung sei aus Quel-
lenschutzgründen, und weil die Anfrage zu unkonkret ge-
wesen sei, abgelehnt worden.622 Man habe dem Landesamt 
für Verfassungsschutz daraufhin mitgeteilt, dass man davon 
ausgehe, der Täter stamme möglicherweise aus dem rechten 
Spektrum. Daher benötige man die Daten aller Rechtsmoti-

617	 Pfister, 21.03.2013, S. 10.
618	 Pfister, 21.03.2013, S. 32 ff. 
619	 Pfister, 21.03.2013, S. 14.
620	 Pfister, 21.03.2013, S. 13.
621	 Pfister, 21.03.2013, S. 19.
622	 Geier, 20.02.2013, S. 14.

vierten, die dem Landesamt für Verfassungsschutz bis 2000 
in Bayern bekannt seien. 623 

Der Zeuge Mähler bestätigte, die Anfrage beim Lan-
desamt für Verfassungsschutz habe im Wesentlichen in der 
Wiedergabe der Punkte bestanden, die in der zweiten Fall-
analyse enthalten gewesen seien, ob also Erkenntnisse vor-
lägen zu Personen, auf die diese Merkmale zutreffen könn-
ten.624

Es habe immer wieder Rückfragen gegeben. Laut Landesamt 
für Verfassungsschutz könne man diese Anfrage nicht be-
antworten, das müsse weiter eingeschränkt werden, so der 
Zeuge GEIER. Nach Absprachen sei dann die Variante ge-
wählt worden, die beiden Postleitzahlbereiche 90xxx und 
91xxx herzunehmen.625 Die Einschränkung auf die beiden 
Postleitzahlbezirke sei auf die Anfrage des Landesamts für 
Verfassungsschutz zurückgegangen, das den Großraum 
Nürnberg weiter konkretisiert haben wollte. Dann habe man 
seitens der BAO die beiden Bezirke gewählt, die genau den 
Bereich um Nürnberg erfassen würden.626

Der Zeuge Zeiher, der laut eigener Aussage einer der 
beiden Mitarbeiter des Landesamtes für Verfassungsschutz 
war, die an der Besprechung am 07.07.2006 in Nürnberg 
teilgenommen haben, gab an, dass bei dieser Besprechung 
den beiden Mitarbeitern des Landesamts für Verfassungs-
schutz das erste Mal eröffnet worden sei, dass eine neue 
Einzeltätertheorie durch einen Profiler erstellt worden sei. 
In diesem Profil sei letztendlich die Möglichkeit herausgear-
beitet worden, dass der Täter nicht im organisierten Verbre-
chensbereich ansässig sei, sondern evtl. auch ein fremden-
feindlicher Hintergrund möglich sei. Sie seien daher gebeten 
worden, diesbezüglich Erkenntnisse auszutauschen, was 
aber eigentlich die Jahre zuvor auch schon gemacht worden 
sei.627 Im Nachgang zu diesem Gespräch habe die Polizei 
vom Landesamt für Verfassungsschutz Daten über Personen 
erheben wollen, die möglicherweise als Täter nach der Ana-
lyse infrage kämen.628 

Der Zeuge Hegler gab an, das Landesamt für Verfas-
sungsschutz sei Anfang/Mitte Juli erstmalig von der BAO 
Bosporus kontaktiert worden mit der Bitte um Übersendung 
aller Daten und der dazugehörigen Unterlagen, betreffend 
die rechtsextremistische Szene ab dem Jahr 2002 zurück-
gehend. Der Sachbearbeiter im Landesamt für Verfassungs-
schutz habe darauf bestanden, dass diese Anfrage schriftlich 
gestellt werde. Daraufhin habe man eine schriftliche Anfrage 
erhalten, mit der Bitte um Übersendung der entsprechenden 
Daten an die BAO Bosporus. Innerhalb des Landesamts 
für Verfassungsschutz sei man sich aber einig gewesen, 
dass ohne Konkretisierung und Präzisierung der gesamte 
Datenbestand nicht übermittelt werden dürfe, was man der 

623	 Geier, 20.02.2013, S. 47.
624	 Mähler, 06.03.2013, S. 40.
625	 Geier, 20.02.2013, S. 47.
626	 Geier, 20.02.2013, S. 49.
627	 Zeiher, 19.03.2013, S. 18 ff (nichtöffentlich).
628	 Zeiher, 19.03.2013, S. 32 (nichtöffentlich).
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BAO dann auch so mitgeteilt habe.629 Man habe der BAO 
Unterstützung bereits im ersten Telefonat zugesagt, soweit 
es die rechtlichen Möglichkeiten zuließen. Die Anfrage der 
BAO sei aber zu unkonkret gewesen, außerdem habe man 
nicht den gesamten Datenbestand herausgeben können.630 
Der Zeuge bestritt, dass Mitarbeiter der BAO sehr präzise 
nachgefragt hätten. Erst bei der schriftlichen Übermittlung 
sei nach Erkenntnissen über Personen aus dem rechtsextre-
mistischen Spektrum gefragt worden, die gewaltbereit seien, 
denen man es zutrauen könne, solche Mordanschläge zu 
begehen. Ebenso wurden erst in dieser schriftlichen Über-
mittlung Erkenntnisse über Skinhead-Konzerte oder sons-
tige rechtsextremistische Veranstaltungen in der Nähe der 
Tatorte in Bayern in zeitlicher Nähe zu den Tatzeitpunkten 
abgefragt.631

Der Zeuge Biber gab an, er sei vom Leiter der für Rechts-
extremismus zuständigen Abteilung III im Landesamt für 
Verfassungsschutz, Herrn Hegler, Mitte Juli 2006 über die 
telefonische Anfrage der BAO Bosporus informiert worden. 
Die BAO habe einen Großteil der Daten des Landesamts 
für Verfassungsschutz zum Rechtsextremismus angefordert, 
und zwar alle Erkenntnisse aus den Jahren 1995 bis 2002. 
Dies seien nach seinen Informationen Daten zu 3.000 bis 
3.500 Personen gewesen. Dabei sollten nicht nur die Namen 
und gegebenenfalls andere identifizierende Daten wie Ge-
burtsdatum oder Wohnort übermittelt werden, sondern aus-
drücklich der gesamte Datenbestand im Zusammenhang mit 
diesen etwa 3.500 Personen, also auch beispielsweise deren 
Kontakte, Aktivitäten, Äußerungen etc. Als Begründung 
des Übermittlungsersuchens sei dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz nur der Denkansatz „Einzeltäter mit fremden-
feindlichem Mordmotiv“ genannt worden. Welchen Zweck 
die Daten bei der Polizei konkret erfüllen sollten, sei nicht 
mitgeteilt worden.632

Weiter gab der Zeuge Biber an, dass Herr Hegler an-
gesichts des betroffenen Datenvolumens und der äußerst 
vagen und pauschalen Begründung des Übermittlungsersu-
chens rechtliche Hindernisse gesehen habe.633 Herr Hegler 
habe die BAO telefonisch noch im Juli 2006 darüber infor-
miert, dass die Anfrage konkretisiert werden müsse, damit 
die Voraussetzungen des Art. 14 BayVSG geprüft werden 
könnten. Außerdem forderte man eine schriftliche Anfrage 
für eine ordnungsgemäße Dokumentation der Übermitt-
lungsvorgänge. Diese sei insbesondere erforderlich, da das 
Landesamt für Verfassungsschutz dem Landesbeauftragten 
für den Datenschutz gegenüber darlegungspflichtig sei. Ein 
entsprechendes Schreiben der BAO Bosporus sei erst am 
28.12.2006 beim Landesamt für Verfassungsschutz einge-
gangen.634

B.4.12.5. Trifft es zu, dass das Landesamt für Verfas-
sungsschutz erst am 04.12.2006 geantwortet und die Be-

629	 Hegler, 25.04.2013, S. 4.
630	 Hegler, 25.04.2013, S. 11.
631	 Hegler, 25.04.2013, S. 12.
632	 Biber, 17.04.2013, S. 4 (nichtöffentlich).
633	 Biber, 17.04.2013, S. 4 (nichtöffentlich).
634	 Biber, 17.04.2013, S. 5 ff.

antwortung der Anfrage aus Datenschutzgründen, wegen 
Quellenschutzes und wegen fehlender Konkretheit ab-
gelehnt und stattdessen Broschüren über die Skinhead-
Szene übersandt hat und falls ja, wer war innerhalb des 
Landesamts für Verfassungsschutz hierfür verantwort-
lich und hatte das StMI Kenntnis von der Anfrage der 
BAO „Bosporus“ und den Umgang des Landesamts für 
Verfassungsschutz hiermit?

Das ist zutreffend.

Laut Aktenlage fand am 04.12.2006 ein Telefonat zwi-
schen dem Zeugen Pfister von der BAO Bosporus und 
Herrn Hegler vom Landesamt für Verfassungsschutz statt. 
In diesem Gespräch führte der Zeuge Hegler aus, dass man 
nach eingehender Prüfung im Landesamt für Verfassungs-
schutz zu der Erkenntnis gekommen sei, dass die Daten der 
Polizei nicht zur Verfügung gestellt werden dürfen, da die 
Anfrage einerseits nicht konkret genug war und andererseits 
eine Gefährdung von Quellen nicht ausgeschlossen werden 
kann. Laut der Gesprächsnotiz über dieses Telefonat wurde 
durch die Absage die Vermutung des Zeugen Pfister ver-
stärkt, dass das Landesamt für Verfassungsschutz die Her-
ausgabe von Personendaten eher deshalb verneint, da man 
davor zurückschreckt, durch die Herausgabe von Persona-
lien auch Quellen mitzuteilen. Zum Abschluss dieses Ge-
sprächs konnte dem Zeugen Hegler das Einverständnis ab-
gerungen werden, zumindest die Daten der beim Landesamt 
für Verfassungsschutz bekannten Skinheads mitzuteilen.635 
Am 14.12.2006 wurden insgesamt sechs Info-Broschüren 
mit den Personendaten zu den Skinhead-Szenen in Bayern 
zu den Jahren 1997, 1998, 1999/2000, 2001, 2002 und 2003 
der BAO ausgehändigt.636

Der Zeuge Geier gab an, dass am 04.12.2006 in einem Te-
lefonat mit dem Leiter der Abteilung III vom Landesamt für 
Verfassungsschutz, Herrn Hegler, die Datenübermittlung aus 
Quellenschutzgründen und aufgrund mangelnder Konkre-
tisierung abgelehnt worden sei. Am 14.12.2006 seien dann 
sechs Broschüren von Skinheads aus Bayern für die Zeit von 
1997 bis 2003 übergeben worden.637

Der Zeuge Witkowski bestätigte, dass die Anfrage vom 
19.07.2006 mit der Begründung des Quellenschutzes und 
der Gefährdung von entsprechenden Quelleninformationen 
abgelehnt worden sei.638 Diese 3.000 bis 3.500 personen-
bezogenen Daten haben laut Begründung das Landesamts 
für Verfassungsschutz in der Form über den angeforderten 
Zeitraum nicht an die BAO Bosporus übermittelt werden 
können, weil sensible, nicht offen verwertbare Daten ent-
halten gewesen seien und der Quellenschutz die Weitergabe 
verhindert habe.639

635	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 
S. 74 ff.

636	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 
S. 76.

637	 Geier, 20.02.2013, S. 14 ff.
638	 Witkowski, 19.03.2013, S. 27.
639	 Witkowski, 19.03.2013, S. 28.
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Der Zeuge Pfister gab an, dass das Landesamt für Ver-
fassungsschutz immer wieder auf Quellenschutz und die feh-
lende Konkretheit der Anfrage der BAO verwiesen habe. Ein 
klares Nein habe es aber nie gegeben. Ein klares Nein wäre 
gewesen, wenn aus Quellenschutzgründen definitiv die Wei-
tergabe von Daten abgelehnt worden wäre.640 Nachdem man 
trotz mehrfacher Nachfrage nichts bekommen habe, habe 
man zum Schluss versucht, zumindest Informationen über 
Skinheads zu bekommen.641 Diese sog. Skinhead-Broschüren 
seien dann im Anschluss an dieses letzte Telefonat mit einem 
leitenden Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz 
übersandt worden. Dabei handle es sich um Broschüren, die 
das Landesamt für Verfassungsschutz in Zusammenarbeit mit 
der Polizei erstellt, so dass die darin genannten Personen der 
Polizei bereits bekannt gewesen seien.642

Der Zeuge Biber bestätigte, dass die Anfrage im Lan-
desamt für Verfassungsschutz zunächst wegen fehlender 
Konkretheit nicht beantwortet werden konnte. Man habe die 
Erforderlichkeit nach Art.14 BayVSG nicht prüfen können. 
Daher habe man sich mit der Frage des Quellenschutzes erst 
gar nicht befasst.643

Der Zeuge Zeiher gab an, dass das Thema Quellenschutz 
ein ganz wesentlicher Punkt gewesen sei. Die Polizei habe 
einen Zugriff auf den kompletten Datenbestand gewollt. Das 
sei aber nicht möglich gewesen, vielmehr hätten Daten he-
rausgefiltert werden müssen, die man der Polizei habe zur 
Verfügung stellen können.644 

Nachdem man seitens des Landesamts für Verfassungsschutz 
die BAO Bosporus darauf hingewiesen habe, dass man eine 
nähere Erläuterung und Konkretisierung brauche, habe man 
erst wieder Anfang Dezember einen Anruf der BAO von 
Herrn Pfister bekommen, in dem erneut die Datenüber-
mittlung eingefordert worden sei.645 Dazwischen habe kein 
Kontakt zwischen Landesamt für Verfassungsschutz und der 
BAO bestanden, so der Zeuge HEGLER.646Auf die Bro-
schüren, umfangreiche Datensammlung über die Skinhead-
Szene, die das Landesamt für Verfassungsschutz zusammen 
mit den KS-Dienststellen erstellt habe, sei bereits frühzeitig 
hingewiesen worden. Man habe angeboten, diese zu über-
mitteln, falls sie bei der Polizei nicht mehr vorhanden seien. 
Damit habe sich die BAO Bosporus aber nicht zufrieden ge-
geben.647

B.4.12.5.1. Trifft es zu, dass das Landesamt für Verfas-
sungsschutz nach der ersten Anfrage der BAO „Bos-
porus“ ein Rechtsgutachten zur Frage der Übermitt-
lungspflichten erstellen ließ und falls ja, welches Er-
gebnis hatte das Gutachten erbracht?

Ein schriftliches Gutachten gab es nicht.648

640	 Pfister, 21.03.2013, S. 35 ff.
641	 Pfister, 21.03.2013, S. 21.
642	 Pfister, 21.03.2013, S. 22.
643	 Biber, 17.04.2013, S. 27.
644	 Zeiher, 19.03.2013, S. 33 (nichtöffentlich).
645	 Hegler, 25.04.2013, S. 4 ff.
646	 Hegler, 25.04.2013, S. 7.
647	 Hegler, 25.04.2013, S. 5.
648	 Biber, 17.04.2013, S. 50.

Der Zeuge Witkowski gab an, dass ihm vom zuständigen 
Abteilungsleiter im Landesamt für Verfassungsschutz mitge-
teilt wurde, dass man dort die hausinterne Rechtsabteilung 
sowie den Datenschutzbeauftragten diesbezüglich gefragt 
habe und wegen des Umfangs der personenbezogenen Daten 
(etwa 3.000 bis 3.500) diese nicht übermittelt werden könn-
ten.649

Der Zeuge Biber gab an, er habe gemeinsam mit Herrn 
Hegler Art. 14 Abs.1 BayVSG als einschlägige gesetzliche 
Bestimmung geprüft. Durch diese Vorschrift seien dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz bei der Datenübermittlung an 
die Polizei insoweit Grenzen gesetzt, als das Landesamt für 
Verfassungsschutz die Erforderlichkeit und die Zweckbe-
stimmung der zu übermittelnden personenbezogenen Daten 
zu prüfen habe. Andernfalls würde es sich um unzulässige 
Vorratsdaten handeln.650 

Auf Nachfrage gab der Zeuge Pfister an, er habe nicht 
gewusst, dass eine Datenweitergabe in diesem Umfang 
rechtswidrig gewesen wäre. Er habe auch nichts von dem 
erwähnten Rechtsgutachten gewusst.651

B.4.12.5.2. War das Landesamt für Verfassungsschutz 
der Auffassung, dass der Beantwortung der Anfrage der 
BAO „Bosporus“ ein besonderes Übermittlungsverbot 
gem. Art. 17 BayVSG entgegenstand?

Der Zeuge Biber gab an, dass aufgrund der sehr pauschalen 
Anfrage der BAO schon die Voraussetzungen des Art. 14 
BayVSG nicht geprüft werden hätten können. Da von der 
BAO keine näheren Informationen hinsichtlich der angefor-
derten umfangreichen Daten genannt und auch keine An-
gaben zur Verwendung dieser Daten gemacht worden seien, 
habe man weder die Voraussetzungen des Art. 14 BayVSG, 
insbesondere Erforderlichkeit und Zweckbestimmung 
prüfen können, noch habe man die von Art. 17 BayVSG 
vorgeschriebene Abwägung von Geheimhaltungsinteressen 
vornehmen können.652 Man habe also die Frage eines kon-
kreten Übermittlungsverbotes i. S. v. Art. 17 BayVSG nicht 
prüfen können, da man schon die Vorstufe, die Frage der 
Erforderlichkeit i. S. v. Art. 14 BayVSG, nicht habe prüfen 
können.653

B.4.12.6. Trifft es zu, dass das Landesamt für Verfas-
sungsschutz erst nach nochmaliger Nachfrage und Kon-
kretisierung der Anfrage vom 28.12.2006 schließlich mit 
Schreiben vom 27.02.2007 eine Liste mit 682 Namen von 
Angehörigen der rechtsextremistischen Szene im Groß-
raum Nürnberg übersandt hat?

Das ist zutreffend. 

Am 28.12.2006 wurde eine entsprechende schriftliche An-
frage postalisch an das Landesamt für Verfassungsschutz 

649	 Witkowski, 19.03.2013, S. 5.
650	 Biber, 17.04.2013, S. 4.
651	 Pfister, 21.03.2013, S. 64.
652	 Biber, 17.04.2013, S. 6.
653	 Biber, 17.04.2013, S. 16.
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übermittelt654, die dann mit Schreiben vom 27.02.2007 be-
antwortet wurde.655

Der Zeuge HänSSler sagte aus, dass nach der Profilerana-
lyse des Herrn Horn eine Anfrage an das Landesamt für Ver-
fassungsschutz gestellt worden sei, auf die ziemlich schnell 
die Zusage gekommen sei, dass die BAO mit Informationen 
versorgt werde. Das habe sich dann aber doch über Monate 
hingezogen, bis letztendlich diese 682 Personen mitgeteilt 
worden seien.656

Der Zeuge Geier gab an, dass er erst nach einem Tele-
fonat zwischen dem Leiter der Abteilung III im Landesamt 
für Verfassungsschutz, Herrn Hegler, und dem Zeugen 
Geier in einem dort besprochenen schriftlichen Kompro-
missantrag mit Datum vom 28.12.2006 die BAO Bosporus 
am 02.03.2007 eine Liste mit 682 Namen, Vornamen und 
Geburtsdaten von Personen aus der rechtsextremistischen 
Szene aus dem Großraum Nürnberg bekommen habe. Bei 
der Anforderung von allen bayerischen Rechtsextremisten 
wäre nach Aussage des Landesamts für Verfassungsschutz 
mit circa 3.500 Namen zu rechnen gewesen. Die Übermitt-
lung aller dieser Namen sei vom Landesamt für Verfassungs-
schutz abgelehnt worden.657

Der Zeuge Witkowski gab an, dass man mit der Übersen-
dung der Liste mit den 682 Namen nicht zufrieden gewesen 
sei, da man sich etwas anderes erwartet und erhofft habe. 
Um tief in die Ermittlungen einsteigen zu können, habe man 
den gesamten Umfang der vorhandenen Daten benötigt. Die 
Erwartungshaltung sei die gewesen, dass man das bekommt, 
was man ursprünglich beim Landesamt für Verfassungs-
schutz angefordert habe.658

Der Zeuge HEGLER gab an, dass erst Ende Dezember 
2006 eine schriftliche Anforderung beim Landesamt für 
Verfassungsschutz eingegangen sei, in der das Profiling in 
etwa dargestellt worden sei. Diese Anfrage habe man nicht 
ohne weiteres beantworten können. Daher habe Herr Biber 
nochmal Kontakt zur BAO aufgenommen. In diesem Ge-
spräch habe man sich geeinigt, dass man bestimmte Post-
leitzahlbereiche über ein Programm aus dem Datenbestand 
abfragen und dann der BAO zur Verfügung stellen werde.659

B.4.12.7. Nach welchen Kriterien hatte das Landesamt 
für Verfassungsschutz die Namen ausgewählt und trifft 
es zu, dass wesentliches Kriterium der Postleitzahlbe-
reich war, der aber nicht den gesamten Raum Nürnberg 
umfasst hatte?

Der Zeuge Witkowski sagte aus, dass man sich aufgrund 
der Analyse, die ihr Augenmerk auf den Ankerpunkt im 

654	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 
S. 77.

655	 Akte 8/BY-6/3 Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu BY-6, 
S. 84.

656	 Hänßler, 05.02.2013, S. 143.
657	 Geier, 20.02.2013, S. 15.
658	 Witkowski, 19.03.2013, S. 41.
659	 Hegler, 25.04.2013, S. 6.

Nürnberger Südosten gelegt habe, auf diesen Bereich fokus-
siert habe.660

Der Zeuge BIBER hat angegeben, dass er von der Beschrän-
kung der Anfrage auf den Raum Nürnberg angesichts der da-
maligen Kenntnisse überrascht gewesen sei und sich gefragt 
habe, warum nicht auch der Raum München einbezogen 
worden sei. Wegen der Zuständigkeit der Polizei als Ermitt-
lungsbehörde habe er es nicht für angezeigt gehalten, auf 
seine Zweifel hinzuweisen.661 

B.4.12.8. Hat das Landesamt für Verfassungsschutz über 
Namen, Anschriften und Geburtsdaten hinaus Zusatzin-
formationen zu den einzelnen Personen übermittelt und/
oder Unterstützung bei der Auswertung geleistet, und 
falls nein, aus welchen Gründen?

Es wurden nur Namen und – wo vorhanden – die Geburts-
daten übermittelt.

Der Zeuge Geier gab an, dass Zusatzinformationen zu 
Waffenaffinität oder Sprengstoff seitens das Landesamts für 
Verfassungsschutz nicht mitgeteilt worden seien.662

Ein Grund hierfür wurde von den Zeugen nicht genannt.

B.4.12.9. Trifft es zu, dass das Landesamt für Verfas-
sungsschutz die Anfrage der BAO „Bosporus“ nicht 
an die VS-Behörden des Bundes und der anderen Bun-
desländer weitergeleitet hat und falls ja, aus welchen 
Gründen?

Dies ist zutreffend.

Der Zeuge Geier sagte aus, dass die BAO Bosporus wie 
selbstverständlich davon ausgegangen sei, wenn man sich an 
das Landesamt für Verfassungsschutz wende, dass dann die 
Informationen an die Verfassungsschutzämter der anderen 
Länder und des Bundes weitergeleitet würden.663

B.4.12.10. In welcher Weise sind die Angaben das Lan-
desamts für Verfassungsschutz über 682 Personen aus 
der rechten Szene ausgewertet worden und trifft es zu, 
dass die Auswertung fast ein ganzes Jahr beansprucht 
hat und welches Ergebnis hat sie erbracht?

Der Zeuge HänSSler gab an, dass die 682 Personen nach 
internen Kriterien gefiltert worden seien664, welche von dem 
Zeugen nicht weiter erläutert wurden. Diese 682 Personen 
seien in der Spur 195 gemündet, die dann bis 2008 verfolgt 
worden sei.665

Der Zeuge Geier sagte aus, dass diese 682 Namen zu-
nächst mit allen bei der bayerischen Polizei vorhandenen 

660	 Witkowski, 19.03.2013, S. 43.
661	 Biber, 17.04.2013, S. 28.
662	 Geier, 20.02.2013, S. 50.
663	 Geier, 20.02.2013, S. 26.
664	 Hänßler, 05.02.2013, S. 143.
665	 Hänßler, 05.02.2013, S. 152.
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Datentöpfen gerastert worden seien, um festzustellen, ob 
eine dieser Personen an einem oder mehreren Tatorten zur 
jeweiligen tatrelevanten Zeit zugegen gewesen sei. In einem 
zweiten Schritt seien aus der Liste dieser 682 Personen 
anhand des Serientäterprofils der 2. OFA 161 Personen he-
rausgefiltert worden. Diese seien dann als Ermittlungsspur 
angelegt worden, anschließend büromäßig in Bezug auf ein 
Alibi überprüft worden. Bei neun dieser Personen hätten 
dann persönliche bzw. telefonische Ansprachen und Kon-
taktaufnahmen stattgefunden, die als sog. Gefährderanspra-
chen bezeichnet worden seien. Keine dieser neun Personen 
sei an irgendeinem Tatort zugegen gewesen.666 Die Abarbei-
tung dieser 161 Personen habe bis etwa Anfang 2008 gedau-
ert.667

B.4.12.11. Trifft es zu, dass auf der vom BayLfV übermit-
telten Namensliste auch „Mandy Struck“ genannt war, 
die zeitweise Beate Zschäpe ihre Identität überlassen 
hatte, und dass diese Person nicht überprüft worden ist 
und falls ja, warum nicht?

Der Zeuge Geier gab an, dass der Name „Mandy Struck“ 
aus der Liste herausgefiltert worden sei, wie alle weiblichen 
Personen und ebenso diejenigen, die nicht ins Altersschema 
von 18 bis 35 gepasst hätten.668

Der Zeuge Hirschmann antwortete auf die Frage, warum 
Mandy Struck nicht überprüft wurde, obwohl ihr Name auf 
der Liste mit den 682 Namen stand, dass zum damaligen 
Zeitpunkt niemand bei der Polizei etwas Genaues zur Person 
Mandy Struck gewusst habe und die Liste nur nach männli-
chen Personen gerastert worden sei, weil das Profil nach der 
zweiten Analyse von einem männlichen Täter ausgegangen 
sei.669

B.4.12.12. Welche Erkenntnisse lagen bis zum 04.07.2012 
im Zusammenhang mit dem Untersuchungsauftrag über 
die Personen vor, deren Daten von der BAO „Bosporus“ 
im Juli 2006 angefordert worden sind? 

Der Zeuge GEIER hat angegeben, dass die BAO Bosporus 
im Juli 2006 zunächst die Erkenntnisse des Landesamts für 
Verfassungsschutz zu den diesem im Zeitraum 1995 bis 2000 
bekannten Rechtsextremisten in Bayern angefordert habe. 
Das BayLfV habe der BAO mitgeteilt, dass es sich dabei 
um ca. 3.500 Personen handle und eine Übermittlung der 
entsprechenden Erkenntnisse aus Daten- und Quellenschutz-
gründen nicht zulässig sei. Nach zahlreichen Telefonaten und 
persönlichen Gesprächen habe die BAO Bosporus auf die in 
dem Schreiben von KHK Pfister vom 28.12.2006 konkre-
tisierte Anforderung vom Landesamt für Verfassungsschutz 
eine Antwort in Form einer Liste mit 682 Namen, Vornamen 
und Geburtsdaten erhalten.670 Erkenntnisse zu dieser Liste 
sind Gegenstand der Fragen Nr. 4.12.10 und 4.12.13.

666	 Geier, 20.02.2013, S. 15.
667	 Geier, 20.02.2013, S. 50.
668	 Geier, 20.02.2013, S. 15.
669	 Hirschmann, 19.03.2013, S. 78.
670	 Geier, 20.02.2013, S. 14.

B.4.12.13. Welche Erkenntnisse lagen bis zum 04.07.2012 
im Zusammenhang mit dem Untersuchungsauftrag über 
die Personen vor, die in der Liste mit 682 Personen ent-
halten waren?

Die konkreten Erkenntnisse, die die BAO Bosporus zu 
der vom Landesamt für Verfassungsschutz übermittelten 
Liste mit 682 Personen gewonnen hat, werden in Frage Nr. 
4.12.10. dargestellt. Im Folgenden wird daher auf die nach 
Auffliegen des NSU-Trios erlangten Erkenntnisse der baye-
rischen Sicherheitsbehörden eingegangen.

Das BKA hat im Rahmen der Ermittlungen des Generalbun-
desanwalts nach Auffliegen des NSU-Trios zunächst eine so-
genannte „100er-Liste“ erstellt. Diese Liste enthält 100 Per-
sonen und ist unterteilt in die Kategorien Täter (Böhnhardt 
und Mundlos), Beschuldigte (13 Personen) und Personen mit 
nachgewiesenen Kontakten zu Tätern oder Beschuldigten 
des Ermittlungsverfahrens (87 Personen).671 Später wurde 
diese Liste um zwei Kategorien und 29 Personen erweitert. 
In die Kategorie „Personen, die im Rahmen der Ermittlungen 
überprüft wurden und die Erkenntnisse aus dem Phänomen-
bereich PMK -rechts- aufgewiesen haben“ wurden 17 Per-
sonen und in die Kategorie „Personen, die aus nachrichten-
dienstlicher Perspektive wegen örtlichem und zeitlichem Zu-
sammenhang sowie Szenezugehörigkeit für etwaige Bezüge 
zum Trio oder weiteren Beschuldigten in Betracht kommen“ 
weitere 12 Personen aufgenommen.672

Zwei Personen sind sowohl auf der vom BayLfV im Jahr 
2007 übermittelten „682er-Liste“ als auch auf der „100er-“ 
und „129er-Liste“ des BKA: Mandy Struck in der Kategorie 
„Beschuldigte“ und Matthias Fischer in der Kategorie „Per-
sonen mit nachgewiesenen Kontakten zu Tätern oder Be-
schuldigten des Ermittlungsverfahrens“.673

Darüber hinaus wurde im Rahmen der Ermittlungen des 
Generalbundesanwalts nach Auffliegen des NSU-Trios be-
kannt, dass im Jahr 1998 bei der Durchsuchung vor dem Un-
tertauchen des Trios zwei sogenannte „Garagenlisten“ von 
Uwe Mundlos aufgefunden worden waren. Diese enthält 
mehrere Personen und Gaststätten aus Bayern. Eine Person 
ist sowohl auf beiden „Garagenlisten“ mit Telefonnummer 
als auch auf der vom BayLfV übermittelten „682er-Liste“ 
enthalten: Matthias Fischer.674

B.4.13. Trifft es zu, dass das Bundesamt für Verfassungs-
schutz auf die Bitte der BAO „Bosporus“ vom 17.02.2006, 
einen Ansprechpartner zu benennen, nie geantwortet 
hat?

Der Zeuge GEIER konnte sich zwar nicht daran erinnern, 
wann die BAO Bosporus das Bundesamt für Verfassungs-
schutz mit der Bitte um Nennung eines Ansprechpartners 

671	 Akte Nr. 101 (VS-Vertraulich).
672	 Akte Nr. 366 (VS-Vertraulich).
673	 Akte Nr. 366, Bl. 1 (VS-Vertraulich).
674	 Akte Nr. 307, Bl. 156 (VS-NfD).
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angeschrieben hatte, war sich aber sicher, dass die BAO nie 
eine Antwort erhalten hatte.675

Der Zeuge MÄHLER hat berichtet, dass vom Bundesamt für 
Verfassungsschutz bis zum Herbst 2012 keine Reaktion auf 
diverse Anfragen der BAO Bosporus erfolgt sei.676

B.4.13.1. Ist die BAO „Bosporus“ davon ausgegangen, 
dass das BayLfV von Amts wegen das Bundesamt für 
Verfassungsschutz und die VS-Behörden der anderen 
Bundesländer über Anfragen der BAO informiert?
Der Zeuge GEIER sei natürlich davon ausgegangen, dass es 
eine Stelle gebe, die als Schnittstelle zu den VS-Behörden 
fungiere und dass das BayLfV diese Aufgabe wahrnehme.677 
Die BAO Bosporus habe kurz nach deren Einrichtung im Jahr 
2005 eine Anfrage an das BayLfV gestartet, ob dort oder bei 
anderen VS-Behörden in Bund und Ländern Erkenntnisse zu 
den jeweiligen Mordopfern vorliegen.678 Außerdem habe die 
BAO Bosporus die Erfahrung gemacht, dass nach einer In-
landsabfrage des BayLfV Anfang 2005 die VS-Behörden der 
Länder Nordrhein-Westfalen und Hamburg sich unmittelbar 
an die BAO gewandt hatten.679

Da sich die Frage nach rechtsextremen Musikveranstal-
tungen in räumlicher und zeitlicher Nähe zu den Taten in 
dem Schreiben der BAO Bosporus vom 28. Dezember 2006 
auch auf die außerbayerischen Tatorte bezogen hat, wären 
nach Ansicht des Zeugen GEIER auch andere VS-Behörden 
vom BayLfV anzufragen gewesen.680

Dementsprechend sei der Zeuge GEIER zum damaligen 
Zeitpunkt davon ausgegangen und ginge heute immer noch 
davon aus, dass eine deutschlandweite Abfrage stets über das 
BayLfV gemacht werde, das diese Abfrage steuert und die 
gesamten Erkenntnisse dann der Polizei wieder zukommen 
lässt.681

Der Zeuge MÄHLER habe bereits in seiner Zeit als OK-
Dienstellenleiter mit dem BayLfV zusammengearbeitet. 
Dort habe man einen Ansprechpartner gehabt, an den man 
sein Anliegen gerichtet habe. Auf die Bitte, das Anliegen in 
seiner Organisation umzusetzen, sei dies erledigt worden 
und man habe von dem Ansprechpartner die entsprechende 
Antwort zurückerhalten. Der Zeuge habe dies auch in seiner 
Zeit in der BAO so gehandhabt, als er als BAO-Vertreter 
im Rahmen einer OK-Dienststellenleiter-Besprechung die 
Ergebnisse der zweiten OFA-Analyse vorgestellt hatte und 
einen anwesenden Mitarbeiter der BayLfV gebeten habe, 
diese Erkenntnis innerhalb der Struktur der Landesämter 
umzusetzen und entsprechende Anfragen von Bayern aus 
weiterzuleiten.682

675	 Geier, 20.02.2013, S. 26.
676	 Mähler, 06.03.2013, S. 26.
677	 Geier, 20.02.2013, S. 26.
678	 Geier, 20.02.2013, S. 24.
679	 Geier, 20.02.2013, S. 25.
680	 Geier, 20.02.2013, S. 25.
681	 Geier, 20.02.2013, S. 46.
682	 Mähler, 06.03.2013, S. 20, 40.

Der Zeuge PFISTER hat angegeben, dass er das BayLfV 
mehrmals ausdrücklich darauf hingewiesen hat, dass Er-
kenntnisse zu nichtbayerischen Tatorten Gegenstand seiner 
Anfragen gewesen seien.683

Darüber hinaus habe die Geschäftsstelle der BAO auch 
direkt sämtliche Verfassungsschutzämter in Deutschland 
angefragt, weil im Raum gestanden habe, dass auf frühere 
Anfragen keine Reaktionen ersichtlich gewesen waren. Vom 
Bundesamt für Verfassungsschutz sei bis zum Herbst 2012 
darauf nicht reagiert worden.684

B.4.14. Trifft es zu, dass die BAO „Bosporus“, nachdem 
das BayLfV lange Zeit keine Daten über Rechtsextre-
misten aus dem Raum Nürnberg geliefert hatte, auf sog. 
„Staatsschutzdaten“ zurückgegriffen hat, und falls ja, 
nach welchen Kriterien werden sog. „Staatsschutzdaten“ 
von welcher Behörde, auf welcher Rechtsgrundlage er-
hoben, und sind im konkreten Fall entsprechende Daten 
ausgewertet worden, und falls ja, mit welchem Ergebnis?

Nach den Angaben des Zeugen GEIER habe die BAO Bos-
porus nach Erhalt der Liste des Landesamts für Verfassungs-
schutz mit 682 Namen begonnen, durch Heranziehung der 
Staatsschutzdatei der Polizei namens ISIS die dürren vom 
Landesamt für Verfassungsschutz erhaltenen Daten anzurei-
chern.685 Außerdem habe die BAO alle relevanten Daten aus 
dem polizeilichen Dokumentationssystem herausgeholt, bei-
spielsweise diejenigen der Personen, die vor dem Jahr 2000 
entweder Opfer einer von Türken begangenen Straftat oder 
diejenigen, die ausländerfeindliche Gewalttaten begangen 
haben. Es seien auch die Datensätze aller Täter eines Spreng-
stoff- oder Waffendelikts mit den Datensätzen der BAO ab-
geglichen worden.686

B.4.14.1. Finden sich in den sog. „Staatsschutzdaten“ der 
bayerischen Polizei und/oder in sonstigen Dateien der 
bayerischen Sicherheits- und Justizbehörden die Namen 
der mutmaßlichen Täter der Mordanschläge und even-
tueller Unterstützer und Sympathisanten, und falls ja, 
in welchen Zusammenhängen und um welche Personen 
handelt es sich hierbei?

Der Untersuchungsausschuss hat zahlreiche Akten aus dem 
Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern sowie 
des Staatsministeriums für Justiz und Verbraucherschutz 
beigezogen. Die Zulieferung seitens des Staatsministeriums 
des Innern erfolgte personenbezogen unter Nennung der 
Herkunftsbehörde. Es war jedoch nicht in jedem Einzelfall 
nachvollziehbar, aus welchem Bereich der jeweiligen Be-
hörde die jeweiligen Dokumente stammten. 

Was das NSU-Trio betrifft sind die jeweiligen aktenkun-
digen Bezüge zu Bayern in der Antwort zu Frage A 1.4.1. 
dargestellt. Darüber hinaus wurden in einer undatierten 

683	 Pfister, 21.03.2013, S. 38.
684	 Mähler, 06.03.2013, S.26. 
685	 Geier, 20.02.2013, S. 48.
686	 Geier, 20.02.2013, S. 50. 
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Aufstellung der damaligen Polizeidirektion Nürnberg über 
„Personen, die der „rechten“ Szene zuzurechnen sind“ u.a. 
folgende aufgeführt: Holger Apfel, Uwe Böhmhardt (sic!), 
Mario Brehme, Holger Gerlach, André Kapke, Thomas 
Kubiak, Uwe Mundlos, Jens Pühse, Sascha Roßmüller, Falko 
Schüßler, Sandro Tauber und Ralf Wohlleben. Ergänzt wurde 
diese Aufstellung durch eine zweiseitige maschinenschrift-
liche Aufstellung von 25 Personen, ohne dass aus dem Do-
kument der Grund für diese Aufteilung hervorging. In dem 
zusätzlichen Teil wurden u.a. folgende Personen aufgeführt: 
Andreas Kehrberger und Matthias Fischer mit dem Zusatz 
„(PTB-Schuszwaffe (sic!) ungeladen, 1 leeres Magazin)“.687

Mandy Struck und Matthias Fischer als eventuelle Unter-
stützer und Sympathisanten wurden im Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums des Innern häufig aktenkundig. 

B.4.15. Aus welchen Gründen ist im Dezember 2005 von 
wem eine weitere OFA in Auftrag gegeben worden, wann 
ist sie vorgelegt worden und auf Grund welcher Um-
stände ist in dieser OFA die Theorie vertreten worden, 
Urheber der Mordanschläge könne auch ein „missions-
geleiteter“ Einzeltäter mit Hass auf Ausländer, im Spezi-
ellen auf Türken, sein?

Der Zeuge GEIER hat angegeben, dass Mitte 2005 damit 
begonnen worden sei, die Altfälle zu überprüfen, um sich 
innerhalb der BAO Bosporus eine Meinung bilden zu kön-
nen.688 Es habe dann bereits im Herbst 2005 innerhalb der 
BAO Bosporus Diskussionen gegeben, ob die Tatserie nicht 
doch einen anderen Hintergrund als die Verstrickung in die 
organisierte Kriminalität haben könnte. Dies führte im De-
zember 2005 zunächst zu einem Auftrag an die OFA Bayern, 
die Arbeitshypothese „Sniper“ zu untersuchen. Diese sei 
jedoch als sehr unwahrscheinlich eingestuft worden. Der 
Zeuge GEIER habe dann in der Folge die OFA Bayern be-
auftragt, weitere Alternativhypothesen zu entwickeln.689

Unter Einbeziehung der beiden Taten in Kassel und Dort-
mund sei die sogenannte Serientätertheorie in ihrer endgül-
tigen Fassung von der OFA Bayern im Juni 2006 präsentiert 
worden.690 Bereits am 9. Mai 2006 sei der BAO Bosporus die 
zweite Analyse im Entwurfsstadium vorgestellt worden.691

Der Zeuge VÖGELER hat angegeben, dass nach den Mord-
fällen Yasar und Boulgarides im Jahr 2005 aufgrund der Tat-
ortsituation und entsprechender Diskussionen mit der OFA 
ein Umdenken stattgefunden habe.692

Nach den Angaben des Zeugen MÄHLER seien bis Ende 
2005 die Ermittlungen auf Grundlage der ersten OFA-Ana-
lyse im OK-Bereich forciert worden und die ganzen Spu-
renkomplexe nach und nach abgearbeitet worden. Verwert-
bare Erkenntnisse hätten jedoch so nicht gewonnen werden 
können. Einer Aufklärung der Tötungsdelikte sei man nicht 

687	 Akte Nr. 309, Bl. 113 ff.
688	 Geier, 20.02.2013, S. 29.
689	 Geier, 20.02.2013, S. 9 f.
690	 Geier, 20.02.2013, S. 12.
691	 Geier, 20.02.2013, S. 13.
692	 Vögeler, 22.01.2013, S. 62.

näher gekommen. Um die Jahreswende 2005/2006 sei die 
BAO dann in mehreren Besprechungen zu dem Ergebnis ge-
kommen, dass eine neue Ermittlungsrichtung denkbar sein 
müsse, die über die erste OFA-Analyse hinausgeht. Es sei 
dann der Wunsch der BAO entstanden, sich mit dem Zeugen 
Horn von der OFA Bayern auszutauschen, ob es denkbar sei, 
dass eine Alternativhypothese erarbeitet werden könne. Dies 
habe dann zur Vorstellung der Serientätertheorie geführt.693

B.4.15.1. Aufgrund welcher Umstände ist in der zweiten 
OFA die Vermutung angestellt worden, der oder die 
„missionsgeleitete“ Einzeltäter könne im Bereich der 
Stadt Nürnberg einen „Ankerpunkt“ haben und gleich-
wohl eine hohe Mobilität aufweisen? 

Nach den Angaben der Zeugen GEIER und SCHABEL seien 
folgende Argumente zur Untermauerung der Annahme eines 
möglichen Ankerpunkts in Nürnberg herangezogen worden: 
Beginn der Serie, Häufung der Taten, relative Nähe der Tat-
orte im Nürnberger Südosten.694

Der Zeuge Horn legte dar, wie das Team der OFA Bayern zu 
der Annahme eines „Ankerpunkts“ in Nürnberg gekommen 
war. Nürnberg habe für die Serie eine relativ große Bedeu-
tung gehabt. Bei Serienstraftaten sei zunächst der Beginn der 
Serie immer von Relevanz. Zudem habe die zweite Tat auch 
in Nürnberg stattgefunden. Alle Nürnberger Tatorte seien im 
Südosten der Stadt gelegen. Der Tatort Özüdogru sei darüber 
hinaus so gelegen, dass aus Sicht der OFA Bayern gewisse 
Ortskenntnisse als sehr, sehr wahrscheinlich anzusehen ge-
wesen seien. Außerdem habe sich die Serie nach der zweiten 
längeren Pause zwischen dem fünften Mord im Februar 2004 
in Rostock und dem sechsten Mord im Juni 2005 in Nürn-
berg fortgesetzt, woraufhin in weniger als einer Woche der 
siebte Mord in München begangen worden sei.695

B.4.15.2. Haben die Mitarbeiter der BAO „Bosporus“ 
und die sachleitende Staatsanwaltschaft diese Einschät-
zung geteilt, und welche Konsequenzen sind hieraus hin-
sichtlich der Gewichtung des Ermittlungsaufwands in 
Richtung der beiden Theorien gezogen worden?

Der Zeuge MÄHLER hat ausgeführt, dass die BAO aus 
einer Geschäftsstelle und mehreren Ermittlungsabschnitten 
gebildet worden sei. Der Abschnitt Ermittlungen sei im 
Zusammenhang mit der Serientätertheorie deutlich vergrö-
ßert worden.696 Es seien neue Kollegen hinzugekommen, 
die zum Teil Erkenntnisse aus den Bereichen Waffen und 
Staatsschutz mitbrachten.697 Er meint, dass acht bis zehn 
Kollegen mit Erfahrungen im rechtsextremistischen Bereich 
des Staatsschutzes neu zur BAO hinzugekommen seien.698 
Insgesamt sei es im Sommer 2006 so gewesen, dass sich ca. 
zwei Drittel der BAO mit dem Abarbeiten von den Spuren 
aus den Tötungsdelikten bzw. dem OK-Bereich und ca. 

693	 Mähler, 06.03.2013, S. 15 f., 24.
694	 Geier, 20.02.2013, S. 13; Schabel, 21.03.2013, S. 112.
695	 Horn, 06.03.2013, S. 83f.
696	 Mähler, 06.03.2013, S. 4.
697	 Mähler, 06.03.2013, S. 25.
698	 Mähler, 06.03.2013, S. 26.
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ein Drittel mit dem neuen Ermittlungsansatz beschäftigt 
haben.699

Der Zeuge GEIER hat dies insoweit konkretisiert, dass auf 
die zweite OFA-Analyse hin im Bereich der besonderen Er-
mittlungskomplexe der Abschnitt „Serientäter“ eingerichtet 
worden sei. An diesen sei sodann der Auftrag ergangen, ge-
meinsam mit der OFA Bayern deren Aussagen in der Ana-
lyse zu operationalisieren, also Datenquellen zu erschließen, 
um durch Rasterungen überprüfbare Personengruppen zu 
erlangen, die auf das neue Täterprofil zutreffen.700

Der Zeuge WITKOWSKI hat angegeben, dass darüber 
hinaus in dem neuen Ermittlungskomplex auch Beamte 
aus dem polizeilichen Staatsschutz eingebunden worden 
seien.701

Auch der Zeuge HORN hat bestätigt, dass der Erkenntnis-
mehrwert seitens der BAO nach der zweiten OFA-Analyse 
sich durch die Aufnahme eines eigenen Einsatzabschnitts 
„missionsgeleiteter Täter“ manifestiert habe. Dieser Einsatz-
abschnitt sei auch entsprechend befüllt und mit Maßnahmen 
durchsetzt worden.702

B.4.15.3. Haben das StMI und das StMJ von dem Inhalt 
der zweiten OFA Kenntnis erlangt, und falls ja, wurde 
dort die Theorie vom Serientäter mit Hass auf Ausländer 
etc. geteilt?

Staatsministerium des Innern:
Der Zeuge GEIER hat angeben, dass er am 09.05.2006 ein 
vorläufiges Konzept der weiteren Ermittlungen im Rahmen 
einer Besprechung der BAO im StMI mit den bayerischen 
Polizeipräsidenten vorgestellt habe. Bereits zu diesem Zeit-
punkt habe er bekannt gegeben, dass die BAO eine weitere 
Ermittlungsrichtung Serientäter auf Grundlage der zweiten 
OFA auftun wolle.703

Am Samstag, den 03.08.2006, habe der Zeuge GEIER dann 
dem damaligen Innenminister Dr. Beckstein die zweite, auf 
der Serientätertheorie basierende, Ermittlungsstrategie vor-
gestellt. Zunächst habe der Zeuge HORN die Serientäterthe-
orie vorgestellt. Im Anschluss habe der Zeuge GEIER die 
Umsetzung in eine neue Ermittlungsstrategie vorgestellt.704

Staatsministerium der Justiz:
Die Zeugin DR. MERK gab an, dass sie mit der zweiten OFA 
nicht befasst worden sei.705

Der Zeuge KORNPROBST erklärte, bei der Dienstbespre-
chung auf der Schwarzenkopfhütte am 20.11.2006 seien die 
Ergebnisse der zweiten OFA vorgestellt worden. An dieser 
Besprechung hätten seitens des Staatsministeriums der Justiz 

699	 Mähler, 06.03.2013, S. 37.
700	 Geier, 20.02.2013, S. 13.
701	 Witkowski, 19.03.2013, S. 6.
702	 Horn, 06.03.2013, S. 87.
703	 Geier, 20.02.2013, S. 12.
704	 Geier, 20.02.2013, S. 42.
705	 Dr. Merk, 20.06.2013, S. 16.

mit Sicherheit der Abteilungsleiter der Strafrechtsabteilung 
und mehrere Referenten teilgenommen.706 

Der Zeuge DR. STRÖTZ gab an, dass bei dem Treffen auf 
der Schwarzenkopfhütte die zweite operative Fallanalyse 
vorgestellt worden und er von ihrem Inhalt elektrisiert ge-
wesen sei.707

Überdies findet sich eine wenige Zeilen umfassende 
Zusammenfassung der zweiten OFA im 13. Sachstand-
bericht der BAO Bosporus, der dem Staatsministerium 
der Justiz durch die Generalstaatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth im Rahmen ihrer Berichtspflicht übersandt 
worden ist.708

B.4.15.4. Trifft es zu, dass nach der Vorlage der zweiten 
OFA zwar über 900 Ansprachen von zumeist ausländi-
schen Kleingewerbetreibenden durchgeführt worden 
sind, aber lediglich neun sog. Gefährderansprachen im 
Bereich des Rechtsextremismus?

Der Zeuge GEIER hat angegeben, dass in der zweiten Jah-
reshälfte 2005 in Nürnberg und München ca. 900 türkische 
Kleingewerbetreibende von der Polizei – teilweise von 
Beamten mit Migrationshintergrund – aufgesucht worden 
seien. Die BAO Bosporus habe mit diesen Besuchen sach-
dienliche Hinweise erlangen, zur Beruhigung beitragen und 
Verhaltenstipps geben wollen.709

Demgegenüber hat die BAO Bosporus im Rahmen der 
Spurabarbeitung der Spurennummer 195 im Jahr 2007 bei 
neun Personen sogenannte Gefährderansprachen von rechten 
Szeneangehörigen durchgeführt (Gerd A., Rainer B., And-
reas K., Thomas K., Florian K., Michael L., Rechtsanwalt 
Frank M., Ralf Ollert und Mike T.) Es habe bei keiner der an-
gesprochenen Personen ein Bezug zur Mordserie hergestellt 
werden können. Innerhalb der rechten Szene sei demnach 
die Meinung vorherrschend, dass sich die Opfer wohl selber 
im kriminellen Milieu bewegt haben dürften und einer Ver-
geltungs-/Rachetat zum Opfer gefallen sein könnten. Eine 
fremdenfeindlich motivierte Straftat liege nicht vor, da die 
Mordopfer für ihren Unterhalt selber sorgten und aufgrund 
ihrer Berufstätigkeit den deutschen Staat (Steuerzahler) 
nicht ausnützten.710

Die neun Gefährderansprachen seien von dem Zeugen 
PFISTER durchgeführt worden. Er habe die Angespro-
chenen nicht systematisch vernommen, sondern sei auf 
„rechte Prominente“ in der Stadt zugegangen, von denen 
er aufgrund früherer Sachbearbeitungen angenommen hat, 
dass sie mit ihm auch sprechen würden.711 Zu dem Inhalt der 

706	 Kornprobst, 18.06.2013, S. 175 ff.
707	 Dr. Strötz, 18.06.2013, S. 127.
708	 Akte Nr. 1 (nicht paginiert).
709	 Geier, 20.02.2013, S. 9.
710	 Ermittlungsbericht zu Spurennr. 195 von KHK Manfred Pfister vom 

19. November 2007; übergeben von dem Zeugen Pfister in Kopie in 
der 19. Sitzung am 21. März 2013.

711	 Pfister, 21.03.2013, S. 24.
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Gefährderansprachen im Einzelnen hat der Zeuge PFISTER 
keine gesonderten Angaben gemacht.

B.4.15.5. Trifft es zu, dass die BAO „Bosporus“ bei der 
sog. „Gefährderansprache“ u.a. auch mit Ralf Ollert ge-
sprochen hat, der die Meinung vertreten haben soll, dass 
Schutzgeldeintreiber hinter den Morden stecken würden 
und falls ja, welches Gewicht hat die BAO dieser Ein-
schätzung beigemessen?

Eine Gefährderansprache wurde auch bei Ralf Ollert vor-
genommen.712 Eine Zuordnung der einzelnen Aussagen zu 
Ralf Ollert lässt sich dem entsprechenden Vermerk nicht ent-
nehmen. Zum Gesprächsinhalt mit Ralf Ollert hat der Zeuge 
PFISTER keine gesonderten Angaben gemacht.

B.4.16. Hat die Staatsanwaltschaft geprüft, ob bei der 
Weiterverfolgung der Annahme, es könne sich um einen 
Täter mit ggf. rechtsextremistischem Hintergrund han-
deln, die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts 
(GBA) gegeben wäre und falls ja, mit welchem Ergebnis, 
und falls nein, warum nicht?

Nach Aussage des Zeugen DR. KIMMEL sei die Zustän-
digkeit des Generalbundesanwalts durch die Staatsanwalt-
schaft-Nürnberg Fürth wiederholt geprüft worden.713 Eine 
Abgabe an den Generalbundesanwalt sei jedoch zu keinem 
Zeitpunkt der Ermittlungen möglich gewesen, da die gesetz-
lichen Voraussetzungen nicht vorgelegen hätten: Es habe 
kein Anhaltspunkt und kein Verdacht bestanden, dass es sich 
bei der Mordserie um die Taten einer terroristischen Vereini-
gung handele.714 

Auch die Hypothese der zweiten Operativen Fallanalyse 
(OFA), es könne sich um einen „missionsgeleiteten Einzel-
täter“ handeln, habe keine andere Bewertung nach sich ge-
zogen, da auch sie nicht zu einem Verdacht auf die Bildung 
einer kriminellen oder terroristischen Vereinigung geführt 
habe.715

Demgegenüber ist im Protokoll zur konstituierenden Sit-
zung der Steuerungsgruppe am 18.05.2006 festgehalten, 
dass die Frage der Einzeltätertheorie vor dem Hintergrund 
einer möglichen Zuständigkeit des Generalbundesanwalts 
kritisch hinterfragt wurde. Da sich konkrete Anhaltspunkte 
für eine politische Motivation aus dem OFA-Ergebnis nicht 
zwingend ableiten lassen, sollte bis auf weiteres im Rahmen 
von Darstellungen nach außen auf entsprechende Hinweise 
verzichtet werden.716 

712	 Ermittlungsbericht zu Spurennr. 195 von KHK Manfred Pfister vom 
19. November 2007; übergeben von dem Zeugen Pfister in Kopie in 
der 19. Sitzung am 21. März 2013.

713	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 27.
714	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 27 f.
715	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 28.
716	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/1. Teillieferung/4. Führungsakte der 

BAO Bosporus, Bl. 9.

Ein internes Schreiben des BKA, das die Ergebnisse der 3. 
Sitzung der Steuerungsgruppe am 05.07.2006 beschreibt, 
hält in diesem Zusammenhang fest: 

„Der Vorschlag von Herrn Geier (BAO-Bosporus) die Ein‑
zeltätertheorie aktiv in der Öffentlichkeit zu diskutieren, um 
so Vermutungen/Behauptungen der Presse zuvor zu kommen, 
wurde von allen anderen Dienststellen aus verschiedenen 
Gründen abgelehnt. Die StA Nürnberg-Fürth verwies zudem 
darauf, dass bei allzu intensiver Diskussion dieser Hypo‑
these dann auch eine Zuständigkeit des Generalbundesan‑
walts greifen könnte.“717

B.4.16.1. Welche Behörde hat entschieden, dass die Vor-
aussetzungen für die Zuständigkeit des GBA nicht vor-
liegen und aus welchen Erwägungen sind hierbei die vor-
gesetzten Dienstbehörden einbezogen worden?

Die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts sei durch die 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth geprüft und verneint 
worden, erklärte der Zeuge DR. KIMMEL in seiner Verneh-
mung. Es sei dabei die politische Abteilung des Hauses, wie 
auch der damalige Generalstaatsanwalt Dr. Hilgert, einbe-
zogen worden.718 

Die Zeugin DR. MERK gab hierzu an, dass die Abgabe eines 
Verfahrens eine rechtlich gebundene Entscheidung sei. Die 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth habe, ebenso wie alle an-
deren betroffenen Staatsanwaltschaften, aus Rechtsgründen 
keinen Abgabefall gesehen, und das Ministerium habe keine 
Anhaltspunkte gehabt, dass diese Entscheidung nicht korrekt 
gewesen sei.719

B.4.16.2. Trifft es zu, dass die StA Nürnberg-Fürth den 
GBA trotz eines möglichen terroristischen Hintergrunds 
der Morde aus den Ermittlungen heraushalten wollte?

Dem Untersuchungsausschuss liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, dass die Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth zu 
irgendeinem Zeitpunkt die Möglichkeit eines terroristischen 
Hintergrundes der Mordserie gesehen hätte.

B.4.17. Welche Maßnahmen sind ergriffen worden, um 
der Vermutung nachzugehen, Urheber der Mordan-
schläge könne ein „missionsgeleiteter“ Einzeltäter sein?

Der Ermittlungsansatz „missionsgeleiteter Täter“ wurde 
der BAO Bosporus und dem sachleitenden OStA Kimmel 
am 12.06.2006 durch den Leiter der Operativen Fallanalyse, 
KHK Horn, vorgestellt.720 

Daraufhin sollten folgende Maßnahmen unternommen 
werden: Das Täterprofil sollte auf der Grundlage der 2. Fall-
analyse vom 09.05.2006. verfeinert werden. Dazu wurden 
drei Beamte der BAO i. d. Z. vom 19. bis 21.06.2006 zur 

717	 Akte Nr. 384, Bl. 3.
718	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 28.
719	 Dr. Merk, 20.06.2013, S. 8.
720	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 14.
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OFA entsandt. Eine Medienstrategie sollte entwickelt und 
eine vergleichende Fallanalyse zwischen der Mordserie und 
dem Nagelbombenattentat in Köln vorgenommen werden.

Am 07.07.2006 erfolgte ein Arbeitsgespräch der BAO Bos-
porus mit Mitarbeitern des Landesamts für Verfassungs-
schutz in Nürnberg. Laut Besprechungsprotokoll wurde 
den Mitarbeitern des Landesamts für Verfassungsschutz der 
Denkansatz der Einzeltheorie dargelegt unter der Maßgabe, 
dass es sich aufgrund der ausländischen Mordopfer mögli-
cherweise um eine Tat mit fremdenfeindlichem Hintergrund 
oder um einen oder mehrere Täter aus der rechtsextremis-
tischen Szene handeln könnte.721 Von den Mitarbeitern des 
Landesamts für Verfassungsschutz konnten keine Personen 
mit einem begründeten Tatverdacht belegt und genannt 
werden. Zudem wurde vermerkt, dass in der vom Landesamt 
für Verfassungsschutz beobachteten rechten Szene nicht 
über die Mordserie gesprochen wurde. 

Am 12.07.2006 nahm der Zeuge Pfister laut Aktenvermerk 
erstmals Kontakt mit dem Landesamt für Verfassungsschutz 
auf, um staatsschutzrelevante Daten zurückgehend bis in das 
Jahr 2000 anzufordern.722

Am 20.07.2006 erklärte das Landesamt für Verfassungs-
schutz telefonisch gegenüber der BAO Bosporus, dass 
nach Rücksprache mit der Rechtsabteilung bzw. eine Da-
tenübermittlung in dem angefragten Umfang nicht möglich 
sei. Begründet wurde dies damit, dass für den angefragten 
Zeitraum, also zwischen 1995 — 2002, etwa zwischen 3000 
bis 3500 personenbezogene Datensätze vorhanden sind. Für 
die als offen verwertbaren Unterlagen bestanden keine Be-
denken einer Übermittlung.723

Der Zeuge MÄHLER erklärte, er habe darüber hinaus im 
Herbst 2006 auf einer OK-Dienststellenleiterbesprechung 
den neuen Ermittlungsansatz der OFA seinen Kollegen 
aus dem Landesamt für Verfassungsschutz vorgestellt. Er 
erinnerte sich daran, einem Kollegen des Landesamts für 
Verfassungsschutz darum gebeten zu haben, diesen neuen 
Ermittlungsansatz auch an andere Landesämter für Verfas-
sungsschutz weiterzuleiten. Dies sei die übliche Praxis ge-
wesen.724

Der Zeuge PFISTER hat angegeben, im zweiten Halbjahr 
2006 mindestens einmal pro Monat bei seinem Ansprech-
partner im Landesamt für Verfassungsschutz angerufen und 
sich erkundigt zu haben, wann die von der BAO Bosporus 
gewünschten Daten übermittelt werden können.725

Am 04.12.2006 fand ein weiteres Telefonat zwischen der 
BAO Bosporus und dem Landesamt für Verfassungsschutz 
statt. Laut Aktenvermerk des Mitarbeiters der BAO Bos-
porus, Pfister, hat das Landesamt für Verfassungsschutz 
mitgeteilt, dass die Daten der Polizei nicht zur Verfügung 

721	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 54 f.
722	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 52.
723	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 58.
724	 Mähler, 06.03.2013, S. 20 f.
725	 Pfister, 21.03.2013, S. 13.

gestellt werden dürften, da die Anfrage nicht konkret genug 
gewesen wäre und eine Gefährdung von „Quellen“ nicht 
ausgeschlossen werden könne. Dem Vermerk zufolge hat der 
Zeuge PFISTER daraufhin dem Landesamt für Verfassungs-
schutz nochmals den Einzeltäteransatz mit den Erläute-
rungen zum Täterprofil, also Alter, geografische Ableitung, 
Zugehörigkeit/Ausstieg aus der rechten Szene vorgetragen. 
Das Landesamt für Verfassungsschutz sei vom Zeugen 
PFISTER darauf hingewiesen worden, dass die Anfrage aus 
Sicht der BAO Bosporus konkret und genau definiert sei. 
Der Aktenvermerk enthält folgende wörtliche Aussage:

„Letztlich wird durch die Absage die Vermutung des Un‑
terzeichners verstärkt, dass das Bayer. LfV die Herausgabe 
von Personendaten eher deshalb verneint, da man davor zu‑
rückschreckt, durch die Herausgabe von Personalien auch 
Quellen mitzuteilen.“

Laut dem Telefonvermerk konnte dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz letztlich nur das Einverständnis abgerungen 
werden, zumindest die Daten der beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz bekannten Skinheads im Zeitraum 1995 bis 
2002 mitzuteilen.726 Diese Broschüren zur Skinheadszene, 
mit Informationen zu den Jahren 1997, 1998, 1999/2000, 
2001, 2002 und 2003, wurden der BAO Bosporus am 
14.12.2006 übergeben.727

Am 22.12.2006 wurde der Leiter der BAO Bosporus, Herr 
GEIER, durch den Leiter des Ermittlungsansatzes Einzel-
täter über die ablehnende Haltung des Landesamts für Ver-
fassungsschutz zur Datenübermittlung informiert. Vor dem 
Untersuchungsausschuss berichtete der Zeuge GEIER, dass 
sich sein Mitarbeiter sinngemäß mit der Aussage „Da geht 
nichts mehr. Die blockieren, die mauern.“728 an ihn gewandt 
habe. Der Zeuge GEIER habe daraufhin persönlich mit dem 
Landesamt für Verfassungsschutz telefoniert. Es wurde ver-
einbart, dass die BAO Bosporus ihre Anfrage schriftlich an 
das Landesamt für Verfassungsschutz übersenden sollte. 
Diese Anfrage erfolgte mit Schreiben vom 28.12.2002. Die 
Anfrage der BAO Bosporus enthält eine umfassende Schil-
derung des Sachverhalts, stellt den Ermittlungsansatz „Ein-
zeltäter“ detailliert dar und endet mit einem Auskunftsersu-
chen, das wörtlich lautet:

„Aufgrund des dargestellten Ermittlungsansatzes wird ge‑
beten, die beim BLfV im Zeitraum 1995 bis 2002 bekannten 
Rechtsextremisten, Neonazis, NPD-Mitglieder und Skin‑
heads für den Großraum Nürnberg mitzuteilen. Die Auskunft 
sollte sich nicht nur auf die angeführten Geburtsjahre 1960 
bis 1982 und das Geschlecht männlich beschränken. Liegen 
Erkenntnisse zu örtlich und zeitlich fallverbindenden Ereig‑
nissen/Veranstaltungen, abzielend auf die Mobilität des/der 
Täter, vor?“729

726	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 59 f.
727	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 61.
728	 Geier, 20.02.2013, S. 49.
729	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 63-

66.
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Der Zeuge GEIER erklärte, das BayLfV habe den Bereich 
„Großraum Nürnberg“ weiter konkretisieren wollen. Man 
habe sich letztlich auf zwei Postleitzahlenbezirke geeinigt.730

Mit Schreiben vom 06.03.2007 wurde der BAO Bosporus 
durch das Landesamt für Verfassungsschutz eine Personen-
auflistung von 682 Personen aus dem Großraum Nürnberg 
mit rechtsextremistischem Bezug übergeben.731 Diese 682 
Personalien wurden mit EWO-Daten-Nürnberg abgeglichen. 
Als Restbestand blieben 161 Personen mit WS-Bezug Nürn-
berg übrig.732 Diese Personen wurden unterverspurt und 
büromäßig, teilweise persönlich überprüft. Es erfolgte eine 
Alibiüberprüfung über Haftdaten oder Arbeitgeberanfragen. 
In die Ermittlungen einbezogen wurden auch im Internet 
publizierte politisch „wichtige“ Termine. Bei neun Szenean-
gehörigen wurde eine Gefährderansprache durchgeführt.733

Vor dem Untersuchungsausschuss gab der Zeuge GEIER an, 
er habe mit dem BND ein bis zwei Gespräche geführt, und 
auch der MAD sei durch die BAO Bosporus kontaktiert wor-
den.734 

B.4.17.1. Trifft es zu, dass nach dem Vorliegen der zweiten 
OFA 16 Mio. Funkzellendaten aus Nürnberg, München, 
Kassel und Dortmund, 13 Mio. Kreditkartendaten, 
600.000 Verkehrsdaten, 27.000 Meldemitteilungen von 
Hotels, 900.000 Haftdaten und eine Million Daten über 
Waffenbesitzkarten erhoben und ausgewertet worden 
sind und falls ja, nach welchen Kriterien und mit wel-
chen Ergebnissen?

Der Zeuge MÄHLER bestätigte dies vor dem Untersu-
chungsausschuss.735 Laut dem vorläufigen Abschlussbericht 
des Ermittlungsabschnitts „Einzeltäter“ wurden 32 Millionen 
Massendaten aus Einwohnermelde-, Funkzellen-, Transakti-
onsdaten aus Bank- und Debitkarten, Hotelübernachtungs-, 
Verkehrs-, Haft-, Waffenbesitz und Waffendeliktsdaten zu 
Rasterfahndungszwecken erhoben.736 Die riesige Datenfülle 
führte laut dem Bericht bei Erhebung und Auswertung der 
Daten zu erheblichen Problemen.

B.4.17.2. Trifft es zu, dass in der zweiten OFA auch emp-
fohlen worden ist, eine vergleichende Fallanalyse mit 
dem Nagelbombenattentat im Jahr 2004 in Köln vorzu-
nehmen, weil es auch dort, ebenso wie bei vier Mordan-
schlägen Hinweise auf zwei Radfahrer als mögliche Täter 
gegeben hat, und falls ja, ist dieser Empfehlung nachge-
kommen worden, und falls nein, warum nicht („Spur-
nummer 349“)? 

Das ist zutreffend. Dieser Auftrag sei jedoch, nach Aussage 
des Zeugen GEIER, wegen der beauftragten erneuten Ana-

730	 Geier, 20.02.2013, S. 49.
731	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 68 f.
732	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 70.
733	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 227.
734	 Geier, 20.02.2013, S. 51.
735	 Mähler, 06.03.2013, S. 55.
736	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 208.

lyse durch die OFA Baden-Württemberg zurückgestellt wor-
den.737

Die vergleichende Fallanalyse wurden im weiteren Ver-
lauf nicht durchgeführt, da diese von den beteiligten OFA-
Dienststellen als nicht zielführend erachtet wurde.738

B.4.17.3. Haben die bayerischen Ermittlungsbehörden 
bundesweite Abfragen vorgenommen, um nach Straf-
taten zu forschen, die hinsichtlich der Tatumstände (Tat-
waffe Ceska, zwei männliche Radfahrer in Tatortnähe 
etc.) Ähnlichkeiten mit den bekannten Mordanschlägen 
aufgewiesen haben, und falls ja, mit welchen Ergebnissen 
und falls nein, warum nicht? 

Ein Tatwaffenvergleich wurde durchgeführt. Durch diesen 
ist der Zusammenhang der Mordserie erkannt worden.
Der Zeuge DR. KIMMEL gab an, dass eine Abfrage nach 
Taten, bei denen Fahrräder zur An- und Abfahrt an den Tatort 
benutzt wurden, praktisch nicht möglich sei, da so etwas 
nicht abfragbar registriert werde.739

B.4.17.4. Trifft es zu, dass das LKA vom BKA den Hin-
weis erhalten hatte, dass nach Angaben eines Infor-
manten auch Banküberfälle mit einer Ceska begangen 
worden sein sollen und falls ja, welchen konkreten Inhalt 
hatte dieser Hinweis und welche Maßnahmen sind hie-
rauf ergriffen worden? 

Dazu haben die Zeugen keine Angaben gemacht.

B.4.18. Trifft es zu, dass auf Initiative des BKA im März 
2006 in Fürth und am 19.04.2006 in Kassel Strategiebe-
sprechungen stattgefunden haben und falls ja, wer hat 
seitens der bayerischen Sicherheits- und Justizbehörden 
daran teilgenommen, welche Inhalte hatten diese und 
welche Ergebnisse haben die Besprechungen erbracht? 

Zu einem Treffen des BKA im März 2006 in Fürth liegen 
dem Untersuchungsausschuss keine Erkenntnisse vor.

Am 19.04.2006 hat beim BKA in Wiesbaden eine Strategie-
besprechung stattgefunden.740 An dieser Besprechung haben 
Vertreter des Bundeskriminalamts Wiesbaden, des Landes-
kriminalamts Hamburg, des hessischen Landeskriminalamts, 
des Polizeipräsidiums Nordhessen, des Polizeipräsidiums 
Südhessen, des Polizeipräsidiums Frankfurt/Main, der RKI 
Rüsselsheim, der Kriminalpolizeiinspektion Rostock, des 
Landeskriminalamts Rheinland-Pfalz, des Polizeipräsidiums 
Mainz, des Landeskriminalamts Nordrhein-Westfalen, der 
Kriminaldirektion Dortmund (BAO „Kiosk“), des Polizei-
präsidiums Mittelfranken, der Kriminalpolizeiinspektion 

737	 Geier, 20.02.2013, S. 14.	
738	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/1. Teillieferung/4. Führungsakte Nr. 20 

der BAO Bosporus_Protokolle, S. 156.
739	 Dr. Kimmel, 18.06.2013, S. 197ff.
740	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/3. Teillieferung/Band 21, Führungsakte 

Nr. 41, Bl. 53 ff.
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Augsburg K11 und der Landespolizeidirektion Saarbrücken 
teilgenommen.741

Bei dieser Besprechung schlug das BKA die Übernahme der 
zentralen Ermittlungsführung vor und kündigte an, über die 
Amtsleitung im BMI anzuregen das BKA als ermittlungs-
führende Dienststelle gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BKAG zu be-
auftragen. Die Teilnehmer diskutierten über den Sachstand 
der Mordserie und den Vorschlag des BKA. Laut dem Be-
sprechungsprotokoll hat der Teilnehmer Mikulasch, PP Mit-
telfranken, dahingehend zugestimmt, dass ein Informations-
austausch dringend erforderlich sei, dem Vorschlag der Ver-
fahrensübernahme aber widersprochen. Er betonte demnach 
den erheblichen Aufwand, den eine Zentralisierung bedeuten 
würde und lehnte eine Ermittlungsführung „von oben nach 
unten“ ab.742 

Der Zeuge DR. BECKSTEIN führte aus, dass er sich an Dis-
kussionen über eine mögliche Abgabe an das BKA erinnern 
könne, dass es zwischen ihm und dem damaligen BKA-Prä-
sidenten Ziercke oder einer anderen Person darüber aber nie 
zu einem ernsthaften Krach gekommen sei.743

B.4.18.1. Trifft es zu, dass das BKA nach den weiteren 
Mordanschlägen vom 04.04.2006 in Dortmund und 
06.04.2006 in Kassel vorgeschlagen hat, gemäß § 4 Abs. 2 
Nr. 2 BKAG die Ermittlungen zu übernehmen und ent-
sprechende Vorbereitungen getroffen hat? 

Das ist zutreffend, siehe Antwort auf die vorhergehende 
Frage. 
Der Zeuge HOPPE führte aus, dass beim BKA im Jahr 2006, 
nach den Morden acht und neun, eine neue Lagebewertung 
erfolgt sei. Man sei zum Ergebnis gekommen, dass die Er-
mittlungen auf polizeilicher und justizieller Seite bei den 
Staatsanwaltschaften, zentral durch eine Ermittlungsdienst-
stelle zu führen seien.744

Mit Schreiben vom 02.05.2006 regte das BKA beim BMI die 
Übernahme der zentralen Ermittlungsführung an. Es stellte 
dar, dass zum damaligen Zeitpunkt mit der Bearbeitung der 
Serie fünf Staatsanwaltschaften und sechs Polizeibehörden 
befasst seien und brachte seine Befürchtung zum Ausdruck, 
dass bei Fortführung der Serie von weiteren Ermittlungs-
stellen auszugehen sei. Nach Auffassung des BKA sprach 
das Nebeneinander der Zuständigkeiten der verschiedenen 
Polizeidienststellen und Staatsanwaltschaften in Verbindung 
mit fehlenden Ermittlungserfolgen unter kriminalistischen 
Gesichtspunkten für eine einheitliche zentrale Ermittlungs-
führung durch das BKA. Das BKA bemängelte zudem, dass 
es bisher noch nicht einmal gelungen sei, ein staatsanwaltli-
ches Sammelverfahren (Nr. 25 ff. RiStBV) sicherzustellen, 
das – so das BKA – in jedem Fall geboten sei. Im Schreiben 
an den BMI brachte das BKA auch zum Ausdruck, dass 
mit einem Einvernehmen der betroffenen Bundesländer 
die Strafverfolgung zentral zu übernehmen, eher nicht zu 

741	 Akte Nr. 385, Bl. 226-229 (VS-NfD).
742	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/3. Teillieferung/Band 21, Führungsakte 

Nr. 41, Bl. 56.
743	 Dr. Beckstein, 11.06.2013, S. 34 f.
744	 Hoppe, 09.04.2013, S. 4.

rechnen sei, obwohl dies die vorzugswürdigere Lösung sei. 

Das BKA kündigte schließlich an, dass der Sachverhalt am 
Rande der Innenministerkonferenz (IMK) am 04.05.2006 in 
Garmisch-Partenkirchen erörtert werden sollte.745

B.4.18.2.Trifft es zu, dass es in den Ländern gegen die 
Absicht des BKA, die Ermittlungen zu übernehmen, Wi-
derstand gegeben hat und falls ja, wie haben sich die Ver-
treter bayerischer Behörden, das StMI und das BMI und 
die jeweiligen politischen Spitzen zu der geplanten Über-
nahme der Ermittlungen durch das BKA verhalten? 

Das ist zutreffend (siehe auch die Beantwortung der vorste-
henden Fragen).
Auch der Zeuge GEIER gab in seiner Vernehmung an, dass 
am Ende der Besprechung vom 19.04.2006 zwischen den 
Fachleuten der Bundesländer und dem BKA unterschied-
liche Meinungen über die zukünftige Organisation der Er-
mittlungen bestanden hätten.746

B.4.18.3. Trifft es zu, dass der damalige Leiter der Poli-
zeiabteilung im StMI, Kindler, in einem Telefongespräch 
mit dem BKA sinngemäß ausgeführt hat, dass der Bay-
erische Innenminister eine Übernahme durch das BKA 
als „Kriegserklärung“ gegenüber den bayerischen Poli-
zeibehörden bewerten würde und falls ja, warum? 

Am 21.04.2006 telefonierte der damaligen Leiter der Po-
lizeiabteilung im StMI (I C), Waldemar Kindler, mit dem 
Präsidenten des BKA, Jörg Ziercke.747 Gegenstand des Te-
lefonats war die durch das BKA beabsichtigte zentrale Über-
nahme der polizeilichen Ermittlungen in der Mordserie nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2 BKAG.

Der Zeuge Ziercke hat vor dem Untersuchungsausschuss des 
Bundestages hierzu wörtlich folgendes ausgesagt:

„Ich habe dann auch noch vor der Versendung des Schrei‑
bens an das Bundesinnenministerium zur Übernahme nach 
§ 4 Abs. 2 mit dem Landespolizeipräsidenten von Bayern, 
Herrn Kindler, telefoniert. Ich spürte schon in diesem Ge‑
spräch, dass eine Übernahme durch den Bund für Bayern 
nicht zur Diskussion stand. Ähnlich war ja die Resonanz auch 
in der AG Kripo und auch im AK II gewesen. Das galt auch 
für die anderen Länder. Ich habe diesen Eindruck aus dem 
Gespräch mit Herrn Kindler dann an Herrn Falk mit der in‑
zwischen problematisierten Bemerkung weitergegeben, dass 
ich den Eindruck hatte, dass die Bayern diese Übernahme‑
absichten als eine Art „Kriegserklärung“ verstehen würden. 
Ich meine, dass ich diesen Begriff gebrauchte und nicht Herr 
Kindler.“748

Weiter führte der Zeuge Ziercke dort aus, dass Kindler den 
Standpunkt vertreten habe, dass dieses Vorhaben am Rande 

745	 Akte Nr. 383, Bl. 9 ff.
746	 Geier, 20.02.2013, S. 10.
747	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMI-Akten/2_Anlagen/2. Übersendung, 

Bl. 101; Akte Nr. 367, Anlage 2, Bl. 352.
748	 Akte Nr. 68, ZV Ziercke, 21. Sitzung des 2. UA der 17. Wahlperiode 

im Deutscher Bundestag, 26.06.2012, S. 8.
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der Innenministerkonferenz zwischen den Ministern oder 
Staatssekretären erörtert werden müsse.749

Im Protokoll einer Besprechung im BKA am 24.04.2006 
wird festgehalten, wie der damalige Vizepräsident des BKA, 
Herr Falk, den übrigen Teilnehmern der Besprechung über 
jenes Telefonat zwischen Ziercke und Kindler berichtete. 
Laut dieser vom Zeugen Hoppe angefertigten Protokollie-
rung beschrieb Herr Falk das Gespräch als eher unerfreulich. 
Eine Zuweisung des Falls an das BKA nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 
BKAG würde von bayerischer Seite eher als „Kriegserklä-
rung“ verstanden.750

Der Zeuge Kindler erklärte vor dem Bayerischen Untersu-
chungsausschuss, er habe das Wort „Kriegserklärung“ nach 
seiner Erinnerung nicht verwendet.751

Auch der Zeuge HOPPE führte aus, dass er heute nicht 
mehr mit Sicherheit nachvollziehen könne, ob der Begriff 
„Kriegserklärung“ ein von ihm oder Präsident Ziercke ge-
wählter Begriff zur Beschreibung des Gesprächsverlauf war, 
oder ob Herr Ziercke ausdrücklich erklärt habe, dass Herr 
Kindler diesen Begriff selbst verwendet habe.752

B.4.18.4. Trifft es zu, dass das BKA in einem Vermerk 
von April 2006 an den BMI ausgeführt hat, dass es un-
denkbar sei, dass das Verfahren bei den Ländern bleiben 
könne, wenn es Hinweise auf einen politischen Hinter-
grund der Taten gebe und falls ja, wie hat der BMI hie-
rauf reagiert?

Das ist zutreffend.

Dem Untersuchungsausschuss liegt das Schreiben des BKA 
zur Anregung der zentralen Ermittlungsführung durch das 
BKA gem. § 4 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 BKAG vor. Es stammt 
tatsächlich vom 02.05.2006.

Zum Tatmotiv der Mordserie führte das BKA aus, dass der-
zeit zwar einige Anzeichen dafür sprächen, dieses mit Bezug 
zum illegalen Drogenhandel oder Glücksspiel zu suchen, 
stellte jedoch klar, dass auch andere, z.B. politisch moti-
vierte, Hintergründe bislang nicht auszuschließen seien.753

Bei der Darlegung seiner Argumentation für eine zentrale Er-
mittlungsführung durch das BKA wird wörtlich ausgeführt :

„Es ist kaum vorstellbar, dass die Ermittlungen noch immer 
dezentral geführt würden, gäbe es hier Anhaltspunkte für das 
Vorliegen eines politischen Tatmotivs.“754

749	 Akte Nr. 68, ZV Ziercke, 21. Sitzung des 2. UA der 17. Wahlperiode 
im Deutscher Bundestag, 26.06.2012, S. 33.

750	 Akte Nr. 367, Anl. 2, Bl. 352.
751	 Kindler, 23.04.2013, S. 101.
752	 Hoppe, 09.04.2013, S. 15.
753	 Akte Nr. 386, Bl. 12.
754	 Akte Nr. 386, Bl. 17.

B.4.19. Welche Vereinbarungen zur Zuständigkeit und 
zur Stoßrichtung der weiteren Ermittlungsarbeit sind 
bei der IMK vom 04.05.2006 getroffen worden und aus 
welchen Erwägungen?

Aus den Akten ergibt sich, dass seitens des Zeugen Kindler, 
der seit 2004 Vorsitzender des AK II der IMK war, angeregt 
wurde, auf AK II Ebene am Rande der IMK die Erhöhung 
der Auslobung auf 300.000 Euro und die weitere Fortfüh-
rung der Ermittlung zu erörtern.755 Tage vor der IMK, am 
27.04.2006 wurde dem StMI durch die BAO Bosporus der 
Vorschlag unterbreitet, dass für die künftige Organisation, 
die originäre Zuständigkeit bei den jeweiligen Ländern und 
Staatsanwaltschaften bleiben und die Zusammenarbeit durch 
koordiniertes Vorgehen sowie regelmäßige Strategiebespre-
chungen erfolgen sollte. Zur Durchführung und Umsetzung 
von Entscheidungen sollte eine Informations- und Lagezen-
trale eingerichtet werden.756 Das Besprechungsergebnis auf 
AK II Ebene am Rande der IMK in Garmisch-Patenkirchen 
bestätigt, dass unter Beteiligung der Länder und des BKA 
eine Steuerungs- und Koordinationsgruppe mit Vorsitz des 
Leiters der BAO Bosporus eingerichtet werden sollte. Die 
Zuständigkeit für die einzelnen Mordfälle sollte primär bei 
den jeweiligen Ländern bleiben. Das BKA/EG Ceska wurde 
der Steuerungs- und Koordinationsgruppe nicht unterge-
ordnet. Eine beim BKA einzurichtende Lage- und Infor-
mationsstelle war für den Informationsaustausch zwischen 
den Ländern, dem BKA und dem Ausland zuständig.757 Die 
BAO Bosporus hat auf Grund der am Rande der IMK vorge-
nommenen Absprachen eine neue Organisationsstruktur u. 
a. mit Einrichtung der Steuerungsgruppe vorgenommen.758

Der Zeuge GEIER sagte dazu aus, dass am Rande dieser 
Innenministerkonferenz auf der Zugspitze im Mai 2006 bei 
einer Besprechung entschieden worden sei, dass das BKA 
nicht die zentrale Ermittlungszuständigkeit erhalten solle, 
sondern diese bei den Sokos der jeweiligen Länder bzw. bei 
der BAO Bosporus verbleiben solle.759 

Der Zeuge KINDLER gab im Hinblick auf eine Übernahme 
der Ermittlungen durch das BKA an, dass der damalige In-
nenminister Dr. Beckstein den Vorschlag des Polizeipräsidi-
ums Mittelfranken gebilligt habe, die Ermittlungen trotz der 
inzwischen über fünf Bundesländer verstreuten Taten bei den 
jeweiligen Ländern zu belassen. Ein Grund hierfür sei gewe-
sen, dass man in Bayern bereits sechs Jahre mit Ermittlungen 
zu den Taten befasst gewesen sei.760

755	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMI-Akten/2_Anlage/1.Übersendung_4.
BAO_Bosporus_I., Bl. 159.

756	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMI-Akten/2_Anlage/1.Übersendung_3.
Band , Bl.894.

757	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMi-Akten/2_Anlage/1.Übersendung_4.
BAO Bosporus_VII , Bl. 2893

758	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMi-Akte/2_Anlage/1.Übersendung_4.
BAO_Bosporus_I., Bl. 261 f.

759	 Geier, 20.02.2013, S.11.
760	 Kindler, 23.04.2013, S. 74
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B.4.19.1. Trifft es zu, dass bei dieser Konferenz entschie-
den worden ist, die Ermittlungsverfahren nicht an das 
BKA abzugeben, sondern eine gemeinsame Steuerungs-
gruppe („SG“) unter Leitung des Leiters der BAO „Bos-
porus“ einzurichten, die Zuständigkeit für die Ermittlun-
gen zu den einzelnen Mordfällen aber bei den jeweiligen 
Ländern zu belassen und falls ja, aus welchen Erwägun-
gen?

Es trifft laut Aktenlage zu, dass eine gemeinsame Steue-
rungs- und Koordinationsgruppe unter der Leitung der BAO 
„Bosporus“ eingerichtet wurde. Die primäre Zuständigkeit 
blieb bei den betroffenen Ländern und es kam zu keinem 
Unterstellungsverhältnis. Dies ergibt sich aus dem Protokoll 
einer Besprechung am Rande der IMK.761

Der Zeuge GEIER sagte hierzu aus, dass bei der IMK auf AK 
II Ebene entschieden worden sei, bei der BAO Bosporus eine 
Steuerungs- und Koordinierungsgruppe (SG) einzurichten. 
Alle beteiligten Bundesländer hätten für ihre jeweiligen Fälle 
verantwortlich bleiben sollen und in der SG sei eine einheit-
liche fachliche Abstimmung herzustellen gewesen. Dies sei 
der BAO Bosporus dann im Rahmen eines Gespräches mit 
dem Zeugen Kindler am 08.05.2006 mitgeteilt worden.762 
Zur Erwägung dieser Entscheidung führte er aus, dass sich 
der Ermittlungsschwerpunkt nach dem sechsten und siebten 
Mord in Kassel und Dortmund geändert hätte. Durch eine 
Entscheidung des StMI seien die polizeilichen Ermittlungen 
damals durch Gründung einer BAO in Nürnberg (BAO Bos-
porus) zusammengeführt worden. Die SoKos der anderen 
Bundesländer seien zwar dazu gekommen, aber man habe 
dennoch entschieden, die Ermittlungen nicht dem BKA zu 
übertragen, sondern eine SG, in der auch das Bundeskrimi-
nalamt vertreten gewesen sei, einzurichten.763

Der Zeuge MÄHLER gab ebenfalls an, dass im Rahmen der 
Konferenz entschieden worden sei, die zentrale Zuständig-
keit nicht dem BKA zu übertragen, sondern die jeweilige Er-
mittlungszuständigkeit bei den einzelnen Ländern zu belas-
sen. Er bestätigte, dass eine Steuerungsgruppe eingerichtet 
werden sollte, deren Vorsitzender Herr Geier sein sollte.764 
Auf die Frage, warum aus seiner Sicht das BKA die allei-
nige Zuständigkeit habe übernehmen wollen, und ob es von 
bayerischer Seite Widerstand hiergegen gegeben habe, führte 
der Zeuge aus, dass es Widerstand weniger aus Bayern und 
mehr aus Hessen gegeben habe. Das Verständnis, weshalb 
das BKA, das seit 2004 die Ermittlungen sehr konsequent im 
Bereich Rauschgiftkriminalität/OK geführt habe, eine neue 
Ermittlungsrichtung einschlagen wollte, sei nicht sehr groß 
gewesen.765

761	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMi-Akten/2_Anlage/1.Übersendung_ 
4.BAO-Bosporus_VII, Bl. 2893.

762	 Geier, 20.02.2013, S. 11.
763	 Geier, 20.02.2013, S.18.
764	 Mähler, 06.03.2013, S. 45/ 46.
765	 Mähler, 06.03.2013, S. 46.

B.4.19.2. Ab wann hat die SG ihre Tätigkeit aufgenom-
men, wie war sie personell besetzt, welche neuen Er-
mittlungsansätze hat sie verfolgt und welche Befugnisse 
gegenüber den Polizeibehörden der anderen betroffenen 
Bundesländer hatte die SG und wie wurde sichergestellt, 
dass die Sachleitung bei den betroffenen Staatsanwalt-
schaften verbleibt?

Laut einer Zusammenfassung der Besprechung am Rande 
der IMK wurde festgelegt, dass die primäre Zuständigkeit 
bei den betroffenen Ländern bleiben und es keine Unterstel-
lungsverhältnisse geben soll. Die Entscheidungen sollten al-
lerdings einzig in der Steuerungs- und Koordinationsgruppe 
getroffen werden.766 Die BAO Bosporus hat darüber hinaus 
mit Schreiben vom 27.04.2006 an das StMI vorgeschlagen, 
dass sowohl die jeweiligen Länder als auch Staatsanwalt-
schaften ihre Zuständigkeit behalten sollten.767 Inwieweit 
dieser Vorschlag umgesetzt wurde, ist aus den Akten nicht 
ersichtlich.

Der Zeuge GEIER gab an, dass die konstituierende Sitzung 
der Steuerungsgruppe am 17. und 18.05.2006 stattgefunden 
habe. Zur personellen Besetzung führte er aus, dass die SG 
aus den jeweiligen Leitern der einzelnen SoKos der Bun-
desländer und dem BKA, unter dem Vorsitz des Leiters der 
BAO Bosporus, bestanden habe.768 Zur Frage, welche neuen 
Ermittlungsansätze die SG verfolgt habe, sagte er aus, dass 
er bereits am 09.05.2006 dem StMI ein vorläufiges Konzept 
zur Umsetzung der in der IMK getroffenen Entscheidungen 
vorgestellt habe. Hier sei bekannt gegeben worden, dass in 
der SG eine weitere Ermittlungshypothese, und zwar die 
Ermittlungshypothese Serientäter zu verfolgen sei.769 Auf 
die Frage, wie sichergestellt worden sei, dass die Sachleitung 
bei den betroffenen Staatsanwaltschaften verbleiben solle, 
gab der Zeuge an, dass der Zeuge Dr. Kimmel, der nach 
Konzentration der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen bei 
der StA Nürnberg-Fürth für die staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen bei allen fünf bayerischen Mordfällen der Serie 
zuständig war, an allen Steuerungsgruppensitzungen teilge-
nommen habe.770

Dies wurde vom Zeugen HÄNSSLER so bestätigt. Die er-
mittelnden Staatsanwaltschaften seien bei den Sitzungen der 
Steuerungsgruppe fast immer anwesend und von polizeili-
cher Seite in alle Ermittlungen eingebunden gewesen.771

Der Zeuge DR. KIMMEL bekräftigte, dass er sich stets dar-
um bemüht habe, an den Sitzungen der polizeilichen Ermitt-
ler, später an den Sitzungen der Steuerungsgruppe der BAO, 
teilzunehmen. Er habe nicht erst aus zweiter Hand informiert

766	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMi-Akten/2_Anlage/1.Übersendung_ 
4.BAO-Bosporus_VII, Bl. 2893.

767	 Akte Nr. 8/ohne Beschluss/StMi-Akten/2_Anlage/1.Übersendung_ 
3.Band, Bl. 894.

768	 Geier, 20.02.2013, S.10.
769	 Geier, 20.02.2013, S. 12.
770	 Geier, 20.02.2013, S. 69.
771	 Hänßler, 05.02.2013, S. 130.
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werden wollen, sondern selbst einen Eindruck vom Verlauf 
der polizeilichen Ermittlungen gewinnen wollen. 772

B.4.19.3. Trifft es zu, dass es beim Datenaustausch zwi-
schen den Polizeibehörden des Bundes und der Länder 
von Anfang an massive technische Probleme gegeben hat, 
weil ein nur in Bayern verwendetes Softwareprogramm 
verwendet worden ist, und falls ja, sind deshalb Informa-
tionen verlorengegangen und ist versucht worden, dieses 
technische Problem zu beheben und mit welchem Ergeb-
nis?

Es trifft zu, dass unterschiedliche Datenverarbeitungssys-
teme verwendet wurden und es Klärungsbedarf bezüglich 
der zentralen Datenerfassung und -verwaltung gab.773 Das 
Problem wurde durch die Schaffung einer Schnittstelle der 
Systeme des BKA mit der BAO Bosporus gelöst, damit der 
aufwendige Datenabgleich so gering wie möglich gehalten 
werden konnte.774 Die endgültige Klärung und Realisierung 
einer einheitlichen Datenplattform sollte laut Aktenlage im 
Gespräch in Wiesbaden vom 10.10.2005 erfolgen.775 Die 
Akten enthalten keine Hinweise darauf, ob durch die unter-
schiedlichen Datensysteme, Informationen verloren gegan-
gen sind.

Zur Frage, welche Probleme sich aus seiner Sicht durch die 
unterschiedlichen Datenverarbeitungssysteme ergeben hät-
ten, bestätigte der Zeuge HOPPE zunächst, dass die Samm-
lung der Daten im Rahmen von Ermittlungsverfahren bei 
den Tatortdienststellen in Bayern in einem isolierten System 
(System Easy) erfolgt sei. Aufgrund der Altfälle habe es eine 
große Menge an Daten gegeben, die in das bundesweit ge-
nutzte Inpol-Fall-System hätten übertragen werden müssen. 
Über das isolierte System hätte den Tatortdienststellen teil-
weise mit großem Aufwand der Anschluss an das Inpol-Fall-
System ermöglicht werden müssen. Um das technische Prob-
lem zu beheben, habe das BKA eine Schnittstelle konstruiert 
und nach einem gewissen Zeitverzug dafür gesorgt, dass 
die Daten in das Inpol-Fall-System migriert worden seien, 
sodass sie letztlich allen Ländern zur Verfügung gestanden 
hätten.776 Die Frage, ob es zutreffe, dass zwei Datenverar-
beitungssysteme parallel im Einsatz gewesen seien, bejahte 
der Zeuge Hoppe.777

Der Zeuge GEIER sagte hierzu aus, dass die bayerischen 
Polizeidienststellen ab Mitte 2005 aufgrund der neuen Er-
mittlungsrichtung, der Serientätertheorie, begonnen hätten, 
die Altfälle nochmals zu überprüfen. Die Übertragung der 
Altfälle in ein überprüfbares Fallbearbeitungssystem sei für 
die bisher nur im OK-Bereich ermittelnden Polizeidienst-
stellen mit erheblichem Zeitaufwand verbunden gewesen. 

772	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S.10.
773	 Akte Nr. 8/BY-2/Anlagen/3.Teilliefeerung, 1. Band_Nr.41, S.51.
774	 Akte Nr. 8/BY-2/Anlagen/1.Teillieferung_Nr.25, S.10.
775	 Akte Nr. 8/BY-2/Anlagen/3. Teillieferung, 3.Band_Nr.10, S.53.
776	 Hoppe, 09.04.2013, S. 23.
777	 Hoppe, 09.04.2013, S. 24.

Es habe ein halbes Jahr gedauert, um die Altfälle in das IN-
POL-System einzugeben, damit Vergleichsabfragen hätten 
gemacht werden können.778

B.4.20. Aus welchen Gründen ist von wem kurz nach 
Vorlage der zweiten OFA eine weitere OFA beim LKA 
Baden-Württemberg in Auftrag gegeben worden, wann 
ist diese vorgelegt worden und welchen Inhalt hatte sie?

Zu den Gründen, warum eine weitere operative Fallanaly-
se beim LKA Baden-Württemberg kurz nach Vorlage der 
zweiten OFA in Auftrag gegeben wurde, ergeben sich aus 
den Akten keine näheren Erkenntnisse. Die OFA-Baden-
Württemberg wurde wegen der „Bedeutung der Gesamtse-
rie“ am 11.08.2006 über das Bayerische Staatsministerium 
des Inneren beauftragt. Das Ergebnis dieser OFA wurde im 
Januar 2007 präsentiert und stellte auf die Organisationsthe-
orie ab.779

Zur Frage, ob er Auskünfte zu der dritten OFA machen kön-
ne, gab der Zeuge HOPPE an, dass diese seitens des BKA 
und in der Steuerungsgruppe diskutiert worden sei. Da die 
dritte OFA die OK-Theorie gestützt hätte, habe man sich 
bekräftigt gefühlt, den ursprünglichen Ermittlungsauftrag 
weiter zu verfolgen.780

Zum weiteren Inhalt der dritten OFA machte der Zeuge keine 
Angaben.

Der Zeuge Dr. KIMMEL gab an, dass die dritte OFA-
Analyse bei einer bisher noch nicht mit den Taten befassten 
OFA-Dienststelle in Baden-Württemberg in Auftrag gegeben 
worden sei, weil die bisherigen Ermittlungen nicht weiter 
zum Erfolg geführt hätten.781

Die Spurenbearbeitung zur Arbeitshypothese Einzeltäterthe-
orie befand sich zu diesem Zeitpunkt noch im Anfangssta-
dium.

B.4.21. Trifft es zu, dass zur Information der Öffentlich-
keit eine Medienstrategie entwickelt worden ist, und falls 
ja, welche Zielrichtung hatte diese?

Nach Aktenlage wurde die Öffentlichkeit durch mehrere 
Presseinformationen, Veröffentlichung des Fahndungsplaka-
tes, ein Interview mit einem türkischen Fernsehsender sowie 
die Ausstrahlung der Sendungen „Aktenzeichen XY“ und 
„Glasklar“ über die Mordserie informiert und um sachdien-
liche Hinweise gebeten. Es wurde dabei insbesondere darauf 
aufmerksam gemacht, dass bei den Morden Fahrräder zum 
Einsatz gekommen sein könnten.782 Die Medienstrategie 
legte unter anderem viel Wert auf die Darstellung von Phan-
tomfotos, der verwendeten Waffe und der Suche nach zwei 
Radfahrern auf Trekkingrädern.783

778	 Geier, 20.02.2013, S. 29.
779	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen_Aktenordner PP Mittelfranken, S.3 f.
780	 Hoppe, 09.04.2013, S. 64.
781	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 10.
782	 Akte Nr. 8/BY-7/3_Anlagen Aktenordner PP Mittelfranken, S.3 ff.
783	 Akte Nr. 8/BY-7, Anlagen, 1 Aktenordner PP Mittelfranken, S. 106 ff.
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Auf die Frage, wie die Medienstrategie gestaltet worden sei, 
gab der Zeuge HÄNSSLER an, dass diese zwei Hauptziel-
richtungen gehabt hätte. Bei der 2. OFA sei ein Täterprofil 
erstellt worden und man habe sich entschlossen, Einzelhei-
ten dieses Täterprofils zu veröffentlichen. Dies sei die erste 
Zielrichtung gewesen. Die zweite Zielrichtung sei gewe-
sen durch diese Fülle an Informationen, die man dann nach 
außen getragen habe, eventuell die potenziellen Täter auf 
gewisse Homepages zu locken; vor allem auf die Homepage 
des Bundeskriminalamts. Über die entsprechenden Klicks 
habe man sich erhofft, Rückschlüsse auf Personen ziehen zu 
können, die sich auf der Homepage über den Ermittlungs-
stand informierten.784 

B.4.22. Wer war Adressat des Schreibens des US Depart-
ment of Justice/FBI aus dem Jahr 2007, wie kam es zu 
diesem Schreiben und haben bayerische Sicherheits- und 
Justizbehörden hiervon Kenntnis erhalten und inwieweit 
ist die dort vertretene Annahme eines rassistischen Hin-
tergrunds der Mordanschläge überprüft worden?

Die sechsseitige FBI-Analyse785 entstand nach Aktenlage 
aufgrund eines Besuches von FBI-Analysten bei der OFA 
München, ohne dass die BAO oder OFA dies in Auftrag ge-
geben hat. Nach einhelliger Meinung der Steuerungsgruppe 
konnten dadurch keine neuen Ermittlungssätze gewonnen 
werden.786

Die FBI-Analyse vom 15.06.2007 stellt in chronologischer 
Reihenfolge die neun Tötungsdelikte dar. Es wird jeweils 
aufgezeigt, um wen es sich handelt und ein grober Umriss 
der Tatortsituation sowie der Mordwaffe und der Tataus-
führung gegeben. Im Anschluss an die chronologische Dar-
stellung der Tötungsdelikte wird festgestellt, dass die neun 
Tötungsdelikte mit derselben Waffe begangen worden sind 
und Gemeinsamkeiten des Opferumfeldes aufgeführt. Die 
Wahrscheinlichkeit an diesen Tatorten, Opfer von Gewalt-
verbrechen werden zu können, war laut der Analyse nicht 
groß gewesen. Die FBI- Analyse kommt zu dem Fazit, dass 
es sich um einen Täter handeln könnte, der gezielt türkisch 
oder türkisch aussehende Mitbürger aus persönlichen Grün-
den heraus und aus Groll gegen türkische Gruppen tötet. Es 
wird empfohlen, im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit darauf 
einzugehen, dass der Täter eine ungewöhnlich alte Waffe ge-
wählt hat und er sehr stolz auf seine Waffe ist sowie, dass er 
einen Groll gegen türkische Gruppen hegen könnte.787

Zur Frage, wie es zu dem Schreiben kam, erklärte der Zeuge 
HORN, dass die ermittelnden Polizeibehörden einen sehr 
engen Austausch mit ihren Kollegen vom FBI gehabt hätten. 
Es sei üblich gewesen, dass man ungeklärte Fälle gemeinsam 
besprochen hätte. Im Rahmen eines solchen Austausches sei

784	 Hänßler, 05.02.2013, S. 136 ff.
785	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu 

BY-4.
786	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/1.Teillieferung_4. Führungsakte Nr.20 

BAO, Bl. 397.
787	 Akte 08/ BY-2/3.Anlage/1.Teilieferung/4. Führungsakte Nr. 20, S.448 

ff.

auch die ungeklärte Mordserie thematisiert worden. Dies sei 
jedoch nicht außergewöhnlich gewesen, da dies mit anderen 
Fällen genauso gehandhabt werde. Das Schreiben, indem das 
FBI seine Einschätzung kundgetan hätte, sei an den Legal 
Attache´ nach Berlin gesendet worden. Von dort sei das Sch-
reiben an das BKA weitergeleitet worden. Wie dann damit 
verfahren worden sei, wisse er nicht.788

B.4.23. Sind beim BayLfV oder einer Polizeibehörde zu 
irgendeinem Zeitpunkt Dateien mit Informationen über 
die Mitglieder oder den Unterstützerkreis des NSU ge-
löscht worden und falls ja, wann und auf welcher recht-
lichen Grundlage?

Dies kann heute nicht mehr nachvollzogen werden.

Hierzu gab der Zeuge DR. KÖRNER an, dass es das Wesen 
der Löschungs- und Vernichtungsvorschriften sei, dass nach 
der Löschung bzw. Vernichtung die entsprechenden Inhalte 
nicht mehr nachvollziehbar seien. Daher könne er auch kei-
ne Auskunft darüber geben, ob zum NSU-Trio bzw. deren 
möglichen Unterstützern Daten beim Landesamt für Verfas-
sungsschutz gespeichert gewesen seien.789

Von dem rechtsextremistischen Hintergrund der Mordserie 
habe das Landesamt für Verfassungsschutz am 11.11.2011 
erfahren. Daraufhin habe er umgehend die Löschung mögli-
cherweise für die BAO Trio relevanter Daten  untersagt. Am 
04.07.2012 habe er ein weitgehendes Lösch- und Vernich-
tungsverbot angeordnet, das sich auf den gesamten Bereich 
des Rechtsextremismus erstreckt hätte, da der bayerische 
Untersuchungsausschuss einen weit größeren Untersu-
chungszeitraum habe als die BAO Trio, die nunmehr mit der 
Aufarbeitung der Taten betraut sei.790

B.4.24. Wann sind die BAO „Bosporus“ und die SG auf-
gelöst worden und aus welchen Gründen und wer wurde 
anschließend mit den weiteren Ermittlungen betraut?

Die BAO „Bosporus“ ist laut den Akten am 31.01.2008 zu-
rückgeführt worden und von der Mordkommission Bosporus 
fortgeführt worden.791 Die genauen Gründe der Rückführung 
werden hierbei nicht erwähnt. 

Auf die Frage, wie die Ermittlungen nach Auflösung der 
BAO Bosporus im Jahr 2008 bis November 2011 geführt 
worden seien, gab der der Zeuge GEIER an, dass er hierzu 
nicht viel sagen könne. Die BAO Bosporus sei zurückgeführt 
worden im Januar 2008 und als Mordkommission 3 bei der 
Kriminaldirektion Nürnberg angesiedelt worden. Der Grund 
hierfür sei gewesen, dass die Massenspurenabklärungen, d.h. 
die 11.000 Personen, die alibimäßig überprüft worden seien,

788	 Horn, 06.03.2013, S. 82.
789	 Dr. Körner, 17.04.2013, S. 82.
790	 Dr. Körner, 17.04.2013, S. 85.
791	 Akte Nr. 1/5 Bay.StMI-GZ.II-9914/2001, BAO Bosporus-30.Sach-

standtsbericht, S.1.
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so gut wie fertiggestellt gewesen seien. Im Wesentlichen 
noch ungeklärt sei die Waffenspur gewesen, die es zu verfol-
gen gegolten habe, und die federführend durch das Bundes-
kriminalamt bearbeitet worden sei. Er selbst sei Mitte 2008 
zum PP Unterfranken versetzt worden und nicht mehr mit 
dem Ermittlungen befasst gewesen.792

B.4.25 Trifft es zu, dass das Polizeipräsidium Mittelfran-
ken im Oktober 2011 verlangt hat, dass auf der Homepage 
des BKA mit der Darstellung der ungeklärten Mordfälle 
die Hinweise auf Fahrräder und Phantombilder mut-
maßlicher Täter entfernt werden, und falls ja, weshalb?

Die hierzu befragten Zeugen konnten zu dieser Frage keine 
Angaben machen.

B.4.26. Welchen Inhalt hatte der abschließende Bericht 
der BAO „Bosporus“ von 2008?

Der letzte Sachstandsbericht der BAO Bosporus von Mai 
2008 stellt den Verlauf der Ermittlungen ausführlich dar und 
gibt abschließend zum Ermittlungsstand folgendes wieder:

„Trotz der umfangreichen und mit hohem Personalansatz 
geführten Ermittlungen gelang es bisher nicht, die Täter 
bzw. die Auftraggeber zu ermitteln. Eine faktisch belegbare 
Präferenz für eine der beiden Hauptermittlungsrichtungen 
ist ebenfalls nicht möglich.“ 793

B.5. Geheimdienstliche Erkenntnisse und Information 
des Landtags

B.5.1. Ist das PKG (vormals PKK) des Landtags vom 
StMI vor dem 04.11.2011 über die Möglichkeit eines 
rechtsextremistischen oder rechtsterroristischen Hinter-
grunds bzw. die Möglichkeit eines OK-Hintergrunds der 
ungeklärten fünf Mordanschläge in Bayern, der durch-
geführten Maßnahmen und eventuellen Erkenntnissen 
das Landesamts für Verfassungsschutz hierzu informiert 
worden und falls ja, wann und mit welchen Inhalten und 
falls nein, warum nicht?

Die Frage kann aus Geheimschutzgründen nicht öffentlich 
beantwortet werden.

B.5.2. Sind im Laufe der Ermittlungen zu den fünf Mord-
fällen in Bayern Maßnahmen im Sinne des sog. G-10-Ge-
setzes durchgeführt worden und falls ja, gegen welche 
Personen, und ist der G-10-Kommission des Landtags 
hierüber berichtet worden? 

Aus den vorliegenden Akten ergibt sich, dass gegenüber un-
terschiedlichen Personen aus der rechten Szene G-10 Maß-
nahmen durchgeführt worden und die G-10- Kommission

792	 Geier, 20.02.2013, S. 27 ff.
793	 Akte Nr. 1/5, Bay.StMI-Gz:II-9914/2001, BAO Bosporus-30.Sach-

standsbericht, S.1ff.

im Landtag hierüber in Kenntnis gesetzt worden war.794 G-
10-Maßnahmen im Rahmen der Ermittlungen zur Mordserie 
gab es nicht.

B.5.3. Haben im Laufe der Ermittlungen seit dem Unter-
tauchen des Trios nachrichtendienstliche Maßnahmen in 
Bayern stattgefunden, die nicht vom BayLfV veranlasst 
worden sind, wenn ja, um welche hat es sich gehandelt 
und wer hat sie veranlasst?

In dem Schäfer-Gutachten wird eine G-10-Maßnahme des 
Thüringer Landesamts für Verfassungsschutz erwähnt, die 
nach dem Untertauchen des NSU-Trios in einer öffentlichen 
Telefonzelle in Coburg durchgeführt wurde.795 Weitere In-
formationen hierzu können aus Gründen des Geheimschut-
zes nicht veröffentlicht werden.

B.6. Umgang mit den Angehörigen der Opfer

B.6.1. Trifft es zu, dass verdeckte Ermittler und/oder  
V-Leute zur Überprüfung der Hypothese, es könne sich 
um Taten der organisierten Kriminalität handeln, unter 
Legenden getarnt an die Angehörigen der Opfer heran-
getreten sind und falls ja, um welche Maßnahmen han-
delte es sich hierbei im Einzelnen?

Die Zeugen Dr. Kimmel und Geier bestätigten, dass 
verdeckte Ermittler unter der Legende als Journalisten oder 
Privatdetektive auch an die Angehörigen der Opfer heran-
getreten seien.796 Die verdeckten Ermittler seien aber nicht 
gezielt gegen Angehörige der Opfer eingesetzt gewesen, so 
der Zeuge Geier.797

Der Zeuge Blumenröther bestätigte, dass in einem 
Fall zwei verdeckte Ermittler die Witwe des Mordopfers 
Theodorus Boulgarides in ihrer Wohnung aufgesucht und 
sich als Privatdetektive ausgegeben hätten.798

Erkenntnisse über weitere Einzelfälle des Auftretens ver-
deckter Ermittler gegenüber den Angehörigen hat der Unter-
suchungssausschuss nicht.

B.6.2. War die zuständige Staatsanwaltschaft hierüber 
informiert?

Der Zeuge DR. KIMMEL bestätigte dies und gab an, dass 
er den Einsatz der verdeckten Ermittler beim zuständigen 
Ermittlungsrichter beantragt und dieser den Einsatz auch 
genehmigt habe.799

794	 Akte 335-345 (Akte – VS- Vertraulich)
795	 Akte Nr. 355, S. 166.
796	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 20; Geier, 20.02.2013, S. 2 f. (nicht-

öffentlich).
797	 Geier, 20.02.2013, S. 2 f. (nicht-öffentlich).
798	 Blumenröther, 14.05.2013, S. 15 f.
799	 Dr. Kimmel, 10.04.2013, S. 19.
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B.6.3. Welche Erkenntnisse haben die Ermittlungsbehör-
den jeweils daraus gewonnen?

Erkenntnisse der Ermittlungsbehörden, die durch die Er-
mittlungsmaßnahmen gewonnen wurden, ergeben sich nach 
Aktenlage nicht.

Auch der Zeuge MÄHLER sagte aus, dass sich aus den ver-
deckten Ermittlungen keine relevanten Informationen für die 
Aufklärung der Tötungsdelikte gewinnen lassen konnten.800

B.6.4. Gab es im Zusammenhang mit Maßnahmen im 
Umfeld der Angehörigen Beschwerden über diese Er-
mittlungsmethoden und das Verhalten der Ermittler und 
falls ja, wie wurde diesen nachgegangen?

Dem Untersuchungsausschuss sind hierzu verschiedene Pu-
blikationen der Angehörigen der Opfer bekannt. Die Akten 
liefern jedoch keine Informationen, dass es Beschwerden der 
Angehörigen im Zusammenhang mit den Ermittlungsmaß-
nahmen gegeben hat.

Auf die Frage nach dem Umgang mit den Angehörigen, 
wies der Zeuge BOIE, der im Mordfall Kilic der zuständige 
Staatsanwalt war, darauf hin, dass ihm in den entsprechenden 
Jahren niemals etwaige Klagen oder Beschwerden zu Ohren 
gekommen seien. Insbesondere der Leiter der Mordkommis-
sion Wilfling habe sich teils “väterlich” um die Angehörigen 
gekümmert, so der Zeuge wörtlich.801

Der Zeuge HEGER verneinte, dass es seinerzeit Beschwer-
den gegeben habe und es seien auch keine bei ihm vorge-
bracht worden.802

B.6.5. Auf welcher Grundlage erfolgte die Einschätzung 
des StMI, es sei „naheliegend, die Drahtzieher des Ver-
brechens im Bereich der organisierten Kriminalität zu 
suchen“ und im Umfeld der Opfer sei die Polizei auf 
eine „Mauer des Schweigens“ gestoßen (vgl. SZ vom 
26.04.2006)?

In der SZ vom 27.04.2006, wird der damals stellvertretende 
Sprecher des StMI mit den Worten zitiert, dass man „bei 
den Ermittlungen im Umfeld der Opfer auf eine Mauer des 
Schweigens gestoßen“ sei. 

Der Zeuge Dr. Beckstein wurde vom Untersuchungs-
ausschuss dieser Presseartikel vorgehalten und bestätigte 
diese Äußerung seines Hauses. Er erklärte hierzu, dass diese 
Aussage sicher nicht glücklich gewesen sei.803 Der Zeuge 
billigte zu, dass man bei dieser Wortwahl an eine Omertà 
denken könne und dies hier nicht der Fall gewesen sei, da alle 
Angehörigen korrekt ausgesagt hätten. 

800	 Mähler, 06.03.2013 S.10 ff.
801	 Boie, 09.04.2013, S.81.
802	 Heger, 05.06.2013, S.18.
803	 Dr. Beckstein, 11.06.2013, S. 60.

Insbesondere bestätigte keiner der polizeilichen Ermittler, 
die der Untersuchungsausschuss als Zeugen vernommen hat, 
eine „Mauer des Schweigens bei den Angehörigen der Op-
fer“.

B.7. Welche Aktivitäten haben welche bayerischen Si-
cherheits- und Strafverfolgungsbehörden sowie die je-
weils vorgesetzten Dienststellen und die Staatsregierung 
seit dem 04.11.2011 entwickelt?

Laut Aktenlage wurde die gefundene Pistole Ceska 83 krimi-
naltechnisch durch das BKA untersucht und festgestellt, dass 
die Waffe ebenfalls in den Mordfällen zum Nachteil acht 
türkisch- und einem griechischstämmigen Mitbürger ver-
wendet worden ist.804 Weitere Erkenntnisse des Generalbun-
desanwalts sind der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth nicht 
bekannt gemacht worden.805 Einzelheiten zu den geführten 
Aktivitäten sind in den Akten nicht ersichtlich.

B.7.1. Wann sind die Ermittlungen wegen der fünf unge-
klärten Mordfälle in Bayern wieder aufgenommen wor-
den und sind die früheren SoKo’s bzw. BAOen wieder 
reaktiviert worden?

Das Verfahren wurde mit Stand vom 11.11.2011 von der Ge-
neralbundesanwaltschaft eingeleitet und ab diesem Zeitpunkt 
ist die „BAO Trio, Regionaler Einzelabschnitt Bayern“ für 
die weiteren Ermittlungen in Bayern zuständig gewesen.806

Der Zeuge HÄNSSLER bestätigte, dass er ab 11.11.2011 
Leiter der Zentralen Sachbearbeiter bei der dann neu gegrün-
deten „BAO Trio“ vom BKA mit dem regionalen Einsatz-
abschnitt Bayern gewesen sei und die Ermittlungen damit 
wieder aufgenommen worden seien. Ab 01.09.2012 habe er 
dann in Nürnberg die Mordkommission 2, die sich bisher mit 
dem Tagesgeschäft befasste, übernommen.807

B.7.2. Wie wurde die Zusammenarbeit zwischen den bay-
erischen Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden und 
dem GBA und der beim BKA neu geschaffenen BAO 
„Trio“ neu organisiert?

Laut Aktenlage hat der Generalbundesanwalt beim Bundes-
gerichtshof ein Ermittlungsverfahren eingeleitet und dem 
BKA gem. § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BKAG einen Auftrag 
erteilt hat. Die BKA-Abteilung polizeilicher Staatsschutz 
nimmt die polizeilichen Aufgaben in Zusammenarbeit mit 
den Landeskriminalämtern wahr. Die Einrichtung der BAO 
„Trio“ erfolgte durch das BKA.808

804	 Akte 01/05, StMI- Gz.II-9914/2001,Schreiben des Leitenden Ober-
staatsanwalt vom 23.11.2011, S.1.

805	 Akte 01/05, StMI- Gz.II-9914/2001,Schreiben vom Generalbundesan-
walt in Nürnberg vom 16.01.2012

806	 Akte 01/05, StMI- Gz.II-9914/2001, BLKA SG 321_Benachrichti-
gung gem. § 4 Abs.3 BKA-Gesetz_Fax vom 11.11.2011, S.1

807	 Hänßler, 05.02.2013, S. 111.
808	 Akte 01/05, StMI- Gz.II-9914/2001, BLKA SG 321_Benachrichti-

gung gem. § 4 Abs.3BKA-Gesetz_Fax vom 11.11.2011, S.1
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Der Zeuge Dr. KÖRNER gab auf die Frage hin, ob die BAO 
Trio das Landesamt für Verfassungsschutz um Hilfestellung 
gebeten habe an, dass sie vielfältige Anfragen von Justizbe-
hörden und Polizeibehörden bekämen und diese selbstver-
ständlich beantworteten würden.809

B.7.3. Welche organisatorischen und ggf. personellen Ver-
änderungen sind im BayLfV und ggf. im StMI vorgenom-
men worden?

Im Staatsministerium des Innern wurde am 01.08.2012 eine 
organisatorische Veränderung vorgenommen. Die bisherige 
Abteilung I D, die für Brand- und Katastrophenschutz, Ret-
tungswesen und Staatsschutz zuständig gewesen ist, wurde 
in zwei Abteilungen aufgeteilt. Es wurde eine neue Abtei-
lung I E für den Verfassungsschutz eingerichtet mit einem 
eigenen Sachgebiet für den Rechtsextremismus.810

Der Zeuge Herrmann sagte hierzu aus, dass er eine eige-
ne Abteilung für den Verfassungsschutz für richtig gehalten 
und sich diese Änderung aufgrund des Ruhestandseintritts 
des bisherigen Abteilungsleiters Dr. Remmele angeboten ha-
be. Der neue Abteilungsleiter Herr Andrä stamme aus der Po-
lizei und die persönliche und organisatorische Veränderung 
solle eine bessere Verzahnung zwischen der Polizeiabteilung 
und der Verfassungsschutzabteilung des Innenministeriums 
sicherstellen.811

Zu den Veränderungen im Landesamt für Verfassungsschutz 
wies der Zeuge Dr. Körner darauf hin, dass innerhalb des 
Landesamts für Verfassungsschutz die Projektgruppe „La-
georientierte Sonderorganisation NSU“ eingerichtet worden 
sei. Diese sei zur Begleitung der Untersuchungsausschüsse 
und anderer mit der Aufarbeitung befassten Gremien ge-
schaffen worden. Diese habe zunächst aus 14 Mitarbeitern 
bestanden und werde entsprechend dem jeweiligen Bedarf 
personell angepasst. Im Schnitt seien allerdings ständig min-
destens 10 Mitarbeiter in dieser Sonderorganisation beschäf-
tigt. Die Sonderorganisation habe die Aufgabe, die Tätigkeit 
der Ermittlungsbehörden und der Gerichte zu unterstützen, 
den Untersuchungsausschüssen von Bund und Land sowie 
der Bund-Länder-Kommission Rechtsterrorismus das ange-
forderte Material zur Verfügung zu stellen und die notwendi-
gen Materialien für die Analyse der Arbeit des Verfassungs-
schutzes und die hieraus erwachsenen Reformüberlegungen 
zur Verfügung zu stellen. Die lageorientierte Sonderorgani-
sation solle auch nach Beendigung der Untersuchungsaus-
schuss fortgesetzt werden. 812

Als Herzstück der eingeleiteten Reformen des Verfassungs-
schutzes bezeichnete der Zeuge DR. Körner die Intensi-
vierung der Beobachtung des gewalttätigen Rechtsextremis-
mus und hier vor allem den personen- und fallorientierten 
Beobachtungsansatz. Hierzu habe man im letzten Jahr 

809	 Dr. Körner, 17.04.2013, S. 79.
810	 Akte Nr. 8 – Akten Bund Offen oder VS NfD\ohne Beschluss\St-

MI-.Akten\2_Anlagen\1.Übersendung\7.1 Organigramm des Bayer. 
Staatsministerium des Innern.

811	 Herrmann, 11.06.2013, S. 120 ff.
812	 Körner, Prot.vom 17.04.2013, S.61.

Personalverschiebungen vorgenommen, so dass derzeit über  
2/3 der im Inlandextremismus tätigen Personen im Bereich 
des Rechtsextremismus eingesetzt seien. Neben der perso-
nellen Verstärkung der Bayerischen Informationsstelle gegen 
Extremismus und hier speziell im Bereich des Rechtsext-
remismus seien auch die Aussteigerbetreuung intensiviert 
und die Internetkompetenz im Bereich Rechtsextremismus 
gestärkt worden. Darüber hinaus sei auch ein völlig neues 
Sachgebiet geschaffen worden, dem die Aufgabe obliege, 
den gewalttätigen Rechtsextremismus personen- und fallo-
rientiert zu beobachten. Dieses Sachgebiet habe die Aufga-
be, als gewaltbereit oder gewalttätig bekannte Personen und 
Personenzusammenschlüsse im Vorfeld polizeilicher und er-
mittlungsverfahrensrechtlicher Maßnahmen zu beobachten, 
sich mit den Polizei- und den Ermittlungsbehörden abzu-
stimmen und zu koordinieren und ihre Maßnahmen auch da-
rauf auszurichten, dass eine mögliche Verwertung für spätere 
polizeiliche Maßnahmen bzw. Ermittlungsverfahren möglich 
sei. Dieses Sachgebiet solle von Anfang an darauf hinwirken, 
Erkenntnisse zu erlangen, die später auch in polizeilichen 
Ermittlungen und in Strafverfahren eingeführt werden könn-
ten. Weiter habe man eine Arbeitsgruppe der Abteilungen 
Rechtsextremismus und Organisierte Kriminalität eingerich-
tet, die spezielle Bezüge zwischen Rechtsextremisten und 
Motorradclubs verfolge. Zur Verbesserung des Informations-
austausches mit der Polizei habe man zwischen dem Landes-
kriminalamt und dem Landesamt für Verfassungsschutz eine 
Arbeitsgruppe gegründet, die zum Ziel habe, eine gemeinsa-
me strategische Lenkungsgruppe Terrorbekämpfung Bayern 
zu installieren. Es sei angedacht, an dieser Lenkungsgruppe 
neben dem Landeskriminalamt und dem Landesamt für Ver-
fassungsschutz auch die entsprechenden Sachgebiete Krimi-
nalitätsbekämpfung der Polizeipräsidien, der Kriminalpoli-
zeiinspektionen und der KPZ zu beteiligen. Weiter seien vom 
Landesamt für Verfassungsschutz zwei Verbindungsbeamte 
zur Koordinierungsgruppe Rechtsextremismus/Rechtsterro-
rismus im Landeskriminalamt abgeordnet worden, um den 
Informationsfluss sicherzustellen. Das Landesamt für Ver-
fassungsschutz sei auch durch einen ständigen Vertreter im 
Gemeinsamen Abwehrzentrum Rechts vertreten. Weiter sei 
eine Verbunddatei Rechtsextremismus zwischen Polizei und 
Verfassungsschutz geschaffen worden, in die aus Bayern an-
nähernd 800 Datensätze eingestellt worden seien. 813

B.7.4. Welche Erkenntnisse hat die ab dem 19.12.2011 in-
nerhalb das Landesamts für Verfassungsschutz zur Auf-
arbeitung des Fallkomplexes eingerichtete Projektgrup-
pe „Lageorientierte Sonderorganisation NSU“ bisher 
erbracht und welche Konsequenzen sind hieraus beim 
BayLfV gezogen worden?

Welche Erkenntnisse diese Sonderorganisation im Einzelnen 
erbracht hat, konnte nicht geklärt werden.

Der Zeuge Körner gab hierzu an, dass das Landesamt für 
Verfassungsschutz über das Staatsministerium des Innern 
zahlreiche Anfragen des Bundeskriminalamts und des Ge-
neralbundesanwalts bekommen habe, die durch das Landes-

813	 Körner, 17.04.2013, S. 63 ff.
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amt für Verfassungsschutz beantwortet worden seien. Man 
habe alle Erkenntnisse in der Gesamtheit dem Generalbun-
desanwalt für die Ermittlungen zur Verfügung gestellt. Im 
Einzelnen könne er hierzu aber keine Angaben machen. Es 
habe aber verschiedene Anfragen zu Personen aus Bayern, 
insbesondere zu mutmaßlichen Unterstützern des NSU ge-
geben.814

B.7.5. Welche Tätigkeiten hat die beim LKA zusätzlich 
eingerichtete KG ReTeEX Bayern bisher entfaltet und 
mit welchen Ergebnissen?
Das Staatsministerium des Innern hat hierzu schriftlich Fol-
gendes mitgeteilt815:

„Beim Bayerischen Landeskriminalamt wurde die Koordi‑
nierungsgruppe Rechtsterrorismus und Extremismus (KG 
ReTeEx Bayern) eingerichtet. Sie gewährleistet in Bayern 
den Informationsfluss zwischen allen beteiligten Behörden 
in enger Abstimmung und in Zusammenarbeit mit dem Bay‑
erischen Landesamt für Verfassungsschutz, dem BKA und 
den anderen Ländern. In diesem Zusammenhang prüfte bzw. 
prüft das Bayerische Landeskriminalamt, ob den Tatver‑
dächtigen noch weitere schwere (Gewalt-)Straftaten in Bay‑
ern zuzuordnen sind. Derzeit liegen keine Hinweise vor, dass 
die NSU Helfer oder Mitwisser aus der rechtsextremistischen 
Szene in Bayern gehabt hätte.“

Weitere Erkenntnisse hat der Untersuchungsausschuss nicht.

B.7.6. Welches Ergebnis haben die Ermittlungen über 
die Hersteller, Absender und Verteiler einer comicartigen 
„Bekenner“- DVD mit Hinweisen auf die ungeklärten 
Sprengstoffanschläge in Köln in den Jahren 2001 und 
2004, die sog. Ceska-Morde sowie den Mord an einer 
Polizistin in Heilbronn erbracht und gibt es insbesondere 
Hinweise darauf, wer eine dieser DVD in den Briefkasten 
einer Tageszeitung in Nürnberg eingeworfen hat?

Das Bekennervideo wurde nach den Ermittlungen des Ge-
neralbundesanwalts von den Mitgliedern des NSU gemein-
sam erstellt.816 Ob darüber hinaus weitere Personen in den 
Herstellungsprozess involviert waren, lässt sich nach den 
durchgeführten Ermittlungen nicht hinreichend belegen. Es 
gibt lediglich gewisse Anhaltspunkte für die Mitwirkung 
weiterer Personen.817

35 Exemplare der DVD wurden in der Wohnung in Zwickau 
aufgefunden, 6 weitere in dem Wohnmobil in Eisenach. Die-
se DVDs waren an Medienanstalten, politische Parteien und 
ausländische Einrichtung adressiert. 15 DVDs wurden von 
Beate Zschäpe an folgende Adressaten verschickt818:
•	 „PDS Geschäftsstelle“ in Halle.
•	 Türkisches Generalkonsulat in München. 
•	 „TeleVision Zwickau GmbH“ in Reinsdorf.

814	 Körner, 17.04.2013, 80 ff.
815	 Anlage 2, S. 3.
816	 Akte Nr. 189, S. 312.
817	 Akte Nr. 189, S. 315.
818	 Akte Nr. 189, S. 285f.

•	� Redaktion der „Westdeutschen Allgemeinen Zeitung“ in 
Berlin.

•	 „Axel Springer Verlag“ in Halle.
•	 „�Ali-Pasa-Moschee Wandsbek Türkisch-Islamischer Kul-

turverein e. V.“ in Hamburg.
•	� Redaktion der Zeitung "Nürnberger Nachrichten" in Nürn-

berg. 
•	� Ehemaliger Kreisverband der Partei "PDS" in Riesa-

Großenhain.
•	� Gruppe "Kommunistische Arbeiterzeitung" (KAZ) in 

Nürnberg.
•	 "Deutsch-Türkischer Kulturverein" in Köln/Mühlheim.
•	 Internetversandhandel "Patria-Versand" in Kirchberg.
•	� „Islamische Union Verein für Einrichtung und Unterstüt-

zung der Selimiye-Moschee“ in Völklingen.
•	 Fernsehsender "Phoenix" in Bonn.
•	 "Lippische Landes-Zeitung" in Detmold.
•	� "Verein Türkisch Islamischer Kultur" in München.

Die einzelnen Adressaten der übrigen DVD´s, die nicht ver-
schickt, sondern in der Wohnung bzw. dem Wohnmobil auf-
gefunden worden sind, sind dem Untersuchungsausschuss 
nicht bekannt.

B.7.7. Welche Informationen zum Untersuchungsgegen-
stand lagen der Staatsregierung zu welchem Zeitpunkt 
vor und wie gestaltete sie ihre Informationspolitik gegen-
über dem Landtag und der Öffentlichkeit?

Teil 1:
Die Frage, welche Informationen zum Untersuchungsgegen-
stand der Staatsregierung zu welchem Zeitpunkt vorlagen, 
kann zum Einen aufgrund der Fülle an Akten, die dem Un-
tersuchungsausschuss vorlagen, und zum Anderen aufgrund 
der Tatsache, dass der Untersuchungsausschuss nur partiell 
Einsicht in die Ermittlungsakten nehmen konnte, nicht sinn-
voll beantwortet werden.

Teil 2:
Die NSU-Mordserie und ein mögliches Fehlverhalten bay-
erischer Sicherheitsbehörden waren nach dem 04.11.2011 
und bis zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses am 
04.07.2012 wiederholt Gegenstand der parlamentarischen 
Beratungen im Landtag. Zu den Einzelheiten wird auf fol-
gende Drucksachen verwiesen:

Datum Druck-
sache

Vorgangsart Ergebnis

23.11.2011 16/10403 Dringlichkeitsantrag Bericht Staats-
regierung

23.11.2011 16/10404 Dringlichkeitsantrag Ablehnung

15.12.2011 16/10801 Anfrage zum Plenum Antwort Staats-
regierung

03.01.2012 16/10915 Schriftliche Anfrage Antwort Staats-
regierung
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01.02.2012 16/11136 Dringlichkeitsantrag Ablehnung

02.02.2012 16/11150 Dringlichkeitsantrag Ablehnung

03.03.2012 16/11788 Schriftliche Anfrage Antwort Staats-
regierung

03.03.2012 16/11789 Schriftliche Anfrage Antwort Staats-
regierung

03.03.2012 16/11791 Schriftliche Anfrage Antwort Staats-
regierung

06.03.2012 16/11827 Schriftliche Anfrage Antwort Staats-
regierung

17.04.2012 16/12201 Dringlichkeitsantrag Bericht Staats-
regierung

10.05.2012 16/12526 Anfrage zum Plenum Antwort Staats-
regierung

05.06.2012 16/12769 Schriftliche Anfrage Antwort Staats-
regierung

Darüber hinaus war die Thematik nach dem 04.11.2011 
auch wiederholt Gegenstand von Beratungen des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums (PKG). Weitere Informationen 
hierzu können aus Gründen des Geheimschutzes nicht ver-
öffentlicht werden.

Am 24.11.2011 gab der Staatsminister des Innern Joachim 
Herrmann eine Erklärung zur Mordserie im Landtag ab. 
Am 07.03.2012 berichtete der Staatsminister des Innern zu-
sammen mit den zuständigen Abteilungsleitern des Innenmi-
nisteriums im Ausschuss für Kommunale Fragen und Innere 
Sicherheit.

B.II. Gemeinsame Bewertungen aller Mitglieder des Un-
tersuchungsausschusses

1. Vorbemerkung (Untersuchungsauftrag: Umfang und 
Schranken)

Der Untersuchungsausschuss hat sich im Schwerpunkt damit 
befasst,

•	� ob es in Bayern rechtsextremistische Strukturen gegeben 
hat, die das Entstehen des Terrortrios „NSU“ begünstigt 
und deren Mordtaten unterstützt und ermöglicht haben, 

•	� ob die Gefahr des Rechtsextremismus von den politisch 
Verantwortlichen in Bayern und den bayerischen Be-
hörden richtig eingeschätzt worden ist, und 

•	� ob es Fehler bayerischer Sicherheitsbehörden gegeben 
hat, die dafür ursächlich gewesen sind, dass das NSU-Trio 
nicht vor dem 04.11.2011 ermittelt und deren Mordtaten 
nicht verhindert werden konnten. 

Dem Untersuchungsausschuss oblag die Untersuchung und 
Bewertung der Frage, ob und inwieweit es Fehler auf Bun-

desebene oder der Ebene anderer Länder hat, nur insoweit, 
als Bezüge zu Bayern bestanden.
 
Dem Untersuchungsausschuss war es aufgrund der be-
grenzten Zeit nicht möglich, das Phänomen des Rechtsextre-
mismus vollständig zu beleuchten. Der vorliegende Bericht 
kann deshalb für sich keine absolute Vollständigkeit bean-
spruchen. Es ist nicht auszuschließen, dass sich im Laufe der 
weiteren Ermittlungen der Bundesanwaltschaft und im Laufe 
des NSU-Prozesses vor dem OLG München neue Erkennt-
nisse zum NSU-Komplex ergeben. Es kann sich deshalb die 
Notwendigkeit ergeben, in der nächsten Legislaturperiode 
einen weiteren Untersuchungsausschuss zur Aufarbeitung 
der NSU-Problematik einzurichten. 

2. Untersuchungskomplex A.: 	  
Rechtsextremistische Strukturen in Bayern vom	
01.01.1994 bis 04.07.2012

Der Untersuchungsausschuss hatte hier der Frage nachzu-
gehen, ob vonseiten der bayerischen Sicherheitsbehörden 
und der Bayerischen Staatsregierung die Gefahr des Rechts-
extremismus insgesamt richtig eingeschätzt oder unter-
schätzt wurde und, ob es organisatorische und personelle 
Mängel in der Sicherheitsarchitektur des Freistaats Bayern 
gegeben hat, die insgesamt zu einer Fehleinschätzung der Si-
tuation geführt haben. In diesem Zusammenhang ist auch die 
Zusammenarbeit der bayerischen Behörden untereinander 
und mit den anderen Bundesländern zu bewerten.

2.1. Erkenntnisse, Einschätzungen und Maßnahmen bay-
erischer Behörden in Bereichen des Rechtsextremismus 

2.1.1. Bayerisches Landesamt für Verfassungsschutz

Eine zentrale Rolle bei der Beobachtung und Bekämpfung 
des Rechtsextremismus kam im Untersuchungszeitraum 
dem Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz zu. 

Über die bisherige Arbeitsweise und zukünftige 
Ausgestaltung des Verfassungsschutzes bestehen teilweise 
unterschiedliche Auffassungen im Untersuchungsausschuss. 
Insoweit wird auf das Sondervotum verwiesen. Einigkeit 
besteht jedoch darin, dass es verschiedene Kritikpunkte gibt, 
die Anlass für Reformen sein sollten.

2.1.1.1. Defizite bei der Auswertung von Informationen

Defizite sieht der Untersuchungsausschuss darin, dass bei 
der Auswertung der Informationen eine wissenschaftliche 
Durchdringung der Phänomene des Rechtsextremismus un-
terblieb. Die vom Untersuchungsausschuss vernommenen 
Zeugen aus dem Landesamt für Verfassungsschutz hatten nur 
einen unzureichenden Kenntnisstand über die in der rechts-
extremistischen Szene diskutierten Strategien wie beispiels-
weise das „Werwolfkonzept“ oder das Konzept des „führer-
losen Widerstandes“ (leaderless resistance). Phänomenbezo-
gene Analysen, die diesen Strategien, deren Kern jeweils die 
Bildung terroristischer Kleinzellen ist, mehr Aufmerksamkeit 
geschenkt hätten, lagen nicht vor. Die im Landesamt für Ver-
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nein aber fragwürdig, warum im Jahr 1998 die bis dahin ge-
trennt bestehenden Abteilungen „Rechtsextremismus“ und 
„Linksextremismus“ in der Abteilung Inlandsextremismus 
zusammengelegt worden sind. Der Untersuchungsausschuss 
würde es wegen der vom Rechtsextremismus ausgehenden 
Gefährdung für sinnvoll halten, wieder eine eigene Abtei-
lung für den Rechtsextremismus im Landesamt für Verfas-
sungsschutz einzurichten.819

Die zum 15.03.2012 erfolgte Einrichtung eines eigenen 
Sachgebiets für den „Gewalttätigen Rechtsextremismus und 
– Terrorismus“, das den gewaltbereiten Rechtsextremismus 
personen- und fallorientiert beobachten soll, hält der Unter-
suchungsausschuss für sinnvoll.

Exakte Angaben zur Personalausstattung im Bereich Rechts-
extremismus sind nicht möglich, da die genaue Verteilung 
des Personals im Landesamt für Verfassungsschutz als Ver-
schlusssache – vertraulich eingestuft ist und deshalb hier 
nicht veröffentlicht werden kann. 

Anhaltspunkte dafür, dass im Untersuchungszeitraum im 
Landesamt für Verfassungsschutz zu wenige Mitarbeiter im 
Bereich des Rechtsextremismus eingesetzt waren, haben 
sich nicht ergeben.

Dem Untersuchungsausschuss liegen keine Erkenntnisse 
vor, ob und inwieweit der Verfassungsschutz über wissen-
schaftliches Personal zur Auswertung und Einschätzung der 
Phänomene des Rechtsextremismus verfügt. Die Defizite bei 
der Auswertung deuten aber darauf hin, dass es hier Nach-
besserungsbedarf gibt. 

2.1.1.3. Quellenauswahl und -führung

Bei der Auswahl und Führung der Quellen durch das Bay-
erische Landesamt für Verfassungsschutz haben sich im 
Untersuchungszeitraum verschiedene Kritikpunkte ergeben. 
Der Untersuchungsausschuss hat – soweit eine Überprüfung 
möglich war – keine Erkenntnisse darüber erlangen können, 
dass Quellen des Landesamts für Verfassungsschutz, ins-
besondere V-Leute, von den Mordtaten des NSU gewusst, 
diese sogar unterstützt und/oder das Landesamt für Verfas-
sungsschutz informiert haben. Festgestellt worden ist aber, 
dass mindestens eine Quelle des Landesamts für Verfas-
sungsschutz vor dem Untertauchen von Böhnhardt, Mundlos 
und Zschäpe diese zumindest aus der Szene gekannt hat. Bei 
einer weiteren Quelle liegen Indizien vor, die auf eine Be-
kanntschaft hinweisen.820

2.1.1.3.1 Rechtslage

Die Auswahl und Führung von V-Leuten ist bislang nicht ge-
setzlich, sondern nur in Dienstvorschriften des Landesamts 
für Verfassungsschutz geregelt.

819	 vgl. Sachverhalt A.1.3.1.
820	 vgl. Sachverhalt A.1.4.1.

fassungsschutz vorhandenen Informationen zum „Werwolf-
konzept“ oder zum „führerlosen Widerstand“ wurden nicht 
mit der Mordserie in Verbindung gebracht. Eine wissen-
schaftliche Diskussion entsprechender analytischer Ansätze 
hätte – eine entsprechende Information aus anderen Bundes-
ländern vorausgesetzt – möglicherweise zu einem neuen Er-
mittlungsansatz für die Polizei führen können. 

Der Untersuchungsausschuss hält es für sinnvoll, die wis-
senschaftliche Durchdringung des Phänomens Rechtsex-
tremismus zu verstärken und die Analysefähigkeiten des 
Verfassungsschutzes zu verbessern, die dann auch stärker 
mit der Auswertung verknüpft werden muss. Kritisch ist in 
diesem Zusammenhang auch zu sehen, dass Ausführungen 
zu den Gefahren, die von Organisationen wie „Blood & 
Honour“ ausgingen, erstmals überhaupt im Verfassungs-
schutzbericht des Jahres 2000 enthalten waren und dort auch 
Ausführungen zu deren terroristischen Strategien fehlten, 
obwohl diese Organisationen damals schon länger auch in 
Bayern aktiv waren.

2.1.1.2. Organisation 

2.1.1.2.1 Organisation

Im Landesamt für Verfassungsschutz gab es im Untersu-
chungszeitraum mehrere organisatorische Änderungen.

Der Untersuchungsausschuss hält die bis Mitte der 90er-
Jahre vorhandene Arbeitsaufteilung bzw. Zersplitterung 
der jeweiligen Aufgabengebiete innerhalb des Bayerischen 
Verfassungsschutzes für ineffektiv. So waren bis 1995 die 
Bereiche „Informationsbeschaffung“ und „Informationsaus-
wertung“ getrennt, was sich im Nachhinein für die Koordi-
nierung der Arbeitstätigkeiten als unpassend erwies. Diese 
Mängel wurden 1995 erkannt und die Organisationsstruktur 
entsprechend angepasst. 
Seit 01.04.1995 gab es eine eigene Abteilung Rechtsextre-
mismus, in der Informationsbeschaffung und Informations-
auswertung zusammen gefasst waren. 

Ab 01.08.1998 wurden nach den dem Untersuchungsaus-
schuss vorliegenden Organigrammen des Landesamtes für 
Verfassungsschutz die Abteilungen Linksextremismus und 
Rechtsextremismus in einer Abteilung für Inlandsextre-
mismus zusammengeführt. Zwei Sachgebiete beschäftigten 
sich ab dann mit dem Rechtsextremismus. Ein Sachgebiet 
war zuständig für den militanten Rechtsextremismus, Neo-
nazismus und Skinheads, ein weiteres Sachgebiet für den 
organisierten Rechtsextremismus, Publizistik und Revisio-
nismus. Diese Struktur wurde grundsätzlich bis 01.10.2011 
beibehalten. Anschließend sind die Sachgebiete organisierter 
und unorganisierter Rechtsextremismus zu einem einzigen 
Sachgebiet der Abteilung Inlandsextremismus zusammenge-
fasst worden. 

Auch wenn dem Untersuchungsausschuss keine Erkennt-
nisse darüber vorliegen, dass durch die damalige Organi-
sationsstruktur ein Informationsdefizit beim Landesamt für 
Verfassungsschutz entstanden ist, so erscheint es im Nachhi-
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weitgehend flächendeckend über Quellen verfügte. Dies 
führte aber nicht dazu, dass das Landesamt für Verfassungs-
schutz von diesen Quellen Erkenntnisse über die Existenz 
und die Aktivitäten des NSU erlangt hätte. 

Kritikwürdig erscheint dem Untersuchungsausschuss aber, 
dass Mitte/Ende der 90er-Jahre offensichtlich ein V-Mann im 
Einsatz war, der zum einen von außen erst in die rechtsextre-
mistische Szene eingeschleust worden ist und zum anderen 
dort auch eine maßgeblich steuernde Funktion innehatte.821 

Dem Untersuchungsausschuss ist bewusst, dass sich der Ein-
satz von V-Leuten immer in einem Spannungsfeld zwischen 
den Grenzen rechtsstaatlichen Handels und dem Interesse an 
bestmöglicher Informationsgewinnung bewegt. Er stellt fest, 
dass nach der aktuellen Dienstanweisung das Verhalten von 
V-Leuten die Zielsetzung des Beobachtungsobjekts nicht 
maßgeblich mitbestimmen darf. 

Dennoch sieht der Untersuchungsausschuss umfangreichen 
Verbesserungsbedarf bei der Führung der V-Leute durch das 
Landesamt für Verfassungsschutz. Die aktuelle Dienstvor-
schrift für die Extremismusbeobachtung vom 24.09.2010 
sieht verschiedene Maßnahmen zur Sicherstellung der An-
forderungen an die Quelle und deren Führung vor. Insbeson-
dere ist dort eine Einbindung der Vorgesetztenebene bis hin 
zum Präsidenten in die Werbung und Führung der V-Person 
aufgrund laufender Berichtspflichten „von unten nach oben“ 
vorgesehen. Quelleneinsätze werden zudem bereits jetzt 
jährlich evaluiert, angesichts dessen auch eine Prognose über 
den weiteren Quelleneinsatz erfolgt. Eine spezielle zentrale, 
außerhalb der Linienorganisation angesiedelte Organisati-
onseinheit, die sich mit der Überprüfung von Quellenein-
sätzen befasst, gibt es jedoch im Landesamt für Verfassungs-
schutz nicht; über deren Schaffung muss nach Ansicht des 
UA nachgedacht werden.

2.1.2. Bayerische Polizei (Staatsschutz)

Es gibt nahezu bei jeder Dienststelle der Kriminalpolizei in 
Bayern Staatsschutzkommissariate. Der Untersuchungsaus-
schuss hat sich auf die Frage konzentriert, welche Erkennt-
nisse den Staatsschutzdienststellen bei den Polizeibehörden 
in Bayern über die Mitglieder des NSU und deren mögli-
ches Unterstützerumfeld vorlagen. Hierzu lag dem Untersu-
chungsausschuss umfangreiches Aktenmaterial vor und es 
wurden entsprechende Zeugen vernommen. 

Festzustellen ist, dass der polizeiliche Staatsschutz – soweit 
sich dies aus den vorliegenden Akten beurteilen lässt – auf-
grund seiner hohen Kontrolldichte genaue Kenntnisse über 
öffentliche Treffen von Rechtsextremisten hat und durch in-
tensive Personenkontrollen auch genau feststellt und doku-
mentiert, welche Personen an den einzelnen Veranstaltungen 
teilnehmen. So verfügte der polizeiliche Staatsschutz zum 
Beispiel auch über sehr umfangreiche Erkenntnisse über 
die Person und die Aktivitäten des Rechtsextremisten Tino 
Brandt. 

821	 vgl. Sachverhalt A.1.4.

Entscheidend sind hier insbesondere die Regelungen, inwie-
weit V-Leute innerhalb des jeweiligen Beobachtungsobjekts 
eine steuernde oder führende Funktion haben dürfen. Die 
Problematik der steuernden Einflussnahme ist schon in der 
Dienstvorschrift von 1991 angesprochen. Die entsprechende 
Regelung wurde in zwei Schritten 1999 und 2010 verschärft.

Die maßgeblichen Dienstvorschriften (VS-NfD) enthalten 
hierzu für den Untersuchungszeitraum folgende Regelungen:

1991 1999 2010

Ein VM darf weder 
die Zielsetzung 
noch die Tätigkeit 
des Beobachtungs-
objektes entschei-
dend bestimmen.

Die Auftragser-
teilung darf nicht 
dazu führen, dass 
der geheime Mitar-
beiter Zielsetzung 
bzw. Tätigkeit des 
Beobachtungsob-
jekts maßgeblich 
bestimmt.

Die Auftragser-
teilung oder das 
eigeninitiative Ver-
halten des geheimen 
Mitarbeiters dürfen 
nicht dazu führen, 
dass dadurch 
Zielsetzung bzw. 
Tätigkeit des Be-
obachtungsobjekts 
maßgeblich (mit-)
bestimmt werden.

Zur Frage ob V-Leute als nachrichtendienstliches Mittel 
auch künftig beibehalten werden sollten, bestehen im Unter-
suchungsausschuss unterschiedliche Auffassungen. Insoweit 
wird auf die Sondervoten verwiesen. Soweit am Einsatz von 
V-Leuten festgehalten werden soll, gilt nach einheitlicher 
Ansicht des Untersuchungsausschusses folgendes:

Die obigen Regelungen, die sich nur in den Dienstvor-
schriften finden, müssen aufgrund ihrer elementaren Bedeu-
tung für den V-Mann-Einsatz für die Zukunft im BayVSG 
geregelt werden. 

Dies entspricht auch einer Anregung der Bund-Länder-
Kommission Rechtsterrorismus, wonach der Einsatz von V-
Leuten künftig gesetzlich und nicht wie bisher nur in Dienst-
vorschriften geregelt werden sollte.

2.1.1.3.2 Praxis

Dem Untersuchungsausschuss war es aus Gründen der Ge-
heimhaltung nicht möglich, sich ein umfassendes Bild über 
die Praxis der Führung von V-Leuten zu verschaffen. Es 
wurde dem Untersuchungsausschuss aber ermöglicht, sich 
durch die Kenntnisnahme von als Verschlusssache einge-
stuften Quellenberichten und mittels der Aussage von in 
der Quellenwerbung und Quellenführung tätiger Zeugen 
des Landesamts für Verfassungsschutz in geheimer Sitzung 
partielle Erkenntnisse über Umfang und Praxis der V-Mann-
Führung in Bayern zu gewinnen. Die Mitglieder des Unter-
suchungsausschusses hatten die Möglichkeit, in den Räum-
lichkeiten des Landesamts für Verfassungsschutz Einsicht in 
die Führungsakten eines V-Mannes zu nehmen.

Insgesamt hat der Untersuchungsausschuss den Eindruck, 
dass das Landesamt für Verfassungsschutz über viele Zu-
gänge in die rechtsextremistische Szene verfügte und damit 
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Art. 4
Allgemeine Befugnisse
(1) 1 Das Landesamt für Verfassungsschutz darf zur Er-
füllung seiner Aufgaben nach diesem Gesetz die dazu 
erforderlichen Informationen einschließlich personenbe-
zogener Daten auch ohne Kenntnis der betroffenen Grup-
pierung oder Person erheben und in Akten und Dateien 
verarbeiten, diese Informationen nutzen sowie aus Akten 
und Dateien übermitteln, soweit nicht nachfolgend beson-
dere Bestimmungen gelten. 2 Das Landesamt für Verfas-
sungsschutz darf personenbezogene Daten auch für die 
Vorgangsverwaltung nutzen und verarbeiten. 3 Ist zum 
Zweck der Datenerhebung die Übermittlung personen-
bezogener Daten erforderlich, so darf ein entsprechendes 
Ersuchen des Landesamts für Verfassungsschutz nur die-
jenigen personenbezogenen Daten enthalten, die für die 
Erteilung der Auskunft unerlässlich sind. 4 Schutzwür-
dige Interessen des Betroffenen dürfen nur in unvermeid-
barem Umfang beeinträchtigt werden.

Nach Art. 14 Abs. 1 Satz 1 BayVSG darf das Landesamt 
für Verfassungsschutz personenbezogene Daten an öffent-
liche Stellen übermitteln, wenn dies zur Aufgabenerfül-
lung des Landesamts für Verfassungsschutz erforderlich ist, 
oder wenn die öffentliche Stelle die Daten zum Schutz der 
freiheitlich demokratischen Grundordnung oder sonst für 
Zwecke der öffentlichen Sicherheit einschließlich der Straf-
verfolgung benötigt. Diese Vorschrift betrifft damit insbe-
sondere die Informationsübermittlung an Polizei und Staats-
anwaltschaft. Die Übermittlung ist in das Ermessen des Lan-
desamts für Verfassungsschutz gestellt. Eine Einschränkung 
auf bestimmte Delikte oder Phänomenbereiche (namentlich 
Staatsschutzdelikte) enthält das Gesetz ebenso wenig wie 
eine Übermittlungsverpflichtung für das Landesamt für Ver-
fassungsschutz in bestimmten Bereichen. 

Zu begrüßen ist aus Sicht des Untersuchungsausschusses 
auch, dass es in Bayern zwischen der Polizei und dem Lan-
desamt für Verfassungsschutz klare Absprachen gibt, was die 
Führung von V-Personen in der rechtsextremistischen Szene 
anbelangt. Der polizeiliche Staatsschutz führt, soweit für den 
Untersuchungsausschuss nachprüfbar, hier zwar Gelegen-
heitsinformanten aber keine V-Leute, sondern ausschließ-
lich das Landesamt für Verfassungsschutz. Dies vermeidet 
Abstimmungsprobleme. Jedoch muss der Informationsaus-
tausch zwischen dem Landesamt für Verfassungsschutz und 
der Polizei erheblich verbessert und dokumentiert werden 
(siehe unten). 

Verbesserungsbedarf sieht der Untersuchungsausschuss 
auch im Bereich der Fortbildung. So waren den vernom-
menen Zeugen die in der rechtsextremistischen Szene schon 
seit den neunziger Jahren diskutierten Strategien, wie zum 
Beispiel das „Werwolfkonzept“ oder der „Führerlose Wider-
stand“ entweder gar nicht oder nur sehr rudimentär bekannt. 
Kein gutes Bild machte auch die Aussage eines Zeugen, dass 
sich der polizeiliche Staatsschutz vor allem aus den öffent-
lichen Verfassungsschutzberichten über die Neuerungen in 
der Szene informiere. Dies erscheint dem Untersuchungs-
ausschuss deutlich zu wenig, auch wenn die Aussage nicht 
verallgemeinerungsfähig sein mag. Negativ aufgefallen ist, 
dass die Broschüren des Bundesamts für Verfassungsschutz 
zum Rechtsterrorismus (BFV-Spezial) aus dem Jahr 2004 
zwar auch an das Bayerische Landeskriminalamt übersandt 
worden sind, den aus dem Bereich des Staatsschutzes der Po-
lizei vernommenen Zeugen des Untersuchungsausschusses 
aber weitgehend unbekannt waren.

2.1.3 Zusammenarbeit zwischen dem Landesamt für 
Verfassungsschutz und der Polizei

Über die Zusammenarbeit mit dem Landesamt für 
Verfassungsschutz und der Polizei haben die Ermittlungen des 
Untersuchungsausschusses ein uneinheitliches Bild ergeben. 
Der Untersuchungsausschuss sieht hier grundsätzlichen 
Verbesserungsbedarf.

2.1.3.1 Rechtslage

Das Bayerische Verfassungsschutzgesetz (BayVSG) enthält 
in Ausgestaltung des Trennungsgebots zwischen Polizei und 
Verfassungsschutz Rechtsvorschriften, wann das Landesamt 
für Verfassungsschutz Informationen an die Polizei weiter-
geben darf.

Art. 4 Abs. 1 BayVSG enthält als allgemeine Befugnisnorm 
auch die grundsätzliche Befugnis einer Informationsüber-
mittlung, eingeschränkt jedoch durch die weiteren Bestim-
mungen des BayVSG.

 

Art. 14
Personenbezogene Datenübermittlung durch das 
Landesamt für Verfassungsschutz
(1) 1 Das Landesamt für Verfassungsschutz darf perso-
nenbezogene Daten an öffentliche Stellen übermitteln, 
wenn das zur Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem 
Gesetz erforderlich ist oder wenn die öffentliche Stelle 
die Daten zum Schutz der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung oder sonst für Zwecke der öffentlichen 
Sicherheit einschließlich der Strafverfolgung benötigt; 
das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Übermitt-
lung aktenkundig zu machen. 2 Gleiches gilt, wenn der 
Empfänger die personenbezogenen Daten zur Erfüllung 
anderer ihm zugewiesener Aufgaben benötigt, sofern er 
dabei auch zum Schutz der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung beizutragen oder Gesichtspunkte der öf-
fentlichen Sicherheit oder auswärtige Belange zu wür-
digen hat. 3 Der Empfänger darf die übermittelten Daten, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zweck verwenden, zu dem sie ihm übermittelt wurden, es 
sei denn, dass das Landesamt für Verfassungsschutz einer 
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Eingeschränkt wird die Möglichkeit einer Informationsüber-
mittlung durch in Art. 17 Abs. 1 BayVSG geregelten Über-
mittlungsverbote.

Art. 17
Übermittlungsverbote
(1) Die Übermittlung von Informationen durch das Lan-
desamt für Verfassungsschutz nach den Art. 4 und 14 hat 
zu unterbleiben, wenn

1. erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art der 
Informationen und ihrer Erhebung das schutzwürdige 
Interesse der Betroffenen das Allgemeininteresse an der 
Übermittlung überwiegt oder

2. überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern.

(2) Besondere Rechtsvorschriften, die Informationsüber-
mittlungen zulassen oder verbieten, bleiben unberührt.

Besondere praktische Relevanz kommt hierbei Abs. 1 
Nummer 2 zu, denn hierunter fallen der Quellenschutz, der 
Schutz operativer Maßnahmen oder sonstige Geheimhal-
tungsgründe. Auch der in der internationalen Zusammenar-
beit geltende Grundsatz der sogenannten „Third Party Rule“ 
fällt unter diese Vorschrift; danach dürfen Informationen nur 
mit vorheriger Einwilligung des Nachrichtengebers an dritte 
Stellen weitergegeben. In der Praxis unterbleibt die Über-
mittlung von Informationen auch, um politische Implikati-
onen zu vermeiden.822

Zusätzlich bestehen verschiedene Dienstvorschriften, die die 
Informationsweitergabe regeln.

Grundsätzlich lassen die bestehenden Rechtsvorschriften 
eine sehr weitgehende Informationsübermittlung zu. Die 
Bund-Länder-Kommission Rechtsterrorismus ist der An-
sicht, dass nicht das Trennungsgebot in rechtlicher Hinsicht, 
sondern vielmehr ein „Trennungsgebot in den Köpfen“ ur-
sächlich gewesen sei für die zahlreichen erkannten Schnitt-
stellenprobleme bzw. Defizite in der Zusammenarbeit 
zwischen Verfassungsschutz- und Polizeibehörden. Diese 
Bewertung der Kommission teilt grundsätzlich auch der Un-
tersuchungsausschuss. 

2.1.3.2 Informationsaustausch

Hinsichtlich des Informationsaustausches zwischen den Si-
cherheitsbehörden haben die Untersuchungen ein uneinheit-
liches Bild ergeben. 

Allgemein befragt, haben die Zeugen aus dem Landesamt 
für Verfassungsschutz, vor allem die Zeugen FORSTER und 
HEGLER, den Informationsaustausch zwischen dem Ver-
fassungsschutz und der Polizei als sehr gut beschrieben. Es 
würden fast immer Wege gefunden, Quellenschutz und not-
wendige Informationsweitergabe in Einklang zu bringen.823 

822	 Akte Nr. 381, S. 52.
823	 vgl. Sachverhalt A.1.3.2.

anderen Verwendung für Zwecke nach den Sätzen 1 und 
2 zugestimmt hat. 4 Satz 1 gilt auch für die Weitergabe 
personenbezogener Daten innerhalb des Landesamts für 
Verfassungsschutz.
(2) 1 Das Landesamt für Verfassungsschutz darf Dienst-
stellen der Stationierungsstreitkräfte im Rahmen von Art. 
3 des Zusatzabkommens zu dem Abkommen zwischen 
den Parteien des Nordatlantikvertrags über die Rechtsstel-
lung ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten ausländischen Streitkräfte vom 
3. August 1959 (BGBl II 1961 S. 1183) personenbezo-
gene Daten übermitteln; das Landesamt für Verfassungs-
schutz hat die Übermittlung aktenkundig zu machen. 2 
Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass die übermit-
telten Daten nur zu dem Zweck verwendet werden dürfen, 
zu dem sie ihm übermittelt wurden.
(3) 1 Das Landesamt für Verfassungsschutz darf per-
sonenbezogene Daten an öffentliche Stellen außerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes sowie an über- 
oder zwischenstaatliche öffentliche Stellen übermitteln, 
wenn die Übermittlung zur Erfüllung seiner Aufgaben 
nach diesem Gesetz oder zur Wahrung erheblicher Si-
cherheitsinteressen des Empfängers erforderlich ist; das 
Landesamt für Verfassungsschutz hat die Übermittlung 
aktenkundig zu machen. 2 Die Übermittlung unterbleibt, 
wenn auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutsch-
land oder überwiegende schutzwürdige Interessen der be-
troffenen Person entgegenstehen. 3 Sie ist aktenkundig zu 
machen. 4 Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, dass 
die übermittelten Daten nur zu dem Zweck verwendet 
werden dürfen, zu dem sie ihm übermittelt wurden.
(4) 1 Personenbezogene Daten dürfen außer in den Fällen 
des Art. 4 Abs. 1 Satz 3 an andere Empfänger als öffent-
liche Stellen nur übermittelt werden, wenn dies zum 
Schutz vor den in Art. 3 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Be-
strebungen, Gefahren und Tätigkeiten erforderlich ist. 
2 Die Übermittlung nach Satz 1 bedarf der vorherigen 
Zustimmung des Staatsministeriums des Innern; die Zu-
stimmung kann auch für eine Mehrzahl von gleichar-
tigen Fällen vorweg erteilt werden. 3 Das Landesamt für 
Verfassungsschutz hat die Übermittlung aktenkundig zu 
machen. 4 Der Empfänger darf die übermittelten Daten 
nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie ihm übermittelt 
wurden. 5 Das Landesamt für Verfassungsschutz hat den 
Empfänger darauf hinzuweisen.
(5) 1 Übermittlungspflichten nach bundesrechtlichen 
Vorschriften bleiben unberührt. 2 Das Landesamt für Ver-
fassungsschutz kann andere Verfassungsschutzbehörden 
auch dadurch unterrichten, dass es diesen den Abruf von 
Daten im automatisierten Verfahren ermöglicht, soweit 
deren gesetzliche Aufgaben identisch sind.
(6) Zur Übermittlung personenbezogener Daten nach 
Abs. 1 bis 4 ist unter den dort genannten Voraussetzungen 
auch das Staatsministerium des Innern befugt.
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tiger Sachverhalte. Das entspricht der in der Dienstanwei-
sung vom 30.10.1990 i.d.F.v. 01.10.1996 in §15 normierten 
und auch in der Folge nach formellem Außerkrafttreten der-
selben geübten Praxis, dass das Landesamt für Verfassungs-
schutz dem Staatsministerium des Innern unverzüglich über 
speziell normierte oder bedeutsame Sachverhalte, darüber 
hinaus auf Anforderung und über sonstige bedeutsame Er-
kenntnisse unterrichtet. 

Die vom Untersuchungsausschuss vernommenen Zeugen 
haben den Informationsaustausch und den Kontakt zwischen 
der zuständigen Abteilung des Staatsministeriums des Innern 
und dem Landesamt für Verfassungsschutz als eng und ver-
trauensvoll beschrieben. Nach den Zeugenaussagen gäbe 
es allerdings keine allgemeine schriftliche Berichtspflicht, 
sondern der Informationsaustausch habe im Wesentlichen 
telefonisch oder im Rahmen von Dienstbesprechungen statt-
gefunden.

Aus heutiger Sicht erscheint die 1996 erfolgte Entschei-
dung, die Zuständigkeiten für Brand- und Katastrophen-
schutz, Rettungswesen und Staatsschutz in einer Abteilung 
des Innenministeriums zusammenzufassen, nicht optimal. 
Es sind dem Untersuchungsausschuss zwar keine Defizite 
bei der Ausübung der Dienst- und Fachaufsicht des Innen-
ministeriums über das Landesamt für Verfassungsschutz 
bekannt geworden. Im Sinne einer weiteren Optimierung 
der Dienst- und Fachaufsicht, des Informationsaustausches 
zwischen Verfassungsschutz und Polizei und der durch den 
NSU hervorgetretenen Gefährdungslage durch den Rechts-
extremismus ist es aber sehr zu begrüßen, dass durch Staats-
minister Herrmann zum 01.08.2012 wieder eine eigene 
Abteilung I E für den Verfassungsschutz mit einem eigenen 
Sachgebiet I E1 für den Rechtsextremismus eingerichtet 
worden ist. 

2.1.4.2.3 Dienst- und Fachaufsicht über die Polizei

Das Staatsministerium des Innern übt als oberste Dienst-
behörde auch die Dienst-und Fachaufsicht über die Polizei 
aus (Abteilung IC). Strukturelle Änderungen im Bereich der 
Aufsicht über die Polizeibehörden sind aus Sicht des Unter-
suchungsausschusses nicht veranlasst.

2.2. Zusammenarbeit mit Bundesbehörden oder den Be-
hörden anderer Länder

Probleme waren für den Untersuchungsausschuss in der 
Zusammenarbeit mit Bundesbehörden oder den Behörden 
anderer Länder erkennbar. Anlass für eine grundsätzliche 
Kritik an der föderalen Sicherheitsarchitektur hat sich nicht 
ergeben. Gleichwohl sind einige Punkte aufgefallen, die Re-
formen notwendig erscheinen lassen.

Als Beispiele seien hier genannt:

•	� Der Rechtsextremist Tino Brandt war ein V-Mann des 
Thüringer Verfassungsschutzes, hat aufgrund seines  
Arbeitsplatzes in Coburg mehrere Jahre in Bayern gelebt 
und hier aktiv am Aufbau von rechtsextremistischen 

Im konkreten Fall der Informationsanforderung der BAO 
Bosporus beim Landesamt für Verfassungsschutz hat die 
Zusammenarbeit nicht ausreichend funktioniert. Im Ein-
zelnen wird hierzu auf die Ausführungen unter Ziffer 3.7. 
verwiesen.

Zusammengefasst hat der Untersuchungsausschuss durchaus 
Zweifel, ob die Informationsweitergabe in der Praxis in 
allen Fällen so gut funktioniert, wie sie von den Zeugen 
beschrieben wurde. Der Untersuchungsausschuss sieht des-
halb rechtlich und im Vollzug Verbesserungsbedarf an der 
Schnittstelle zwischen Polizei und Verfassungsschutz. 
 
2.1.4. Bayerische Staatsregierung

2.1.4.1. Staatsregierung allgemein

Das Thema Rechtsextremismus war während des gesamten 
Untersuchungszeitraums wiederholt Gegenstand der Bera-
tungen im Ministerrat. Es sind auch zahlreiche Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Rechtsextremismus ergriffen worden. 
Im Einzelnen wird hierzu auf die Anlage 3 zu diesem Be-
richt verwiesen (Schreiben des Bayerischen Staatsministers 
des Innern vom 25.06.2013, IE1-1334.10-151).

2.1.4.2. Staatsministerium des Innern

2.1.4.2.1 Allgemeines

Insbesondere Staatsminister Dr. Beckstein hat die Möglich-
keit eines fremdenfeindlichen Hintergrunds der Mordserie 
bereits frühzeitig für denkbar gehalten und auch bei den 
Ermittlungsbehörden entsprechend nachgefragt. Leider ist 
diese Nachfrage weder bei den als Zeugen vernommenen 
Ermittlungsbeamten, noch bei den als Zeugen vernom-
menen Mitarbeitern des Landesamts für Verfassungsschutz 
angekommen. Ansonsten hat im Innenministerium niemand 
einen möglichen fremdenfeindlichen Hintergrund der Mord-
serie erkannt oder gar die Existenz einer rechtsterroristischen 
Terrorzelle für möglich gehalten. 
 
2.1.4.2.2 Dienst- und Fachaufsicht über das Landesamt 
für Verfassungsschutz

Das Landesamt für Verfassungsschutz ist organisatorisch als 
obere Landesbehörde dem Staatsministerium des Innern als 
oberste Landesbehörde nachgeordnet und untersteht inso-
weit der Dienst- und Fachaufsicht durch das Staatsministe-
rium des Innern. 

Die Erkenntnisse des Untersuchungsausschusses, ob und 
inwieweit ein Informationsaustausch zwischen dem Staats-
ministerium des Innern und dem Landesamt für Verfas-
sungsschutz stattgefunden hat und wie die Dienst- und Fach-
aufsicht durch das Staatsministerium des Innern ausgeübt 
worden ist, beruhen neben Zeugenaussagen auch auf den zu 
den in Beweisbeschluss Nr. 6 genannten Personen zugelie-
ferten Akten insbesondere des StMI. In diesen Vorgängen 
finden sich regelmäßig Unterrichtungsschreiben des Lan-
desamts für Verfassungsschutz an das StMI bezüglich wich-
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sion „Halbmond“ als Koordinierungsstelle gebündelt und 
mit der Sonderkommission in Hamburg abgestimmt.824

Nach dem Mord an Mehmet Turgut am 25.02.2004 in 
Rostock825 und dem Nagelbombenanschlag in Köln am 
09.06.2004 schlossen sich am 09.06.2005 und 15.06.2005 
unmittelbar aufeinander folgend die Morde sechs und sieben 
an Ismail Yasar in Nürnberg und Theodoros Boulgarides in 
München an.

Nach diesen sieben Mordanschlägen wurde zunächst die be-
reits existierende Sonderkommission Halbmond in Nürnberg 
als Koordinierungsstelle personell verstärkt und die Sonder-
kommission Theo in München eingerichtet.

Am 01.07.2005 wurde dann letztlich die sog. Besondere 
Aufbauorganisation (BAO) Bosporus beim Polizeipräsi-
dium Mittelfranken als Gesamtermittlungsgruppe ins Leben 
gerufen.826 Die BAO arbeitete zunächst mit den bestehenden 
Sonderkommissionen in Nürnberg, München, Rostock und 
Hamburg zusammen. Zum Oktober 2005 wurden dann die 
Sonderkommissionen Halbmond in Nürnberg und Theo in 
München in die BAO überführt.

3.1.2 Organisation der Ermittlungen und Personaleinsatz

Die Ermittlungen der Polizei erfolgten allgemein mit einem 
hohen personellen und sachlichen Ermittlungsaufwand. 

Eine frühere Zusammenführung der Ermittlungen in einer 
„Besonderen Aufbauorganisation (BAO) wäre nach Auf-
fassung des Untersuchungsausschusses sinnvoll gewesen. 
Die BAO zur Koordination aller Ermittlungen wurde erst 
am 01.07.2005, also nach dem siebten Mord der Mordserie, 
eingerichtet. Obwohl die verbindenden Elemente der Mord-
serie schon seit Juni 2001 (nach dem 2. Mord) offensichtlich 
waren, weil es sich bei den Mordopfern jeweils um türkisch-
stämmige Menschen handelte und dieselbe Tatwaffe, Typ 
Ceska, verwendet worden war.

Zwar hatte die SoKo „Halbmond“ bereits eine Koordinie-
rungsfunktion, jedoch liegen dem Untersuchungsausschuss 
kaum Erkenntnisse vor, inwieweit diese auch ausgeübt 
worden ist.

3.1.3 Ermittlungsrichtung Organisierte Kriminalität 

Von Beginn an wurden die Ermittlungen auf die Verbin-
dungen und das Umfeld der Opfer konzentriert, insbesondere 
in Richtung Betäubungsmittelkriminalität und Beziehungs-
taten sowie Schutzgelderpressungen und Spielschulden. Die 
Polizei vermutete eine wie auch immer geartete organisierte 
kriminelle Organisation hinter den Mordanschlägen.

824	 Pickert, 19.02.2013, S. 114.
825	 Zunächst wurde auf Grund einer Verwechslung mit seinem Bruder, der 

Name des Mordopfers als Yunus Turgut veröffentlicht.
826	 Hausch, 19.02.2013, S. 72

Strukturen mitgewirkt. Dies war ein nicht zu rechtfer- 
tigender Vorgang und geeignet, das Vertrauen in den  
Verfassungsschutz insgesamt infrage zu stellen. Des-
wegen war es auch richtig und wichtig, dass vonseiten 
des Bayerischen Landesamts für Verfassungsschutz nach-
drücklich auf eine Einstellung der Aktivitäten dieses  
V-Mannes hingewirkt worden ist, wobei eine weiter-
gehende Beobachtung der Aktivitäten des Tino Brandt 
durch das Landesamt für Verfassungsschutz wünschens-
wert gewesen wäre.

•	� Nach dem Untertauchen des NSU-Trios im Jahr 1998 
wurde zwar das Bayerische Landesamt für Verfassungs-
schutz von den thüringischen Behörden um Erkenntnisse 
ersucht, gleichwohl wurden wichtige Unterlagen, wie  
die in der Garage sichergestellte "Garagenliste", auf der 
sich Kontakte zu bayerischen Rechtsextremisten nach-
weisen ließen, nicht an bayerische Behörden weiterge-
leitet.

•	� Die Einschätzung des sächsischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz, wonach das untergetauchte Trio als rechts-
terroristisch Gruppierung zu bewerten sei (Beantragung 
der G10 Maßnahme in Sachsen) wurde dem Bayerischen 
Landesamt für Verfassungsschutz nicht mitgeteilt.

•	� Den bayerischen Polizeibehörden wurde auch nicht mit-
geteilt, dass es in den neuen Bundesländern eine Serie von 
Banküberfällen gab, bei denen teilweise Fahrräder zur 
Flucht benutzt worden sind.

3. Untersuchungskomplex B: Ceska-Mordserie – Poli-
zeiliche Ermittlungen und Zusammenarbeit mit anderen 
Behörden

Die Untersuchungen haben hier verschiedene Fehler und 
Fehleinschätzungen der beteiligten bayerischen Behörden 
ergeben. 

3.1. Einzelne Sonderkommissionen und Besondere Auf-
bauorganisation (BAO) Bosporus

3.1.1 Zusammenfassung der Ermittlungen:

Nach dem Mord an dem Blumenhändler Enver Simsek am 
09.09.2000 in Nürnberg wurde zunächst bei der Kriminaldi-
rektion Nürnberg die Sonderkommission „Simsek“ gebildet.

Der Mord an Abdurrahim Özüdogru am 13.06.2001 in Nürn-
berg führte zur sog. Sonderkommission „Schneider“. Der 
Name entstand aufgrund der Nebentätigkeit des Opfers als 
Änderungsschneider.

Nach den Morden an Süleyman Tasköprü am 27.06.2001 in 
Hamburg und Habil Kilic am 29.08.2001 in München wurden 
beim Polizeipräsidium Mittelfranken, Kriminaldirektion 
Nürnberg, die bayerischen Fälle in der sog. Sonderkommis-
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sodass aus heutiger Sicht nicht mehr nachvollziehbar ist, 
in welchem Umfang solche Quellenbefragungen durch das 
Landesamt für Verfassungsschutz erfolgt sind. Erkenntnisse 
des Staats- und Verfassungsschutzes über eventuelle Verbin-
dungen des Opfers zur Organisierten Kriminalität wurden 
hingegen wie selbstverständlich nachgefragt und auch do-
kumentiert.829 Warum dies bei den Quellenbefragungen in 
Richtung Rechtsextremismus nicht erfolgt ist, bleibt uner-
klärlich.

Daran hat sich auch bis zur Vorstellung der 2. Operativen 
Fallanalyse (2. OFA) des Zeugen Horn im Juni 2006 nichts 
geändert, obwohl zu diesem Zeitpunkt bereits fünf Mordan-
schläge auf Mitbürger mit Migrationshintergrund in Bayern 
mit immer derselben Tatwaffe verübt worden waren.

Am deutlichsten wird die einseitige Ausrichtung der Ermitt-
lungen in Richtung Organisierte Kriminalität in einem Sch-
reiben des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 
03.06.2004 an die Behörde für Inneres Hamburg, das In-
nenministerium Mecklenburg-Vorpommern, das Bayerische 
Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz und 
nachrichtlich an das BKA im Hinblick auf § 129 StGB, das 
die Fehleinschätzung der Polizei wiedergab. In dem insoweit 
gleichlautenden Sachstandsbericht der BAO Bosporus vom 
30.11.2005 heißt es:

„Nach Betrachtung der Gesamtermittlungen ist bei dem ak-
tuellen Tötungsdelikt [Anm.: Rostock] sowie auch bei den 
vorgehenden Tötungen von Schuldeneintreibung, entstanden 
durch vorherige Rauschgiftgeschäfte sowie Geldverschie-
bungen auszugehen. (…)

Mit hoher Wahrscheinlichkeit, dies bekräftigen nachdrück-
lich die bisherigen Ermittlungen, sind internationale BTM-
Geschäfte als Motiv für die Auftragsmorde zu sehen.“

Im Sachstandsbericht der BAO vom 30.11.2005 werden zu-
nächst zahlreiche Ausführungen zu den bisherigen Ermitt-
lungen im Bereich der Organisierten Kriminalität gemacht. 
Letztlich stellen die Ermittler aber fest:

„Über das Motiv kann beim derzeitigen Ermittlungsstand 
nur spekuliert werden. Die Ermittlungen im Umfeld der 
Opfer brachten keine Hinweise, woraus sich eine gezielte 
Ermittlungsrichtung hätte ergeben können.“

Unverständlich ist daher, weshalb sich dann im nächsten 
Satz folgende Mutmaßung anschließt: „Aufgrund der Ge-
samtermittlungen ist davon auszugehen, dass in allen Fällen 
durch den oder die Täter ein konkreter Auftragsmord verübt 
wurde, …“

Auch noch nach dem Mord an Ismail Yasar (6. Mord der 
Serie) hat die Polizei trotz der fehlenden Ermittlungserfolge 
weiterhin lediglich in Richtung Organisierte Kriminalität er-
mittelt.

829	 Vögeler, 22.01.13, S. 60 f.

Es ist kritisch zu sehen, dass man sich aufgrund der Anhalts-
punkte und Spuren, die sich jedoch meist bald als unzutref-
fend erwiesen, zu sehr auf die Ermittlungsrichtung organi-
sierte Kriminalität konzentrierte und eine Offenheit für Er-
mittlungen in andere Richtungen fehlte.
Tatsächlich ergaben die in Richtung der Organisierten Kri-
minalität geführten Ermittlungen nie eine wirklich belast-
bare Spur. Sie beruhten größtenteils nur auf zweifelhaften 
Angaben von Zeugen oder anderweitigen Quellen.

3.1.4 Arbeitshypothese in Richtung Rechtsextremismus 
oder Fremdenfeindlichkeit

Nach Ansicht des Untersuchungsausschusses ist kritisch zu 
sehen, dass im Vergleich mit den Ermittlungen zur Organi-
sierten Kriminalität zu spät, nämlich erst nach dem neunten 
Mord der Serie am 06.04.2006, und mit zu wenig Nachdruck 
in Richtung eines rechtsextremistischen oder fremdenfeind-
lichen Tatmotivs ermittelt worden ist. 

Nach Angaben der Zeugen sei ein rechtsextremistischer oder 
fremdenfeindlicher Hintergrund der Morde zwar nie aus-
geschlossen worden, konkrete Ermittlungen in diese Rich-
tung sind aber zunächst nicht erfolgt, weil man außer der 
Tatsache, dass alle Opfer türkischer bzw. griechischer Her-
kunft waren, keine tatsächlichen Anhaltspunkte gehabt habe. 
(siehe oben unter B.2.3.1.). 

Der Untersuchungsausschuss hat jedoch – wie bereits ausge-
führt – den Eindruck gewonnen, dass zum damaligen Zeit-
punkt die gebotene Offenheit für alle Ermittlungsrichtungen 
fehlte. 

Es ist zwar richtig und nicht zu kritisieren, dass die Polizei 
nach den ersten Mordanschlägen intensiv auch im Umfeld 
der Opfer ermittelt hat, da nach kriminalistischen Erfah-
rungen Täter und Motiv bei den allermeisten Mordfällen 
im Umfeld des Opfers zu finden sind. Spätestens nach dem 
dritten Mord mit derselben Waffe an einem Mitbürger mit 
türkischem Migrationshintergrund hätte jedoch seitens der 
Ermittlungsbehörden auch in Richtung eines ausländer-
feindlichen Hintergrundes ermittelt werden müssen, zumal 
die Witwe des ersten Opfers nach Angaben des Zeugen Vö-
geler bereits im Jahre 2000 Fremdenfeindlichkeit als Motiv 
vermutet hatte.827

Zwar hat beispielsweise der Zeuge Vögeler angegeben, dass 
seitens der Polizei durchaus auch an ein ausländerfeindli-
ches Motiv gedacht worden sei.828 Diesem möglichen Motiv 
wurde jedoch nach den Erkenntnissen des Untersuchungs-
ausschusses nicht weiter nachgegangen.

Zur Abklärung der Arbeitshypothese Fremdenfeindlichkeit 
sind zwar nach Angaben einiger Zeugen auch Quellen des 
Landesamts für Verfassungsschutz befragt worden, von 
denen aber keine Hinweise gekommen seien. Leider sind 
diese Negativauskünfte der Quellen nirgends dokumentiert, 

827	 Vögeler, 22.01.2013, S. 60.
828	 Vögeler, 22.01.2013, S. 61
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des Oktoberfests, 211 wurden zum Teil schwer verletzt. 
Der Anschlag gilt als der schwerste Terrorakt der deut-
schen Nachkriegsgeschichte. 

•	� Am 19.12.1980 wurden Shlomo Levin und seine Lebens-
gefährtin Frida Poeschke in Erlangen von einem Mitglied 
der rechtsextremen Wehrsportgruppe Hoffmann ermordet. 
Die Gruppe wurde am 30.01.1980 durch den Bundesin-
nenminister Gerhart Baum als verfassungsfeindlich ver-
boten und offiziell aufgelöst. 

•	� Am 17.12.1988 kommt es zu einem Brandanschlag in der 
oberpfälzischen Stadt Schwandorf. Ein Neonazi setzte 
ein Haus – in dem überwiegend türkischstämmigen Men-
schen wohnten – in Brand. Bei dem Anschlag kamen vier 
Menschen ums Leben.

•	� Im Jahre 2003, also nach dem 4. Anschlag der Ceska-
Mordserie konnte gerade noch ein Anschlag des rechtsext-
remen Terroristen Martin Wiese auf die Grundsteinlegung 
der neu eröffneten Münchner Synagoge vereitelt werden.

Bei keinem dieser Anschläge gab es ein Bekennerschreiben.

Fehlende Kenntnisse der neonazistischen Szene traten bei 
den Zeugen der Polizei im Laufe des Untersuchungsaus-
schusses oftmals zutage. 

Weder der führerlose Widerstand, Combat 18, und das sog. 
Werwolf–Konzept noch die Untersuchungen des Bundes-
amtes für Verfassungsschutz zur Gefahr eines bewaffneten 
Kampfes deutscher Rechtsextremisten in der Broschüre 
„BfV Spezial“ aus dem Jahre 2004 zu den Entwicklungen 
von 1997 bis Mitte 2004 waren den ermittelnden Beamten, 
die im Untersuchungsausschuss vernommen wurden, be-
kannt. 

Immer wieder wurde der enorme Unterschied im Aufwand 
zwischen den Ermittlungen im Bereich Organisierter Krimi-
nalität und den Ermittlungen in Richtung Ausländerfeind-
lichkeit deutlich:

•	� So wurden in Nürnberg und München ca. 900 türkische 
Kleingewerbetreibende persönlich aufgesucht, um zu 
Hinweisen aus dem Bereich der Organisierten Krimina-
lität zu gelangen834. 

•	� Dagegen erfolgten lediglich neun sog. Gefährderanspra-
chen im Bereich der rechten Spur, der sog. Spur 195 
(nähere Ausführungen siehe unten).835 Zudem konnte 
die Polizei bei der Ansprache von Gefährdern aus dem 
rechten Bereich aus Sicht des Untersuchungsausschusses 
wohl nicht ernsthaft erwarten, Hinweise und Erkenntnisse 
zu rechtsextremen Kontaktpersonen zu erhalten.

834	 Geier, 20.02.2013, S. 9.
835	 Pfister, 21.03.2013, S. 24.

Vermutungen auf Rechtsextremismus als Tatmotiv gab es 
aus der Öffentlichkeit (durch Demonstrationen u. ä.) immer 
wieder, dennoch wurde weiterhin nicht in diese Richtung er-
mittelt. Dies ist insbesondere deshalb unverständlich, weil 
die Zeugen Störzer und Hänsler angegeben haben, dass sich 
nach dem Mordfall Yasar ein rechter Hintergrund aufge-
drängt habe.830

Vermutungen seitens der Angehörigen zu einem möglichen 
rechtsextremistischen Hintergrund sind nicht nachgegangen 
worden. Beispielsweise gab der Bruder des Mordopfers 
Boulgarides, Herr Gavril Voulgaridis, in seiner Vernehmung 
am 18.01.2006 auf die Frage nach einem Verdacht oder einer 
Vermutung zum Tatmotiv an, dass er der Meinung sei, dass 
da ein „ausgetickter Typ“ unterwegs sei, der „Ausländer 
umbringe“, aus welchen Gründen auch immer.831 Der ver-
nehmende Polizeibeamte und Zeuge Blumenröther fragte 
diesbezüglich jedoch mit keinem Wort nach. Seine Fragen 
gingen weiterhin ausschließlich Richtung Organisierter Kri-
minalität. Aus der Angabe des Bruders des Opfers wurde 
nicht einmal eine Spur generiert, obwohl sonst jeder noch 
so kleine und merkwürdige Hinweis zu einer Spur und damit 
weiteren Ermittlungen führte.832 Daraus wird deutlich, wie 
sehr die einzelnen Beamten auf allen Ebenen trotz der jahre-
langen erfolglosen Ermittlungen auf einen Hintergrund der 
Taten der organisierten Kriminalität fixiert waren.

Die Zeugin Keller hat dazu einen Satz gesagt, der dies ver-
deutlicht. Dieser lautet: Aus meinen Befragungen hatte ich 
den Eindruck: „Es kann nicht sein, was nicht sein darf.“833

Die Ermittlungsbehörden haben das Aggressionspotenzial 
und die strategischen Debatten von Rechtsextremisten ent-
weder nicht gekannt oder falsch eingeschätzt. Immer wieder 
fiel die Aussage seitens der Polizeibeamten, dass man sich so 
etwas nicht habe vorstellen können, weil es keine Bekenner-
schreiben gegeben habe. Die Strategie des führerlosen Wi-
derstandes – die damals in Szene-Kreisen diskutiert wurde 
und als Blaupause für die Mordserie bezeichnet werden kann 
– war der Polizei nicht bekannt.	

Es gab bereits lange vorher rechtsterroristische Aktivitäten 
– auch ohne Bekennerschreiben – in Bayern. Rechtsterro-
rismus in Bayern war kein völlig neues Phänomen, sondern 
bereits früher traurige Realität. Parallelen zur Mordserie 
wurden nicht erkannt.

Es wird an dieser Stelle exemplarisch nur an folgende Vor-
kommnisse in Bayern erinnert, die es aus heutiger Sicht un-
verständlich erscheinen lassen, warum man ein rechtsterro-
ristisches Motiv nicht in Erwägung gezogen hat:

•	� Das Oktoberfestattentat am 26.09.1980 war ein rechts-
terroristischer Anschlag in München. Es starben 13 Men-
schen bei der Explosion einer Bombe am Haupteingang 

830	 Störzer, 05.02.2013, S. 28; Hänsler, 05.02.2013, S. 115.
831	 Akte 314, Bl. 3858.
832	 Blumenröhter, 14.05.2013, S. 8.
833	 Keller, 05.06.2013, S. 60.
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3.2.3 Keine vergleichende Fallanalyse

Trotz der klaren und eindeutigen Aussage der Zeugin kam 
es nicht zu einer vergleichenden Fallanalyse zwischen den 
Taten in Nürnberg und Köln, obwohl dies mehrmals ange-
dacht und empfohlen bzw. in Aussicht gestellt wurde. 

So heißt es in einem Aktenvermerk der BAO Bosporus,  
erstellt durch den Zeugen Vögeler, vom 21.09.2006 am 
Ende:
„Im Weiteren ist beabsichtigt, eine vergleichende OFA-
Analyse des Verfahrens Bombenanschlag Köln sowie der 
Tötungsserie durchzuführen.“836

Bereits zuvor wurde eine solche Analyse innerhalb der 
zweiten Operativen Fallanalyse (OFA) des Zeugen Horn 
vom 09.05.2006 angeregt.837

Am 12.06.2006 wurde sogar vom Zeugen Geier an die OFA 
Bayern der Auftrag erteilt, eine solche vergleichende Analyse 
zwischen der Mordserie und dem Nagelbombenanschlag zu 
erstellen. Schließlich kam es jedoch nicht dazu. Im Protokoll 
einer Sitzung der Steuerungsgruppe vom 14./15.03.2007 
heißt es dazu lediglich:

„Eine weitere vergleichende Fallanalyse zu einem mögli-
chen Zusammenhang des Kölner Nagelbombenattentats mit 
der Mordserie ist nach Einschätzung der OFA BKA, Nord-
rhein-Westfalen, Bayern und Baden-Württemberg nicht ziel-
führend und nicht erfolgversprechend zu leisten. Auf eine 
Beauftragung wurde daher verzichtet…“838

Weshalb man dies damals so eingeschätzt hat und daher die 
angezeigte vergleichende Analyse unterlassen hat, bleibt für 
den Untersuchungsausschuss nicht aufklärbar und letztlich 
unerklärlich. Nicht erklärbar bleibt auch, weshalb man – wie 
vom Zeugen Kimmel eingeräumt – nicht bundesweit sämt-
liche Straftaten mit dem Einsatz von Fahrrädern, eventuell 
im Zusammenhang mit der Verwendung von Sprengstoff, 
überprüft hat. 

3.3. Abgabe der zentralen Ermittlungen an das BKA

Nach Angaben des Zeugen HOPPE sei es bereits nach dem 
ersten Mord möglich gewesen, das Verfahren durch das BKA 
zu übernehmen, wenn die Staatsanwaltschaft Nürnberg-
Fürth um das Verfahren ersucht hätte. Die Tatbestandsmerk-
male des § 4 Abs. 1 des BKA-Gesetzes wären dann erfüllt 
gewesen.839

Eine Zentralisierung der polizeilichen Ermittlungen auf das 
Bundeskriminalamt (BKA) wurde erstmals im Jahr 2004, 
nach dem fünften Mord der Serie, diskutiert. Man kam 

836	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen /3.Teillieferung/Band 02/P-BAO Bospo-
rus Nr 24, Seite 18.

837	 Akte Nr. 8/BY-6/3_Anlagen/ 1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu 
BY-4.

838	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen /1.Teillieferung/ 4. Führungsakte Nr.20 
der BAO Bosporus_Protokolle Steuerungsgruppe (Band1)

839	 Hoppe, 09.04.2013, S. 6.

3.2. Nagelbombenanschlag in Köln

Auch bei der Bewertung einer möglichen Verbindung des 
Nagelbombenanschlags in Köln mit der Mordserie kam es 
zu Fehlern und Fehleinschätzungen. Man hat Parallelitäten 
nicht erkannt:

3.2.1 Späte Einbeziehung in die Ermittlungen

Nach der Explosion einer Nagelbombe in der Keupstraße in 
Köln am 09.06.2004 hat sich erst am 21.06.2005 der Leiter 
der Einsatzgruppe „Sprengstoff“ in Köln an die BAO Bos-
porus gewandt und auf die Ähnlichkeiten der Täter und 
das gemeinsame Merkmal der verwendeten Fahrräder ver-
wiesen, um die Überprüfung eines Tatzusammenhangs mit 
dem Mord an Ismail Yasar in Nürnberg zu veranlassen. Der 
Einsatzgruppenleiter war es auch, der darum bat, der Zeugin 
aus Nürnberg die Videosequenz aus Köln vorzuzeigen.	
Eine von der BAO Bosporus ausgehende Erst-Initiative zur 
Suche nach Verbindungen zwischen den Taten in Nürnberg 
und Köln war hingegen nicht feststellbar.

3.2.2 Aussagen der Zeugin Keller

Der Zeugin aus Nürnberg wurde der Film aus der Videoüber-
wachung des Kölner Tatorts dann erst am 23.05.2006, also 
fast ein Jahr später, gezeigt.

Sie sagte bei dem Vorspielen der Videoaufnahme und im 
Rahmen ihrer Vernehmung vor dem Untersuchungsaus-
schuss, glaubhaft und deutlich aus, dass jeweils ein Täter 
beim Mord an Yasar identisch gewesen sei mit einem Täter 
des Nagelbombenanschlags („Der war es!“, siehe oben unter 
B.3.18.). Dies wurde vom Zeugen Ruppe nachdrücklich und 
glaubwürdig bestätigt. Im vom Zeugen Ruppe erstellten 
Protokoll der Vernehmung wurde die Aussage dann nur in 
abgeschwächter Form wiedergegeben. Dort heißt es nur, 
dass sich die Zeugin „ziemlich sicher“ sei, dass jeweils eine 
Person aus dem Kölner Video mit einem von ihr in Nürn-
berg gesehenen Radfahrer identisch sei. Ein Polizeibeamter 
habe die Abschwächung der Aussage laut der Zeugin Keller 
auf Nachfrage des Protokollführers veranlasst. Der Unter-
suchungsausschuss konnte nicht feststellen, wer dieser Po-
lizeibeamte war. Der Zeuge Ruppe räumte schließlich im 
Rahmen seiner Vernehmung den Unterschied zwischen dem 
was die Zeugin gesagt habe und dem was im Protokoll stehe 
ein. Eine Erklärung für dieses Vorgehen erhielt der Untersu-
chungsausschuss nicht.

Aus heutiger Sicht ist nicht nachvollziehbar, warum dem 
konkreten Hinweis der Zeugin Keller so wenig Bedeutung 
beigemessen wurde, während vagere Vermutungen und letzt-
lich haltlose Gerüchte über angebliche kriminelle Machen-
schaften der Opfer umfängliche Untersuchungen nach sich 
zogen.

Im gesamten Ermittlungszeitraum war die Aussage dieser 
Zeugin eine der heißesten Spuren. 
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Der Untersuchungsausschuss kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Anstrengungen zentrale polizeiliche Ermittlungen einzu-
richten, zu spät erfolgten. Auch aus einer ex-ante Perspek-
tive der Ermittler wäre entweder eine zentrale Ermittlungs-
übernahme durch das BKA oder zumindest die Errichtung 
einer Steuerungsgruppe bereits im Jahr 2004 das richtige 
Mittel gewesen. Nur so hätte gewährleistet werden können, 
dass alle relevanten Informationen zentral gebündelt und be-
arbeitet werden, was einen Mehrwert für die kriminalistische 
Arbeit bedeutet hätte. Zumindest aber hätten die beteiligten 
Stellen in regelmäßigen Abständen überprüfen müssen, je-
denfalls nach jedem neuen Mordfall der Serie, ob eine zent-
ralisierte Ermittlungsleitung vielversprechendere Ergebnisse 
hätte liefern können. Es ist für den Untersuchungsausschuss 
nicht erklärlich, weshalb diese Fragestellung nur in den 
Jahren 2004 und 2006 diskutiert worden ist. 

Bei den Zeugen aus dem Bereich der bayerischen Polizei  
begegneten dem Untersuchungsausschuss teilweise Vorbe-
halte gegenüber der fachlichen Kompetenz des Bundeskrimi-
nalamts. Es kann daher nicht sicher festgestellt werden, dass 
es ausschließlich sachliche Gründe waren, die zu der Ent-
scheidung geführt haben, das Verfahren nicht an das Bundes-
kriminalamt abzugeben. Ob nun diese Vorbehalte zutreffend 
sind oder nicht, vermag der Untersuchungsausschuss nicht 
zu beurteilen. Wenn solche Vorbehalte bestanden, hätten 
sie jedoch im Rahmen der Übernahmediskussion offen an-
gesprochen werden müssen, was jedoch nach den Erkennt-
nissen des Untersuchungsausschusses nicht der Fall war.

3.4. Verdeckte Ermittlungen

Im Rahmen der verdeckten Ermittlungen der Polizei wurde 
massiv in die Persönlichkeitsrechte der Angehörigen der 
Opfer eingegriffen, indem man die Telefonanschlüsse der 
Angehörigen überwacht und eine verdeckte Observation, 
durch das Anbringen einer Wanze im Fahrzeug der Familie 
Simsek, durchgeführt hat. Es bestehen aus heutiger Sicht 
Zweifel, ob die Vielzahl und der Vollzug dieser Maßnahmen 
im familiären Umfeld der Opfer in manchen Fällen noch ver-
hältnismäßig war.

Es wurden weitere verdeckte Ermittlungen getätigt, die zwar 
Engagement und Phantasie der Ermittler zeigen, aber aus 
heutiger Sicht fraglich erscheinen.

•	� Verdeckte Ermittler haben sich als Journalisten ausge-
geben und freie Mitarbeiter geworben, um Informationen 
von diesen und über diese zu erhalten. 

•	� Verdeckte Ermittler haben als angebliche Privatdetektive 
Angehörige der Opfer besucht und auf diese Weise ausge-
hört.

•	� In Nürnberg und München wurde jeweils ein „Döner-
stand“ von sonstigen Vertrauenspersonen betrieben, um 
eventuelle Schutzgelderpressungen zu provozieren. 

Durch letztere Maßnahmen wurden die Vertrauenspersonen 
einem enorm hohen Risiko ausgesetzt. Dieses Risiko bewegt 

damals bei einer Arbeitsbesprechung beim Bundeskrimi-
nalamt zu der Bewertung, dass eine zentrale Ermittlungsfüh-
rung durch das BKA nicht zwingend angezeigt sei.840 Am 
01.07.2004 nahm das BKA deshalb lediglich ergänzende 
Strukturermittlungen unter dem Gesichtspunkt der Bildung 
einer kriminellen Vereinigung, § 129 StGB, durch die EG 
Ceska auf. Der Untersuchungsausschuss hat keine Hinweise 
darauf, dass das BKA eine vollständige Übernahme der Er-
mittlungen im Jahr 2004 abgelehnt hat. Eine formelle Ableh-
nung gab es mangels eines formellen Übernahmeersuchens 
an das Bundeskriminalamt nicht. Demgegenüber verfügt 
der Untersuchungsausschuss über tatsächliche Anhalts-
punkte dafür, dass die ermittelnden Staatsanwaltschaften 
die Abgabe an das BKA im Jahr 2004 nicht gefördert haben: 
 
Dem Untersuchungsausschuss liegt ein Aktenvermerk zur 
Besprechung im BKA vom 20.04.2004 von Herrn KOR 
Schlüter vor, demzufolge keine Staatsanwaltschaft die Vo-
raussetzung für eine Abgabe an das BKA schaffen wollte:

„Nachdem sich somit keine Staatsanwaltschaft bereit er-
klärt, die für die Einschaltung des BKA erforderlichen Vo-
raussetzungen zu schaffen, bleibt es beim status quo. Die 
Ermittlungen der KD Nürnberg zu den hiesigen Tötungs-
delikten sind mit den vorhandenen Möglichkeiten quasi be-
endet. Nach meiner Meinung ist eine Einbindung des BKA
–  aufgrund der überörtlichen und internationalen Bezüge
–  der personellen und finanziellen Ressourcen des BKA
–  und der vorhandenen Ermittlungsinfrastruktur
dringend notwendig und absolut zielführend. Zudem ist 
nach Meinung aller an der Besprechung in Wiesbaden teil-
nehmenden Beamten damit zu rechnen, dass die etwa 2 ½ 
Jahre unterbrochene Serie von Tötungsdelikten fortgesetzt 
wird.“841

Im Mai 2006, nach mittlerweile neun Morden, drängte  
das BKA mit Nachdruck auf die Zusammenführung der 
Ermittlungen. Die ausbleibenden Ermittlungserfolge der 
Landesbehörden führten zu dieser Neubewertung. Zu 
diesem Zeitpunkt waren mit der Mordserie fünf Staatsan-
waltschaften und sechs Polizeibehörden befasst. Das BKA 
kritisierte u. a., dass die beteiligten Dienststellen kein ein-
heitliches Ermittlungs- und Fahndungskonzept verfolgten 
und nicht sichergestellt sei, dass alle Informationen an einer 
Stelle zusammengeführt und zentral ausgewertet würden.842 
Es regte beim BMI an, die Mordserie an das BKA zu über-
tragen, unabhängig vom Einvernehmen der betroffenen 
Länder.

Am Rande der IMK in Garmisch-Partenkirchen am 04./05. 
Mai wurde entschieden, dass eine zentrale Ermittlungsfüh-
rung durch das BKA nicht erfolgen sollte. Stattdessen wurde 
eine Steuerungsgruppe eingerichtet. Diese konstituierte sich 
erstmals am 07. 06. 2006.

840	 Akte 386, Bl. 14. (Vs-NfD)
841	 Akte Nr. 8/BY-2/3_Anlagen/1.Teillieferung, 1. Führungsakte Nr.06a 

der BAO Bosporus_Teilauszug, Seiten 34 f.
842	 Akte 386, Bl. 15.
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tens der OFA Hamburg und des BKA845, wird am besten er-
sichtlich durch die kurz darauf, am 11.08.2006, also nicht 
einmal einen Monat nach der Erstellung der zugehörigen 
Ermittlungskonzeption, folgenden Beauftragung der OFA 
Baden-Württemberg durch das Bayerische Staatsministe-
rium des Innern.

3.5.3 Dritte OFA vom 30.01.2007

Innerhalb dieser dritten Analyse durch das Landeskrimi-
nalamt Baden-Württemberg wurde die Hypothese in Rich-
tung ausländerfeindliches Motiv abgelehnt und wieder die 
Organisierte Kriminalität als wahrscheinlichstes Motiv dar-
gestellt. Einzelne Formulierungen in der Operativen Fallana-
lyse des LKA Baden-Württemberg lassen Vorurteile und z. 
B. eine diskriminierende, latent ausländerfeindliche Haltung 
erkennen. So heißt es dort: „Vor dem Hintergrund, dass die 
Tötung von Menschen in unserem Kulturraum mit einem 
hohen Tabu belegt ist, ist abzuleiten, dass der Täter hinsicht-
lich seines Verhaltenssystems weit außerhalb des hiesigen 
Normen- und Wertesystems verortet ist.“846 Weiter wird 
ausgeführt, dass „alle Opfer weitere Gemeinsamkeiten auf-
weisen, die von außen für einen Täter ohne Opferbezug nicht 
erkennbar sind“. Als Beispiel dafür wird eine ‚“undurchsich-
tige Lebensführung“ der Opfer genannt.851

3.6. Medienstrategie

In der sog. Medienstrategie der BAO Bosporus wurde be-
wusst der mögliche rechte Hintergrund der Mordserie aus-
geklammert. In der Empfehlung der OFA Bayern zu einer 
Medienstrategie vom 12.07.2006 heißt es:

„Eine denkbare Nähe zur rechten Szene ist vorstellbar, 
jedoch nicht Voraussetzung für die Taten, daher soll dies im 
Beitrag auch mit entsprechend geringer Priorität platziert 
werden, da vermutlich die Persönlichkeitsstruktur des Täters 
der ausschlaggebende Faktor ist und die fremdenfeindliche 
Gesinnung lediglich als Vehikel fungiert …“847

Im 13. Sachstandsbericht der BAO Bosporus vom 19.06.2006 
wird allerdings bereits zuvor zum Medienkonzept ausgeführt, 
dass eine konkrete Fahndung nach dem in der zweiten OFA-
Analyse beschriebenen Tätertypus im Moment aus zweierlei 
Gründen zurückgestellt worden sei. „Zum einen soll erst 
durch den Ermittlungsbereich „Einzeltäter“ und die OFA ein 
individualisierbarer Ansatz entwickelt werden, zum anderen 
birgt die Veröffentlichung der Einzeltätertheorie die Gefahr 
emotionaler Reaktionen in der türkischen Bevölkerung“.848 

845	 Vgl. „Gegenüberstellung der Arbeitsthesen „Einzeltäter“ und „Organi-
sation“ des BKA vom 17.08.2006, Akte Nr. 8 (DVD)/ohne Beschluss/
STMI_Akten/2_Anlagen/1. Übersendung/4. BAO_Bosporus_III, Bl. 
01100 ff.

846	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/ 1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu 
BY-4., Bl. 00093 ff., 000173.

847	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/ 1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu 
BY-4., Bl. 00093 ff., 000188.

848	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/ 1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu 
BY-4., Bl. 00075 ff.

sich nach der Einschätzung des Untersuchungsausschusses 
trotz der getroffenen Sicherheitsvorkehrungen durch die Po-
lizei an der Grenze des Vertretbaren. 

Alle diese Maßnahmen brachten kein Ergebnis, was auch 
der Zeuge Kimmel vor dem Untersuchungsausschuss einge-
räumt hat und im Abschlussvermerk zu den Einsätzen von 
den Beamten festgestellt wurde. 
Im Abschlussvermerk heißt es am Ende:

„Abschließend ist festzustellen, dass sich aus dem VE-Ein-
satz bislang keine Anhaltspunkte für weiterführende offene 
Ermittlungen ergeben haben.“843

Eine gleichartige Bereitschaft, in Richtung eines möglichen 
ausländerfeindlichen Motives zu ermitteln, wäre nach An-
sicht des Untersuchungsausschusses wünschenswert ge-
wesen. 

3.5. Operative Fallanalyse (OFA)

3.5.1. Erste OFA vom 22.08.2005

Ein ausländerfeindlicher Hintergrund wurde hier noch nicht 
thematisiert. Die Überlegungen mündeten in der Annahme, 
dass eine kriminelle Organisation offenbar gezielt Auftrags-
morde verüben lässt.844

3.5.2 Zweite OFA vom 09.05.2006

Die zweite OFA wurde am 12.06.2006 der BAO vorge-
stellt. Zu diesem Zeitpunkt waren bereits neun Morde mit 
derselben Tatwaffe auf Bürger mit Migrationshintergrund 
in Deutschland verübt worden. In dieser Analyse wurde 
nun als Hypothese die sog. Einzeltäter- / Serientätertheorie 
vorgestellt, wonach „der“ Täter einen Hass gegen türkische 
Ladenbesitzer sowie eine ablehnende Haltung gegenüber 
Türken entwickelt habe und vor der Tat wahrscheinlich zur 
rechten Szene zugehörig gewesen sei, sich dann aber zurück-
gezogen habe, da ihm diese nicht radikal genug erschien. 
Den sog. Ankerpunkt sah man damals im Raum Nürnberg, 
dieser sei jedoch entsprechend der OFA nicht unbedingt als 
möglicher Wohnort der Täter zu verstehen, sondern beziehe 
sich auch auf mögliche soziale oder berufliche Kontakte. 
Die Hypothese dieser 2. OFA führte zu einem Ermittlungs-
konzept der BAO vom 14.07.2006 mit der Grundlage der 
obigen Theorie und der sog. Spur 195 (Ermittlungsabschnitt 
03, Unterabschnitt 01, Serientäter) unter der Bezeichnung 
„Rechtsextremisten“. Somit befand man sich aus heutiger 
Sicht – bis auf den möglicherweise falsch interpretierten An-
kerpunkt – zum ersten Mal auf dem richtigen Weg. Doch 
selbst nach dieser Analyse standen die Ermittlungen im 
Bereich Organisierter Kriminalität nach dem Ergebnis des 
Untersuchungsausschusses im Vordergrund, wenn man sich 
den jeweils getätigten Aufwand betrachtet. Die ablehnende 
Haltung gegenüber dieser Analyse, insbesondere auch sei-

843	 Akte 30, S. 77 ff.
844	 Akte Nr. 8\ohne Beschluss\StMI-.Akten\2_Anlagen\1.Übersen-

dung\1.IC5-1116.14-186_Band_2, Blatt 0555 ff.
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Ausfluss des Trennungsgebotes sind die Regelungen im 
Bundesverfassungsschutzgesetz. Dort heißt es:

§ 2 Verfassungsschutzbehörden

(1) ...Das Bundesamt für Verfassungsschutz darf einer po-
lizeilichen Dienststelle nicht angegliedert werden. 

§ 8 Befugnisse des Bundesamtes für Verfassungsschutz 

(3) Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse 
stehen dem Bundesamt für Verfassungsschutz nicht zu; 
es darf die Polizei auch nicht im Wege der Amtshilfe um 
Maßnahmen ersuchen, zu denen es selbst nicht befugt ist.

Das Trennungsgebot verbietet zunächst in organisatorischer 
Hinsicht die Angliederung des Verfassungsschutzes an die 
Polizeidienststellen und untersagt den Gebrauch polizeili-
cher Zwangsbefugnisse.

Hierzu führt das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil 
zum Antiterrordatei-Gesetz folgendes aus:

„Die Rechtsordnung unterscheidet damit zwischen einer 
grundsätzlich offen arbeitenden Polizei, die auf eine ope-
rative Aufgabenwahrnehmung hin ausgerichtet und durch 
detaillierte Rechtsgrundlagen angeleitet ist, und den grund-
sätzlich verdeckt arbeitenden Nachrichtendiensten, die auf  
die Beobachtung und Aufklärung im Vorfeld zur politi-
schen Information und Beratung beschränkt sind und  
sich deswegen auf weniger ausdifferenzierte Rechts-
grundlagen stützen können. Eine Geheimpolizei ist nicht 
vorgesehen.“850

Zum Informationsaustausch zwischen Polizei und Nachrich-
tendiensten führt das Bundesverfassungsgericht aus:

„Regelungen, die den Austausch von Daten der Polizeibe-
hörden und Nachrichtendiensten ermöglichen, unterliegen 
angesichts dieser Unterschiede gesteigerten verfassungs-
rechtlichen Anforderungen. Aus dem Grundrecht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung folgt insoweit ein informati-
onelles Trennungsprinzip. Danach dürfen Daten zwischen 
den Nachrichtendiensten und Polizeibehörden grundsätzlich 
nicht ausgetauscht werden. Einschränkungen der Datentren-
nung sind nur ausnahmsweise zulässig. Soweit sie zur opera-
tiven Aufgabenwahrnehmung erfolgen, begründen sie einen 
besonders schweren Eingriff. Der Austausch von Daten zwi-
schen den Nachrichtendiensten und Polizeibehörden für ein 
mögliches operatives Tätigwerden muss deshalb grundsätz-
lich einem herausragenden öffentlichen Interesse dienen, 
das den Zugriff auf Informationen unter den erleichterten 
Bedingungen, wie sie den Nachrichtendiensten zu Gebot 
stehen, rechtfertigt. Dies muss durch hinreichend konkrete

850	 BVerfG vom 28.01.1998, BVerfGE 97, S. 198, 217.

Daher ist anzunehmen, dass diese Darstellung der BAO 
Bosporus im Sachstandsbericht bereits die Grundlage für die 
spätere Empfehlung der OFA Bayern zur Medienstrategie 
und schließlich für das Ergebnis war.

Diese Konzeption für die Medien wurde sowohl mit der 
Staatsanwaltschaft als auch dem Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern abgesprochen. Dies haben die Zeugen Dr. 
Kimmel und Dr. Günther Beckstein vor dem Untersuchungs-
ausschuss bestätigt.

Der Untersuchungsausschuss bewertet die bewusst nachran-
gige Behandlung des möglichen ausländerfeindlichen Hin-
tergrundes als Fehler der Behörden im Rahmen einer falsch 
verstandenen Rücksichtnahme. Die Chance auf zielführende 
Hinweise aus der Bevölkerung hätte im Rahmen der Abwä-
gung mit dem Risiko einer Beunruhigung der türkischen 
Bevölkerung zu einer transparenten und zielgerichteten Me-
dienstrategie mit einer die rechte Spur umfassenden Infor-
mation der Öffentlichkeit führen müssen.

3.7. Probleme in der Zusammenarbeit zwischen der BAO 
Bosporus und dem Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz

3.7.1. Rechtliche Grundlagen der Zusammenarbeit zwi-
schen Polizei und Verfassungsschutz

Bei dem sog. Trennungsgebot handelt es sich nicht um ein 
Kooperationsverbot zwischen den Behörden.

Der „Polizeibrief“ der West-Alliierten vom 14. April 1949 
gilt als Grundlage des Trennungsgebotes. Dort heißt es:

Bereits nach dem Wortlaut soll also der Verfassungs-
schutz keine Polizeibefugnis erhalten. Nach Sinn und 
Zweck der Vorgabe soll jedoch über den Wortlaut hinaus 
im Gegenzug die Polizei nur mit polizeilichen und nicht 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln arbeiten dürfen.

Artikel 87 Absatz 1, Satz 2 des Grundgesetzes enthält die 
Unterscheidung zwischen Polizeibehörden und dem Verfas-
sungsschutz und voneinander getrennt unterhaltenen Zent-
ralstellen.
 
In einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus 
dem Jahre 1998849 wurde unter Bezugnahme auf Art. 87 
Absatz 1, Satz 2 des Grundgesetzes klargestellt, dass sich 
das Trennungsgebot auch aus dem im Grundgesetz enthal-
tenen Rechtsstaatsprinzip, dem Bundesstaatsprinzip und 
dem Schutz der Grundrechte ergibt.

849	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/ 1 Aktenordner des PP Mittelfranken zu 
BY-4., Bl. 00318.

„Art. 17 Übermittlungsverbote 

(1) Die Übermittlung von Informationen durch das Lan-
desamt für Verfassungsschutz nach den Art. 4 und 14 hat 
zu unterbleiben, wenn 

1. erkennbar ist, daß unter Berücksichtigung der Art der 
Informationen und ihrer Erhebung das schutzwürdige 
Interesse der Betroffenen das Allgemeininteresse an der 
Übermittlung überwiegt oder 

2. überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern. 

(2) Besondere Rechtsvorschriften, die Informationsüber-
mittlungen zulassen oder verbieten, bleiben unberührt.“ 
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Art. 17 BayVSG lautet wie folgt: 

„Art. 17 Übermittlungsverbote 

(1) Die Übermittlung von Informationen durch das Lan-
desamt für Verfassungsschutz nach den Art. 4 und 14 hat 
zu unterbleiben, wenn 

1. erkennbar ist, daß unter Berücksichtigung der Art der 
Informationen und ihrer Erhebung das schutzwürdige 
Interesse der Betroffenen das Allgemeininteresse an der 
Übermittlung überwiegt oder 

2. überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern. 

(2) Besondere Rechtsvorschriften, die Informationsüber-
mittlungen zulassen oder verbieten, bleiben unberührt.“ 

3.7.2. Konkrete Zusammenarbeit zwischen der BAO 
Bosporus und dem Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz

Der Untersuchungsausschuss ist der Auffassung, dass der 
Rechtsrahmen bei einer Mordserie wie dieser eine umfang-
reiche Informationsübermittlung vom Landesamt für Verfas-
sungsschutz an die Polizei erlaubt hätte.
 
Die erste Anfrage der Polizei im Juli 2006, die auf die Über-
mittlung von sämtlichen Erkenntnissen gut 3500 Personen, 
die beim Landesamt für Verfassungsschutz als Rechtsextre-
misten registriert waren, zielte, hält auch der Untersuchungs-
ausschuss für zu pauschal.
 
Nicht nachvollziehbar ist aber, warum das Landesamt für 
Verfassungsschutz die Informationsanfrage der BAO Bos-
porus abgelehnt hat, ohne bei der Polizei nachzufassen,  
wie diese mit Informationen unterstützt werden kann. Hier 
wäre bei einer Mordserie, wie dieser, von einer Sicherheits-
behörde mehr Engagement und Eigeninitiative zu erwarten 
gewesen. Unverständlich ist in diesem Zusammenhang aber 
auch, warum die BAO Bosporus bis zum Dezember 2006 
untätig geblieben ist und die Meinungsverschiedenheiten 
mit dem Landesamt für Verfassungsschutz nicht auf höherer 
Ebene, zum Beispiel durch das Innenministerium, klären 
ließ.
 
Erst am 28.12.2006 übersandte die BAO Bosporus dann eine 
konkretisierte Informationsanforderung an das Landesamt 
für Verfassungsschutz, woraufhin das Landesamt für Ver-
fassungsschutz erst März 2007 zwar eine Liste mit Namen 
und Geburtsdaten von 682 Personen aus dem Raum Nürn-
berg, aber keine näheren Informationen zu diesen Personen 
übermittelte. Warum sich die BAO Bosporus mit der wenig 
aussagekräftigen Liste der 682 Personen zufriedengegeben 
und keine weitergehende Informationen angefordert hat, ist 
unerklärlich.
 
Zusammenfassend stellt der Untersuchungsausschuss des-
halb zu diesem Komplex fest:

 und qualifizierte Eingriffsschwellen auf der Grundlage 
normenklarer gesetzlicher Regelungen gesichert sein; auch 
die Eingriffsschwellen für die Erlangung der Daten dürfen 
hierbei nicht unterlaufen werden.“851

Neben dem Trennungsgebot gibt es sowohl die gesetzlich 
verankerte Verpflichtung zur Übermittlung von Daten als 
auch Übermittlungsverbote. Die Verpflichtungen zum Aus-
tausch von Informationen sind in § 18 – § 22 BVSG bzw. in 
Art. 14 BayVSG geregelt.

Dies ergibt sich auch aus der Pflicht zur Zusammenarbeit 
beim Schutz der Verfassung (Art. 73 Nr. 10 b GG).

Die entsprechenden Übermittlungsverbote finden sich im  
§ 8 des Bundesverfassungsschutzgesetzes und in Art. 17 des 
Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes.

Art. 14 des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes 
(BayVSG) lautet auszugsweise wie folgt: 

„Personenbezogene Datenübermittlung durch das Lan-
desamt für Verfassungsschutz 

(1) 1 Das Landesamt für Verfassungsschutz darf perso-
nenbezogene Daten an öffentliche Stellen übermitteln, 
wenn das zur Erfüllung seiner Aufgaben nach diesem 
Gesetz erforderlich ist oder wenn die öffentliche Stelle 
die Daten zum Schutz der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung oder sonst für Zwecke der öffentlichen 
Sicherheit einschließlich der Strafverfolgung benötigt; 
das Landesamt für Verfassungsschutz hat die Übermitt-
lung aktenkundig zu machen. 2 Gleiches gilt, wenn der 
Empfänger die personenbezogenen Daten zur Erfüllung 
anderer ihm zugewiesener Aufgaben benötigt, sofern er 
dabei auch zum Schutz der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung beizutragen oder Gesichtspunkte der öf-
fentlichen Sicherheit oder auswärtige Belange zu wür-
digen hat. 3 Der Empfänger darf die übermittelten Daten, 
soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zweck verwenden, zu dem sie ihm übermittelt wurden, es 
sei denn, dass das Landesamt für Verfassungsschutz einer 
anderen Verwendung für Zwecke nach den Sätzen 1 und 
2 zugestimmt hat. 4 Satz 1 gilt auch für die Weitergabe 
personenbezogener Daten innerhalb des Landesamts für 
Verfassungsschutz. […] 

(5) 1 Übermittlungspflichten nach bundesrechtlichen 
Vorschriften bleiben unberührt. 2 Das Landesamt für Ver-
fassungsschutz kann andere Verfassungsschutzbehörden 
auch dadurch unterrichten, dass es diesen den Abruf von 
Daten im automatisierten Verfahren ermöglicht, soweit 
deren gesetzliche Aufgaben identisch sind.“ 

851	 BVerfG, Urteil vom 24.04.2013, 1 BvR 1215/07, Rn. 122.
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Wegen der fehlenden Ermittlungsakten konnte auch nicht 
festgestellt werden, welche Angehörigen im Einzelnen 
von verdeckten Ermittlungsmaßnahmen betroffen waren. 
Eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit der richterlichen 
Beschlüsse, wie sie beispielsweise zum Abhören des  
außerhalb von Wohnungen gesprochenen Wortes im Mord-
fall Simsek854 und zur Telekommunikationsüberwachung 
im Fall Boulgarides855 notwendig gewesen waren, kann 
angesichts der richterlichen Unabhängigkeit nicht erfol- 
gen. Welche bestimmten Tatsachen vorgelegen haben, 
aufgrund derer anzunehmen war, dass – wie es § 100 a  
S. 2 StPO zum Anordnungszeitpunkt verlangte – die von 
einer Telekommunikationsüberwachung betroffenen Ange-
hörigen im Mordfall Boulgarides für den Täter bestimmte 
oder von ihm herrührende Mitteilungen entgegennehmen 
oder weitergeben oder dass der Täter ihren Anschluss  
benutzt, blieb offen. Angesichts der Schwere des Eingriffs 
in grundgesetzlich garantierte Rechtsgüter der Betroffe- 
nen begegnet es Bedenken, wenn Telekommunikationsüber-
wachungen gegenüber den Angehörigen von Mordopfer  
von Polizeibeamten als Standardmaßnahme bezeichnet 
werden.  

Bei den dem Untersuchungsausschuss vorliegenden Proto-
kollen der zahlreichen Vernehmungen der Angehörigen der 
Mordopfer handelt es sich um die von den Ermittlungsbe-
amten angefertigten Verlaufsprotokolle und um keine Wort-
protokolle. Die von einigen Angehörigen gegenüber Dritten 
geschilderten Vorhalte finden sich jedenfalls unmittelbar 
nicht in den dem Untersuchungsausschuss vorliegenden 
Protokollen wieder. Auch wenn bei einem Mordfall zunächst 
in alle Richtungen und deshalb auch im engen familiären 
Umfeld des Opfers ermittelt werden muss, erscheint es aber 
im Rahmen der Zeugenvernehmungen von Angehörigen der 
Mordopfer ab der Kenntnis des verbindenden Elements der 
Tatwaffe nach mehreren Morden nicht mehr kriminalistisch 
angezeigt, detailliert nach sexuellen Präferenzen, Schein-
ehen, Ehrenmorden oder ähnlich persönlichen Dingen nach-
zufragen, wenn schon bei sämtlichen Mordfällen zuvor aus 
entsprechenden Fragen keine weiterführenden Erkenntnisse 
erzielt werden konnten.

Der Untersuchungsausschuss ist zu der Erkenntnis gelangt, 
dass aufseiten der Opferangehörigen keine „Mauer des 
Schweigens“ gegenüber den Ermittlungen bestanden hat. 
Die Opferangehörigen zeigten sich aussagebereit und ko-
operativ im Umgang mit den Ermittlungsbeamten. Anders-
lautende Aussagen, wie beispielsweise vom Staatsministe-
rium des Inneren gegenüber der SZ im April 2006 geäußert, 
stellen eine Fehleinschätzung dar (siehe Sachverhalt Frage 
B.6.5.).

854	 Geier, 20.02.2013, S. 5.
855	 Damalige Rechtsgrundlage: § 100c Abs. 1 Nr. 2 StPO a.F. mit Gel-

tungszeitraum vom 1.1.2000 bis 29.6.2002.

•	� Die Datenanforderung wurde durch die BAO Bosporus 
nicht mit der notwendigen Priorität und dem notwendigen 
Nachdruck verfolgt.

•	� Das Landesamt für Verfassungsschutz verhielt sich sehr 
bürokratisch und zeigte keine Eigeninitiative, die BAO 
Bosporus zu unterstützen.

•	� Es hätten rechtlich mehr Daten und Informationen gelie-
fert werden können, als tatsächlich geliefert wurden.

•	� Die zögerliche Informationsübermittlung war ein Fehler 
der beteiligten Behörden, und zwar von beiden Seiten. 

3.8. Überlastung mit Daten/Unterschiedliche Programme 
auf Bundes- und Landesebene

Die Erhebung und Auswertung von ca. 32 Mio. Massedaten 
führte bei der BAO zu Problemen, einer personellen Mehr-
belastung und barg die Gefahr in sich, dass einzelnen Spuren 
nur aufgrund des entsprechenden Ergebnisses im Rahmen 
des Massendatenabgleichs weiterverfolgt bzw. nicht weiter-
verfolgt wurden (siehe Sachverhalt Frage B.4.17.4).852 Ins-
besondere im Hinblick auf die Serientätertheorie scheint die 
einzige nennenswerte Ermittlungstätigkeit neben der Abklä-
rung der auf 161 Personen eingeschränkten Liste des Lan-
desamts für Verfassungsschutz der Vergleich dieser Daten 
mit den vorhandenen Massedaten gewesen zu sein. 

Durch die Verwendung unterschiedlicher Fallerfassungs-
systeme in Bayern, dem Bund und anderen Ländern ist es 
zu Verzögerungen bei den Ermittlungen gekommen (siehe 
Sachverhalt Frage B.4.5.).853 Es kann angenommen werden, 
dass die mehr als ein halbes Jahr dauernde Nacherfassung 
der Altfälle nach Gründung der BAO im Juli 2005 erhebliche 
Ressourcen der BAO gebunden hat, die in diesem Zeitraum 
nicht für die Tatort- und Fallermittlungen in den Mordfällen 
Yasar und Boulgarides zur Verfügung gestanden haben. 

3.9. Umgang mit den Opferangehörigen

Eine abschließende Bewertung, ob und gegebenenfalls in 
welchen Fällen den Ermittlungsbehörden ein unangemes-
sener Umgang mit Angehörigen der Opfer vorgeworfen 
werden kann, ist nicht möglich. Dem Untersuchungsaus-
schuss lagen weder die vollständigen Ermittlungsakten vor, 
noch wurden Angehörige der Mordopfer als Zeugen ver-
nommen. Hierauf wurde im Einvernehmen aller Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses verzichtet, um die trauma-
tisierten Opferhinterbliebenen auch und gerade vor dem 
Hintergrund des Prozessbeginns vor dem Oberlandesgericht 
München nicht weiter zu belasten. Der Untersuchungsaus-
schuss hat sich aber durch die Einsichtnahme in die Verneh-
mungsprotokolle der Opferangehörigen und die Zeugenaus-
sagen der damals vernehmenden Beamten über diesen Kom-
plex ein Bild verschaffen können.  

852	 BVerfG, a. a. O., Rn. 123.
853	 Akte Nr. 8/BY-4/3_Anlagen/1 Aktenordner PP Mittelfranken, Bl. 208.
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verfahrens zu den Česká-Morden bei einer Staatsanwalt-
schaft in Betracht gekommen.“

Nr. 25 RiStBV lautet:

„Im Interesse einer zügigen und wirksamen Strafverfol-
gung ist die Führung einheitlicher Ermittlungen als Sam-
melverfahren geboten, wenn der Verdacht mehrerer Straf-
taten besteht, eine Straftat den Bezirk mehrerer Staatsan-
waltschaften berührt oder ein Zusammenhang mit einer 
Straftat im Bezirk einer anderen Staatsanwaltschaft be-
steht. Dies gilt nicht, sofern die Verschiedenartigkeit der 
Taten oder ein anderer wichtiger Grund entgegensteht.“

Aufgrund der offensichtlichen Tatzusammenhänge lagen 
die Voraussetzungen der Nr. 25 RiStBV zur Führung eines 
Sammelverfahrens vor. Es sind keine Gründe ersichtlich, die 
einem Sammelverfahren entgegen gestanden hätten. Diese 
Einschätzung vertrat auch das BKA in dem oben zitierten 
Bericht an das BMI vom 2. Mai 2006:

„Bisher ist es noch nicht einmal gelungen, ein staatsanwalt-
schaftliches Sammelverfahren (Nr. 25 ff. RiStBV) sicher-
zustellen, das nach Lage der Dinge am ehesten bei der StA 
Nürnberg anzusiedeln wäre. Ein solches Sammelverfahren 
ist in jedem Fall geboten. Es wäre im Übrigen die wesent-
liche und geeignete Voraussetzung für ein Ersuchen der dann 
federführenden Staatsanwaltschaft an das BKA gemäß § 4 
Abs. 2 Nr. 1 BKAG, was eine Anordnung nach § 4 Abs. 2  
Nr. 2 BKAG obsolet machte.“

Die BLKR hat die Justizministerien Bayern, Hessen und 
Mecklenburg-Vorpommern und Nordrhein-Westfalen um 
Mitteilung gebeten, ob die zu den Morden ermittelnden 
örtlichen Staatsanwaltschaften versucht haben, die Ermitt-
lungen nach Nr. 25 RiStBV zu zentralisieren oder in Er-
wägung gezogen haben, den Generalbundesanwalt nach  
§ 142 a GVG zu beteiligen. (…) Zum gleichen Sachverhalt 
führte das Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern 
aus, nach der Begehung des Mordes am 25. Februar 2004 
sei die Übersendung der Akten mit Verfügung vom 1. April 
2004 an die Staatsanwaltschaft Nürnberg erfolgt und darum 
ersucht worden, das Verfahren nach Nr. 25 RiStBV zu über-
nehmen. Die Übernahme des Verfahrens sei dort abgelehnt 
worden. Das Bayerische Staatsministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz nahm auf eine Stellungnahme der Gene-
ralstaatsanwaltschaft Nürnberg Bezug. Darin heißt es, mit 
den zuständigen Staatsanwaltschaften München und Ham-
burg sei abgesprochen gewesen, die Verfahren bei den ört-
lich zuständigen Staatsanwaltschaften zu belassen. Zwar sei 
dieselbe Waffe verwendet worden, jedoch sei nicht geklärt 
gewesen, ob die Taten vom selben Täter begangen worden 
seien.

Die BLKR kann die Argumentation der Generalstaatsanwalt-
schaft Nürnberg nicht nachvollziehen. Ein Sammelverfahren 
im Sinne von Nr. 25 RiStBV setzt nicht zwingend voraus, 
dass die Taten vom selben Täter begangen werden. Bereits 
die Kenntnis darüber, dass dieselbe Tatwaffe zur Begehung 
im Bezirk anderer Staatsanwaltschaften verwendet worden 

3.10. Rolle der Staatsanwaltschaft und der Justizverwal-
tung

3.10.1 Sammelverfahren

Der Staatsanwaltschaft obliegt im Ermittlungsverfahren die 
Sachleitungsbefugnis. Es ist ihre Aufgabe, den rechtlich 
einwandfreien Ablauf der Ermittlungen sicherzustellen und 
die ständige rechtliche Kontrolle über die polizeiliche Er-
mittlungstätigkeit auszuüben. Stehen Straftaten, die in un-
terschiedlichen staatsanwaltschaftlichen Bezirken begangen 
wurden, miteinander im Zusammenhang, ist die Errichtung 
eines Sammelverfahrens, also die Zusammenführung der 
Verfahren unter das Dach einer einzigen Staatsanwaltschaft, 
geboten. Siehe hierzu Nr. 25 ff. der Richtlinien für das Straf-
verfahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV). 

Im Laufe der Mordserie wurde die Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth mehrmals mit der Anregung konfrontiert, 
eine Zusammenführung der Ermittlungen in Form eines 
Sammelverfahrens herbeizuführen. So im September 2001 
durch den damaligen Referatsleiter für strafrechtliche Ein-
zelsachen im Bayerischen Staatsministerium der Justiz856 
und im April 2004 durch die Staatsanwaltschaft Rostock857. 
Die Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth hat diese Vorstöße 
stets abgelehnt. Trotz der zum damaligen Zeitpunkt offen-
kundigen Verbindung der Morde über dieselbe Tatwaffe und 
die einheitliche Tatbegehung war nach ihrer Einschätzung 
nicht ausreichend belegt, dass die Morde auch von denselben 
Tätern verübt worden sind.858 Diese Bewertung ist für den 
Untersuchungsausschuss fachlich nicht überzeugend. 

Erst nach dem siebten, am 15. Juni 2005 in München be-
gangenen Mord regte die Staatsanwaltschaft München I mit 
Bericht vom 21. Juni 2005 eine Verfahrensverbindung der 
Münchner und Nürnberger Verfahren bei der Staatsanwalt-
schaft Nürnberg-Fürth an. Mit einer Anordnung des Amts-
chefs des Staatsministeriums der Justiz (§ 147 Abs. 2 GVG) 
wurden die Ermittlungen in den Münchner Mordfällen am 
24. Juni 2005 der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth über-
tragen. Die Errichtung eines Sammelverfahrens für alle 
Mordfälle unterblieb bis zum Ende der Mordserie. Auch 
nachdem bereits neun Tote zu beklagen waren, sind die Er-
mittlungen nebeneinander von fünf verschiedenen Staatsan-
waltschaften geführt worden. Der Untersuchungsausschuss 
bewertet dies als Mangel in der Ermittlungsführung. 

Auch die Bund-Länder-Kommission Rechtsextremismus 
(BLKR) stellt in ihrem Abschlussbericht fest, dass die Bil-
dung eines Sammelverfahrens bei einer Staatsanwaltschaft 
in den konkreten Fällen geboten gewesen wäre:859 

„Unabhängig von einer zentralen polizeilichen Ermittlung 
wäre auch gemäß Nr. 25 RiStBV das Führen eines Sammel-

856	 Damalige Rechtsgrundlage: § 100a S. 1 StPO a.F. mit Geltungszeit-
raum vom 19.2.2005 bis 29.11.2007.

857	 Akte 378.
858	 Akte 8, BY-2, Anlagen, 1. Teillieferung, 1. Führungsakte Nr. 06a der 

BAO Bosporus, S. 34f.
859	 ZV Kimmel, 10.04.2013, S. 71.
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erklären. Zumal der Untersuchungsausschuss die Erkenntnis 
gewonnen hat, dass bereits das Vernehmungsprotokoll die 
tatsächliche Zeugenaussage der Frau Keller („Der war es!“, 
siehe oben unter B.3.18.) nur abgeschwächt darstellt. Der 
Bericht enthält also eine doppelte Abschwächung der ur-
sprünglichen Aussage. Der eigentliche Aussagegehalt wird 
erheblich verzerrt wiedergegeben. Die Ergebnisse der OFA 
2 wurden zwar einmalig berichtet, sind allerdings derart ver-
kürzt wiedergegeben, dass die Arbeitshypothese eines mög-
licherweise rechtsextremistischen Hintergrundes der Taten 
aus dieser Zusammenfassung nicht mehr ersichtlich ist. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die Staatsanwaltschaft 
Nürnberg der ihr nach Nr. 1 BeStra (Berichtspflichten in 
Strafsachen) obliegenden Berichtspflicht zu spät, nur auf 
Anforderung und inhaltlich zuweilen den tatsächlichen Er-
mittlungsstand verkürzend, nachgekommen ist. 

3.10.3. Kompetenzstreit zum Generalbundesanwalt 

Darüber hinaus bleiben erhebliche Zweifel, ob die Theorie 
des missionsgeleiteten Einzeltäters, die im Jahr 2006 nach 
der OFA II als neue Ermittlungshypothese verfolgt worden 
ist, durch die Staatsanwaltschaft Nürnberg mit dem erfor-
derlichen Antrieb verfolgt wurde. Aus einem Vermerk des 
BKA862 ergibt sich der Eindruck, dass eine allzu intensive 
Konzentration auf diese Ermittlungsrichtung nicht erwünscht 
war, da in diesem Fall die Zuständigkeit des Generalbundes-
anwalts gegeben gewesen wäre (siehe Sachverhalt Frage 
B.4.16). Der zuständige Staatsanwalt Dr. Kimmel hat diesem 
Verdacht vor dem Untersuchungsausschuss ausdrücklich wi-
dersprochen. Er führte aus, auch bei Zugrundelegung dieser 
Hypothese sei eine Zuständigkeit des Generalbundesanwalts 
nicht gegeben. Dagegen sprechen die Protokolle und Auf-
zeichnungen von Besprechungen der Steuerungsgruppe der 
BAO Bosporus, in denen festgehalten worden ist, dass die 
Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth darauf hingewiesen habe, 
bei allzu intensiver Diskussion dieser Hypothese könne eine 
Zuständigkeit des Generalbundesanwalts greifen.863 In der 
Gesamtschau hat insbesondere die Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth ihre Sachleitungsbefugnis über die Ermittlungen 
nicht im wünschenswerten Umfang ausgeübt. Die Mordserie 
wurde nicht entsprechend ihrer bundesweiten Dimension 
behandelt. Das Bayerische Staatsministerium für Justiz ist 
in dieser Hinsicht seiner Fachaufsicht über die Staatsanwalt-
schaft nicht im erforderlichen Maße nachgekommen. 

B.III. Gemeinsame Schlussfolgerungen aller Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses

1. Einleitung

Gemäß dem Untersuchungsauftrag vom 04.07.2012 hatte 
der Untersuchungsausschuss auch der Frage nachzugehen, 
welche Schlussfolgerungen im Hinblick auf die Bekämp-
fung des Rechtsextremismus für die Struktur und Organisa-

862	 Akte 8, BY-2, Anlagen, 3. Teillieferung, 2. Band, S. 91.
863	 Fundstelle ergänzen

ist, begründet den tatbestandlich vorausgesetzten Zusam-
menhang der Straftat und gebietet die Führung einheitlicher 
Ermittlungen, wie die Staatsanwaltschaft Rostock zu Recht 
angenommen hat. 

Der Untersuchungsausschuss schließt sich in diesem Punkt 
vollumfänglich dem Votum der BLKR an. Für ein Sammel-
verfahren im Sinne von Nr. 25 RiStBV ist es gerade nicht 
erforderlich, dass die Taten vom selben Täter begangen 
werden. Bereits der Umstand, dass bei allen Morden dieselbe 
Tatwaffe verwendet worden ist, begründet einen klaren Tat-
zusammenhang und damit zwingend ein einheitliches Ver-
fahren. 

3.10.2. Berichtspflicht

Nach Ziffer 1 der Berichtspflicht in Strafsachen (BeStra), be-
richten die Staatsanwaltschaften dem Justizministerium u. a. 
über solche Verfahren, die wegen der Art oder des Umfangs 
der Beschuldigung oder aus anderen Gründen weitere Kreise 
beschäftigen oder voraussichtlich beschäftigen werden. 
Den ersten Bericht hat die Staatsanwaltschaft München I 
im September 2001, nach dem Mord an Habil Kilic, dem 
vierten Mord der Mordserie, über den Generalstaatsanwalt 
an das Justizministerium geleitet. Erst auf Anforderung des 
Justizministeriums berichtete daraufhin auch die Staatsan-
waltschaft Nürnberg-Fürth über die beiden bereits zuvor in 
Nürnberg verübten Morde. 

Die Berichte liegen dem Untersuchungsausschuss vor, und 
sind allesamt als wenig aussagekräftig zu beurteilen. Nicht 
akzeptabel ist, dass die Berichte den Sachstand der Ermitt-
lungen zum Teil unzutreffend wiedergegeben haben. Im 17. 
Sachstandsbericht der BAO Bosporus vom Oktober 2006, 
der ohne weitere Erläuterungen durch die Staatsanwaltschaft 
als Bericht an das STMJ weitergeleitet wurde, findet sich als 
in Bezug auf eine mögliche Verbindung zum Nagelbomben-
attentat in Köln folgende Ausführung:

„Zwei Zeuginnen aus Nürnberg und Dortmund wurden die 
Aufnahmen aus Köln vorgelegt – mehr als eine Ähnlichkeit 
konnte jedoch nicht festgestellt werden.“860

Im Protokoll der Zeugenvernehmung der Augenzeugin Beate 
Keller ist demgegenüber vermerkt:

„Wenn ich die auf dem Video gezeigten Personen nun mit 
den beiden vergleiche, die ich im Mordfall des Ismail Yasar 
in der Scharrerstraße gesehen habe, kann ich dazu sagen, 
dass ich mir ziemlich sicher bin, dass jeweils eine Person aus 
dem Kölner Video mit einem von mir in der Scharrerstraße 
gesehenen Radfahrer identisch ist.“861

Wie diese Abschwächung der Zeugenaussage Keller Einzug 
in den Bericht der Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth finden 
konnte, konnte der zuständige Staatsanwalt Dr. Kimmel nicht 

860	 Bericht BLKR vom, Rn. 507-508.
861	 Akte 1, 17. Sachstandsbericht der BAO Bosporus vom Oktober 2006, 

S. 4.

Česká-
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4. Bewertung der bereits umgesetzten Reformen und der 
Empfehlungen der BLKR; weitergehende Handlungs-
empfehlungen für Bayern

Im folgenden werden die bereits umgesetzten Reformen in 
Bayern und die Empfehlungen der BLKR bewertet und dar-
gestellt, ob und inwieweit aus bayerischer Sicht weiterge-
hender Reformbedarf gesehen wird.

4.1. Zu den bereits umgesetzten Reformen

Die in Anlage 5 dargestellten Reformen waren dringend ge-
boten, sie gehen in die richtige Richtung und werden vom 
Untersuchungsausschuss grundsätzlich begrüßt. Diese Re-
formen können jedoch nicht abschließend sein, sondern es 
bedarf weiterer Veränderungen. Soweit kein Einvernehmen 
besteht, wird auf die Ausführungen zu B IV. verwiesen.

4.2. Zu den Empfehlungen der BLKR

Die Empfehlungen der Kommission werden in vielen 
Punkten begrüßt, zu einigen Vorschlägen bestehen jedoch 
unterschiedliche Auffassungen der Mitglieder des Unter-
suchungsausschusses. Insoweit wird auf die Ausführungen 
unter B.IV. verwiesen. 

Unterschiedliche Auffassungen bestehen in folgenden 
Punkten:

•	� Zukunft des Verfassungsschutzes
•	� Zentrale/Dezentrale Ermittlungsführung
•	� Verdeckte Informationsgewinnung durch V-Leute

Einvernehmlich merkt der Untersuchungsausschuss zu den 
Vorschlägen der BLKR folgendes an.

4.2.1 Trennungsgebot

Es sollte auch aus Sicht des Untersuchungsausschusses 
am verfassungsrechtlich verankerten Trennungsgebot zwi-
schen Verfassungsschutz- und Polizeibehörden festgehalten 
werden. 

Fraglich ist allerdings, ob die Vorschläge der BLKR zum 
Informationsaustausch zwischen Verfassungsschutz und Po-
lizei wegen der zeitlich später ergangenen Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Anti-Terror-Datei in dieser 
Form umgesetzt werden können. 

Gemäß der o. g. Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts soll die Übermittlung von Informationen der Nachrich-
tendienste an die Polizei für operative polizeiliche Zwecke 
der Ausnahmefall sein und vom Vorliegen eines herausra-
genden öffentlichen Interesses abhängig gemacht werden. 

Der Untersuchungsausschuss ist der Auffassung, dass der 
Informationsaustausch zwischen Verfassungsschutz und 
Polizei und damit die praktische Umsetzung des Trennungs-
gebots verbessert werden müssen. Hier sollte durch regel-
mäßige gemeinsame Fortbildungsveranstaltungen für die 

tion der Sicherheits- und Justizbehörden in Bayern und die 
Zusammenarbeit und den Informationsaustausch mit den 
Sicherheits- und Justizbehörden auf Bundesebene und den 
anderen Bundesländern gezogen werden müssen.

2. Bereits umgesetzte Reformen in Bayern

Hierzu wird auf die Anlage 5 verwiesen (Schreiben des Bay-
erischen Staatsministers des Innern vom 25.06.2013, IE1-
1334-10-170).

3. Handlungsempfehlungen der Bund-Länder-Kommis-
sion Rechtsterrorismus

Auf Initiative des Bundesministeriums des Innern (BMI) hat 
die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder (Innenministerkonferenz, IMK) am 8./9. Dezem- 
ber 2011 in Wiesbaden die Einsetzung einer von Bund 
und Ländern paritätisch besetzten Regierungskommission  
beschlossen. Die von den Ländern benannten Experten wa-
ren die Senatoren a. D. Dr. Ehrhart Körting (SPD) und Heino 
Vahldieck (CDU). Ersterer schied zum 17.09.2012 aus der 
Kommission aus. Nachfolger wurde Staatsminister a. D. 
Karl Peter Bruch (SPD). Die vom Bund benannten Exper-
ten waren Bundesanwalt beim Bundesgerichtshof Bruno Jost 
und Rechtsanwalt Prof. Dr. Eckhart Müller.

Die Kommission hatte den Auftrag, die Formen der Zusam-
menarbeit der Sicherheitsbehörden der Länder untereinander 
und mit den Bundesbehörden zu analysieren und zu bewer-
ten. Sie hatte hierzu die Schnittstellen zwischen Behörden 
oder Arbeitsbereichen innerhalb von Behörden zu benennen 
und auf dieser Grundlage die Behördenzusammenarbeit zu 
beurteilen.

Am 26.02.2013 traf sich der Untersuchungsausschuss mit 
Vertretern der Kommission zu einem Informationsaustausch 
in nicht-öffentlicher Sitzung. Von Seiten der Kommission 
nahmen Rechtsanwalt Professor Dr. Eckart Müller und 
Staatsminister a.D. Karl Peter Bruch (SPD) teil.864

Die Kommission legte ihren Abschlussbericht vom 
30.04.2013 am 23.05.2013 der Innenministerkonferenz 
(IMK) vor.

Die Empfehlungen der Bund-Länder-Kommission Rechts-
terrorismus (im Folgenden BLKR) sind auch für Bayern 
von besonderer Relevanz. Um insofern Wiederholungen 
zu vermeiden, soll im folgenden dargelegt werden, ob und 
inwieweit sich die Empfehlungen der Kommission mit den 
Erkenntnissen des Untersuchungsausschusses in Einklang 
bringen lassen.

Zu den Einzelheiten der Empfehlungen der BLKR wird 
auf die Anlage 6 verwiesen (Abschlussbericht der Bund-
Länder-Kommission Rechtsterrorismus vom 30. April 2013 
– Zusammenfassung der Empfehlungen –).

864	  Protokoll vom 26.02.2013 (nicht-öffentlich).
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wichtige Gründe entgegenstehen. Hier könnte deshalb der 
Gesetzgeber im Sinne eines Regel-Ausnahme-Verhältnisses 
klarstellen, dass bei sehr schweren Delikten das Landesamt 
für Verfassungsschutz als Herausgeber der Daten nicht die 
Notwendigkeit der Übermittlung für die Aufgabenerfüllung 
des Empfängers zu prüfen hat, sondern grundsätzlich immer 
die Notwendigkeit einer möglichst umfassenden Informati-
onsübermittlung besteht. Die Übermittlungsverbote in Art. 
17 BayVSG sollten grundsätzlich bestehen bleiben, aber 
gemäß den Empfehlungen der BLKR überarbeitet werden.866 
Hierzu wird jedoch auf die Ausführungen zum ATD-Urteil 
des Bundesverfassungsgerichtes in Nr. 4.2.2 verwiesen.

4.2.4 Geheimschutz und Verwertbarkeit von eingestuften 
Informationen.

Die BLKR spricht in den Feststellungen von einer „oftmals 
überzogenen Einstufungspraxis“. Auch aus den dem Unter-
suchungsausschuss vorliegenden Unterlagen wurde deut-
lich, dass Akten immer so hoch in der Geheimhaltung einge-
stuft werden, wie das höchste darin vorkommende Schrift-
stück, auch wenn sämtliche andere Schriftstücke keiner oder 
einer geringeren Geheimhaltungsstufe unterliegen. Diese 
Geheimhaltungspraxis muss aus Sicht des Untersuchungs-
ausschusses im Interesse einer höheren Transparenz geän-
dert werden. In diesem Zusammenhang sollte auch geprüft 
werden, ob die Regelungen der Verschlusssachenanweisung 
einer Überarbeitung bedürfen.

4.2.5. Quellenschutz

Die ausführlichen Empfehlungen der BLKR zum Quel-
lenschutz, wonach der Quellenschutz nicht absolut gesetzt 
werden kann und der Schutz von Leib und Leben der Quellen 
und die Arbeitsfähigkeit der Verfassungsschutzbehörden mit 
den berechtigten Belangen der Strafverfolgung und Gefah-
renabwehr in ein angemessenes Verhältnis zueinander zu 
bringen sind, werden begrüßt.

Der Untersuchungsausschuss empfiehlt, die diesbezüglichen 
Regelungsvorschläge der BLKR – gegebenenfalls nach re-
daktioneller Anpassung – in das Bayerische Verfassungs-
schutzgesetz zu übernehmen.

4.2.6. Informationsauswertung

Die Empfehlungen der BLKR für einheitliche Standards bei 
der Informationsauswertung im Verfassungsschutz sind zwar 
grundsätzlich zu begrüßen, gehen aber aus bayerischer Sicht 
nicht weit genug. Neben der von der BLKR geforderten ste-
tigen effektiven und effizienten Kontrolle der Auswertung 
und einer vertieften „interdisziplinären“ Aus- und Fortbil-
dung auf dem Gebiet der Informationsauswertung bedarf es 
aus bayerischer Sicht auch einer verstärkten wissenschaft-
lichen Durchdringung der Phänomene des Rechtsextremis-
mus.867 Hierzu sollte die wissenschaftliche Aufbereitung des 
Rechtsextremismus verstärkt und die Analysefähigkeiten 

866	  Abschlussbericht BLKR, Rn. 721.
867	  vgl. Bewertungsteil, 2.1.2.1.1

Mitarbeiter des Landesamts für Verfassungsschutz und der 
anderen Sicherheits- und Justizbehörden, insbesondere Po-
lizei und Staatsanwaltschaften, auf alle Ebenen Verständnis 
für die wechselseitigen Belange geweckt werden, um die 
nach den gesetzlichen Vorgaben und der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts vorhandenen Informationsspiel-
räume offensiver zu nutzen.

4.2.2 Zentralstellenfunktion des Bundesamts für Verfas-
sungsschutz

Eine effektive Wahrnehmung der Zentralstellenfunktion des 
Bundesamts für Verfassungsschutz setzt zwar nicht zwin-
gend eine gesetzliche Regelung voraus. Das Bundesamt für 
Verfassungsschutz konnte und kann bereits aufgrund der 
Regelungen der Koordinierungsrichtlinie (nunmehr Zusam-
menarbeitsrichtlinie) die ihm durch die §§ 2 und 5 Bundes-
verfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) im Grundsatz zuge-
wiesene Zentralstellenfunktion im Verfassungsschutzver-
bund wahrnehmen. Eine gesetzliche Normierung der Zent-
ralstellenfunktion des BfV erscheint aber erwägenswert. Die 
Planung, zunächst in einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe zu 
prüfen, ob eine gesetzliche Ausgestaltung der wesentlichen 
Aspekte der Zentralstellenfunktion des Bundesamts für Ver-
fassungsschutz im BVerfSchG gegenüber der untergesetzli-
chen Regelung Vorteile bietet, wird deshalb unterstützt.

4.2.3 Harmonisierung bestehender gesetzlicher Über-
mittlungsvorschriften auf Landes- und Bundesebene/
Zusammenarbeit zwischen Polizeibehörden und Verfas-
sungsschutz in der Praxis

Entscheidende Bedeutung kommt bei den anstehenden 
Reformen der Verbesserung des Informationsaustausches 
zwischen den Verfassungsschutzbehörden und den Strafver-
folgungs- und Polizeibehörden zu. Die Empfehlungen der 
BLKR zur Harmonisierung der entsprechenden Rechtsvor-
schriften und zur Übermittlungspraxis gehen in die richtige 
Richtung.

Der Rechtsauffassung der BLKR, wonach das Grundrecht 
der informationellen Selbstbestimmung in diesem Zusam-
menhang allerdings eine voraussetzungslose und verpflich-
tende Übermittlung aller in den jeweiligen Bereichen anfal-
lenden und für den jeweiligen Empfänger nützlichen oder 
in irgendeiner Weise hilfreichen Informationen von den 
Verfassungsschutzbehörden an die Strafverfolgungs- und 
Polizeibehörden ausschließe, steht auch im Einklang mit der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgericht.865

Die Regelungen zur Informationsübermittlung durch den 
Verfassungsschutz an die Polizei sollten im Lichte des Ur-
teils des Bundesverfassungsgerichts geprüft und umgestaltet 
werden. Hierzu müsste zum Beispiel die bisher alleine im 
Ermessen des Landesamts für Verfassungsschutz stehende 
Informationsübermittlung um eine Übermittlungspflicht 
bei besonders schweren Straftaten erweitert werden. Diese 
Übermittlungspflicht sollte nur dann entfallen, wenn ge-

865	  BVerfG, a.a.O.
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dern nur mit einer personellen Verstärkung der Staatsschutz-
dienststellen zu bewerkstelligen sein.

B.IV. Unterschiedliche Bewertungen und Schlussfolge-
rungen

Zusätzlich zu den oben dargestellten und von allen Mitglie-
dern des Untersuchungsausschuss gemeinsam getroffenen 
Bewertungen und Schlussfolgerungen kommen einzelne 
Mitglieder des Untersuchungsausschusses teilweise zu un-
terschiedlichen Ergebnissen. Diese werden im folgenden 
dargestellt:

1. Abgeordnete Dr. Otmar Bernhard (CSU), Prof. Dr. 
Winfried Bausback (CSU), Manfred Ländner (CSU), 
Martin Neumeyer (CSU) und Dr. Andreas Fischer (FDP):

1.1. Bewertung:

Dass das NSU-Terrortrio nicht früher gefasst wurde und so-
lange seine furchtbare und menschenverachtende Mordserie 
fortsetzen konnte, macht tief betroffen. Auch bei bayeri-
schen Sicherheitsbehörden kam es zu Fehlern und Fehlein-
schätzungen.

In der öffentlichen Diskussion wurde trotz großer Anstren-
gungen der Ermittlungsbehörden viel von einem Versagen 
der Sicherheitsbehörden gesprochen. Dieser Aussage können 
sich die Mitglieder des Untersuchungsausschusses von CSU 
und FDP nicht uneingeschränkt anschließen. Es sind zwar 
Fehler und Fehlereinschätzungen passiert, jedoch haben die 
Untersuchungen keinen einzigen Punkt ergeben, von dem 
man sagen kann, hätten die Behörden hier etwas anders 
gemacht, wäre die Serie mit Sicherheit aufgeklärt worden. 
Einen solchen Kardinalfehler gab es nach heutigem Wissen 
nicht. Gleichwohl muss die Politik durch wohlüberlegte Re-
formen sicherstellen, dass sich die gemachten Fehler nicht 
wiederholen.

Die Aussage des „Versagens der Sicherheitsbehörden“ kann 
in ihrer Pauschalität auch nicht auf die einzelnen handelnden 
Beamten übertragen werden. Der Untersuchungssauschuss 
hat in der Beweisaufnahme viele hoch engagierte Beamte 
erlebt, die erkennbar auch persönlich schwer enttäuscht 
waren, dass es ihnen trotz intensivster Ermittlungsarbeit über 
Jahre hinweg nicht gelungen ist, die Mordserie aufzuklären. 
Ein in der Presse (Nürnberger Nachrichten vom 02.07.2013) 
unterstellter „alltäglicher, latenter Rassismus“ als Ursache 
dafür, dass Spuren in Richtung Rechtsextremismus nicht 
verfolgt worden seien, war in keinem Fall festzustellen. 
Selbst die beteiligten türkischen Sicherheitsbehörden ver-
muteten stets einen Hintergrund der Taten im Bereich der 
Organisierten Kriminalität.

Der Untersuchungsausschuss hat auch keine Anhaltspunkte 
dafür gefunden, dass die Bayerische Staatsregierung die 
Gefahren des Rechtsextremismus entgegen der durch die 
Sicherheitsbehörden gelieferten Erkenntnisse unterschätzt 
oder verharmlost hätte. Man hat auf Ebene der Staatsregie-

des Verfassungsschutzes verbessert werden. Hierfür bedarf 
es auch eines entsprechend qualifizierten wissenschaftlichen 
Personals.

4.3. Weitergehende Reformempfehlungen für Bayern

Der Untersuchungsausschuss empfiehlt über die Vorschläge 
der BLKR hinaus einvernehmlich folgende weitere Reform-
schritte:

4.3.1 Eigene Abteilung für den Rechtsextremismus im 
Landesamt für Verfassungsschutz

Da sich die möglichen Begutachtungsobjekte im Rechts- 
und Linksextremismus in ihren Strukturen und Aktivitäten 
deutlich voneinander unterscheiden, empfiehlt der Untersu-
chungsausschuss wegen der vom Rechtsextremismus aus-
gehenden Gefährdung wieder eine eigene Abteilung für den 
Rechtsextremismus im Landesamt für Verfassungsschutz 
einzurichten.

4.3.2. Verstärkte Dokumentation im Landesamt für Ver-
fassungsschutz

Die rechtliche Einschätzung des Landesamts für Verfas-
sungsschutz zur Informationsanfrage und die telefonischen 
Nachfragen der BAO Bosporus im Jahr 2006 wurden nicht 
schriftlich dokumentiert, ebenso wenig wie die Negativ-Aus-
künfte von V-Leuten, die im Zusammenhang mit der Ceska-
Mordserie befragt worden sind, dokumentiert wurden.

Es ist künftig darauf zu achten, dass derartige Vorgänge auch 
entsprechend schriftlich in den Akten dokumentiert sind.

4.3.3. Prüfung eines möglichen rechtsextremistischen 
oder fremdenfeindlichen Hintergrunds als „Standard-
programm“ bei Ermittlungsverfahren bei Gewaltde-
likten gegen Opfer mit Migrationshintergrund

Die ausführliche Prüfung eines möglichen rechtsextremisti-
schen oder fremdenfeindlichen Hintergrunds bei Gewaltde-
likten gegen Opfer mit Migrationshintergrund sollte genauso 
zum Standard bei Ermittlungsverfahren gehören, wie die 
intensive Überprüfung des sozialen und familiären Hinter-
grunds der Opfer.

Hierauf sollte bei Staatsanwaltschaften und Polizei durch 
entsprechende Fortbildungsmaßnahmen und Dienstanwei-
sungen bzw. Handlungsleitfäden hingewirkt werden, die 
Standards für die Einbeziehung des Landesamts für Verfas-
sungsschutz, der Staatsschutzdienststellen und der politi-
schen Abteilungen der Staatsanwaltschaften beinhalten.

Die eingeleiteten Ermittlungsmaßnahmen in Richtung 
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit müssen auch 
durchgängig entsprechend dokumentiert werden.

Die standardmäßige Prüfung durch die angesprochenen 
Fachdienststellen wird jedoch nicht personalneutral, son-
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Beobachtung des gewaltbereiten Rechtsextremismus und 
der hier agierenden Personen sowie zu einer Optimie- 
rung der Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden führen 
sollen. 

Im Einzelnen sind dies u. a.:

•	� Die Rechtsextremismusdatei (RED).

•	� Das Gemeinsame Abwehrzentrum gegen Rechtsextre-
mismus (GAR) und das Gemeinsame Extremismus- und 
Terrorabwehrzentrum (GETZ).

•	� Die Fortschreibung des „Leitfadens für die Zusammenar-
beit zwischen Polizei und Verfassungsschutz“.

•	� Die Neukonzeption des Verfassungsschutzes, die bein-
haltet

	 	 �die Änderung der Richtlinie über die Zusammenarbeit 
des Bundesamts für Verfassungsschutz und der Lan-
desämter für Verfassungsschutz,

	 	 �die Standardisierung des Einsatzes von V-Leuten und 
Errichtung einer zentralen Datei beim Bundesamt für 
Verfassungsschutz, und

	 	 �die Nutzung der Verfassungsschutzdatei NADIS-WN 
als Volltextdatei.

•	� Die weiteren Maßnahmen im Verfassungsschutzverbund, 
wie

	 	 �die Verstärkung der Präventionsarbeit des Verfassungs-
schutzes,

	 	 �die Weiterentwicklung der Schule für Verfassungs-
schutz

	 	 �die Verbesserung der Ausbildung der Mitarbeiter des 
Verfassungsschutzes

	 	 �die verbindliche Festlegung von gemeinsamen Stan-
dards und Ausschlusskriterien für die Werbung und 
den Einsatz von V-Leuten im Verfassungsschutz,

	 	 �die Schaffung einer Dokumentation über den Einsatz 
aller V-Leute in den Beobachtungsobjekten des Ver-
fassungsschutzes durch Einrichtung einer zentralen V-
Leute-Datei,

	 	 �die stärkere Koordination der Internetaufklärung, und

	 	 �die Einrichtung eines Kompetenzzentrums für opera-
tive Sicherheit im Internet beim Bundesamt für Verfas-
sungsschutz.

Diese Reformen werden ausdrücklich begrüßt.

Da sich gezeigt hat, dass sich die derzeitigen Strukturen mit 
16, teilweise sehr kleinen, Landesämtern für Verfassungs-
schutz und einem Bundesamt für Verfassungsschutz nicht 
bewährt haben, sollten diese Strukturen einer weiteren Über-
prüfung unterzogen werden, wobei Bayern alleine aufgrund 
seiner Fläche und Bevölkerungszahl und der leistungsfä-
higen Größenordnung seines Verfassungsschutzes auch in 
Zukunft über ein eigenes Landesamt für Verfassungsschutz 
verfügen muss.

rung die Entwicklung einer rechtsterroristischen Terrorzelle 
wie dem NSU bis 04.11.2011 nicht für möglich gehalten, 
da bundesweit die Sicherheitsbehörden nicht über entspre-
chende Erkenntnisse verfügten. Davon, dass die Bayerische 
Staatsregierung „auf dem rechten Auge blind“ gewesen sei, 
kann keine Rede sein. 

Das Thema Rechtsextremismus war während des gesamten 
Untersuchungszeitraums ein wichtiges Thema der Regie-
rungsarbeit der Bayerischen Staatsregierung, wie diese in 
Anlage 3 zu diesem Bericht überzeugend dargelegt hat. Es 
sind zahlreiche Maßnahmen zur Bekämpfung des Rechtsex-
tremismus ergriffen worden, die im Ergebnis dazu geführt 
haben, dass sich in Bayern im Vergleich zu anderen Bundes-
ländern kein allgemeiner Schwerpunkt rechtsextremistischer 
Aktivitäten entwickeln konnte. Allerdings konnten trotzdem 
die rechtsterroristischen Verbrechen des NSU nicht verhin-
dert werden.

1.2. Schlussfolgerungen

1.2.1. Zukunft des Verfassungsschutzes:

Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses von CSU und 
FDP sind der Auffassung, dass sich der Verfassungsschutz 
als Instrument der wehrhaften Demokratie grundsätzlich be-
währt hat und auch in Zukunft ein wesentlicher Bestandteil 
der Sicherheitsarchitektur der Bundesrepublik bleiben sollte.

Die Verfassungsschutzbehörden, unter ihnen auch das Lan-
desamt für Verfassungsschutz, wurden zu Recht dafür kriti-
siert, dass ihnen die Existenz der Terrorgruppe NSU nicht be-
kannt geworden ist. Daraufhin wurden bereits entsprechende 
Reformen eingeleitet, die zu einer intensiveren Beobachtung 
des gewaltbereiten Rechtsextremismus führen sollen. Diese 
Reformen werden ausdrücklich begrüßt. Der Verfassungs-
schutz darf nicht abgeschafft, sondern muss durch Reformen 
gestärkt werden, so wies dies im Übrigen auch von den In-
nenministern der SPD-regierten Länder gesehen wird. 
Eine wehrhafte Demokratie kann auf einen Nachrichten-
dienst, der ohne Exekutivbefugnisse verfassungsfeindliche 
Bestrebungen im Vorfeld aufklärt, die verfassungsmäßige 
Ordnung schützt und Ansprechpartner für andere Nachrich-
tendienste im In- und Ausland ist, nicht verzichten.

Die Polizei kann die Aufgabe des Verfassungsschutzes nicht 
übernehmen, da sie Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung verhindern oder aufklären muss und an das Le-
galitätsprinzip gebunden ist. Ihr kann auch nicht in gleicher 
Weise wie dem Verfassungsschutz der Einsatz nachrichten-
dienstlicher Mittel übertragen werden, da dies ein Verstoß 
gegen das Trennungsgebot wäre. Aufgaben und Funktion 
des Verfassungsschutzes können auch nicht von Akteuren 
der Zivilgesellschaft, etwa wissenschaftliche Dokumentati-
onsstellen wahrgenommen werden, weil ihnen hoheitliche 
Befugnisse fehlen und ihre Arbeit nicht durch die Legislative 
kontrolliert werden kann. 

Deshalb war es notwendig, Reformen für den Verfassungs-
schutz einzuleiten, die insbesondere zu einer intensiveren 
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einschätzbar und eine gegebenenfalls zunehmende das ideo-
logische Radikalisierung oder Gewaltbereitschaft einzelner 
Szeneaktivisten oder der gesamten Gruppierung frühzeitig 
erkennbar. Indem der Verfassungsschutz beabsichtigte Ge-
walttaten oder gar Verabredungen zu Verbrechen in Erfah-
rung bringt und an die Polizei berichtet, können Leib und 
Leben geschützt und erforderliche Gegenmaßnahmen er-
griffen werden. Dies schließt nicht aus, dass es Sachverhalte 
gibt, bei denen ein Quellenzugang in eine Gruppierung nicht 
möglich ist.

Verdeckte Ermittler, also unter einer Legende agierende 
Beamte der Sicherheitsbehörden, können V-Leute nicht er-
setzen:

•	� Die rechtsextremistische Szene ist weit verzweigt und 
teilt sich in viele Klein- und Kleinstgruppen (Kamerad-
schaften) auf. Es wären also eine Vielzahl von verdeckten 
Ermittlern für eine flächendeckende Beobachtung der 
Szene notwendig. Abgesehen von den damit verbundenen 
Kosten, die um ein Vielfaches über den an V-Leute be-
zahlten Honoraren liegen dürfte, ist auch zweifelhaft, 
ob sich für diese mit erheblichen Gefahren für Leib und 
Leben verbundene Aufgabe überhaupt genug geeignetes 
und bereites Personal finden ließe.

•	� V-Leute gehören im Normalfall der Szene an, verdeckte 
Ermittler müssen von außen in die Szene eingeschleust 
werden. Bis diese innerhalb der Szene ein entsprechendes 
Vertrauen aufgebaut haben, um überhaupt an relevante In-
formationen herankommen zu können, können Jahre ver-
gehen.

•	� Extremistische Szenen zeichnen sich durch die Bege-
hung von Straftaten aus. Ein Externer wird auf dem Weg 
zu einem anerkannten Mitglied der Szene kaum umhin-
kommen, ggf. auch in Straftaten hineingezogen zu werden. 
Hier stößt der Einsatz eines unter Beamteneid stehenden 
verdeckten Ermittlers schnell an rechtsstaatliche Grenzen.

Gleiches gilt auch für den verstärkten Einsatz von techni-
schen Überwachungsmaßnahmen oder Observationen:

•	� Abgesehen davon, dass technische Überwachungsmaß-
nahmen (G10-Maßnahmen) jeweils mit massiven Grund-
rechtseingriffen verbunden sind, stoßen diese auch in 
weiten Teilen der Bevölkerung – auch aufgrund der Er-
fahrungen mit dem Staatssicherheitsdienst der DDR – auf 
erhebliche Vorbehalte. Würde man die V-Leute durch 
technische Maßnahmen ersetzen wollen, müsste man die 
Telefonüberwachung, Abhörmaßnahmen in Wohnungen 
und sonstigen Versammlungsorten, Sattelitenüberwachung 
und die Überwachung im Internet massiv ausbauen, was 
abgesehen von den rechtlichen Schwierigkeiten – auch 
in Anbetracht der aktuellen Diskussionen um Überwa-
chungsprogramme wie PRISM – kaum geeignet sein 
dürfte, das Vertrauen der Bevölkerung in die Nachrich-
tendienste zu erhöhen. Technische Überwachungsmaß-
nahmen sind auch alleine zudem wenig effektiv, da nicht 
zu erwarten ist, dass rechtsextremistische Aktivisten über 

Die Verfassungsschutzbehörden müssen zudem verloren 
gegangenes Vertrauen der Bürger in ihre Arbeit zurückge-
winnen. Zu begrüßen ist deshalb, dass auch das Bayerische 
Landesamt für Verfassungsschutz, daran mitarbeitet, wieder 
Vertrauen aufzubauen. Dies muss insbesondere dadurch 
geschehen, dass der Verfassungsschutz seine Aufgabe, ex-
tremistische Bestrebungen zum Schutz der verfassungsmä-
ßigen Ordnung zu beobachten, in der Öffentlichkeit offensiv 
und transparent darstellt und sich zum Zwecke der Bekämp-
fung des Rechtsextremismus noch intensiver mit relevanten 
gesellschaftlichen Akteuren und auch mit der Wissenschaft 
vernetzt. Die nach Aufdeckung des NSU intensivierte Arbeit 
der Bayerischen Informationsstelle gegen Extremismus im 
Landesamt für Verfassungsschutz muss deshalb weiter aus-
gebaut werden.

1.2.2. Verdeckte Informationsgewinnung

1.2.2.1. Beibehaltung der V-Leute als nachrichtendienst-
liches Mittel

Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses von CSU und 
FDP sind der Auffassung, dass die Befugnis der Sicherheits-
behörden zum Einsatz von Vertrauensleuten beibehalten 
werden sollte.

Auch wenn in dem Zusammenhang mit dem NSU-Komplex 
teils auch in Bayern Sachverhalte bekannt geworden sind, 
die Anlass für Zweifel an dem nachrichtendienstlichen 
Mittel des V-Mannes geben können, können die Vertrauens-
leute trotz der systemimmanenten Unzulänglichkeiten man-
gels Alternative nicht abgeschafft werden. Einsatz, Führung 
und Abschaltung der V-Leute müssen aber weiter reformiert 
werden. 

Die Taten des NSU zeigen deutlich, wie wichtig es ist, die 
rechtsextremistische Szene auch weiterhin mit sämtlichen 
nachrichtendienstlichen Mitteln zu beobachten. Es darf in 
diesem Zusammenhang auch nicht vergessen werden, dass 
V-Leute in der Vergangenheit auch dazu beigetragen haben, 
rechtsterroristische Anschläge zu verhindern, wie z. B. das 
von der Gruppe um den Rechtsextremisten Martin Wiese ge-
plante Attentat auf das jüdische Gemeindezentrum in Mün-
chen.

Der Einsatz menschlicher Quellen ist für die Aufgabenerfül-
lung der Verfassungsschutzbehörden unersetzbar. Sie stellen 
in bestimmten Bereichen das wesentliche Mittel zur Aufklä-
rung dar. Vor allem der unorganisierte Rechtsextremismus, 
dessen Ziel häufig die Anwendung von massiver Gewalt 
und die Begehung von erheblichen Straftaten ist, agiert re-
gelmäßig konspirativ. Dieser Gefahr kann wirksam nur mit 
einer aufmerksamen Aufklärung der rechtsextremistischen 
Szene, insbesondere unter Einsatz von V-Leuten begegnet 
werden. Nur hierdurch können Funktionen der Szeneange-
hörigen, deren Personalien und die Fluktuationen in deren 
Sozialgefüge (Kern und Umfeld) festgestellt und rechts-
extremistische Gruppenaktivitäten einer laufenden beglei-
tenden Beobachtung unterzogen werden. Damit sind von 
solchen Gruppierungen ausgehende Gefährdungspotenziale 
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1.2.4. Zentrale/Dezentrale Ermittlungsführung

Ebenso wenig wie die BLKR sehen die Mitglieder des Un-
tersuchungsausschusses von CSU und FDP Reformbedarf 
bei den Rechtsvorschriften zur Durchführung von staatsan-
waltschaftlichen Sammelverfahren oder einer zentralen Er-
mittlungsführung durch das Bundeskriminalamt.

Da man auch heute ex post nicht sagen kann, dass ein staats-
anwaltschaftliches Sammelverfahren oder eine Übernahme 
der polizeilichen Ermittlungen durch das Bundeskrimi-
nalamt einen früheren Ermittlungserfolg bedeutet hätte, 
muss es auch für die Zukunft immer eine Einzelfallentschei-
dung der zuständigen Staatsanwaltschaften bleiben, ob ein 
Sammelverfahren durchgeführt wird oder zentrale Ermitt-
lungen durch das Bundeskriminalamt erfolgen. Denn gerade 
bei einem Ermittlungsverfahren gegen unbekannte Täter zu 
einer bundesweiten Mordserie, wie dem Verfahren bei der 
Ceska-Mordserie, muss man immer im Einzelfall beurteilen, 
ob es praktisch sinnvoll ist, wenn ein Staatsanwalt die Er-
mittlungsführung zentral in der Hand hält und damit von den 
Tatorten und den örtlich ermittelnden Polizeibehörden weit 
entfernt ist, oder ob es nicht sinnvoller ist, wenn die Ermitt-
lungen zunächst von den Staatsanwaltschaften vor Ort ge-
leitet und erst dann in einem Sammelverfahren zusammen-
geführt werden.

2. Abgeordnete Franz Schindler (SPD), Helga Schmitt-
Bussinger (SPD), Susanna Tausendfreund (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

2.1. Grundsätzliche Vorbemerkung

Der vorliegende Abschlussbericht des Untersuchungsaus-
schusses kann nicht beanspruchen, alle Facetten der Ent-
wicklung des Rechtsextremismus in Bayern seit 1994 und 
alle Einzelheiten der Tätigkeit des BayLfV zur Beobachtung 
des Rechtsextremismus in Bayern seit dieser Zeit und die 
Fragen, weshalb es nicht gelungen ist, die fünf in Bayern 
verübten Mordanschläge aufzuklären, abschließend zu be-
antworten. 
Aus zeitlichen Gründen mussten einzelne Fragen, wie z.B. 
danach, wann bayerische Sicherheitsbehörden erstmals von 
der Existenz des rechtsterroristischen NSU Kenntnis hatten 
und ob dem NSU-Trio weitere Anschläge in Bayern zuge-
rechnet werden müssen, offen bleiben. 

Insoweit liegt lediglich ein Zwischenbericht vor und es wird 
Aufgabe des nächsten Landtags sein, auch im Lichte der in 
dem Verfahren vor dem OLG München gewonnenen neuen 
Erkenntnisse zu prüfen, ob ein weiterer Untersuchungsaus-
schuss eingerichtet werden muss.

Dass der NSU mehr als 13 Jahre lang unentdeckt Morde, 
Sprengstoffanschläge und Raubüberfälle begehen konnte, 
offenbart gravierende Mängel bei den Sicherheitsbehörden 
in Deutschland. Die Sicherheitsbehörden müssen deshalb so 
umgebaut werden, dass sie von rassistischer Gewalt bedrohte 
Menschen in unserem Land und die freiheitliche Verfassung 
effektiv schützen können. 

Telefon oder Internet offen über extremistische Sachver-
halte oder Absichten zur Begehung von Straftaten kom-
munizieren.

•	� Observationen stellen für sich nur eine Außenansicht 
auf äußere Verhaltensweisen im öffentlichen Raum dar. 
Nicht öffentlich geführte Gespräche von Rechtsextre-
misten, deren Kontakte zu anderen und Handlungen in 
geschützten Räumen wie zum Beispiel Wohnungen lassen 
sich durch Observationen nicht feststellen. Zudem sind 
Observationen sehr personalintensiv und auch nicht für 
längere Zeit ohne Offenbarungsrisiko praktizierbar.

1.2.2.2. Standards für die Führung von V-Leuten

Die diesbezüglichen Empfehlungen der BLKR werden 
grundsätzlich begrüßt, wobei die von der BLKR erwähnten 
„Vorschläge des AK IV im Bericht zur Neuausrichtung des 
Verfassungsschutzes vom 3. Dezember 2012“ dem Untersu-
chungsausschuss nicht im Detail bekannt sind, da das Land 
Niedersachsen einer Freigabe des Berichts widersprochen 
hat.

Darüber hinaus wird die Empfehlung der Kommission, die 
Rahmenbedingungen für den Einsatz von V-Leuten in die 
Verfassungsschutzgesetze – das hieße für Bayern in das 
Bayerische Verfassungsschutzgesetz – aufzunehmen, aus 
Gründen der Transparenz und im Sinne der Rechts- und 
Handlungssicherheit für das Landesamt für Verfassungs-
schutz ausdrücklich unterstützt. Es sollten die Auswahl- 
und Ausschlusskriterien für V-Leute, die Anwerbung von 
V-Leuten, die Führung von V-Leuten, die Beendigung des 
Einsatzes, die Leistungen an V-Leute und die Kontrolle des 
Einsatzes in den Grundzügen klar und unmissverständlich 
geregelt werden. Dabei muss ein Weg gefunden werden, der 
das Interesse an möglichst weitgehender Transparenz und 
Rechtssicherheit mit dem Interesse des Landesamts für Ver-
fassungsschutz an der Geheimhaltung seiner Arbeitsweisen 
in Einklang bringt.

Für die Führung von V-Leuten sollte ein von der normalen 
Behördenhierarchie unabhängiges und nur der Amtsleitung 
unterstelltes „Controlling“ eingerichtet werden, das den Ein-
satz der V-Leute neben dem V-Mannführer und dem zustän-
digen Sachgebiets- bzw. Abteilungsleiter regelmäßig und 
engmaschig überwacht.  

1.2.2.3. V-Mann-Register

Die zwar nicht von der BLKR geforderte, aber bundes- 
weit diskutierte Einführung eines zentralen Registers für  
V-Leute wird als notwendig angesehen, um Paralleleinsätze 
von V-Leuten verschiedener Verfassungsschutzbehörden zu 
vermeiden. Dabei ist dem grundrechtlich gebotenen Schutz-
anspruch im Behördenauftrag tätiger menschlicher Quellen 
und der daraus resultierenden Fürsorgepflicht des Staates, 
insbesondere zum Schutz des Lebens und der körperlichen 
Unversehrtheit der V-Leute, ausreichend Rechnung zu 
tragen.
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Konsequenzen zu ziehen, die die Gewähr dafür bieten, dass 
sich Ähnliches nicht mehr wiederholen kann.

2.2. Strukturelle Probleme

Die sog. „Sicherheitsarchitektur“ in Deutschland mit ins-
gesamt 38 verschiedenen Sicherheitsbehörden (16 Lan-
desämter für Verfassungsschutz, 16 Landespolizeien, Zoll-
kriminalamt, Bundespolizei, BKA, BfV, MAD und BND) 
ist das Ergebnis des föderalen Staatsaufbaus und des sog. 
Trennungsgebotes und erfordert einen hohen Abstimmungs- 
und Koordinierungsaufwand. Zwar sind die Aufgaben und 
Zuständigkeiten der Länderpolizeien und der Verfassungs-
schutzbehörden der Länder gesetzlich exakt von den Aufga-
ben und Zuständigkeiten des Bundeskriminalamtes und des 
Bundesamtes für den Verfassungsschutz abgegrenzt, doch ist 
es bei der Informationsbeschaffung über rechtsextremistisch 
motivierte Aktivitäten, der polizeilichen Abwehr daraus ent-
stehender Gefahren und der Ermittlung eventueller Strafta-
ten mehrfach zu Überschneidungen und unkoordinierter Par-
allelarbeit gekommen.

Sofern die bisherige Sicherheitsarchitektur beibehalten  
werden sollte, erscheint es zumindest erforderlich, die bis-
herigen Abstimmungs- und Koordinierungsprozesse zu opti-
mieren.

Nicht erst das offensichtliche Versagen von Verfassungs-
schutzbehörden bei der Beobachtung des über 100 Per- 
sonen umfassenden Neonazi-Netzwerkes, aus dem her-
aus das sog. NSU-Trio über dreizehn Jahre hinweg unbe- 
merkt zehn Mordanschläge und eine Vielzahl von Raubüber-
fällen begehen konnte, sondern eine lange Reihe von Skan-
dalen und Pannen bis hin zum gescheiterten ersten NPD- 
Verbotsverfahren zwingen dazu, die bisherige Struktur  
des sog. Verfassungsschutzes und seine Aufgaben, Befug-
nisse und Arbeitsweisen grundsätzlich auf den Prüfstand zu 
stellen.

Schon der Begriff „Verfassungsschutz“ ist irreführend. Es 
handelt sich um Inlandsgeheimdienste, die auch als solche 
bezeichnet werden sollten.

Die jetzigen Verfassungsschutzbehörden sind in der Zeit des 
Kalten Krieges errichtet worden und hatten von Anfang an 
eine streng antikommunistische Ausrichtung mit der Folge, 
dass insbesondere linksorientierte Personen, Gruppierungen 
und Parteien im Mittelpunkt der Beobachtung standen. Das 
rechtsextremistische Spektrum ist dagegen jahrzehntelang 
verharmlost worden und wurde erst genauer beobachtet, seit-
dem es nicht mehr übersehen werden konnte. 

Dogmatisches Leitbild der Inlandsgeheimdienste ist die sog. 
Extremismustheorie. 

Obwohl es bis heute keine allgemein anerkannte Definition 
von „Extremismus“ gibt, prägt die Extremismustheorie die 

Es müssen sowohl individuell zurechenbare Fehlentschei-
dungen einzelner Mitarbeiter der Sicherheitsbehörden und 
der Justiz als auch strategische Fehlentscheidungen der Lei-
tungsebenen und Fehleinschätzungen der politisch Verant-
wortlichen festgestellt werden. 

So war z.B. die im Jahr 1996 erfolgte Zusammenlegung der 
Abteilungen für Verfassungsschutz und Katastrophenschutz 
deutlicher Beweis dafür, dass das Gefahrenpotential des 
Rechtsextremismus im StMI sträflich falsch eingeschätzt 
worden ist. Zwar wird anerkannt, dass der damalige Innen-
minister die Möglichkeit eines ausländerfeindlichen Motivs 
der unbekannten Täter in Betracht gezogen hat, doch war es 
falsch, sich mit einer oberflächlichen Stellungnahme von 
Mitarbeitern des StMI und der Führungsebene der Polizei 
zu begnügen. Fehler waren es z.B. auch, dass die Öffentlich-
keit auch noch nach dem Nagelbombenanschlag von Köln 
und dem Vorliegen der sog. 2. Operativen Fallanalyse über 
ein mögliches ausländerfeindliches Motiv der unbekannten 
Täter im Ungewissen gelassen wurde, dass sich die Leitung 
der BAO Bosporus wegen der äußerst zögerlichen Bear-
beitung einer konkreten Anfrage beim BayLfV nicht an die 
zuständige Abteilung im StMI oder die politische Spitze ge-
wandt hat und dass die einzelnen Mitarbeiter auf der Ebene 
der Spurensachbearbeiter keine Kenntnis von strategischen 
Entscheidungen der Leitungsebene hatten.

Nicht nachvollziehbar ist auch, dass der für die Sachlei-
tung der Ermittlungen zuständige Staatsanwalt strategische  
Entscheidungen der Polizeibehörden nicht ausreichend  
hinterfragt und beeinflusst, kein Sammelverfahren einge-
leitet und die mögliche Option auf eine Zuständigkeit der 
Bundesanwaltschaft verkannt hat und dass sich das Justiz-
ministerium mit der periodischen Fortschreibung von Be-
richten des Generalstaatsanwalts zufrieden gegeben hat, 
ohne jemals nachzufragen und die Einleitung eines Sammel-
verfahrens bei der Staatsanwaltschaft zu forcieren. Es konnte 
nicht festgestellt werden, dass das StMJ eine sachgerechte 
Fachaufsicht ausgeübt hat. Dass sich die Ministerin nicht 
aus eigenem Antrieb um Informationen über die Mordserie 
bemüht hat, zeigt, dass die Dimension der Verbrechen nicht 
erkannt worden ist.  

Es wird anerkannt, dass jedenfalls die politischen Spitzen 
des Innenministeriums und des Justizministeriums im Ge-
gensatz zu den meisten sonstigen Zeugen ihr Bedauern über 
die Mordanschläge und den ausgebliebenen Ermittlungser-
folg zum Ausdruck gebracht und sich gegenüber den An-
gehörigen der Opfer entschuldigt haben. Dennoch bleiben 
die politischen Spitzen für ihre eigenen Fehleinschätzungen 
und das Versagen nachgeordneter Mitarbeiter politisch ver-
antwortlich. Die bayerischen Sicherheitsbehörden sind im 
Zusammenhang mit den NSU-Morden dem selbst gesetzten 
Anspruch, „Marktführer“ im Bereich der inneren Sicherheit 
sein zu wollen, nicht gerecht geworden. 

Das Bedauern gegenüber den Angehörigen der Opfer reicht 
nicht aus, das den Opfern und ihren  Angehörigen zugefügte 
Leid ungeschehen zu machen. Vielmehr ist es erforderlich, 
die strukturellen Ursachen des Versagens zu analysieren und 
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Es wird grundsätzlich anerkannt, dass V-Leute und sonstige 
Quellen, wenn sie eingesetzt bzw. genutzt werden, vor der 
Enttarnung geschützt werden müssen. Der Schutz der Quel-
len darf aber nicht so weit gehen, dass sie sogar bei schweren 
Straftaten vor Strafverfolgung geschützt werden. 

Der Quellenschutz endet jedenfalls dort wo die demokrati-
sche Kontrolle beginnt: Das Auskunftsrecht der parlamen-
tarischen Kontrollgremien und Untersuchungsausschüsse 
muss über dem Interesse am Geheimschutz stehen.

Das von der Bund-Länder-Kommission Rechtsterrorismus 
(BLKR) konstatierte „Trennungsgebot in den Köpfen“ war 
auch in Bayern festzustellen. 

Hier sollte durch regelmäßige gemeinsame Fortbildungs-
veranstaltungen für die Mitarbeiter des Landesamts für Ver-
fassungsschutz und der anderen Sicherheits- und Justizbe-
hörden, insbesondere Polizei und Staatsanwaltschaften, auf 
allen Ebenen Verständnis für die wechselseitigen Belange 
geweckt werden, um das „Trennungsgebot in den Köpfen“ 
zu überwinden und die gesetzlich vorhandenen Informati-
onsspielräume zu nutzen.

Unabhängig hiervon fehlte es den Verfassungsschutzbehör-
den an Analysefähigkeit und es bestand die Gefahr, dass die 
Inlandsgeheimdienste wegen ihrer geheimen Strukturen ein 
Eigenleben ohne demokratische Kontrolle entwickelten.

Als problematisch wird auch angesehen, dass das PKG nicht 
immer in ausreichendem Maße informiert worden ist.

Zur Behebung des Problems reichen die bisherigen Maß-
nahmen, wie z.B. die Wiedereinrichtung einer eigenen 
Abteilung Verfassungsschutz im StMI und die Vorschläge 
des BMI zur Reform des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz vom 03.07.2013 nicht aus. Auch die Präzisierung 
der Regelungen über die Zusammenarbeit der Inlandsge-
heimdienste untereinander und mit den Polizeibehörden 
sowie der Regelungen über die Auswahl und Führung von  
V-Leuten und über die Aufbewahrung und Vernichtung von 
Daten und Akten sind  keine ausreichenden  Antworten auf 
das Versagen bei der Beobachtung der rechtsextremistischen 
Szene und bei der Aufklärung der NSU-Morde. 

2.3. Konsequenzen

Zusätzlich und zum Teil anstelle den von der Mehrheit im 
Untersuchungsausschuss vorgelegten Schlussfolgerungen 
und Handlungsempfehlungen sowie einzelnen Empfehlun-
gen der Bund-Länder-Kommission Rechtsextremismus hal-
ten wir folgende Maßnahmen für erforderlich:

1.	� Das BayLfV kann in seiner bisherigen Form nicht mehr 
weiter bestehen: 

Arbeit der Geheimdienste und des polizeilichen Staatsschut-
zes, bestimmt die Förderrichtlinien staatlich geförderter Pro-
gramme gegen „Extremismus“ und findet in Schulen und in 
der politischen Bildung Verbreitung.

Der Schutz der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 
und des Bestandes und der Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes, wie der Verfassungsschutz im Grundgesetz definiert 
ist, kann und ist nicht ausschließlich den Verfassungsschutz-
behörden überantwortet, sondern ist eine gesamtgesellschaft-
liche und politische Aufgabe. Der Beitrag der Verfassungs-
schutzbehörden hierzu beschränkt sich auf die Befugnis, zur 
Beobachtung von Bestrebungen gegen die o.g. Schutzgüter 
nachrichtendienstliche Mittel einsetzen zu dürfen. Genau 
aus dieser Befugnis und dem Fehlen einer effektiven parla-
mentarischen Kontrolle, erwachsen aber selbst Gefahren für 
die freiheitliche Demokratie.    

Besonders deutlich wird dies am System des Einsatzes von 
V-Leuten durch den Verfassungsschutz. V-Leute sind die 
problematischsten nachrichtendienstlichen Mittel. Nach den 
bisherigen Erkenntnissen war der Einsatz von V-Leuten in 
der rechtsextremistischen Szene in der Vergangenheit so 
desaströs, dass zumindest sehr zweifelhaft ist, ob der durch 
den Einsatz von V-Leuten erzielte Nutzen größer ist als 
der dadurch verursachte Schaden. Die Tätigkeit der in der 
rechtsextremistischen Szene bis hin zum Umfeld des NSU 
eingesetzten und bekannt gewordenen V-Leute hat nicht ver-
hindert, dass die Mitglieder des NSU Morde, Sprengstoffan-
schläge und Raubüberfälle begehen konnten. 

Das BKA führt derzeit eine Liste mit über 129 Personen, 
die im weitesten Sinne zum NSU-Umfeld gezählt werden. 
Darunter befinden sich zahlreiche Personen, die als V-Leute 
verschiedener Verfassungsschutzbehörden tätig waren. Trotz 
dieser Quellen konnten die Mordanschläge nicht verhindert 
werden. Vielmehr ist offensichtlich geworden, dass einzelne 
V-Leute rechtsextremistische Strukturen erst aufgebaut und 
Aktivitäten maßgeblich beeinflusst haben, deren Entstehung 
der Verfassungsschutz eigentlich bekämpfen sollte. 

Eine mehr als unrühmliche Rolle spielte ein V-Mann des 
BayLfV, der die bundesweite Vernetzung der rechten Szene 
in den 1990er Jahren über das Thule-Netz mit vorangetrie-
ben hat. Mittels dieses Mailbox-Verbundsystems, einer Art 
Internet-Vorläufer, kommunizierten Rechtsextremisten elek-
tronisch und koordinierten so ihre Hass-Aktionen. Zum Bei-
spiel wurden Namen von politischen Gegnern veröffentlicht, 
mit der Aufforderung gegen diese vorzugehen.  Der V-Mann 
hatte, mit Wissen und Wollen des Verfassungsschutzes, einen 
maßgeblichen Anteil an Betrieb und Aufbau des Thule-
Netzes und erhielt nicht nur Geld für die Informationen, 
die er lieferte, sondern auch zur Anschaffung und für den 
Betrieb der technischen Einrichtungen. Obwohl das BayLfV 
dadurch Zugang zu einer Fülle an Informationen bekommen 
hat, ist nicht erkennbar geworden, wie diese Informationen 
zur Bekämpfung des Rechtsextremismus verwendet worden 
sind. 
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7.	� Der Schutz sonstiger Quellen muss hinter dem Inter-
esse an einer effektiven Gefahrenabwehr und Strafver-
folgung zurücktreten.		   
Das BayLfV wird verpflichtet, Informationen über 
Straftaten von Quellen unverzüglich an die Strafverfol-
gungsbehörden zu übermitteln.

8.	� Verfahrens- und Entscheidungsabläufe innerhalb 
des BayLfV, insbesondere hinsichtlich der Weitergabe 
oder Zurückhaltung von Informationen gegenüber den 
Strafverfolgungs- und/oder sonstigen Behörden, müssen 
nachprüfbar dokumentiert werden.		   
Zur Gewährleistung einer effektiven Gefahrenabwehr 
und Strafverfolgung sind die in den bisherigen Vor-
schriften enthaltenen Fristen für die Löschung und 
Vernichtung personenbezogener Daten sowie sonstiger 
Akten und Dokumente zu überprüfen.		   
Dies gilt auch für behördeninterne Vorgänge und Ver-
merke, um Entscheidungsabläufe auch im Nachhinein 
nachvollziehen zu können.

9.	� Es ist zu gewährleisten, dass das BayLfV ggf. historisch 
bedeutsame Akten dem Bayerischen Hauptstaatsar-
chiv vollständig anbietet. 		   
Auch Geheimdokumente sollen grundsätzlich nach 30 
Jahren für die Öffentlichkeit freigegeben werden. Dazu 
ist die Vereinbarung zwischen dem BayLfV und dem 
Bayerischen Hauptstaatsarchiv vom 01.02.2003 über 
archivwürdige Unterlagen entsprechend zu ändern. 

10.	� Politische Bildung ist Aufgabe der Träger von Bildungs-
einrichtungen und der Landeszentrale für politische 
Bildungsarbeit, nicht aber des BayLfV. Entsprechende 
Maßnahmen des BayLfV werden deshalb eingestellt.

11.	  �Die Pflicht des BayLfV zur Erteilung von Auskünften 
an von Maßnahmen des BayLfV betroffenen Einzelper-
sonen und Vereinigungen wird ausgeweitet.

12.	  �Die Mitarbeiter des BayLfV werden zur Teilnahme an 
regelmäßigen Fortbildungsveranstaltungen über die 
Beobachtungsobjekte verpflichtet.

13.	� Die Ausbildung von Polizeibeamten, insbesondere 
derjenigen mit Leitungsfunktionen und im Bereich der 
Abteilungen für Staatsschutzdelikte, muss im Hinblick 
auf die Verfolgung von rechtsextremistisch motivierten 
Straftaten verbessert und die Vermittlung interkultu-
reller Kompetenzen verstärkt werden. 

14.	� Der Anteil von Polizeimitarbeitern mit Migrations-
hintergrund muss weiter erhöht werden.

15.	� Die Polizei wird verpflichtet, bei Ermittlungsverfahren 
zu Straftaten, bei denen Menschen mit Migrationshin-
tergrund Opfer waren, standardmäßig auch ein mögli-
cherweise fremdenfeindliches Motiv des oder der Täter 
in die Ermittlungen einzubeziehen.

	� Seine Aufgaben müssen klarer definiert und insbeson-
dere auf die Beobachtung gewaltorientierter und rassis-
tisch motivierter Bestrebungen gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung konzentriert werden.	  
�Die Beobachtung von Bestrebungen und Tätigkeiten der 
Organisierten Kriminalität und der Cyber-Kriminalität 
sind keine originären Aufgaben des BayLfV, können 
besser von Polizeibehörden erfüllt werden und werden 
deshalb gestrichen. 

2.	� Zur Verbesserung der Analysefähigkeiten des BayLfV 
muss der in der Zivilgesellschaft und den Sozialwissen-
schaften vorhandene Sachverstand genutzt werden. Zu 
diesem Zweck wird beim BayLfV ein wissenschaftli-
cher Beirat installiert.

3.	� Die Einrichtung eines unabhängigen, parlamentarisch 
bestellten Verfassungsschutzbeauftragten, der jeder-
zeit Zugang zu allen Abteilungen und Dokumenten 
des BayLfV und die Aufgabe hat, die Einhaltung der 
gesetzlichen Vorschriften für die Tätigkeit des BayLfV 
zu überwachen und Beschwerden über das BayLfV zu 
bearbeiten, ist zu prüfen.

4.	� Die parlamentarische Kontrolle des BayLfV muss 
verstärkt werden, damit eine effektive Kontrolle insbe-
sondere über die Festlegung der Beobachtungsobjekte 
und den Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel ausgeübt 
werden kann.		   
�Sitzungen des Parlamentarischen Kontrollgremiums 
sollten nur dann geheim oder nicht-öffentlich statt-
finden, wenn bei öffentlichen Beratungen die Gefahr 
besteht, dass die in Ziff. 1 genannten Aufgaben nicht 
erfüllt werden können.		   
Den einzelnen Mitgliedern des PKG werden individu-
elle Kontrollrechte eingeräumt.

5.	� Die jährlichen Verfassungsschutzberichte und sonstigen 
Veröffentlichungen werden vom BayLfV in Abstim-
mung mit dem StMI und ggf. dem Verfassungsschutz-
beauftragten erstellt und vor Veröffentlichung dem PKG 
vorgelegt.		   
�Die Befugnisse des BayLfV werden auf das zur Erfül-
lung der in Ziff. 1 genannten Aufgaben erforderliche 
Maß beschränkt und dürfen die Schwelle zu den den 
Strafverfolgungsbehörden vorbehaltenen Eingriffsmaß-
nahmen nicht überschreiten. Insbesondere wird die Be-
fugnis des BayLfV zur Online-Durchsuchung ersatzlos 
gestrichen.

6.	� Auf den Einsatz von V-Leuten durch das BayLfV wird 
grundsätzlich verzichtet. Zur Erfüllung der in Ziff. 1  
genannten Aufgaben werden erforderlichenfalls nach 
richterlicher Genehmigung verdeckte Ermittler einge-
setzt.



Seite 158	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Drucksache 16/17740Seite 158	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Drucksache 16/17740

2.	 Auf allen staatlichen und kommunalen Ebenen muss 
koordiniert gegen Rechtsextremismus, Rassismus und 
Antisemitismus gehandelt werden.

3.	 Die Auseinandersetzung mit dem Rechtsextremismus in 
der Zivilgesellschaft muss gestärkt werden, weshalb die 
bestehenden zivilgesellschaftlichen Initiativen und Ein-
richtungen gegen Rechtsextremismus finanziell besser 
gefördert werden müssen. 

	 In einem neu aufzulegenden Förder- und Aktionspro-
gramm gegen Rechtsextremismus müssen die Mittel zur 
„Prävention gegen den Rechtsextremismus“ verstärkt 
werden. Die sog. Extremismusklausel in den Richtlinien 
der Bundesprogramme „Toleranz fördern – Kompetenz 
stärken“ und „Zusammenhalt durch Teilhabe“ ist zum 
einen rechtswidrig und zum anderen gefährdet sie den 
Kampf gegen Rechtsextremismus. Sie muss deshalb 
gestrichen werden.

4.	 Die Eltern- und Opferberatung muss wie auch in ande-
ren Bundesländern ausgegliedert und auf Dauer eigen-
ständig geführt werden. Neben einer Vollzeitstelle für 
die Koordination sind mobile Beratungsteams notwen-
dig, die ausreichend finanziert sein müssen. 

5.	 Zivilgesellschaftlich organisierte Programme, mit denen 
der Ausstieg von Neonazis aus der rechtsextremistischen 
Szene mit einem niederschwelligen Angebot unterstützt 
und begleitet wird, müssen stärker finanziell unterstützt 
werden, denn mithilfe des bayerischen Programms, an-
gesiedelt bei BayLfV, waren seit 2001 lediglich 90 Aus-
stiege erfolgreich.

6.	 Ein weiterer entscheidender Faktor für den erfolgrei- 
chen Kampf gegen Rechtsextremismus ist die Förderung 
der öffentlichen Auseinandersetzung. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seinem Beschluss vom 04.11.2009 
(1 BvR 2150/08) die besondere Rolle zivilgesellschaft-
lichen Engagements gegen Rechtsextremismus hervor-
gehoben: „Den hierin begründeten Gefahren entgegen-
zutreten, weist die freiheitliche Ordnung des Grundge-
setzes primär bürgerschaftlichem Engagement im freien 
politischen Diskurs sowie der staatlichen Aufklärung und 
Erziehung in den Schulen gem. Artikel 7 GG zu.“ 

7.	 Die Staatsregierung muss die Kommunen im Kampf 
gegen Rechts unterstützen und zusammen mit den kom-
munalen Spitzenverbänden einen Handlungsleitfaden 
erstellen, der den Kommunen Orientierungshilfen bietet, 
wie sie den unterschiedlichen rechtsextremen Aktivitäten 
(z.B. Anmieten von Gebäuden, Versammlungsanmeldun-
gen) begegnen können. Insbesondere im peripheren, von 
Abwanderung betroffenen ländlichen Raum dürfen keine 
Lücken entstehen, die von Rechtsextremisten für ihre 
„Raumergreifungsstrategien“ genutzt werden könnten.

8.	 Die Politische Bildungsarbeit und Demokratieerzie-
hung ist zu stärken. Schulen müssen zu Orten lebendi-

16.	� Rechtsextremistische Aktivitäten müssen konsequent 
bekämpft, verfolgt und unterbunden werden. Der 
Kontrolldruck muss auch im Internet erhöht werden. 

17.	� Die polizeiliche Kriminalstatistik soll zur besseren Er-
fassung und Bewertung rechtsextremistisch motivierter 
Straftaten stärker ausdifferenziert werden.

18.	� Die Polizei wird verpflichtet, die Fahndung nach un-
tergetauchten Rechtsextremisten zu verstärken und 
die Zahl der Untergetauchten regelmäßig zu erheben.

19.	� Bei der Fortbildung von Richtern und Staatsan-
wälten muss das Thema „rechtsextremistisch motivierte 
Straftaten“ Teil des Standardprogramms werden.

20.	� Die Staatsregierung wird aufgefordert, in Zusammen-
arbeit mit der Beauftragten für die Angehörigen der 
Opfer, diesen die ihnen zustehenden Hilfen, auch für 
die Beteiligung an dem Verfahren vor dem OLG Mün-
chen, unbürokratisch zukommen zu lassen.

Unabhängig von den genannten Maßnahmen wird es für er-
forderlich gehalten, die Geschichte des BayLfV und insbe-
sondere die Frage, ob und inwieweit dort Mitarbeiter mit na-
tionalsozialistischer und antidemokratischer Vergangenheit 
tätig waren, von einer unabhängigen Historikerkommission 
untersuchen zu lassen und die Personalausstattung bei der 
Polizei und den Staatsanwaltschaften so zu verbessern, dass 
in vergleichbaren Fällen eine effektive Strafverfolgung ge-
währleistet werden kann. 

2.4. Strategien gegen Rechtsextremismus

Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und die 
Ausgrenzung von Minderheiten bedrohen unsere Gemein-
schaft in den Grundfesten. Wer dieser Gefahr allein mit 
einem Ausbau der Sicherheitsbehörden entgegentreten will, 
verharmlost oder unterschätzt sie. Nur eine Politik der sozi-
alen Integration kann im Kampf gegen Rechtsextremismus 
erfolgreich sein. 

Das „Bayerische Handlungskonzept gegen Rechtsext-
remismus“ weist in Konzeption wie Umsetzung erheb- 
liche Schwächen auf, da ein wirksames Aktionsprogramm 
neben repressiven Maßnahmen auch die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft und den Ausbau der Prävention enthalten 
muss.

Nach einer Studie der Universität Leipzig im Auftrag der 
Friedrich-Ebert-Stiftung zu „Rechtsextremen Einstellungen 
in Deutschland“ sind in Bayern rechtsextreme Einstellungs-
muster so verbreitet wie in kaum einem anderen Bundesland. 

Das „Bayerische Handlungskonzept gegen Rechtsextremis-
mus“ muss nachgebessert werden:

1.	� Der Kampf gegen Rechtsextremismus muss Chefsache 
werden. In der Staatskanzlei wird deshalb eine Stabs-
stelle gegen Rechtsextremismus eingerichtet.
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konnten. Trotzdem können die V-Leute mangels Alternative 
nicht abgeschafft werden. Insbesondere ihr Einsatz, Führung 
und Abschaltung müssen reformiert werden. 

Verdeckte Ermittler können V-Leute nicht ersetzen.

Im Sondervotum von SPD und Bündnis 90/ Die Grünen 
finden sich einige zielführende Handlungsempfehlungen 
und Vorschläge für Maßnahmen, darunter insbesondere:

– � die Installierung eines wissenschaftlichen Beirates beim 
Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz

– � Stärkung der parlamentarischen Kontrolle des Verfas-
sungsschutzes

– � die stärkere Dokumentation von Verfahrens- und Ent-
scheidungsabläufen im Landesamt für Verfassungsschutz

– � die Verpflichtung  des BayLfV, Informationen über Straf-
taten von Quellen unverzüglich an die Strafverfolgungs-
behörden zu übermitteln.

Genauso begrüßen wir den Vorschlag, die Mitarbeiter des 
Bayerischen Landesamtes für Verfassungsschutz und die zu-
ständigen Polizeibeamten regelmäßig zu schulen. Dies gilt 
auch für Richter und Staatsanwälte, die mit dem Bereich der 
politischen Straftaten befasst sind. Insgesamt ist die politi-
sche Bildungsarbeit und Demokratieerziehung zu stärken.

Nur durch verstärkte soziale Integration kann der Kampf 
gegen Rechtsextremismus erfolgreich sein. Deshalb unter-
stützen wir unter anderem auch die Einstellung von Polizei-
beamten mit Migrationshintergrund.

3.	Schlussbemerkung

Die Erfolglosigkeit der Ermittlungen bayerischer Behörden 
ist in erster Linie nicht mit Fehlern im Bereich der einzelnen 
Ermittlungsbeamten, die es sicherlich auch gab, sondern ins-
besondere mit Unzulänglichkeiten im Führungsbereich zu 
erklären. 

Seitens der politischen Spitze in Bayern wurde die Möglich-
keit eines fremdenfeindlichen bzw. rechtsextremistischen 
Tatmotivs bereits unmittelbar nach dem ersten Mord als 
denkbar erkannt und wurde auch in der Folgezeit nie ganz 
aus dem Auge verloren.

Die besondere politische Verantwortung Bayerns und der 
Bayerischen Staatsregierung resultiert nicht nur aus der 
Art und Weise der Medien- und teilweise Ermittlungsstra-
tegie, sondern auch aus dem weitgehenden Heraushalten 
außerbayerischer Behörden insbesondere des GBAs und des 
BKAs  sowie aus der passiven Rolle der Staatsanwaltschaft.
Insbesondere die Staatsanwaltschaft kam in allen Bereichen, 
in denen ihr von Gesetzes wegen eine Leitfunktion zuge-
wiesen war, über eine Statistenrolle nicht hinaus. Eigene 
verfahrensfördernde Beiträge und Initiativen oder gar kriti-
sche Denkansätze der beteiligten Staatsanwälte sind kaum 
ersichtlich.

	 ger Demokratie weiterentwickelt werden. Dazu braucht 
es u.a. einen flächendeckenden Ausbau des Netzwerks 
„Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“ und 
die Ausführung der Themen „Demokratieförderung“ 
sowie „Rechtsextremismus heute“ in den Lehrplänen.  
Mit der Bayerischen Informationsstelle gegen Extremis-
mus (BIGE) greift der bayerische Inlandsgeheimdienst 
in die Bildungsarbeit des Kultusministeriums und freier 
Bildungsträger ein, indem er beispielsweise Vorträge 
an Schulen durchführt. Dies geschieht ohne rechtliche 
Legitimation und muss zukünftig unterbleiben.

3. Ergänzende Anmerkungen des Abgeordneten Prof.  
Dr. Piazolo (FREIE WÄHLER)

1.	 Vorbemerkung:

Es ist sehr bedauerlich, dass der Teil der gemeinsamen Be-
wertungen und Schlussfolgerungen  nicht umfangreicher 
ausgefallen ist, obwohl man doch inhaltlich – sogar auch 
in den Sondervoten (vgl. Teile B IV 1. und 2.) – in vielen 
Punkten nahe beieinander liegt. Angesichts der Erschütte-
rung, die wir alle beim Bekanntwerden der rechtsterroris-
tischen Taten empfunden haben, hätten wir uns gewünscht, 
dass auch die in den Sondervoten auftauchenden inhaltlichen 
Übereinstimmungen in einem gemeinsamen Bericht zum 
Ausdruck gekommen wären. Das wäre auch ein Zeichen an 
die Hinterbliebenen gewesen. 

Die Bekämpfung des Rechtsextremismus und Rechtsterro-
rismus ist eine Verpflichtung aller demokratischer Parteien, 
der man am besten durch entschiedenes und gemeinsames 
Auftreten Nachdruck verleiht.

2.	 Zentrale Folgerungen

Der Verfassungsschutz als Instrument der wehrhaften De-
mokratie soll bestehen bleiben. Hier stimmen wir mit dem 
Sondervotum von CSU und FDP überein.

Allerdings müssen die gesetzlichen Grundlagen reformiert 
werden. Die Aufgaben müssen klarer definiert werden und 
insbesondere auf die Beobachtung gewaltorientierter und 
rassistisch motivierter Bestrebungen gegen die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung konzentriert werden. 
Insofern schließen wir uns den Forderungen von SPD und 
Bündnis 90/ Die Grünen an. Die bisher eingeleiteten Re-
formen werden von uns begrüßt. Es ist aber notwendig, dass 
die Strukturen einer weiteren Prüfung unterzogen  werden, 
damit mittelfristig wieder Vertrauen in die Arbeit des Verfas-
sungsschutzes zurückgewonnen werden kann.

Aus Sicht der FREIEN WÄHLER kann nicht auf den Ein-
satz von V-Leuten gänzlich verzichtet werden. Auch wenn 
der Untersuchungsausschuss gezeigt hat, dass es erhebliche 
Defizite bei dem Einsatz von V-Leuten gegeben hat und 
diese keinen Beitrag zur Aufklärung der Mordserie leisten 
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Anlage 1a

SITZUNG Nr. Kurzbeschreibung Inhalt

2. Sitzung
10.07.2012

4 Beiziehung der gemäß Schreiben vom 09.07.2012 und 10.07.2012 beim StMJV, der gemäß Schrei-
ben vom 09.07.2013 bei der Staatskanzlei und gemäß Schreiben vom 09.07.2012 beim StMI vor-
handen Akten und Unterlagen

3. Sitzung 
21.09.2012

6 Beiziehung zu Fragenkomplex A.1. von beim LfV und StMI vorhandenen Akten mit Informa- 
tionen über die Operationen Rennsteig, Treibgut, Saphira sowie über Organisationen und Personen 
(das NSU-Trio, Beschuldigte im Ermittlungsverfahren bei der Bundesanwaltschaft, Beteiligte an 
dem Treffen in der Kiesgrube in Straubing im Jahr 1994, Fränkische Aktionsfront, Kameradschaft 
Süd und Schutzgruppe, Operation Rennsteig, weitere namentlich genannte Personen)

7 Beiziehung Protokolle der Sitzungen des Parlamentarischen Kontrollgremiums und der hierzu zur 
Berichterstattung angefertigten Vermerke des LfV und des StMI

8 Beiziehung der vom MAD angefertigten Akten zu Personen und Vorkommnissen in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum, die im Organisationsbereich des LfV und des StMI vorhan-
den waren

9 Anforderung der vom MAD angefertigten Akten zu Personen und Vorkommnissen in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum, die im Organisationsbereich des BMVg vorhanden waren

10 Anforderung der vom MAD angefertigten Akten zu Personen und Vorkommnissen in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum, die im Organisationsbereich BfV und BMI vorhanden waren

11 Anforderung der vom MAD angefertigten Akten zu Personen und Vorkommnissen in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum, die im Organisationsbereich des Thüringer LfV und des 
Thüringer Innenministerium vorhanden waren

12 Beiziehung „Vereinbarung über die Anbietung archivwürdiger Unterlagen“ zwischen Bayer. 
Hauptstaatsarchiv und LfV

5. Sitzung 
16.10.2012

21 Aufforderung an Staatsregierung sämtliche Akten im Hinblick auf Akten Nr. 72 und 73, insbeson-
dere auch Berichte an das PKG, vorzulegen

22 Beiziehung vorhandener Unterlagen zur sog. Operation Terzett und möglichen weiteren damit 
zusammenhängenden Operationen bei der Staatsregierung sowie Aufforderung der Benennung 
aller befassten Mitarbeiter

6. Sitzung
23.10.2012

23 Beiziehung der im Hinblick auf den Untersuchungsgegenstand vorhanden G 10-Unterlagen (mit 
Ausnahme Abhörprotokolle o. ä.) beim StMI

24 Anforderung der im Geschäftsbereich des Generalbundesanwalts und des BKA angefertigten 
Akten im Hinblick auf Akten Nr. 72 und 73

25 Beiziehung Richtlinien und Dienstvorschriften betreffend Anwerbung und Führung von V-Leuten 
und Informanten

26 Anforderung Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Gera gegen Tino Brandt sowie 11 weitere 
Personen (vgl. Drs. 5/4198 des Thüringer Landtags, Seite 4)

27 Anforderung Protokolle des Untersuchungsausschusses 5/1 des Thüringer Landtags über Zeugen-
vernehmungen Jochen Bode, Jürgen Zweigert, Helmut Roewer, Peter Nocken, Norbert Wiesner, 
Jürgen Dressler

28 Anforderung Protokolle der Vernehmung Tino Brandt im Zusammenhang mit der Erstellung des 
sog. Schäfer-Gutachtens

7. Sitzung 
13.11.2012

33 Beiziehung Organigramme LfV im Untersuchungszeitraum

34 Anforderung im Organisationsbereich des Thüringer LfV, Thüringer LKA und des Thüringer 
Innenministeriums vorhandener Akten, die den Untersuchungsgegenstand betreffen, insbeson-
dere die Beziehungen zwischen Bayern und Thüringen, und die Nutzung von Mailboxen des sog. 
Thule-Netz zum Gegenstand haben

35 Beiziehung von im Organisationsbereich des LfV, des LKA sowie des StMI vorhandenen Akten 
zum Treffen von Rechtsextremisten im Untersuchungszeitraum in dem Gasthaus Tiroler Höhe, 
Nürnberg
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SITZUNG Nr. Kurzbeschreibung Inhalt

7. Sitzung 
13.11.2012

36 Beiziehung bei der Staatsregierung vorhandener Schreiben des italienischen Inlandsgeheim- 
dienstes (AISI) zum Untersuchungsgegenstand (hilfsweise Anforderung beim BMI und BfV)

38 Beiziehung Anklageschrift des Generalbundesanwalts gegen Beate Zschäpe u.a. beim zuständigen 
Strafsenat des OLG München

10. Sitzung
19.12.2012

41 Beiziehung im Organisationsbereich des LfV, des LKA und des StMI vorhandener Akten zu den 
„European Knights of the Ku Klux Klan – Realm of Germany“

43 In Ergänzung zu Beschluss Nr. 6 Beiziehung Akten mit Informationen zu weiteren namentlich 
aufgeführten Personen

13. Sitzung
05.02.2013

47 Anforderung verschiedener Unterlagen und Aktenteile vom 6. Strafsenat des OLG München

50 Anforderung Vernehmungsprotokolle und entsprechend dazugehöriger Vermerke betreffend 
die Angehörigen der bayerischen Opfer, denen nach § 52 StPO ein Zeugnisverweigerungsrecht 
zusteht, beim 6. Strafsenat des OLG München

17. Sitzung 
06.03.2013

52 Anforderung von Kopien sämtlicher Adress- und Telefonlisten, die im Januar 1998 in der von 
Beate Zschäpe angemieteten Garage in Jena sichergestellt worden sind, beim BKA bzw. beim 
Generalbundesanwalt

18. Sitzung
19.03.2013

56 Anforderung des sog. Schäfer-Gutachtens in der Variante 1, d.h. mit Fußnoten, die am Ende des 
Gutachtens als Endnoten abgedruckt sind, beim Thüringer Innenministerium

21. Sitzung 
10.04.2013

60 Anforderung der sog. 129er Liste beim BMI und beim BfV

61 Beiziehung der beim LfV oder anderen Sicherheitsbehörden vorhandener Unterlagen zu dem 
V-Mann mit Decknamen „Primus“

24. Sitzung
25.04.2013

68 Anforderung verschiedener im Geschäftsbereich des BKA angefertigter Aktenstücke: Kopie des 
Artikels der Zeitung „Die Welt“ vom 08.06.2006 mit handschriftlichen Anmerkungen nebst Verfü-
gungen, Protokoll Besprechung Amtsleitung BKA, „Information zur Vorbereitung Präsidentenzir-
kel“, Sprechzettel vom 28.08.2006

25. Sitzung
14.05.2013

70 In Ergänzung zu Beschluss Nr. 6 Beiziehung Akten mit Informationen zu einer weiteren nament-
lich aufgeführten Person

26. Sitzung
05.06.2013

75 Anforderung des Antrags auf Anordnung einer Beschränkungsmaßnahme nach dem Gesetz zu Art. 
10 Grundgesetz (G 10) vom 28.04.2000 durch das Sächsische LfV (Bezug Berichterstattung ARD-
Magazin „Report Mainz“ vom 21.05.2013)

76 Anforderung Protokolle des 2. Untersuchungsausschusses des Deutschen Bundestags über die Ver-
nehmung sämtlicher Mitarbeiter bayerischer Behörden sowie des Thüringer LfV, des BKA und des 
BfV

77 Anforderung der Zeitschrift „Der Weiße Wolf“, Ausgabe 1/2002, Nr. 18 sowie sämtlicher Unterla-
gen zur Auswertung durch das BfV sowie daraufhin ergriffener Maßnahmen

78 Beiziehung des sog. „Bekennervideos“ des NSU mit Auswertungsunterlagen beim OLG München

79 Beiziehung Akten im Hinblick auf die Akten Nr. 373 und 374 des Untersuchungsausschusses zu 
der Person S. F., geb. E.

80 Anforderung verschiedener Aktenstücke des BKA: Korrespondenz BKA – BMI zur möglichen 
Übernahme der Ermittlungen in der Mordserie in den Monaten 02-07/2004 und 03-07/2006, 
Schriftstück des BKA zur Vorlage beim UA BT, Teilnehmerliste Strategiebesprechung beim BKA 
vom 19.04.2006

82 Beiziehung Unterlagen zu Erkenntnissen zum Ku Klux Klan in Bayern (im Hinblick auf Akte Nr. 
365)
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Auflistung aller Beweisbeschlüsse zur Beiziehung bzw. 
Anforderung von Akten und Unterlagen im Wortlaut

Beschluss Nr. 4 vom 10.07.2012

„1.	� Die gemäß Schreiben des Staatsministeriums der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz vom 09.07.2012 und 
10.07.2012 im Staatsministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, in der Generalstaatsanwaltschaft 
in Nürnberg und der Justizpressestelle Nürnberg sowie 
den Staatsanwaltschaft München I, Nürnberg-Fürth 
und Regensburg vorhandenen Akten (s. Anlagen 1 und 
2) werden beigezogen.

	� Der Vorsitzende wird beauftragt und ermächtigt, die 
erforderlichen Schritte einzuleiten, damit die im oben 
genannten Schreiben (Anlage 1) aufgelisteten Akten 
dem Untersuchungsausschuss baldmöglichst zur Verfü-
gung stehen.

2.	� Die gemäß Schreiben der Staatskanzlei vom 09.07.2012 
in der Staatskanzlei vorhandenen Akten und Unterlagen 
werden beigezogen (s. Anlage 2).

3.	� Die gemäß Schreiben des Staatsministerium des Inneren 
vom 09.07.2012 mit Auflistung im Staatsministerium 
des Inneren vorhandenen Akten werden beigezogen (s. 
Anlage 3).“

Beschluss Nr. 6 vom 21.09.2012

„Es wird die Beweiserhebung zum Fragenkomplex A. 1. vor-
bereitet durch

Beiziehung

sämtlicher Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere 
Weise gespeicherten Daten und sonstiger sächlicher Beweis-
mittel, die im Organisationsbereich des Landesamtes für 
Verfassungsschutz und des Staatsministeriums des Innern 
vorliegen, soweit sie

1.	� den Untersuchungsgegenstand betreffen und Informati-
onen enthalten über die Operationen Rennsteig, Treib-
gut und Saphira und / oder folgende Treffen 

	 1.1.	� Stammtischtreffen in Waldershof in der Gaststätte 
„Zoiglstuben“ am 06.10.1995 

	 1.2.	� Treffen in der Kiesgrube in Straubing am 
06.08.1994, Ermittlungsverfahren 

	 1.3.	Skinhead-Treffen in Schwandorf am 06.07.1996 

2.	 den Untersuchungsgegenstand betreffen und Informati-
onen enthalten über folgende Organisationen und Personen:

	 2.1.	das NSU-Trio: 

		  2.1.1.	� ZSCHÄPE, Beate, geb. APEL, geb. 
02.01.1975, alias

			   Mandy STRUCK 
			   S. D. 
			   S. D.  
			   L. D.  
			   Susann EMINGER 
			   L. P.  
			   L. P.  
			   M. P.  
			   S. P.  
			   S. P.  
			   S. R.  
			   S. R. 
			   L. M.  
			   B. B.  

		  2.1.2.	 MUNDLOS, Uwe, geb. 11.08.1973, alias
			   Holger GERLACH 
			   Max-Florian BURKHARDT 
			   Max BURKHARDT 
			   Andre EMINGER 
			   Herr D.  

		  2.1.3.	 BÖHNHARDT, Uwe, geb. 01.10.1977, alias
			   Max-Florian BURKHARDT 
			   Herr D. 
			   M. D. 
			   Holger GERLACH 
			   G. F.   
			   A. E. 

	 2.2.	  �Beschuldigte im Ermittlungsverfahren bei der 
Bundesanwaltschaft:

		  2.2.1.	 EMINGER, André 
		  2.2.2.	 E. S.
		  2.2.3.	 J. P.
		  2.2.4.	 W. J. B.
		  2.2.5.	 STARKE, Thomas 
		  2.2.6.	 WOHLLEBEN, Ralf
		  2.2.7.	 S. H. 
		  2.2.8.	 GERLACH, Holger 
		  2.2.9.	 SCHULZE, Carsten 
		  2.2.10.	D. M.
		  2.2.11.	STRUCK, Mandy  
		  2.2.12.	BURKHARDT, Max-Florian 

	 2.3.	� Beteiligte an dem Treffen in der Kiesgrube in 
Straubing im Jahr 1994: 

		  2.3.1.	 P. E.
		  2.3.2.	 R. B.
		  2.3.3.	 V. R
		  2.3.4.	 H. G.
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		  2.3.5.	 O. T. 
		  2.3.6.	 S. K. 
		  2.3.7.	 M. M. 
		  2.3.8.	 M. M. 
		  2.3.9.	 T. D. 
		  2.3.10.	S. C. 
		  2.3.11.	H. T.
		  2.3.12.	P. C.
		  2.3.13.	S. F.
		  2.3.14.	H. J.
		  2.3.15.	H. T.
		  2.3.16.	W. M.
		  2.3.17.	F. M. 
		  2.3.18.	K. W.

	 2.4.	Fränkische Aktionsfront:

		  2.4.1.	 FISCHER, Matthias  
		  2.4.2.	 ITTNER, Gerhard
		  2.4.3.	 KEMPKEN, Norman 
		  2.4.4.	 S. S. 
		  2.4.5.	 B. R.
		  2.4.6.	 BRANDT, Tino  

	 2.5.	Kameradschaft Süd und Schutzgruppe:

		  2.5.1.	 BORDIN, Norman 
		  2.5.2.	 GERLACH, Thomas
		  2.5.3.	 F. J.
		  2.5.4.	 S. M. 
		  2.5.5.	 S. T.
		  2.5.6.	 S. K.-H.
		  2.5.7.	 S. D.
		  2.5.8.	 WIESE, Martin 
		  2.5.9.	 B. T. D. 
		  2.5.10.	S. N.-P. 
		  2.5.11.	S. R. 
		  2.5.12.	W. C. 
		  2.5.13.	W. K. 
		  2.5.14.	M. A. 
		  2.5.15.	Q. K. 
		  2.5.16.	S. R. 
		  2.5.17.	B. D.
		  2.5.18.	P. M.  

	 2.6.	Operation Rennsteig 

		  2.6.1.	 R. E.  
		  2.6.2.	 S. D.  
		  2.6.3.	 M. P. 
		  2.6.4.	 G. R.
		  2.6.5.	 S. T.  (ab 05.05. Bundeswehr Erlangen)
		  2.6.6.	 D. N. 

3.	� den Untersuchungsgegenstand betreffen und Informati-
onen enthalten über folgende sonstige Personen:

	 3.1.	  DEHOUST, Peter
	 3.2.	  R. F.
	 3.3.	  H. J. 

	 3.4.	  DIENEL, Thomas
	 3.5.	  BREHME, Mario Ralf
	 3.6.	  DALEK, Kai 
	 3.7.	  KEHRBERGER, Andreas 
	 3.8.	  K. M.  
	 3.9.	  L. R. 
	 3.10. S. K. 
	 3.11. T. E. 
	 3.12. R. S. 
	 3.13. K. A. 
	 3.14. H. P. 
	 3.15. S. S.
	 3.16. W. H. 
	 3.17. WORCH, Christian 
	 3.18. V. T. S.
	 3.19. ROSSMÜLLER, Sascha 
	 3.20. K. T.

und soweit sie

4.	� den Untersuchungszeitraum betreffen und nicht durch 
einen zuvor gefassten Beweisbeschluss bereits beigezo-
gen sind.“

Beschluss Nr. 7 vom 21.09.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

1.	� sämtlicher Protokolle der Sitzungen der Parlamenta- 
rischen Kontrollkommission bzw. des Parlamentari-
schen Kontrollgremiums und

2.	� der zur Berichterstattung durch den Vertreter des Staats-
ministeriums des Innern in der Parlamentarischen  
Kontrollkommission bzw. dem Parlamentarischen  
Kontrollgremium angefertigter Vermerke des Landes-
amtes für Verfassungsschutz und des Staatsministeriums 
des Innern 

soweit sie den Untersuchungsgegenstand betreffen und sich 
inhaltlich auf den Untersuchungszeitraum (01.01.1994 bis 
04.07.2012) beziehen.“

Beschluss Nr. 8 vom 21.09.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung 

sämtlicher vom Militärischen Abschirmdienst angefertigter 
Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere Weise gespei-
cherter Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die den 
Untersuchungsgegenstand betreffen, 
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insbesondere Personen und Vorkommnisse in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum (01.01.1994 bis 
04.07.2012) zum Inhalt haben,

und die im Organisationsbereich des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz und des Staatsministeriums des Innern als 
der für den Verfassungsschutz verantwortlichen obers-
ten Landesbehörde im Untersuchungszeitraum vorhanden 
waren, 

soweit sie sich heute noch in behördlichem Gewahrsam 
befinden 

und soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbeschlüsse 
bereits beigezogen sind, 

gemäß Art. 17 BayUAG beim Staatsministerium des Innern.“

Beschluss Nr. 9 vom 21.09.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung 

sämtlicher vom Militärischen Abschirmdienst angefertigter 
Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere Weise gespei-
cherter Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die den 
Untersuchungsgegenstand betreffen,

insbesondere Personen und Vorkommnisse in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum (01.01.1994 bis 
04.07.2012) zum Inhalt haben,

und die im Organisationsbereich des Militärischen 
Abschirmdienstes und des Bundesministeriums der Verteidi-
gung als der für den Militärischen Abschirmdienst verant-
wortlichen obersten Bundesbehörde im Untersuchungszeit-
raum vorhanden waren,

soweit sie sich heute noch in behördlichem Gewahrsam 
befinden

und soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbeschlüsse 
bereits beigezogen sind,

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe gem. Art. 11 Abs. 2 Satz 
2 UAG und Abs. 25 Abs. 3 BV über das Bundeskanzleramt 
bei der zuständigen obersten Bundesbehörde.“

Beschluss Nr. 10 vom 21.09.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung 

sämtlicher vom Militärischen Abschirmdienst angefertigter 
Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere Weise gespei-
cherter Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die den 
Untersuchungsgegenstand betreffen, 

insbesondere Personen und Vorkommnisse in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum (01.01.1994 bis 
04.07.2012) zum Inhalt haben,

und die im Organisationsbereich des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz und des Bundesministerium des Innern 
als der für den Verfassungsschutz verantwortlichen obers-
ten Bundesbehörde im Untersuchungszeitraum vorhanden 
waren, 

soweit sie sich heute noch in behördlichem Gewahrsam 
befinden 

und soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbeschlüsse 
bereits beigezogen sind, 

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe gem. Art. 11 Abs. 2 Satz 
2 UAG und Abs. 25 Abs. 3 BV über das Bundeskanzleramt 
bei der zuständigen obersten Bundesbehörde.“

Beschluss Nr. 11 vom 21.09.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung 

sämtlicher vom Militärischen Abschirmdienst angefertigter 
Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere Weise gespei-
cherter Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel, die den 
Untersuchungsgegenstand betreffen, 

insbesondere Personen und Vorkommnisse in bayerischen 
Kasernen im Untersuchungszeitraum (01.01.1994 bis 
04.07.2012) zum Inhalt haben,

und die im Organisationsbereich des Thüringer Landesam-
tes für Verfassungsschutz und des Thüringer Innenministe-
riums als der für den Verfassungsschutz verantwortlichen 
obersten Landesbehörde im Untersuchungszeitraum vor-
handen waren, 

soweit sie sich heute noch in behördlichem Gewahrsam 
befinden 

und soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbeschlüsse 
bereits beigezogen sind, 

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe über die Thüringer 
Staatskanzlei bei der zuständigen obersten Landesbehörde.“
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Beschluss Nr. 12 vom 21.09.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

der zwischen dem Bayerischen Hauptstaatsarchiv und dem 
Bayerischen Landesamt für Verfassungsschutz abgeschlos-
senen „Vereinbarung über die Anbietung archivwürdiger 
Unterlagen“ aus dem Jahr 2003

beim Staatsministerium des Innern.“

Beschluss Nr. 21 vom 16.10.2012

„1.	� Die Staatsregierung (Staatsministerium des Innern, 
Staatsministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, 
Staatskanzlei) wird aufgefordert im Hinblick auf die 
Akten Nr. 72 und 73, dem UA unverzüglich sämtliche 
Akten, Dateien und ggf. sonstige Unterlagen, insbe-
sondere auch Berichte an das PKG,  die den Untersu-
chungsgegenstand betreffen, vorzulegen,

2.	� Präs. LfV a.D. Forster und der oder die vom Vorsit-
zenden in Einvernehmen mit seinem Stellvertreter noch 
näher zu bestimmenden zuständigen Mitarbeiter des 
LfV werden als Zeugen vernommen.

Das Beweisthema ergibt sich aus dem Inhalt der Akten  
Nrn. 72 und 73.“

Beschluss Nr. 22 vom 16.10.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag – insbesondere zur Ziffer A. 1. 4. - durch

Beiziehung

sämtlicher evtl. im Bayerischen Landesamt für Verfassungs-
schutz oder anderen Behörden vorhandenen Unterlagen zur 
sog. Operation Terzett und möglichen weiteren damit zusam-
menhängenden Operationen, soweit sie nicht durch zuvor 
gefasste Beweisbeschlüsse bereits beigezogen sind.

Die Bayerische Staatsregierung wird aufgefordert dem 
Untersuchungsausschuss die Mitarbeiter des Bayerischen 
Landesamtes für Verfassungsschutz und evtl. anderer Behör-
den, die mit der „Operation Terzett“ und evtl. weiteren damit 
zusammenhängenden Operationen befasst waren, nament-
lich zu benennen.

Zur Begründung wird auf die Presseberichterstattung, ins-
besondere die Berichterstattung der Zeitung „Die Welt“ vom 
13.10.2012 (Die heikle Verfassungsschutz-Operation „Ter-
zett“), verwiesen.“

Beschluss Nr. 23 vom 23.10.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

sämtlicher im Bayerischen Staatsministerium des Innern 
vorhandenen G10-Unterlagen (Anträge, Anordnungen, 
Berichte an die G10-Kommission, Abschlussberichte und 
andere nach dem G10-Gesetz vorgesehene Mitteilungen)

soweit 

– � d�iese den Untersuchungsgegenstand betreffen,
– � sich inhaltlich auf den Untersuchungszeitraum 

(01.01.1994 bis 04.07.2012) beziehen und
– � des sich nicht um Abhörprotokolle oder ähnliche wörtli-

che Zusammenfassungen des abgehörten oder abgefange-
nen Brief, Post- oder Fernmeldeverkehrs handelt.“

Beschluss Nr. 24 vom 23.10.2012

„Im Hinblick auf die Akten Nr. 72 und 73 wird Beweis erho-
ben durch 

Anforderung

sämtlicher diesbezüglich im Geschäftsbereich des Gene-
ralbundesanwalts und des Bundeskriminalamts angefertig-
ter Akten, Dokumente, in Dateien oder auf sonstiger Weise 
gespeicherten Daten und sonstiger sächlicher Beweismittel,

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe gemäß Art. 11 Abs. 2 
Satz 2 UAG und Art. 25 Abs. 3 BV über das Bundeskanzler-
amt bei der zuständigen obersten Bundesbehörde.“

Beschluss Nr. 25 vom 23.10.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

sämtlicher Richtlinien und Dienstvorschriften betreffend die 
Anwerbung und Führung von V-Leuten und Informanten des 
Landesamtes für Verfassungsschutz, des Bayerischen Lan-
deskriminalamts und anderer Polizeidienststellen,

soweit sie sich heute noch in behördlichem Besitz befinden 
und soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbeschlüsse 
bereits beigezogen sind, 

gemäß Art. 17 BayUAG beim Staatsministerium des Innern.“
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Beschluss Nr. 26 vom 23.10.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung

der gesamten Ermittlungsakten des von der Staatsanwalt-
schaft Gera gegen Tino Brandt sowie elf weitere Personen 
geführten Ermittlungsverfahrens 116 Js 17874/95 wegen Bil-
dung krimineller Vereinigungen (vgl. Drs. 5/4198 des Thü-
ringer Landtags vom 15. März 2012, S. 4)

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe über die Thüringer 
Staatskanzlei bei der zuständigen obersten Landesbehörde.“

Beschluss Nr. 27 vom 23.10.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung

der Protokolle des Untersuchungsausschusses 5/1 – Rechts-
terrorismus und Behördenhandeln des Thüringer Landtags 
über die Vernehmung 

– � der Herren Jochen Bode und Jürgen Zweigert am 8. Okto-
ber 2012,

– � des Herrn Präsidenten a.D. Helmut Roewer am 9. Juli 
und 7. September 2012,

– � des Herrn Vizepräsidenten Peter Nocken am 17. Juli 2012,
– � des Herrn Norbert Wiesner vom 9. Juli 2012 und 
– � des Herrn Jürgen Dressler vom 3. Juli 2012

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe über die Vorsitzende 
des Untersuchungsausschusses 5/1 des Thüringer Land-
tags.“

Beschluss Nr. 28 vom 23.10.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung

sämtlicher Protokolle über die Vernehmung von Tino Brandt 
im Zusammenhang mit der Anfertigung des Gutachtens zum 
Verhalten der Thüringer Behörden und Staatsanwaltschaf-
ten bei der Verfolgung des „Zwickauer Trios“, erstattet von 
VorsRiBGH a.D. Dr. Gerhard Schäfer u.a. unter dem 14. Mai 
2012 im Auftrag des Freistaats Thüringen vertreten durch 
den Thüringer Innenminister

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe über die Thüringer 
Staatskanzlei bei der zuständigen obersten Landesbehörde.“

Beschluss Nr. 33 vom 13.11.2012

„Beiziehung

sämtlicher Organigramme/Organisationspläne des Bayeri-
schen Landesamtes für Verfassungsschutz aus dem gesamten 
Untersuchungszeitraum (01.01.1994 bis 04.07.2012) beim 
Staatsministerium des Innern.“

Beschluss Nr. 34 vom 13.11.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung

sämtlicher Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere 
Weise gespeicherter Daten und sonstiger sächlicher Beweis-
mittel, die den Untersuchungsgegenstand betreffen, insbe-
sondere die Beziehungen zwischen Bayern und Thüringen, 
und die Nutzung von Mailboxen des sogenannten Thule-Net-
zes durch Rechtsextremisten zum Gegenstand haben,
die im Organisationsbereich des Thüringer Landesamtes für 
Verfassungsschutz, des Thüringer Landeskriminalamts und 
des Thüringer Innenministeriums als der für den Verfas-
sungsschutz und die Polizei verantwortlichen obersten Lan-
desbehörde im Untersuchungszeitraum vorhanden waren, 

soweit 

– � sie Bezüge zu Verbindungen zwischen Rechtsextremisten 
in Bayern und Thüringen und zu Rechtsextremisten, die in 
Bayern aktiv sind oder waren, oder einen sonstigen Bezug 
zu rechtsextremistischen Aktivitäten in Bayern aufweisen,

– � sie sich heute noch in behördlichem Gewahrsam befinden, 
und

– � sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbeschlüsse bereits 
angefordert sind 

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe über die Thüringer 
Staatskanzlei bei der zuständigen obersten Landesbehörde.“

Beschluss Nr. 35 vom 13.11.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

sämtlicher Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere 
Weise gespeicherter Daten und sonstiger sächlicher Beweis-
mittel, die den Untersuchungsgegenstand betreffen
und Treffen von Rechtsextremisten im Untersuchungszeit-
raum in dem Gasthaus Tiroler Höhe, Sterzinger Straße 4, 
90461 Nürnberg, zum Gegenstand haben

und die im Organisationsbereich des Landesamtes für Ver-
fassungsschutz und des Bayerischen Landeskriminalamts 
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sowie des Staatsministeriums des Innern als der für den 
Verfassungsschutz und die Polizei verantwortlichen obers-
ten Landesbehörde im Untersuchungszeitraum vorhanden 
waren, 

soweit sie sich heute noch in behördlichem Gewahrsam be-
finden und soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbe-
schlüsse bereits beigezogen sind, 

gemäß Art. 17 BayUAG beim Staatsministerium des Innern.“

Beschluss Nr. 36 vom 13.11.2012

„1. Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungs-
auftrag durch

Beiziehung

aller Schreiben des italienischen Inlandsgeheimdienstes 
AISI (Agenzia Informazioni e Sicurezza Interna), die sich 
im Gewahrsam bayerischer Behörden befinden, soweit sie 
den Untersuchungszeitraum betreffen und nicht durch einen 
zuvor gefassten Beweisbeschluss bereits beigezogen sind.

2. Hilfsweise für den Fall, dass die Schreiben den bayeri-
schen Behörden nicht vorliegen, wird Beweis erhoben zum 
gesamten Untersuchungsauftrag durch 

Anforderung

der vorgenannten Schreiben im Wege des Ersuchens um 
Amtshilfe beim Innenministerium des Bundes und beim Bun-
desamt für Verfassungsschutz.“

Beschluss Nr. 38 vom 27.11.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

der Anklageschrift des Generalbundesanwalts gegen Beate 
ZSCHÄPE u.a. beim zuständigen Strafsenat des Oberlandes-
gerichts München.“

Beschluss Nr. 42 vom 19.12.2012

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

sämtlicher Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere 
Weise gespeicherter Daten und sonstiger sächlicher Beweis-
mittel, 

die den Untersuchungsgegenstand betreffen und den „Euro-

pean White Knights of the Ku Klux Klan – Realm of Ger-
many“ zum Gegenstand haben,

sowie im Organisationsbereich des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz, des Bayerischen Landeskriminalamts oder des 
Staatsministeriums des Innern als der für den Verfassungs-
schutz und die Polizei verantwortlichen obersten Landesbe-
hörde im Untersuchungszeitraum vorhanden waren, 
soweit sie sich heute noch in behördlichem Gewahrsam 
befinden und soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweis-
beschlüsse bereits beigezogen sind, 

gemäß Art. 17 BayUAG beim Staatsministerium des Innern.“

Beschluss Nr. 43 vom 19.12.2013

„In Ergänzung des Beschlusses Nr. 6 Ziffer 3. des Untersu-
chungsausschusses „Rechtsterrorismus in Bayern – NSU“ 
(Drs. 16/13150) vom 04.07.2912 wird die Beweiserhebung 
zum Fragenkomplex A. 1. vorbereitet durch

Beiziehung

sämtlicher Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere 
Weise gespeicherten Daten und sonstiger sächlicher Beweis-
mittel, die im Organisationsbereich des Landesamtes für 
Verfassungsschutz und des Staatsministeriums des Innern 
vorliegen

zu den weiteren Personen:

3.21  Michael Swierczek (geb 3.10.1961)
3.22  B. E. A.
3.23  M. C. 
3.24  B. F.
3.25  F. D.
3.26  T. G. 
3.27  R. C.  
3.28  Ollert, Ralf 
3.29  Meenen, Uwe 
3.30  Endres, Silvia 
3.31  Fischer, Maik 
3.32  K. M. 
3.33  R. O.-G.“ 

Beschluss Nr. 47 vom 05.02.2013

„Es wird Beweis erhoben durch 

Anforderung

folgender Unterlagen und Aktenteile im Wege des Ersuchens 
um Amtshilfe gemäß Art. 11 Abs. 2 Satz 2 UAG und Art. 25 
Abs. 3 BV vom 6. Strafsenat des Oberlandesgerichts Mün-
chen:

1.	 Ordner 9, Sachakte 2.1.3, Teil 1 / Ordner 4
	 – � Bl. 37-55: Unterlagen zu Kripo live – Hinweis von 
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1998 auf einen David F. aus Nürnberg
	 – � Bl. 203-232: Komplex zur „Operation Rennsteig“

2.	� Ordner 36, Sachakte 2.2.4, Bl. 2-12, Vermerk vom 
25.11.2011: Erkenntnisse zu Mandy Struck

3.	� Ordner 43, Sachakte 2.4, Bl. 81-97, Vermerk vom 
08.12.2011 und 20.07.2012: Erkenntnisse zu David F.

4.	� Ordner 46, Sachakte 3, Ordner 3, Bl. 32-39, Unterla-
gen zum sog. NSU-Brief und zum Slogan „Taten statt 
Worte“ (hier zur „Landser“-Zeitschrift, diese erscheint 
in Nürnberg)

5.	� Ordner 99, Sachakte 5.7, Ordner 5, 
	 – � Bl. 77 – 80, Vermerk vom 27.12.2011 zur Nummer 

0163 – 3262942 beim Mord Boulgarides in der Nähe 
des Tatortes, 

	 – � Bl. 82 – 84, Vermerk vom 21.12.2011 zur Herkunft 
der Nummer

6.	� Ordner 142, Sachakte 6.6, Ordner 1, Bl. 399-401, 
Vermerke vom 13.03.2012 und 24.11.2011 zu einer in 
München festgestellten Telefonnummer des Trios (0162-
4639557)

7.	� Ordner 172, Sachakte 10.1, Ordner 1, Bl. 255-271, 
Zeugenvernehmung Bozena A. – Lebensgefährtin von 
David F. (Gaststätte in Oberweißbach)

8.	� Ordner 179, Sachakte 10.1, Ordner 8, Bl. 167-195, Zeu-
genvernehmung David F. vom 22.11.2011 (telefonisch), 
vom 16.01.2012 und vom 19.02.2012

9.	� Ordner 497 bis 503, Sachakte 16, Ordner 1 – 7 kom-
plett, Auskünfte der Verfassungsschutzämter. 

10.	� Aus der Spur 830 Nr. 4: Zeugenvernehmung Karsten 
R. und Michael S. in München jeweils vom 18.04.2012; 
Zeugen aus dem rechten Spektrum, die am 18.06.2005 
langsam am Tatort Boulgarides in München vorbeifuh-
ren 

11.	 Aus den Hinweisakte BAO Trio:
	 – � Hinweis 14: Hinweis auf Wehrsportgruppe Hoffmann
	 – � Hinweis 92: Hinweis auf die Gaststätte „Glaskasten“ 

in München
	 – � Hinweis 111: Hinweis auf ehemaligen Wohnort von 

Martin Wiese in München

12.	� Spur 56: Abklärung der Kontakte von Mandy Struck in 
der Umgebung von Nürnberg und Zeugenvernehmung 
W. zu einer Faschingsfeier 1995 in der Gaststätte „Tiro-
ler Höhe“

13.	� Spur 57: Ermittlungen zur 1998 gefundenen Telefonliste 
mit Bezug nach Bayern, vor allem zur Gaststätte „Tiro-
ler Höhe“

Beschluss Nr. 50 vom 05.02.2013

„Es wird Beweis erhoben durch 

Anforderung

folgender Unterlagen und Aktenteile im Wege des Ersuchens 
um Amtshilfe gemäß Art. 11 Abs. 2 Satz 2 UAG und Art. 25 
Abs. 3 BV vom 6. Strafsenat des Oberlandesgerichts Mün-
chen:

Vernehmungsprotokolle und entsprechende dazu gehörige 
Vermerke betreffend die Angehörigen der bayerischen Opfer, 
denen nach § 52 StPO ein Zeugnisverweigerungsrecht 
zusteht.“

Beschluss Nr. 52 vom 06.03.2013

„Es wird Beweis erhoben durch 

Anforderung

von Kopien sämtlicher Adress- und Telefonlisten, die im 
Januar 1998 in der von Beate Zschäpe angemieteten Garage 
in Jena sichergestellt worden sind, 
 
im Wege der Amtshilfe beim Bundeskriminalamt bzw. beim 
Generalbundesanwalt.“

Beschluss Nr. 56 vom 19.03.2013

„Es wird Beweis erhoben durch 

Anforderung

des Gutachtens zum Verhalten der Thüringer Behörden und 
Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des „Zwickauer 
Trios“, erstattet von VorsRiBGH a.D. Dr. Gerhard Schäfer 
u.a. im Auftrag des Freistaats Thüringen in der Variante 1, 
d. h. mit Fußnoten, die am Ende des Gutachtens als Endno-
ten abgedruckt sind, 

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe beim Innenministerium 
des Freistaats Thüringen.“

Beschluss Nr. 60 vom 10.04.2013

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

1.	 Anforderung

der Personenliste, die Namen von relevanten Personen im 
NSU-Verfahren enthält (sog. 129er Liste) und ggf. ihren 
künftigen Aktualisierungen
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im Wege des Ersuchens um Amtshilfe beim Innenministerium 
des Bundes und beim Bundesamt für Verfassungsschutz.

2. 	 ….“

Beschluss Nr. 61 vom 10.04.2013

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

sämtlicher evtl. im Bayerischen Landesamt für Verfas-
sungsschutz oder anderen Sicherheitsbehörden vorhande-
nen Unterlagen zu dem V-Mann mit Decknamen „Primus“, 
soweit sie nicht durch zuvor gefasste Beweisbeschlüsse 
bereits beigezogen sind.“

Beschluss Nr. 68 vom 25.04.2013

„Es wird Beweis erhoben durch 

Anforderung

folgender Aktenstücke

1.	� Kopie des Artikels der Zeitung „Die Welt“ vom 
08.06.2006 mit handschriftlichen Anmerkungen nebst 
Verfügungen (=MAT A BKA-2/23. O9, Seite 66 bis 68)

2.	� Protokoll Besprechung Amtsleitung BKA (=MAT A 
BKA-2/19.O5, Seiten 352 bis 357)

3.	� „Information zur Vorbereitung Präsidentenzirkel“ 
(=MAT A BKA-2/27.O13 Seiten 223 bis 227)

4.	� Sprechzettel vom 28.08.2006 (=MAT A BKA-2/23.O9 
Seiten 222 bis 224)

der im Geschäftsbereich des Bundeskriminalamts angefer-
tigten Akten, 

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe gemäß Art. 11 Abs. 2 
Satz 2 UAG und Art. 25 Abs. 3 BV über das Bundeskanzler-
amt bei der zuständigen obersten Bundesbehörde.“

Beschluss Nr. 70 vom 14.05.2013

„In Ergänzung des Beschlusses Nr. 6 Ziffer 3. des Untersu-
chungsausschusses „Rechtsterrorismus in Bayern – NSU“ 
(Drs. 16/13150) vom 04.07.2912 wird die Beweiserhebung 
zum Fragenkomplex A. 1. vorbereitet durch

Beiziehung

sämtlicher Akten, Dokumente, in Dateien oder auf andere 
Weise gespeicherten Daten und sonstiger sächlicher Beweis-
mittel, die im Organisationsbereich des Landesamtes für 

Verfassungsschutz und des Staatsministeriums des Innern 
vorliegen

zu der weiteren Person: Ilona KÜHNEL.“

Beschluss Nr. 75 vom 05.06.2013

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung

des Antrags auf Anordnung einer Beschränkungsmaß-
nahme nach dem Gesetz zu Art. 10 Grundgesetz (G 10) vom  
28. April 2000 durch das Landesamt für Verfassungsschutz 
Sachsen an den Staatsminister des Innern Herrn Hardraht 
und weitere Verantwortliche des sächsischen Staatsministe-
riums des Innern

soweit dieser im Organisationsbereich des Sächsischen 
Staatsministeriums des Innern im Untersuchungszeit-
raum vorhanden war und sich noch heute in behördlichem 
Gewahrsam befindet

im Wege des Ersuchens um Amtshilfe über die Sächsische 
Staatskanzlei bei der zuständigen obersten Landesbehörde. 
….“

Beschluss Nr. 76 vom 05.06.2013

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung

der Protokolle des 2. Untersuchungsausschusses „Terror-
gruppe nationalsozialistischer Untergrund“ des Deutschen 
Bundestags über die Vernehmung sämtlicher Mitarbeiter 
bayerischer Behörden sowie des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz Thüringen, des Bundeskriminalamtes und des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz im Wege des Ersuchens 
um Amtshilfe.“

Beschluss Nr. 77 vom 05.06.2013

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Anforderung

der Zeitschrift „Der Weiße Wolf“, Ausgabe 1/2002, Nr. 18, 
sowie sämtlicher Unterlagen zur Auswertung durch das Bun-
desamt für Verfassungsschutz und der auf diese Auswertung 
hin ergriffenen Maßnahmen, insbesondere zu den entspre-
chenden Postfächern der Zeitschrift und den damit verbun-
denen Personen, soweit diese im Organisationsbereich des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz und des Bundesministe-
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riums des Innern als der für den Verfassungsschutz verant-
wortlichen obersten Bundesbehörde im Untersuchungszeit-
raum vorhanden waren und sich noch heute in behördlichem 
Gewahrsam befinden, im Wege des Ersuchens um Amtshilfe 
gem. Art. 11 Abs. 2 Satz 2 UAG und Art. 25 Abs. 3 BV über 
das Bundeskanzleramt bei der zuständigen obersten Bundes-
behörde.“

Beschluss Nr. 78 vom 05.06.2013

„Es wird Beweis erhoben zum gesamten Untersuchungsauf-
trag durch

Beiziehung

des sog. „Bekennervideos“ des NSU bzw. der DVD mit Sze-
nen der Zeichentrickfigur „Paulchen Panther“ kombiniert 
mit Bildern der Taten des „NSU-Trios“ sowie sämtlicher 
Unterlagen der zu diesem Video vorgenommenen Auswer-
tung und auf diese Auswertung hin ergriffenen Maßnahmen 
gemäß Art. 17 BayUAG beim OLG München.“

Beschluss Nr. 79 vom 05.06.2013

„Das Staatsministerium des Innern wird aufgefordert im 
Hinblick auf die Akten Nr. 373 und 374, dem Untersuchungs-
ausschuss unverzüglich sämtliche Akten, Dateien und ggf. 
sonstige Unterlagen zu der Person Sylvia Fischer geb. End-
res, welche sich aus diesen Akten ergeben und den Untersu-
chungsgegenstand betreffen, vorzulegen.“

Beschluss Nr. 80 vom 05.06.2013

„Es wird Beweis erhoben zu den Fragen B. 3.14.1., B. 3.1.4., 
B. 4.16., B. 4.16.1., B. 4.16.2.,  B. 4.18., 4.18.1., B. 4.18.4. 
durch

Anforderung

folgender Aktenstücke

1.	 Korrespondenz zwischen dem BKA und dem BMI zur 
möglichen Übernahme der Ermittlungen in der Mordserie 
aus den Monaten Februar bis Juli 2004 und März bis Juli 
2006,
 
2.	� Schriftstück des Bundeskriminalamts, welches von dort 

dem UA des Deutschen Bundestages vorgelegt wurde 
(dort Materiale MAT_A_BKA-2-22.08.pdf S. 36 bis 38),

3.	� die Teilnehmerliste der Strategiebesprechung beim BKA 
vom 19.04.2006, welche von dort dem UA des Deut-
schen Bundestages vorgelegt wurde (dort Materiale 
MAT_A_BKA-2-19.05.pdf, S. 227 bis 229)

der im Geschäftsbereich des Bundeskriminalamts angefer-
tigten Akten, im Wege des Ersuchens um Amtshilfe gemäß 
Art. 11 Abs. 2 Satz 2 UAG und Art. 25 Abs. 3 BV über das 
Bundeskanzleramt bei der zuständigen obersten Bundesbe-
hörde.“

Beschluss Nr. 82 vom 05.06.2013

„Das Staatsministerium des Innern wird aufgefordert im 
Hinblick auf die Akte 365, dem UA unverzüglich sämtliche 
Akten, Dateien und ggf. sonstige Unterlagen zu Erkenntnis-
sen zum Ku-Klux-Klan in Bayern, welche sich aus den dort 
genannten Suchtreffern ergeben, vorzulegen.“
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Aktenliste 
 

Fortl.
Akten-
Nr.

Behörde
 
 

Beschreibung Übermittelt Status / Bemerkung
*Aufbewahrung im 
VS-Raum

1 StMJV 1 Band Berichtsakten des StMJV, Gz. II – 9914/01 mit Schreiben vom 
20.07.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

2 StMJV 1 Band Berichtsakten des StMJV, Gz. II – 5171/04 mit Schreiben vom 
20.07.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

3 StMJV 1 Band Berichtsakten des StMJV, Gz. II – 2626/12 mit Schreiben vom 
20.07.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

4 StMI 1 Aktenordner des Bayerischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu BY-1 (1. Teil)

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*

5 StMI 1 Aktenordner des Bayerischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu BY-1 (1. Teil)

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*

6 StMI 1 Aktenordner des Bayerischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu BY-1 (2. Teil)

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*

7 StMI 1 Aktenordner des Bayerischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu BY-1 (2. Teil)

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*

8 StMI DVD mit elektronisch gespeicherten Anlagen zu Beweis-
beschlüssen BY-2, BY-3, BY-4, BY-5, BY-6, BY-7 und 
BY-9, StMI-Akten

mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen/VS-NfD

9 StMI DVD „Lfd. Nr. 25, Aktenzeichen XY“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

10 StMI DVD „Lfd. Nr. 42, Aktenzeichen XY“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

11 StMI DVD „Lfd. Nr. 44, Radio Welt am Morgen“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

12 StMI DVD „Lfd. Nr. 48, Pressekonferenz“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

13 StMI DVD „Lfd. Nr. 50, Glasklar“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

14 StMI DVD „Lfd. Nr. 60, ZDF Mona Lisa“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

15 StMI DVD „Lfd. Nr. 61, Jagd nach dem Phantom“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

16 StMI DVD „Lfd. Nr. 66, Aktenzeichen XY“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

17 StMI DVD „Lfd. Nr. 67, RTL2/DIWA“ zu BY-7 mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

18 StMI 1 Aktenordner des Bayerischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu BY-8

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*

19 StMI 1 Geheft des Bayerischen Landesamts für Verfassungs-
schutz (1. Nachtrag zu BY-1)

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*

20 StMI 1 Geheft des Bayerischen Landesamts für Verfassungs-
schutz (2. Nachtrag zu BY-1)

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

21 StMI 1 Geheft des Bayerischen Landesamts für Verfassungs-
schutz zu BY-10

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*

22 StMI 1 Aktenordner des Bayerischen Landesamts für Verfas-
sungsschutz zu BY-10

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Vertraulich*
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*Aufbewahrung im 
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23 StMI 1 Geheft Sachakten des Bayerischen Staatsministeriums 
des Innern, Abteilung ID

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

24 StMI 1 Aktenordner des Polizeipräsidiums Mittelfranken zu 
VE-/VP-Akten (Teilakte 1 und Teilakte 2)

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

25 StMI 1 Geheft des Polizeipräsidiums München zu VE-/VP-
Akten

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

26 StMI 1 Aktenordner des Polizeipräsidiums Mittelfranken zu 
VE-/VP-Akten 

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

27 StMI 1 Aktenordner des Polizeipräsidiums Mittelfranken zu 
VE-/VP-Akten

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

28 StMI 1 Aktenordner des Polizeipräsidiums Mittelfranken zu 
VE-/VP-Akten

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

29 StMI 1 Aktenordner des Polizeipräsidiums München zu VE-/
VP-Akten

mit Schreiben vom 
30.07.2012

VS-Geheim*

30 StMI 1 Geheft mit Ersuchen um Herabstufung von VE-/VP-
Akten, Beantwortungsschreiben und 10 herabgestufte 
Blätter

mit Schreiben vom 
30.07.2012

offen

31 Deutscher 
Bundestag
 

1 CD-R mit Ausschuss-Drs. 111, 113, 114, 123, 126, 132, 
155, 170, 171, 172, 174, 214, 216, 217
(Berichte des Ermittlungsbeauftragten)

Per Bote am 01.08.2012 – 
ohne Anschreiben

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

32 StMJV 1 DVD Nr. 1 (eingescannt durch BT UA) mit Sendungen 
„Radio Welt am Morgen“ und „Aktenzeichen XY vom 
30.06.2005 sowie den nachfolgenden Akten Nr. 35-43 im 
pdf-Format

mit Schreiben vom 
08.08.2012 (und Schreiben 
BT UA vom 03.08.2012)

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

33 StMJV 1 DVD Nr. 2 (erstellt durch BT UA) mit „RTL II- 
Sendung“

mit Schreiben vom 
08.08.2012 (und Schreiben 
BT UA vom 03.08.2012)

offen

34 StMJV 1 DVD Nr. 3 (erstellt durch BT UA) mit Sendung  
„Aktenzeichen XY“

mit Schreiben vom 
08.08.2012 (und Schreiben 
BT UA vom 03.08.2012)

offen

35 StMJV 1 Band Berichtsakten des Generalstaatsanwalts in Nürn-
berg, Gz. I – G 155/01 
(Ausdruck der Datei MAT_A-BY-2-2a der DVD Akten-
Nr. 32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

36 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Regens-
burg, Gz. 102 Js 4365/95
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY_2-b-I der DVD Akten-
Nr. 32) 

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

37 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Regens-
burg, Gz. 102 Js 4365/95
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY_2-b-II der DVD 
Akten-Nr. 32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

38 StMJV 1 Band Handakten der Staatsanwaltschaft München I,  
Gz. 121 UJs 717334/01
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY-2-a-I der DVD Akten-
Nr. 32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

39 StMJV 1 Band Handakten der Staatsanwaltschaft München I, Gz. 
121 UJs 717334/01
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY-2-a-II der DVD Akten-
Nr. 32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

40 StMJV 1 Ordner „Presse“ der Justizpressestelle Nürnberg
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY-7 der DVD Akten-Nr. 
32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3
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41 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth zum Verfahren 103 Js 835/08
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY-2-2c der DVD Akten-
Nr. 32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

42 StMJV 3 Bände Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth mit 
402 AR 231567/06
403 AR 232642/07
405 AR 230284/09
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY-2-2b der DVD Akten-
Nr. 32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3
 
 

43 StMJV 2 Bände Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth mit
406 AR 233422/08
406 AR 233423/08
(Ausdruck der Datei MAT_A_BY-2-2d der DVD Akten-
Nr. 32)

s. Akten-Nr. 32 Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3
 
 

44 StK 1 Aktenordner „Bayer. Handlungskonzept gg. d. Rechts-
extremismus Bd. 1 + 2“

mit Schreiben vom 
16.08.2012

VS-NfD

45 StK 1 Aktenordner „Rechtsextremismus Rechtsextremistische 
Aktivitäten Bd. 2 + 3“

mit Schreiben vom 
16.08.2012

VS-NfD

46 StK 1 Aktenordner „Rechtsextremismus Rechtsextremistische 
Aktivitäten Bd. 4 + 5“

mit Schreiben vom 
16.08.2012

VS-NfD

47 StK 1 Aktenordner „Rechtsextremismus Bespr. Maßnahme-
pakt“

mit Schreiben vom 
16.08.2012

VS-NfD

48 StK 1 Aktenordner „Bayerische Staatskanzlei 1. UA „NSU“ 
Bundestag 2. UA „NSU“ u. a.“ Landtag“

mit Schreiben vom 
16.08.2012

VS-NfD

49 StK 1 Aktenordner „Einzelunterlagen gemäß Aktenliste vom 
09.07.2012“

mit Schreiben vom 
16.08.2012

VS-NfD

50 StMJV 1 DVD (eingescannt durch BT UA) mit 
Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Nürnberg 
Gz. 103 Js 1136/06, 103 Js 1923/06,
103 Js 167/07, 103 Js 698/07 (2 Bände),
103 Js 256/08 (3 Bände), 103 Js. 927/09
63 Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft Nürnberg 
(AR-Aktenzeichen) 

Persönliche Übergabe 
durch Mitarbeiterin des 
StMJV am 20.08.2012 – 
Anschreiben StMJV vom 
16.08.2012 (mit Schreiben 
BT UA vom 08.08.2012)

offen

51 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth zum Verfahren 103 Js 1136/06
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

52 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth zum Verfahren 103 Js 1923/06
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

53 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth zum Verfahren 103 Js 167/07
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

54 StMJV 1. Teilband Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth zum Verfahren 103 Js 698/07
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

55 StMJV 2. Teilband Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth zum Verfahren 103 Js 698/07
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

56 StMJV 1. Teilband Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth zum Verfahren 103 Js 256/08
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen
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57 StMJV 2. Teilband Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth zum Verfahren 103 Js 256/08
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

58 StMJV 3. Teilband Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft 
Nürnberg-Fürth zum Verfahren 103 Js 256/08
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

59 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth zum Verfahren 103 Js 967/09
(Ausdruck von DVD Akten-Nr. 50)

s. Akten-Nr. 50 offen

60 StMJV 16 Bände Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft Nürn-
berg-Fürth mit
401 AR 231484/09
401 AR 231682/08
402 AR 230224/07
402 AR 231567/06
402 AR 232961/06
402 AR 234272/05
403 AR 230602/07
403 AR 231274/06
403 AR 231869/07
403 AR 231992/06
403 AR 232189/07
403 AR 233100/06
403 AR 233259/06
403 AR 233311/06
403 AR 234273/06
403 AR 234540/06

s. Akten-Nr. 50 offen
 
 

61 StMJV 23 Bände Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft  
Nürnberg-Fürth mit
403 AR 234893/06
404 AR 231153/07
404 AR 231163/07
404 AR 231231/07
404 AR 231352/07
404 AR 231423/07
404 AR 231758/07
404 AR 231759/07
404 AR 231760/07
404 AR 231761/07
404 AR 231762/07
404 AR 231763/07
404 AR 231764/07
404 AR 231765/07
404 AR 231766/07
404 AR 231767/07
404 AR 231768/07
404 AR 231769/07
404 AR 231770/07
404 AR 231845/07
404 AR 231889/07
404 AR 231903/07

s. Akten-Nr. 50 offen
 
 

62 StMJV 16 Bände Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft  
Nürnberg-Fürth mit
404 AR 232294/07
404 AR 233900/07
405 AR 230113/08
405 AR 230229/08
405 AR 232793/07
405 AR 233251/06
405 AR 234166/07
405 AR 230001/08

s. Akten-Nr. 50 offen
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62 StMJV 16 Bände Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft  
Nürnberg-Fürth mit
406 AR 230002/08
406 AR 233421/08
406 AR 230246/07
406 AR 231631/06
406 AR 234156/06
406 AR 234157/06
407 AR 234158/06
407 AR 234268/06

s. Akten-Nr. 50 offen
 
 

63 StMJV 6 Bände Rechtshilfeakten der Staatsanwaltschaft  
Nürnberg-Fürth mit
407 AR 234274/06
407 AR 234331/06
497 AR 234407/05
407 AR 235075/06
407 AR 235207/06
407 AR 235387/06

s. Akten-Nr. 50 offen
 
 

64 StMJV Schriftliche Beantwortung der Fragen
A 1.2., A 2.5.1., A 2.6. – Teil 1, A 2.7.
gemäß Beschluss Nr. 5 

Per Email am 24.08.2012 
mit Anschreiben vom 
22.08.2012 

offen

65 StMI Schriftliche Beantwortung der Fragen gemäß  
Beschluss Nr. 5

Per Email vom 04.09.2012 
mit Anschreiben vom 
04.09.2012

offen 

66 StMI Beantwortungsschreiben zu Beweisbeschluss BY-11 
(Geheim)

Per Boten am 17.09.2012 
mit Anschreiben vom 
14.09.2012

VS-Geheim*

67 Deutscher 
Bundestag

Protokolle 2. Untersuchungsausschuss des Bundestags
Zeugenvernehmungen aus öffentlicher Sitzung:
6., 8., 10., 12., 14., 15. und 17. Sitzung

Per Email am 19.09.2012 offen
 

68 Deutscher 
Bundestag

Protokolle 2. Untersuchungsausschuss des Bundestags 
Zeugenvernehmungen aus öffentlicher Sitzung:
19., 21., 22., 24., 27. und 29. Sitzung

Per Email am 19.09.2012 offen
 

69 StMI Benennung möglicher Zeugen: Liste möglicher Zeugen 
der Bayerischen Polizei (Anlage 1); Liste möglicher 
Zeugen des BayLfV (Anlage 2) 

Per Bote am 20.09.2012 
mit Anschreiben vom 
19.09.2012 

Anschreiben und 
Anlage 1 offen
Anlage 2 VS-NfD

70 StMI 1 Geheft des Bay. Landesamts für Verfassungsschutz zu 
BY-10

Per Boten am 28.09.2012 
mit Anschreiben vom 
24.09.2012 (offen bzw. 
VS-NfD)

VS-Geheim*

71 StMI 1 Aktenordner des Bay. Landesamts für Verfassungs-
schutz zu BY-1

Per Boten am 28.09.2012 
mit Anschreiben vom 
24.09.2012 (offen bzw. 
VS-NfD)

VS-Geheim*

72 StMI 1 Schreiben von Staatsminister Herrmann an den  
2. Untersuchungsausschuss des Deutschen Bundestags

Per Boten am 08.10.2012 
mit Anschreiben vom 
28.09.2012

VS-Geheim*

73 StMI 1 Schreiben des Zeugen Forster an den Vorsitzenden des 
Untersuchungsausschusses

Per Boten am 11.10.2012 VS-Geheim*

74 StMI 1 Geheft Akten „Hinweis auf Beate Zschäpe Vorstadtcafé 
München“ – Nachsendung einer Akte zu Beweisbeschluss 
BY-2 an den UA des Bundestags

Per Boten am 15.10.2012 
mit Anschreiben vom 
12.10.2012

offen

75 StMI 1 Aktenordner Erste Teil-Lieferung Beschluss Nr. 6,  
Fragenkomplex A.1., Ereignisse 1.1-1.3,  
Personen 2.3.1.-2.3.6.

Per Boten am 23.10.2012 
mit Anschreiben vom 
22.10.2012

VS-Geheim*
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76 StMI 1 Aktenordner Erste Teil-Lieferung Beschluss Nr. 6,  
Fragenkomplex A.1., Personen 2.3.7.-2.3.18

Per Boten am 23.10.2012 
mit Anschreiben vom 
22.10.2012

VS-Geheim*

77 StMI 1 Aktenordner Erste Teil-Lieferung Beschluss Nr. 6, Fra-
genkomplex A.1, Operation RENNSTEIG,  
Personen 2.6.1.-2.6.6.

Per Boten am 23.10.2012 
mit Anschreiben vom 
22.10.2012

VS-Geheim*

78 StMI 1 Leitzordner, Beschluss Nr. 6, ID/IF-Akten, I.  
Teillieferung (01.01.1994-09.09.2000)

Per Boten am 23.10.2012 
mit Anschreiben vom 
22.10.2012

VS-NfD

79 StMI 1 Geheft Vereinbarung zwischen dem Bayerischen  
Landesamt für Verfassungsschutz und dem Bayerischen 
Hauptstaatsarchiv

Per Boten am 23.10.2012 
mit Anschreiben vom 
22.10.2012

VS-NfD

80 Bayerischer 
Landtag

Tagesordnungspunkte der Sitzungsprotokolle der Parla-
mentarischen Kontrollkommission bzw. des Parlamen-
tarischen Kontrollgremiums vom 01.01.1994 bis zum 
04.07.2012 – in Listenform –

Mit Schreiben Vors. PKG 
vom 25.10.2012

VS–Vertraulich*

81 StMJV Strafakte (1 Aktenordner) zu Durchsuchungen und Be-
schuldigtenvernehmungen der StA Mü. I 
Gz. 113 Js 4089/89

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

82 StMJV Strafakte (1 Aktenordner) zu Durchsuchungen und Be-
schuldigtenvernehmungen der StA Mü. I 
Gz. 113 Js 4089/89

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

83 StMJV 1 Aktenordner zu Durchsuchungen und Beschuldigtenver-
nehmungen der StA Mü. I 
Gz. 113 Js 4089/89

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

84 StMJV 1 Aktenordner zu Durchsuchungen und Beschuldigtenver-
nehmungen der StA Mü. I 
Gz. 113 Js 4089/89

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

85 StMJV 1 Aktenordner zu Durchsuchungen und Beschuldigten- 
vernehmungen der StA Mü. I 
Gz. 113 Js 4089/89 

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

86 StMJV 1 Aktenordner zu Durchsuchungen und Beschuldigten- 
vernehmungen der StA Mü. I 
Gz. 113 Js 4089/89

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

87 StMJV 1 Band Strafakten der StA Coburg
Gz. 7 Js 6458/95

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

88 StMJV 1 Band Strafakten der StA Coburg
Gz. 7 Js 3891/97

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

89 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der StA Nürnberg-Fürth
Gz. 805 Js 17464/08

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

90 StMJV 1 Band Strafakten der StA Nürnberg-Fürth
Gz. 805 Js 17596/09

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

91 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der StA Nürnberg-Fürth
Gz. 805 Js 20627/09

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

92 StMJV 1 Band Strafakten der StA Nürnberg-Fürth
Gz. 703 Js 68576/09

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3
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93 StMJV 1 Band Ermittlungsakten der StA Nürnberg-Fürth
Gz. 805 Js 14652/10

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

94 StMJV 1 Band Vollstreckungsakten der StA Nürnberg-Fürth, Gz. 
1 VRs 213189/10

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

95 StMJV 1 Kopiensatz (Auszug) aus der Strafakte der StA Nürn-
berg-Fürth, Gz. 904 Js 140050/98

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

96 StMJV 1 Kopiensatz Geheft aus der Berichtsakte des StMJV, Gz. 
II – 1953/90 

Per Boten am 26.10.2012 
mit Anschreiben vom 
26.10.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

97 StMI Schreiben zu Beschluss Nr. 21 Per Boten am 06.11.2012 
mit Anschreiben vom 
05.11.2012

VS-Geheim*

98 StMI 1 Aktenordner: Quellenberichte, Band 1 Per Boten am 06.11.2012 
mit Anschreiben vom 
05.11.2012 

VS-Geheim*

99 StMI 1 Aktenordner: Quellenberichte, Band 2 Per Boten am 06.11.2012 
mit Anschreiben vom 
05.11.2012

VS-Geheim*

100 StMI 1 Schreiben des Staatsministers Herrmann an den Vorsit-
zenden des 2. Untersuchungsausschusses des Bundestags
1 Geheft zum „Thüringer Heimatschutz“

Per Boten am 09.11.2012 
mit Anschreiben vom 
29.10.2012

VS-Geheim*

101 StMI Sog. 100er-Liste Per Boten am 09.11.2012 
mit Anschreiben vom 
07.11.2012

VS-Vertraulich*

102 StMI 1 Aktenordner BLKA, Zeitraum 01.01.1994-09.09.2000 Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD

103 StMI 1 Aktenordner BLKA, Ausdrucke aus den Zentraldateien 
INPOL Bund, INPOL Fall IS, sonstige INPOL Fall, 
EWO, KBA
Personen 2.2.1- Personen 2.3.18

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

104 StMI 1 Aktenordner BLKA, Ausdrucke aus den Zentraldateien 
INPOL Bund, INPOL Fall IS, sonstige INPOL Fall, 
EWO, KBA
Personen 2.4.1. – Personen 2.4.6

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

105
 

StMI 1 Aktenordner BLKA, Ausdrucke aus den Zentraldateien 
INPOL Bund, INPOL Fall IS, sonstige INPOL Fall, 
EWO, KBA
Personen 2.5.1 – 2.5.6

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD

106 StMI 1 Aktenordner BLKA, Ausdrucke aus den Zentraldateien 
INPOL Bund, INPOL Fall IS, sonstige INPOL Fall, 
EWO, KBA
Personen 2.5.7 – Personen 2.6.6.

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

107 StMI 1 Aktenordner BLKA, Ausdrucke aus den Zentraldateien 
INPOL Bund, INPOL Fall IS, sonstige INPOL Fall, 
EWO, KBA
Personen 3.1 – Personen 3.20

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

108 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Mittelfranken,  
Lfd. Nr. 01-22

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012
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109 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Mittelfranken,
Lfd. Nr. 23-49

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD

110 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Mittelfranken,
Lfd. Nr. 50-70

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

111 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Mittelfranken,
Lfd. Nr. 71-81

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

112 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 1

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

113 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 2

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

 
114

StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 3

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

115 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 4

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD

116 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 5

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

117 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 6

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

118 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 7

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

119 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 8

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

120 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 9

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

121 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 10

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

122 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 11

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

123 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 12

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

124 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 13

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

125 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-
plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 14

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD
126 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium München, Fragenkom-

plex A.1., Suchergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000; 
Band 15

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012
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127 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Niederbayern, Per-
sonen-/Vorgangszahlen für Beschluss Nr. 6, 01.01.1994-
09.09.2000, E 3
Pers.-Nr. 2.6.1 bis Pers.-Nr. 3.20

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD

128 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Niederbayern, Per-
sonen-/Vorgangszahlen für Beschluss Nr. 6, 01.01.1994-
09.09.2000, E 3-0223
Pers.-Nr. 3.19 S. R.

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

129 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Niederbayern, Per-
sonen-/Vorgangszahlen für Beschluss Nr. 6, 01.01.1994-
09.09.2000, E 3-0223
Pers.-Nr. 2.3.7 bis Pers.-Nr. 2.5.18

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

130 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Niederbayern¸ Per-
sonen-/Vorgangszahlen für Beschluss Nr. 6, 01.01.1994-
09.09.2000, E 3-0223
Pers.-Nr. 2.3.5 bis Pers.-Nr. 2.3.6

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

131 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Niederbayern, Per-
sonen-/Vorgangszahlen für Beschluss Nr. 6, 01.01.1994-
09.09.2000, E 3-0223
Pers.-Nr. 2.2.1 bis pers. Nr. 2.3.4.

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

132 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberbayern Nord, Such-
ergebnisse von 01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

133 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberbayern Süd¸ Sucher-
gebnisse von 01.01.1994-09.09.2000 

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

134 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 2.2.11 
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

135 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 2.3.5.
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD

136 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 2.4.3. 
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

137 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 2.4.6. 
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

138 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 2.6.3. 
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

139 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 3.1. 
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

140 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 3.6. D. K.
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

141 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 3.6. D. K.
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

142 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 3.6. D. K.
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

143 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 3.8.K. M.
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012
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144 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberfranken, 
Nr. 3.10 S. K.
01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

VS-NfD

145 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberpfalz, 
Nr. 3.9. L. R.

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

146 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Oberpfalz, 
Nr. 3.9. L. R.

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

147 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Schwaben Südwest, 
Zeitraum 01.01.1994-09-09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

148 StMI 1 Aktenordner Polizeipräsidium Unterfranken
Suchergebnisse 01.01.1994-09.09.2000

Per Boten am 13.11.2012 
mit Anschreiben vom 
12.11.2012

149 Innenminis-
terium des 
Freistaates 
Thüringen

1 Geheft zu Beschluss Nr. 28 – Protokoll der Anhörung 
Tino Brandt durch die Kommission Dr. Schäfer

Einschreiben am 
26.11.2012 mit An-
schreiben vom 22.11.2012

VS-Geheim*

150 StMI 1 Geheft zu Beschluss Nr. 6 – Ergänzung zu den Akten 
des Polizeipräsidiums Oberfranken (s. Akten-Nr. 142)

Per Boten am 26.11.2012 
mit Anschreiben vom 
26.11.2012

VS-Vertraulich*

151 StMI 1 Geheft Unterlagen des LfV (Positionspapier BKA u.a.) Per Boten am 26.11.2012 
mit Anschreiben vom 
22.11.2012

VS-Geheim* (auch 
Anschreiben)

152 Thüringer 
Landtag

1 Aktenordner mit (öffentlicher) Zeugenvernehmung
– Jürgen Dressler, 11. Sitzung am 03.07.2012
– Norbert Wiesner, 12. Sitzung am 09.07.2012
– Helmut Roewer, 12. Sitzung am 09.07.2012

Mit Schreiben vom 
22.11.2012

offen

153 Thüringer 
Landtag

1 Aktenordner mit (öffentlicher) Zeugenvernehmung
– Peter Nocken, 14. Sitzung am 17.07.2012
– Helmut Roewer, 15. Sitzung am 10.09.2012
– Reiner Bode, 17. Sitzung am 08.10.2012
– Jürgen Zweigert, 17. Sitzung am 08.10.2012

Mit Schreiben vom 
22.11.2012

offen

154 StMI 1 Aktenordner Unterlagen LfV zu Beschluss Nr. 6 – Per-
sonen 3.3. bis 3.5 und 3.9. bis 3.10.

Per Boten am 27.11.2012 
mit Anschreiben vom 
21.11.2012

VS-Geheim* 

155 StMI 1 Aktenordner Unterlagen LfV zu Beschluss Nr. 6 – 
Person 3.6.

VS-Geheim*

156 StMI 1 Aktenordner Unterlagen LfV zu Beschluss Nr. 21 – 
Band 1

VS-Geheim*

157 StMI 1 Aktenordner Unterlagen LfV zu Beschluss Nr. 21 – 
Band 2

VS-Geheim*

158 StMI 1 Aktenordner Unterlagen LfV zu Beschluss Nr. 21 – 
Band 3

VS-Geheim*

159 StMI 1 Aktenordner Unterlagen LfV zu Beschluss Nr. 21 – 
Band 4

VS-Geheim*

160 StMI 1 Aktenordner Unterlagen StMI ID/IF-Akten zu Be-
schluss Nr. 21

VS-Geheim*

161-166 Justizminis-
terium des 
Freistaates 
Thüringen

6 Bände Duplo-Akten: Ermittlungsakten 116 Js 17874/95 
Staatsanwaltschaft Gera (zu Beschluss Nr. 26)

Per Boten am 27.11.2012 
mit Anschreiben vom 
22.11.2012

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3
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167-168 Justizminis-
terium des 
Freistaates 
Thüringen

2 Duplo-Sonderbände: Ermittlungsakten 116 Js 17874/95 
Staatsanwaltschaft Gera (zu Beschluss Nr. 26)

169 Sächsischer 
Landtag

Sachverständigenanhörung: Stenografisches Protokoll der 
Sitzung 
– vom 15.06.2012 (Prof. Dr. Fabian Virchow)
– vom 02.07.2012 (Prof. Dr. Christoph Gusy, Prof.  
   Dr. Heinrich Amadeus Wolff, Grit Hanneforth)
– vom 17.09.2012 (Prof. Dr. Uwe Backes, Andrea Röpke)

Am 27.11.2012 – ohne 
Anschreiben

offen

170 StMI 1 Geheft LfV zu Beschluss Nr. 33 – Organigramme Mit Schreiben vom 
27.11.2012

VS-NfD

171 BMI BKA-Positionspapier Anschreiben vom 
23.11.2012 – mit Schreiben 
StMI vom 03.12.2012 (mit 
Verweis auf Akten Nr. 151)

VS-Geheim*

172 StMI Richtlinien und Dienstvorschriften des LfV

Per Boten am 05.12.2012 
mit Anschreiben vom 
04.12.12

VS-Vertraulich*

173 StMI Richtlinien und Dienstvorschriften aus dem Bereich der 
Bay. Polizei – 1 Geheft mit landesweit gültigen Richt- 
linien

offen/VS-NfD

174 StMI Richtlinien und Dienstvorschriften aus dem Bereich der 
Bay. Polizei – 1 Aktenordner mit Anordnungen/Umset-
zungsschreiben der Landespolizeipräsidien und des Bay. 
Landeskriminalamts

VS-NfD

175 StMI 1 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 7 – Band 1 Per Boten am 13.12.2012 
mit Anschreiben vom 
11.12.2012

VS-Geheim*

176 StMI 1 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 7 – Band 2 Per Boten am 13.12.2012 
mit Anschreiben vom 
11.12.2012

VS-Geheim*

177 StMI 1 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 7 – Band 3 Per Boten am 13.12.2012 
mit Anschreiben vom 
11.12.2012

VS-Geheim*

178 StMI 1 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 7 – Band 4 Per Boten am 13.12.2012 
mit Anschreiben vom 
11.12.2012

VS-Geheim*

179 StMI 1 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 7 – Band 5 Per Boten am 13.12.2012 
mit Anschreiben vom 
11.12.2012

VS-Geheim*

180 StMI 1 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 7 – Band 6 Per Boten am 13.12.2012 
mit Anschreiben vom 
11.12.2012

VS-Geheim*

181 Thüringer 
Landtag

4 Vernehmungsprotokolle zu Beschluss Nr. 27 Per Boten am 17.12.2012 
überbracht

VS-Geheim*

182 StMI 1 Geheft mit 4 Schreiben des LfV an das BfV Verfas-
sungsschutz bzw. an den Generalbundesanwalt (Mittei-
lung von NSU-relevanten Erkenntnissen bzw. Schriftstü-
cken des LfV)

Per Boten am 10.01.2013 
mit Anschreiben vom 
02.01.2013

VS-Geheim*
(auch das An-
schreiben)

183-184 Thüringer 
LfV

2 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 11 (Schreiben 
MAD an das Thüringer LfV)

Am 11.01.2013 mit An-
schreiben vom 09.01.2013

VS-Vertraulich*

185-186 StMI 2 Aktenordner zu Beweisbeschluss Nr. 8 Am 16.01.2013 mit An-
schreiben vom 15.01.2013

VS-Vertraulich*

187 StMI 1 Aktenordner des StMI mit Unterlagen vom 01.01.1994 
bis 09.09.2000 der für die Polizei zuständigen Abteilung 
IC mit vorgehefteter Übersicht (zu Beschluss Nr. 6)

Am 21.01.2013 mit An-
schreiben vom 17.01.2013

VS-NfD
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188 StMI 1 Geheft: 13 Tabellen mit Recherchetreffern vom 
10.09.2000 bis 04.07.2012 (zu Beschluss Nr. 6)

Am 21.01.2013 mit An-
schreiben vom 17.01.2013

VS-NfD

189 OLG Mün-
chen

1 Aktenordner: Anklageschrift 6 St 3/12 – Zschäpe und 
vier andere

Am 21.01.2013 mit An-
schreiben vom 15.01.2013

VS-NfD/Geheimhal-
tung gemäß Beschluss 
Nr. 3

190

Thüringer 
LfV

1 Aktenordner: Ordner 41 – Aktenzeichen 400 310 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

191 1 Aktenordner: Ordner 42 -  Aktenzeichen 400 310 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

192 1 Aktenordner: Ordner 102 – Aktenzeichen 400 300 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

193

Thüringer 
LfV

1 Aktenordner: Ordner 103 – Aktenzeichen 400 300 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

194 1 Aktenordner: Ordner 104 – Aktenzeichen 400 300 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

195 1 Aktenordner: Ordner 105 – Aktenzeichen 400 300 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

196 1 Aktenordner: Ordner 106 – Aktenzeichen 400 300 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

197 1 Aktenordner: Ordner 107 – Aktenzeichen 400 300 Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

198 1 Aktenordner: weitere THULE-Stücke Per Boten am 04.02.2013 
mit Anschreiben vom 
01.02.2013

VS-Geheim*

199 Thüringer 
LKA

1 Aktenordner des Landeskriminalamts Thüringen: Unter-
lagen zu Beweisbeschluss Nr. 34

Per Boten am 06.02.2013 
mit Anschreiben vom 
04.02.2013

VS-NfD

200 StMI 1 Schreiben Staatsminister Herrmann an den 2.  Untersu-
chungsausschuss des Bundestags mit Schreiben des Hin-
weisgebers Y. O. vom 16.12.2012 als Anlage

Am 06.02.2013 mit An-
schreiben vom 30.01.2013

VS-NfD

201 StMI 1 Geheft PP München Am 07.02.2013 mit An-
schreiben vom 05.02.2013

VS-Vertraulich*

202 StMI 1 Aktenordner PP Mittelfranken Am 07.02.2013 mit An-
schreiben vom 05.02.2013

offen

203 StMI 1 Aktenordner PP Oberfranken Am 07.02.2013 mit An-
schreiben vom 05.02.2013

offen

204 Deutscher 
Bundestag

Protokoll 2. Untersuchungsausschuss des Bundestags, 
51. Sitzung – öffentlich – Zeugeneinvernahme Präsident 
a.D.  LfV TH a.D. Thomas Sippel – Wortprotokoll nicht 
autorisiert 

Mit Email vom 06.02.2013 VS-NfD
 

205 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Dritte Teillieferung Beschluss Nr. 6
Fragenkomplex A.1. Person 3.1. Band 1 Per Boten am 08.02.2013 

mit Anschreiben vom 
29.01.2013 

VS-Geheim*

206 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Dritte Teillieferung Beschluss Nr. 6
Fragenkomplex A.1. Person 3.1. Band 2

VS-Geheim*
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207

StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Dritte Teillieferung Beschluss Nr. 6
Fragenkomplex A.1. Person 3.1. Band 3

vom 29.01.2013

VS-Geheim*

208 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Fragenkomplex A.1.; Personen: 3.11 bis 3.13; 
3.18 bis 3.20

VS-Vertraulich*

209 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Person 3.15; Band 1

VS-Geheim*

210 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Person 3.15; Band 2

VS-Geheim*

211 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Fragenkomplex A.1; Person 3.16.

Per Boten am 08.02.2013 
mit Anschreiben vom 
29.01.2013 

VS-Vertraulich*

212 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Fragenkomplex A.1; Person 3.7.

VS-Vertraulich*

213 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
Fragenkomplex A.1; Person 3.8.

VS-Vertraulich*

214 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
1 Geheft des LfV zur Person 3.6.

VS-Geheim*

215 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
1 Geheft des LfV „Selbstdarstellung“ des PERUCH

VS-NfD

216 StMI Teilübersendung zu Beschluss Nr. 6:
1 Geheft BfV Spezial Nr. 19 und 21

VS-Vertraulich*

217 StMJV 1 Gnadenheft Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth 
Gz. 3 Gns 182/12

Mit Scheiben vom 
04.02.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

218 StMJV 1 Gnadenheft Staatsanwaltschaft Nürnberg-Fürth
Gz. 10 Gns 233746/12

Mit Schreiben vom 
04.02.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

219 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-Geheim*

220 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; F.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

221 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; K.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

222 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; S.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

223 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; B., Band 1

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

224 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; B., Band 2

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

225 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; B., Band 3

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

226 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; B., Band 4

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

227 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; B., Band 5

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD
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228 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; B., Band 6

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

229 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; B., Band 7

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

230 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; S.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

231 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 1

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

232 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 2

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

233 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 3

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

234 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 4

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

235 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 5

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

236 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 6

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

237 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 7

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

238 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; R.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

239 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; K.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

240 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; H.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

241 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; S.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

242 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 1

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

243 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; W., Band 2

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

244 StMI II. Teillieferung zu Beschluss Nr. 6, Zeitraum 10.09.2000-
08.11.2011; R.

Per Boten am 14.02.2013 
mit Anschreiben vom 
13.02.2013

VS-NfD

245 BMVg 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 9: Auszug aus: Akten-
vorlage 2. UA BT gemäß Beweisbeschlüsse MAD-2 und 
BMVg-5 – 1. Band

Am 01.03.2013 mit An-
schreiben vom 28.02.2013

VS-Vertraulich*
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246 BMVg 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 9: Auszug aus: Akten-
vorlage 2. UA BT gemäß Beweisbeschlüsse MAD-2 und 
BMVg-5 – 2. Band

Am 01.03.2013 mit An-
schreiben vom 28.02.2013

VS-Vertraulich*

247 BMVg 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 9: Auszug aus: Akten- 
vorlage 2. UA BT gemäß Beweisbeschlüsse MAD-4  –  
1. Band

Am 01.03.2013 mit An-
schreiben vom 28.02.2013

VS-Vertraulich*

248 BMVg 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 9: Auszug aus: Akten- 
vorlage 2. UA BT gemäß Beweisbeschlüsse MAD-4  –  
2. Band

Am 01.03.2013 mit An-
schreiben vom 28.02.2013

VS-Vertraulich*

249 BMVg 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 9: Auszug aus: Akten- 
vorlage 2. UA BT gemäß Beweisbeschlüsse MAD-4  –  
3. Band

Am 01.03.2013 mit An-
schreiben vom 28.02.2013

VS-Vertraulich*

250 StMI 1 Schreiben des italienischen Auslandsgeheimdienstes 
AISE (vor 2007 SISMI) vom 20.12.2002

Am 08.03.2013 mit An-
schreiben vom 06.03.2013

VS-NfD

251 StMI 1 Schreiben des italienischen Inlandsgeheimdienstes AISI 
(vor 2007 SISDE) vom 21.02.2003 mit Übersetzung

Am 08.03.2013 mit An-
schreiben vom 06.03.2013

VS-NfD

252 StMI 1 Schreiben des italienischen Inlandsgeheimdienstes AISI 
(vor 2007 SISDE) vom 08.05.2008 mit Übersetzung

Am 08.03.2013 mit An-
schreiben vom 06.03.2013

VS-NfD

253 StMI 1 Schreiben des italienischen Inlandsgeheimdienstes AISI 
(vor 2007 SISDE) vom 14.12.2011 mit Übersetzung

Am 08.03.2013 mit An-
schreiben vom 06.03.2013

VS-NfD

254 StMI 1 Email vom der Quästur Bozen vom 18.10.2007 Am 08.03.2013 mit An-
schreiben vom 06.03.2013

offen

255 Thüringer 
Landtag

Thüringer Landtag Drucksache 5/5810 zu Drucksache 
5/3902 zu Drucksache 5/3902
07.03.2013
Zwischenbericht des Untersuchungsausschusses 5/1

7 Ausdrucke gefertigt und 
verteilt

offen

 
256

BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten I Beschuldigter Z. Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

257 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten I Beschuldigter Z. Band 2

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

258 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten I Beschuldigter Z.  
Beiakte 1 zu Band 2

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

259 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten I Beschuldigter Z.  
Beiakte 2 zu Band 2

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

260 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten II Beschuldigter D. Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

261 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten III Beschuldigte E. Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD
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262 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten IV Beschuldigter K. Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

263 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten V Beschuldigter E. Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

264 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten VI Beschuldigte K. Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

265 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen  
Vereinigung und anderer Straftaten VII Beschuldigter H. 
Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

266 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Z I Zeuge K. Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

267 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Z I Zeuge K. Band 2 

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

268 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Z I Zeuge K. Band 3

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

269 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Ver-
einigung und anderer Straftaten Z II Durchsuchung der 
Wohnung M.-str. in W. am 07.05.98 Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

270 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Ver-
einigung und anderer Straftaten Z II Durchsuchung der 
Wohnung M.-str. in W. am 07.05.98 Band 2

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

271 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Sonderheft „Berichte“

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

272 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Grundsatz Band 1 

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

273 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Grundsatz Band 2

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

274 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen  
Vereinigung und anderer Straftaten Grundsatz Band 2 
Beiakte 1 

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD
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275 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen  
Vereinigung und anderer Straftaten Grundsatz Band 2 
Beiakte 2

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

276 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Grundsatz Band 3

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

277 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Grundsatz Band 4

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

278 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Handakte I

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

279 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Handakte II 

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

280 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Handakte III

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

281 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 Az. 
2 BJs 106/96-7 Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. 
u. a. und Unbekannt wegen des Verdachts der Bildung 
einer kriminellen Vereinigung und anderer Straftaten 
Handakte IV

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

282 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 Az. 
2 BJs 106/96-7 Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. 
und Unbekannt wegen des Verdachts der Bildung  
einer kriminellen Vereinigung und anderer Straftaten 
Handakte V 

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

283 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 Er-
mittlungsverfahren gegen K.-M. D. u. a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen  
Vereinigung und anderer Straftaten Handakte Sonderheft 
„TÜ“ I

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

284 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u.a. und Unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen  
Vereinigung und anderer Straftaten Handakte Sonderheft 
„TÜ“ II

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

285 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren StA Koblenz 2101 Js 
24426/93

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

286 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen F. S. wegen Verdachts des 
Verbreitens von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen, Band 1

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

287 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen F. S. wegen Verdachts des 
Verbreitens von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen, Band 2

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD
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288 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7 
Ermittlungsverfahren gegen F. S. wegen Verdachts des 
Verbreitens von Propagandamitteln verfassungswidriger 
Organisationen, Band 3

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

289 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7 Er-
mittlungsverfahren gegen F. S. wegen Verdachts eines 
Vergehens nach § 129a StGB Handakte I

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

290 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7 Er-
mittlungsverfahren gegen F. S. wegen Verdachts eines 
Vergehens nach § 129a StGB Handakte II

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

291 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7 Er-
mittlungsverfahren gegen F. S. wegen Verdachts eines 
Vergehens nach § 129a StGB Sachaktenordner-Sonder-
ordner Sonderband TÜ

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

292 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7 Kos-
tenheft

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

293 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren  Az. 2 BJs 36/96-7  
Sonderheft Berichte

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

294 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 36/96-7  
Sonderheft 

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD 
 

295 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 Er-
mittlungsverfahren gegen M. P. u. a. wegen Verdachts der 
Bildung einer kriminellen Vereinigung (Verfasser, Kom-
pilatoren, Herausgeber und Verbreiter der Druckschrift 
„Der Einblick“) Handakte I

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

296 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 Er-
mittlungsverfahren gegen M. P. u. a. wegen Verdachts der 
Bildung einer kriminellen Vereinigung (Verfasser, Kom-
pilatoren, Herausgeber und Verbreiter der Druckschrift 
„Der Einblick“) Handakte II

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

297 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 Er-
mittlungsverfahren gegen M. P. u. a. wegen Verdachts der 
Bildung einer kriminellen Vereinigung (Verfasser, Kom-
pilatoren, Herausgeber und Verbreiter der Druckschrift 
„Der Einblick“) Handakte III

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

298 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 Er-
mittlungsverfahren gegen M. P. u. a. wegen Verdachts der 
Bildung einer kriminellen Vereinigung (Verfasser, Kom-
pilatoren, Herausgeber und Verbreiter der Druckschrift 
„Der Einblick“) Handakte IV

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

299 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 
Ermittlungsverfahren gegen M. .P. u. a. wegen Verdachts 
der Bildung einer kriminellen Vereinigung (Verfasser, 
Kompilatoren, Herausgeber und Verbreiter der Druck-
schrift „Der Einblick“) Handakte V 

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

300 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 106/96-7
Ermittlungsverfahren gegen K.-M. D. u. a. und unbekannt 
wegen des Verdachts der Bildung einer kriminellen Verei-
nigung und anderer Straftaten Handakte VI

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD
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301 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 Er-
mittlungsverfahren gegen M. P. u. a. wegen Verdachts der 
Bildung einer kriminellen Vereinigung (Verfasser, Kom-
pilatoren, Herausgeber und Verbreiter der Druckschrift 
„Der Einblick“) Hafthandakte K.

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

302 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 
Sonderheft „Berichte“

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

303 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 
Sonderheft „Presse“

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

304 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 
Sonderheft zu HA „Eingabe von Bürgern“

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

305 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2 
Kostenheft

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

306 BMJ Akten zum Ermittlungsverfahren Az. 2 BJs 150/93-2
„Der Einblick“

Eingegangen am 
04.04.2013 (Paketliefe-
rung) mit Anschreiben vom 
28.03.2013

VS-NfD

307 StMI 1 Geheft des Bay. Landesamts für Verfassungsschutz, Az. 
GR-IE1-1551

Per Bote am 05.04.2013 
mit Anschreiben vom 
03.04.2013

VS-Vertraulich*

308 StMI 1 Geheft des Bay. Landeskriminalamts Per Bote am 05.04.2013 
mit Anschreiben vom 
03.04.2013

VS-NfD

309 StMI 1 Aktenordner des Polizeipräsidiums Mittelfranken Per Bote am 05.04.2013 
mit Anschreiben vom 
03.04.2013

VS-NfD

310 StMI 1 Geheft des Bay. Landeskriminalamts Per Bote am 09.04.2013 
mit Anschreiben vom 
05.04.2013

VS-Vertraulich*/ 
VS-Geheim*

311 OLG Mün-
chen

1 Tabelle mit Fundstellen
Auszüge aus den Ermittlungsakten Mord z. N. KILIC 
Habil

Mit Behördenpost und An-
schreiben vom 03.04.2013 
am 10.04.2013 

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

312 OLG Mün-
chen

1 Tabelle mit Fundstellen
Auszüge aus den Ermittlungsakten Mord z. N. YASAR 
Ismail

Mit Behördenpost und An-
schreiben vom 03.04.2013 
am 10.04.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

 
313

OLG Mün-
chen

1 Tabelle mit Fundstellen
Auszüge aus den Ermittlungsakten Mord z. N. SIMSEK 
Enver

Mit Behördenpost und An-
schreiben vom 03.04.2013 
am 10.04.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

314 OLG Mün-
chen

1 Tabelle mit Fundstellen
Auszüge aus den Ermittlungsakten Mord z. N. BOULGA-
RIDES Theodoros

Mit Behördenpost und An-
schreiben vom 03.04.2013 
am 10.04.2013 

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

315 OLG Mün-
chen

1 Tabelle mit Fundstellen
Auszüge aus den Ermittlungsakten Mord z. N.  
ÖZÜDOGRU Abdurrahim

Mit Behördenpost und An-
schreiben vom 03.04.2013 
am 10.04.2013 

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

316 StMI 1 Aktenordner mit Dokumentenlisten des BayLfV
Beschluss Nr. 6
Fragenkomplex A.1. Personen 2.1, 2.2, 2.3,2.4, 2.6

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*
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317 StMI 1 Aktenordner mit Dokumentenlisten des BayLfV
Beschluss Nr. 6
Personen 2.5.1.-2.5.18

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

318 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 2.4.6. Band 1

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

319 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 2.4.6 Band 2

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

320 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.17 Band 1

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

321 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.17 Band 2

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

322 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.17 Band 3

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

323 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.17 Band 4

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

324 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.17 Band 5

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

325 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.2 Band 1

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

326 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.2 Band 2

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

327 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.2. Band 3

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

328 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6
Person 3.2. Band 4

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

329 StMI 1 Geheft „Nachtrag zu BY-1“ Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Vertraulich*

330 StMI 1 Geheft „Dokument Schäfer-Kommission“ Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Vertraulich*

331 StMI 1 Aktenordner mit Dokumentenlisten zu Beschluss Nr. 6
Fragenkomplex A.1; Personen 2.4.1-2.4.5, 3.14 u. 3.19

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

332 StMI 1 Geheft mit Dokumentenlisten zu Beschluss Nr. 8 Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

333 StMI 1 Geheft „Broschüren Neonazismus in Bayern“ Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Vertraulich*

334 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 172 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*
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335 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 176 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

336 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 182 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

337 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 200 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

338 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 201 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

339 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 209 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

340 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 219 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

341 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 249 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

342 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 252 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

343 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des  StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 275 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

344 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 278 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

345 StMI 1 Geheft mit G 10-Unterlagen des StMI
Beweisbeschluss Nr. 23 - Fall 294 

Per Boten am 18.04.2013 
mit Anschreiben vom 
18.04.2013

VS-Geheim*

346 OLG Mün-
chen 

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens Az. 6 St 
3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des OLG München gemäß 
Beschluss Nr. 47 Ordner 9 bis 179

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-NfD

347 OLG Mün-
chen

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens  
Az. 6 St 3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des  
OLG München gemäß Beschluss Nr. 47 Ordner 497

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-Geheim*

348 OLG Mün-
chen

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens  
Az. 6 St 3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des  
OLG München gemäß Beschluss Nr. 47 Ordner 498

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-Geheim*

349 OLG Mün-
chen

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens  
Az. 6 St 3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des  
OLG München gemäß Beschluss Nr. 47 Ordner 499 

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-Geheim*

350 OLG Mün-
chen

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens  
Az. 6 St 3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des  
OLG München gemäß Beschluss Nr. 47 Ordner 500

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-Geheim*

351 OLG Mün-
chen

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens  
Az. 6 St 3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des  
OLG München gemäß Beschluss Nr. 47 Ordner 501

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-Geheim*

352 OLG Mün-
chen

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens  
Az. 6 St 3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des  
OLG München gemäß Beschluss Nr. 47 Ordner 502

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-Geheim*
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353 OLG Mün-
chen

Unterlagen aus Sachakten des Strafverfahrens  
Az. 6 St 3/12 gegen Beate Zschäpe u.a. des  
OLG München gemäß Beschluss Nr. 47 Ordner 503

Im Behördenaustausch 
am 22.04.2013 mit An-
schreiben vom 10.04.2013

VS-Geheim*

354 StMI Beweisbeschluss BY-16 des 2. Untersuchungsausschusses 
des Bundestags mit Beantwortungsschreiben zu Beweis-
beschluss BY-16

Behördenaustausch am 
22.04.2013 mit An-
schreiben vom 18.04.2013

VS-Vertraulich*
(Beantwortungs-
schreiben)

355 Innenminis-
terium des 
Freistaates 
Thüringen 

Gutachten zum Verhalten der Thüringer Behörden und 
Staatsanwaltschaften bei der Verfolgung des „Zwickauer 
Trios“ vom 14. Mai 2012, erstattet von VorsRiBGH a. D. 
Dr. Gerhard Schäfer u. a.

Per Einschreiben am 
23.04.2013 mit An-
schreiben vom 19.04.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

356 Innenminis-
terium des 
Freistaates 
Thüringen 

Fundstellenverzeichnis zum Gutachten „Verhalten der 
Thüringer Behörden und Staatsanwaltschaften bei der 
Verfolgung des „Zwickauer Trios“ vom 14. Mai 2012, 
erstattet von VorsRiBGH a. D. Dr. Gerhard Schäfer u.a.

Per Einschreiben am 
23.04.2013 mit An-
schreiben vom 19.04.2013

VS-Geheim*

357 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 6 (Ergebnisse der Re-
cherchen in VS-Unterlagen)

Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-Vertraulich*
(auch Anschreiben)

358 StMI 1 Aktengeheft Bestand des Bayerischen Landeskriminal-
amtes

Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-Vertraulich*

359 StMI Bestand des PP Oberbayern Nord
Bestand des PP Oberpfalz
Bestand des PP Mittelfranken

Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-NfD

360 StMI Bestand des PP Oberbayern Süd Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-NfD

361 StMI Bestand des PP Unterfranken Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-NfD

362 StMI Bestand des PP München Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-NfD

363 StMI Bestand des StMI – Polizei Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-NfD

364 StMI Bestand des StMI – Verfassungsschutz Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

offen

365 StMI Bestand des Bayerischen Landesamtes für Verfassungs-
schutz in Listenform

Per Boten am 25.04.2013 
mit Anschreiben vom 
24.04.2013

VS-Vertraulich*

366 StMI 1 Personenliste – sog. 129er Liste Per Boten am 03.05.2013 
mit Anschreiben vom 
02.05.2013 

VS-Vertraulich*

367 BMI Anlage 1: Kopie des Artikels der Zeitung „Die Welt“  
vom 08.06.2006 mit handschriftlichen Anmerkungen 
(=MAT A BKA-2/23.09, S. 66-68)
Anlage 2: Protokoll Besprechung Amtsleitung BKA 
(= MAT A BKA-2/19.05, S. 352-357)
Anlage 3: „Information zur Vorbereitung Präsidenten-
zirkel“ (= MAT A BKA-2/27.O13, S. 223-227)
Anlage 4: Sprechzettel vom 28.08.2006  
(=MAT A BKA-2/23.O9, S. 222-2244)

Per Email am 07.05.2013 
mit Anschreiben vom 
06.05.2013

VS-NfD
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368 StMI Beantwortungsschreiben zu Beweisbeschluss BY-17  
(Dt. BT)
Dienstanweisung des LfV vom 30.10.1990
Dienstanweisung des LfV vom 30.10.1990 i. d. F. v. 
18.10.1993
Dienstvorschrift für die Außenstelle Nürnberg vom 
07.07.1976
Koordinierungsrichtlinie (KR) für die Zusammenarbeit 
mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den Lan-
desbehörden für Verfassungsschutz vom 30.06.1972
Koordinierungsrichtlinie (KR) für die Zusammenarbeit 
mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den Lan-
desbehörden für Verfassungsschutz vom 26.11.1993
Koordinierungsrichtlinie (KR) für die Zusammenarbeit 
mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz und den Lan-
desbehörden für Verfassungsschutz vom 26.11.1993  
i. d. F. v. 01.06.2004
Gemeinsame Bekanntmachung des Bay. Staatsministe-
riums der Justiz und des Innern vom 27.03.1986  
(MABl. S. 208)

In der Sitzung vom 
14.05.2013 mit An-
schreiben vom 07.05.2013 
übergeben

VS-Vertraulich*

369 StMI Zu Beschluss Nr. 43 in Ergänzung des Beschlusses Nr. 6
Suchparameter

Per Bote am 27.05.2013 
mit Anschreiben vom 
22.05.2013 

VS-NfD

370 StMI Zu Beschluss Nr. 43 in Ergänzung des Beschlusses Nr. 6
Bestand des Bayerischen Staatsministeriums des Innern

Per Bote am 27.05.2013 
mit Anschreiben vom 
22.05.2013 

VS-NfD

371 StMI Zu Beschluss Nr. 43 in Ergänzung des Beschlusses Nr. 6
Bestand der bayerischen Polizeiverbände (ohne LKA)

Per Bote am 27.05.2013 
mit Anschreiben vom 
22.05.2013 

VS-NfD

372 StMI Zu Beschluss Nr. 43 in Ergänzung des Beschlusses Nr. 6
VS-Bestand der bayerischen Polizeiverbände

Per Bote am 27.05.2013 
mit Anschreiben vom 
22.05.2013 

VS-Vertraulich*

373 StMI Zu Beschluss Nr. 43 in Ergänzung des Beschlusses Nr. 6
Bestand des Bayerischen Landeskriminalamtes 

Per Bote am 27.05.2013 
mit Anschreiben vom 
22.05.2013 

VS-Vertraulich*

374 StMI Zu Beschluss Nr. 43 in Ergänzung des Beschlusses Nr. 6
Bestand des Bayerischen Landesamtes für Verfassungs-
schutz

Per Bote am 27.05.2013 
mit Anschreiben vom 
22.05.2013 

VS-Geheim*

 
375

BMVg MAD-Amt Abt I 2. UA 17. WP 
Zu Beschluss Nr. 9: Zeitraum 25.07.2007-11.01.2012
1 (Paket 3) UA BY geschwärzt

Per Bote am 29.05.2013 
mit Anschreiben vom 
27.05.2013

VS-Vertraulich*

376 BMVg MAD-Amt Abt I 2. UA 17. WP 
Zu Beschluss Nr. 9: Zeitraum 25.07.2007-11.01.2012
2 (Paket 3) UA BY geschwärzt

Per Bote am 29.05.2013 
mit Anschreiben vom 
27.05.2013

VS-Vertraulich*

377 BMVg MAD-Amt Abt I 2. UA 17. WP 
Zu Beschluss Nr. 9: Zeitraum 25.07.2007-11.01.2012
3 (Paket 3) UA BY geschwärzt

Per Bote am 29.05.2013 
mit Anschreiben vom 
27.05.2013

VS-Vertraulich*

378 StMJV Berichtsheft des StMJV, Gz. II – 9037/01 Per Bote am 03.06.2013 
mit Anschreiben vom 
03.06.2013

offen

379 StMI Dokument des Bayerischen Landesamts für Verfassungs-
schutz „Rechtsextremistische bayerische Skinhead-Bands, 
Bandprofile Bayern“ vom 28.12.2000 

Per Boten am 04.06.2013 
mit Anschreiben vom 
03.06.2013

VS-Vertraulich

380 StMI 1 Vorgangsliste des StMI, Abteilung IC 
2 Vorgangslisten des StMI, Abteilung ID bzw. IE 

Per Boten am 05.06.2013 
mit Anschreiben vom 
05.06.2013

VS-NfD
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381 BLKR
Berlin

Abschlussbericht der Bund-Länder-Kommission - Rechts-
terrorismus vom 30.04.2013

Per Post am 10.06.2013 
mit Anschreiben vom 
05.06.2013
5 Exemplare

offen
 

382 Deutscher 
Bundestag 

Deutscher Bundestag/2. UA/17 WP
Stenografische Protokolle Stand 11.06.2013
1 DVD

Per Post am 14.06.2013 
mit Anschreiben vom 
11.06.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

383 BKA MAT A BKA-2-20.06. Bl. 9-19 Per Email am 17.06.2013 VS-NfD

384 BKA MAT A BKA-2-22.08 Bl. 38-38 Per Email am 17.06.2013 VS-NfD

385 BKA MAT A BKA-2-19.05 Bl. 226-229 Per Email am 17.06.2013 VS-NfD

386 StMI 3 Tabellen mit Recherchetreffern des BLKA bzw. des PP 
Mittelfranken bzw des Bay. LfV zu Beschluss Nr. 70

Per Bote am 18.06.2013 
mit Anschreiben (VS-NfD) 
vom 18.06.2013

VS-Vertraulich*

387 BfV 1 Aktenordner Beweisbeschluss BfV-8 („Weißer Wolf“) 
vorangeheftet

Per Boten am 20.06.2013 
mit Anschreiben vom 
17.06.2013

VS-Vertraulich*

388
 

StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 79,
Fragenkomplex A.1. – S. F., geb. E.

Per Boten am 21.06.2013 
mit Anschreiben vom 
21.06.2013

VS-Vertraulich*

389 StMI 1 Aktenordner zu Beschluss Nr. 82,
Fragenkomplex A.1. – Ku-Klux-Klan 

Per Boten am 21.06.2013 
mit Anschreiben vom 
21.06.2013

VS-Vertraulich*

390 StMI 1 Schreiben/Stellungnahme zu Beschluss Nr. 81 Per Boten am 21.06.2013 
mit Anschreiben vom 
21.06.2013

VS-Geheim*

391 StMI Schriftliche Stellungnahme zu Beschluss Nr. 73
Schreiben des Herrn Staatsministers Herrmann vom 
25.06.2013

Per Boten am 25.06.2013 offen

392 StMI 15-Punkte-Programm der Bayerischen Staatsregierung 
zur Inneren Sicherheit vom 14.01.1994

Per Boten am 25.06.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

offen

393 StMI Pressemitteilung Nr. 471/2000 des StMI zu „Maßnahmen 
gegen Rechtsextremismus in Bayern“ vom 18.08.2000

Per Boten am 25.06.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

offen

394 StMI Bayerisches Handlungskonzept gegen Rechtsextremismus 
vom 12.01.2009

Per Boten am 25.06.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

offen

395 StMI Schreiben von Herrn Staatsminister Herrmann vom 
26.07.2012 an die Präsidentin des Bayerischen Landtags

Per Boten am 25.06.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

offen

396 StMI Stellungnahme der Staatsregierung zu Reformen seit 
04.11.2011
Schreiben von Herrn Staatsminister Herrmann vom 
25.06.2013

Per Boten am 25.06.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

offen

397 BMJ Zu Beschluss Nr. 24: 
1. Vermerk des Generalbundesanwalts beim BGH vom 
18.06.2013 (der Vermerk ist dem Ordner vorgeheftet)
2. 1 Band (Aktenordner) Akten zu den Ermittlungsver-
fahren 2 BJs 106/96-7, 2 BJs 36/96-7 und 2 BJs 150/93-2

Per Postexpress am 
01.07.2013 mit An-
schreiben vom 27.06.2013

VS-Geheim*

398 OLG 
München

Sachakte 44 Band 3 Ordner 1 Komplex Terroristische 
Vereinigung „NSU“ 

Per Post am 01.07.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3
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399 OLG
München

Sachakte 229 Band 11 Asservate Grundsatz NSU-Video/
NSU_DVDs

Per Post am 01.07.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

400 OLG
München

Sachakte 229.1. Ergänzungen seit 17.08.2013 Band 11 
Asservate Grundsatz NSU-Video/NSU_DVDs

Per Post am 01.07.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

401 OLG  
München

Sachakte 447 Band 11
Ass. 26.1.-26.1.1

Per Post am 01.07.2013 
mit Anschreiben vom 
25.06.2013

Geheimhaltung gemäß 
Beschluss Nr. 3

402 Delegation 
von Abge-
ordneten des 
Ausschusses 
für Men-
schenrechte 
– Große 
Nationalver-
sammlung 
der Türkei

Untersuchungsbericht der Neonazi-Morde in Deutschland 
im Zeitraum 2000-2006, 24. Periode des 2. Gesetzge-
bungsjahres 2012

Bei einem Treffen am 
17.04.2013 im Maximili-
aneum

offen

403 Internet Dokument 1 Seite
Schreiben, das auf einer Festplatte in der zuletzt von 
Zschäpe, Böhnhardt, Mundlos bewohnten Wohnung ge-
speichert war.

Am 03.07.2013 offen

404 Staatsminis-
terium des 
Innern des 
Freistaates
Sachsen

Antrag auf Anforderung einer Beschränkungsmaßnahme 
nach dem Gesetz zu Art. 10 Grundgesetz (G 10) des LfV 
an das sächs. StMI vom 28.04.2000

Per VS-Kurier am 
03.07.2013 mit An-
schreiben vom 01.07.2013

VS-Geheim*
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Zusammenfassung der Empfehlungen 

 

Die Kommission hat entsprechend ihrem Auftrag die Zusammenarbeitsfor-

men der Sicherheitsbehörden der Länder untereinander und mit den 

Bundesbehörden analysiert und bewertet. Sie hat hierzu Schnittstellen 

zwischen Behörden oder Arbeitsbereichen innerhalb von Behörden 

benannt und beurteilt auf dieser Grundlage die Behördenzusammenarbeit. 

 

Die Kommission versteht sich als wichtige Klammer zwischen den Aufklä-

rungsbemühungen der Regierungen von Bund und Ländern. Eingeflossen 

in die Überlegungen der Kommission sind auch bisher vorliegende 

Erkenntnisse der NSU-Untersuchungsausschüsse von Bundestag und 

Landtagen der Länder Bayern, Sachsen und Thüringen. 

 

Bei der Betrachtung der derzeitigen Sicherheitsarchitektur ist sich die 

Kommission stets bewusst gewesen, dass die Bewertung der damaligen 

Sachverhalte in Kenntnis des Gesamtzusammenhangs heute anders 

ausfallen muss als in der konkreten Ermittlungssituation der Jahre 1998 bis 

2007. Die Kommission ist sich zudem darüber im Klaren gewesen, dass 

sich die deutsche Sicherheitsarchitektur seit 2001 nachhaltig verändert und 

insoweit auch Einfluss auf die Zusammenarbeitskultur der Sicherheitsbe-

hörden ausgeübt hat. Dennoch ist die Kommission der Auffassung, dass 

die von ihr anhand der Schnittstellen entwickelten Empfehlungen zur 

Sicherheitsarchitektur geeignet sind, Verbesserungen – vor allem bei der 

Verhinderung und Aufklärung extremistisch motivierter Gewalttaten – 

herbeizuführen. 

 

Nach Einschätzung der BLKR gab es im Zusammenhang mit dem NSU-

Komplex nicht nur bei den Verfassungsschutzbehörden, sondern auch bei 

den Polizeibehörden und der Justiz, insbesondere in der Zusammenarbeit, 

Defizite. Ein generelles Systemversagen der deutschen Sicherheitsarchi-

tektur konnte die Kommission dabei zwar nicht erkennen, allerdings hat 

nach ihrer Ansicht eine Reihe von Sicherungsfunktionen im System 

versagt. 

 

Im Einzelnen unterbreitet die Kommission nachfolgende Vorschläge: 

1 



Seite 252	 Bayerischer Landtag    •    16. Wahlperiode	 Drucksache 16/17740

Anlage 6

3 

 
1 Verfassungsschutz in Deutschland 

 
• Eine Abschaffung der Verfassungsschutzbehörden in Bund 

und Ländern ist nicht geboten. Ebenso wenig ist eine Zent-

ralisierung von Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden beim 

Bund oder ein fachliches Weisungsrecht des BfV gegenüber den 

Landesbehörden für Verfassungsschutz erforderlich. 

• Die Überlegung, mehrere Landesbehörden für Verfassungsschutz 

zusammenzufassen, muss den daran beteiligten Ländern überlas-

sen bleiben. 

 

2 Trennungsgebot 

2.1 Beibehaltung des Trennungsgebotes 

 
• Die Trennung zwischen Verfassungsschutz- und Polizeibe-

hörden sollte beibehalten werden. 

• Ursächlich für die zahlreichen erkannten Schnittstellenprobleme 

bzw. Defizite in der Zusammenarbeit zwischen Verfassungsschutz- 

und Polizeibehörden war ein „Trennungsgebot in den Köpfen“. Die-

se „Kopfsperre“ muss bei Polizei und Verfassungsschutz zu 

Gunsten eines gemeinsamen Verständnisses von Verantwortung 

für die Sicherheit abgebaut werden. 

 

2.2 Amtshilfe 

 
• Amtshilfe durch eine Verfassungsschutzbehörde für die 

Polizei mittels nachrichtendienstlicher Maßnahmen, welche 

mit einem Eingriff in Grundrechte von Bürgern verbunden sind, ist 

nicht zulässig. 

• Soweit Verfassungsschutzbehörden in eigener Zuständigkeit an-

lässlich eines Ersuchens der Polizei tätig werden, ist aus Gründen 

der Zweck- und Verhältnismäßigkeit zu prüfen, welches nachrich-

tendienstliche Mittel eingesetzt werden darf. 

• Gesetzgeberischer Handlungsbedarf wird nicht gesehen. Die Prob-

lematik der Amtshilfe sollte in den untergesetzlichen 

Zusammenarbeitsvorschriften berücksichtigt werden. 

 

2 

3 

4 
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3 Verbesserung der Zusammenarbeit 

3.1 Stärkung der Zentralstelle – Stärkung des Verfassungsschutz-

verbundes 

 
• Das BfV sollte als Zentralstelle sichtbar gestärkt werden. Dazu ist es 

notwendig, das BfV– vergleichbar mit dem BKA – ausdrücklich im 

Gesetz als Zentralstelle zu bezeichnen. 

• Über die bestehende untergesetzliche Regelung in der Zusammen-

arbeitsrichtlinie hinaus ist die Verpflichtung zum 

Informationsaustausch zwischen der Landes- und der Bundesebene 

auf gesetzlicher Ebene durch eine Änderung von § 5 BVerfSchG zu 

regeln und deutlich zu erweitern. 

• Landesbehörden müssen danach zukünftig gesetzlich verpflichtet 

sein, ihre Informationen aus allen Phänomenbereichen sowie darauf 

basierenden Auswertungen an das BfV zu übermitteln. Das BfV 

muss im Gegenzug dazu umfassend die Informationen und Auswer-

tungen an die Landesbehörden übermitteln, bei denen ein Bezug 

zum jeweiligen Land besteht. Die Informationsübermittlung muss 

jeweils unverzüglich erfolgen. 

• In den Fällen des § 5 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 und 4 BVerfSchG (Erstre-

cken über den Bereich eines Landes hinaus oder eine 

Landesbehörde für Verfassungsschutz ersucht das BfV um Tätig-

werden) besteht die Notwendigkeit, eine gesetzliche Verpflichtung 

zu einer gemeinsamen Auswertung zu schaffen. 

• Darüber hinaus müssen sich in diesen Fällen das BfV und die je-

weils betroffene Landesbehörde für Verfassungsschutz bei 

operativen Maßnahmen abstimmen, um Doppelarbeit bzw. die pa-

rallele Durchführung gleicher Maßnahmen vermeiden. Rechtliche 

Risiken im Hinblick auf das Übermaßverbot lassen sich damit eben-

so wie der nicht erforderliche Einsatz personeller und materieller 

Ressourcen ausschließen. 

• Zur Umsetzung dieser Vorschläge wird auf den entsprechenden 

Gesetzentwurf verwiesen. 

5 
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3.2 Zusammenarbeit zwischen Polizeibehörden 

 
• Zukünftig sollten alle den ermittelnden Polizeibeamten 

vorliegenden Informationen auch darauf hin geprüft wer-

den, ob sie für andere Behörden bzw. Strafverfahren von Bedeu-

tung sein könnten. Dabei muss eine lückenlose Dokumentation der 

Zusammenarbeit sichergestellt sein. Informationen an andere Be-

hörden sollen deshalb grundsätzlich schriftlich erfolgen. 

• Auf die Pflicht zur Prüfung einer Informationsübermittlung an andere 

Behörden, die Notwendigkeit der Klarheit der übermittelten Inhalte 

sowie der grundsätzlich Pflicht zur schriftlichen Dokumentation soll-

te in der Aus- und Fortbildung für den Polizeivollzugsdienst 

besonderes Augenmerk gelegt werden. 

 

3.3 Zentrale/Dezentrale Ermittlungsführung 

 
• Unabhängig von der hypothetischen Frage, ob der NSU-

Komplex durch eine zentral geführte Ermittlung oder in ei-

nem Sammelverfahren bei einer Staatsanwaltschaft frühzeitiger hät-

te aufgeklärt werden können, lagen die gesetzlichen 

Voraussetzungen für die Zusammenführung der Ermittlungen so-

wohl im Bereich der Staatsanwaltschaften als auch bei den 

Polizeibehörden schon frühzeitig vor. 

• Die Regelungen in Nr. 25 RiStBV sind für das Führen von staats-

anwaltschaftlichen Sammelverfahren zwar verpflichtend. Die Justiz 

muss sie aber in entsprechenden Fällen auch anwenden und 

Rechtspraxis werden lassen. Gleichzeitig wird damit die Frage einer 

polizeilich zentral geführten Ermittlung i. S. v. § 18 BKAG (Koordi-

nierung bei der Strafverfolgung) i. V. m. Nr. 28 RiStBV geklärt. 

• Das Bundesministerium des Innern und das BKA müssen daneben 

ihren rechtlichen Handlungsrahmen aus §§ 4 (Wahrnehmen polizei-

licher Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung durch das BKA) 

und 18 BKAG konsequent ausschöpfen. 

6 
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3.4 Harmonisierung bestehender gesetzlicher Übermittlungsvor-

schiften auf Landes- und Bundesebene 

 
• Die Übermittlungsvorschriften in Bund und Ländern müssen verein-

heitlich werden, damit alle Sicherheitsbehörden auf Bundes- und 

Landesebene von einem einheitlichen Rechtsstandard ausgehen 

können. Die gesetzlichen Vorschriften zur informationellen Zusam-

menarbeit müssen dabei sicherstellen, dass Schnittstellenprobleme, 

unterschiedliche fachliche Standards und unterschiedliche Bewer-

tungen bestimmter Sachverhalte, mangelnde Kenntnisse der 

Arbeitsweise des jeweiligen Gegenübers bestmöglich überwunden 

bzw. kompensiert werden können. Behördenegoismen und ein un-

reflektiertes Streben nach Geheimhaltung müssen unter allen 

Umständen vermieden werden. 

• Im Vordergrund stehen dabei Vorschriften, die die Informations-

übermittlung von Verfassungsschutzbehörden an Sicherheits- und 

Strafverfolgungsbehörden regeln. 

• Das Grundrecht der informationellen Selbstbestimmungen schließt 

in diesem Zusammenhang allerdings eine voraussetzungslose und 

verpflichtende Übermittlung aller in den jeweiligen Bereichen anfal-

lenden und für den jeweiligen Empfänger nützlichen oder in 

irgendeiner Weise hilfreichen Informationen aus. 

 

3.5 Zusammenarbeit zwischen Polizeibehörden und Verfassungs-

schutz in der Praxis 

 
• Der Kommission ist bewusst, dass die Sicherheitsbehörden ihre 

Zusammenarbeit nach dem Abtauchen des Trios im Jahr 1998 zwi-

schenzeitlich, etwa nach den Anschlägen vom 11. September 2001, 

aber auch nach der Aufdeckung der Verbrechen des NSU im No-

vember 2011 auf verschiedenen Ebenen, insbesondere die 

Kooperation von Polizei und Verfassungsschutz, weiter ausgebaut 

haben. 

• Die im Leitfaden „Optimierung der Zusammenarbeit von Polizei und 

Verfassungsschutz“ beschriebenen Zusammenarbeitsformen müs-

sen in der Praxis durch die Sicherheitsbehörden weiter intensiviert 

werden, um das Gefährdungspotenzial von extremisti-

8 
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schen/terroristischen Personen und Gruppierungen frühzeitig zu 

identifizieren und in gemeinsamer Abstimmung darauf reagieren zu 

können. Dabei stehen operative Maßnahmen – soweit erforderlich 

unter Einbindung der sachleitenden Staatsanwaltschaften – im Vor-

dergrund. 

• Es wäre sinnvoll, bei der Übermittlung von Erkenntnissen der Ver-

fassungsschutzbehörden an die Polizei ein standardisiertes 

Verfahren für eine strukturierte Informationsübermittlung zu entwi-

ckeln. Dabei ist darauf zu achten, dass die Inhalte der 

gegenseitigen Informationsübermittlungen den jeweiligen Bedürf-

nissen des Empfängers gerecht werden. 

 

3.6 Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Verfas-

sungsschutz in der Praxis 

 
• Die gesetzlich vorgesehenen Informationsverpflichtungen 

der Staatsanwaltschaften müssen gegenüber den Verfas-

sungsschutzbehörden in der Praxis konsequent umgesetzt werden. 

Die Pflicht zur Umsetzung obliegt den sachleitenden Staatsanwäl-

ten selbst. 

• Staatsanwälte sollten deshalb mit den nachrichtendienstlichen Vor-

schriften und den hierzu existierenden Verwaltungsvorschriften 

vertraut sein. 

• Daneben sollten auf Arbeitsebene regelmäßig zwischen staatsan-

waltschaftlichen Sachbearbeitern und Mitarbeitern der 

Verfassungsschutzbehörden Erfahrungen ausgetauscht werden, um 

das Verständnis für die Arbeitsweise und die Erfordernisse der je-

weils anderen Behörde zu verbessern. 

• Um der Nr. 205 RiStBV einen verbindlicheren Charakter zu geben 

und die Vorschrift zu konkretisieren, sollte sie entsprechend dem 

Vorschlag umformuliert bzw. erweitert werden. 

 

3.7 Geheimschutz und Verwertbarkeit von eingestuften Informatio-

nen  

 
• Im Sicherheitsüberprüfungsgesetz sollte eine klarstellende 

Regelung erfolgen, die das „Need to Know“-Prinzip gesetz-

lich verankert und daneben die Reichweite einer Pflicht zur Informa-

10 
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tionsübermittlung („Need to Share“) im Interesse klarer Handlungs-

anweisungen näher bestimmt. Weiterer Änderungsbedarf besteht 

nicht. 

• Gerade innerhalb der Verfassungsschutzbehörden sollte zudem die 

Handlungssicherheit der Mitarbeiter bei der Einstufung von geheim-

haltungsbedürftigen Informationen erhöht werden. Ziel muss es 

sein, die oftmals überzogene Einstufungspraxis nicht fortzuführen, 

sondern jede Einstufung kritisch im Sinne von § 4 Abs. 1 und 2 

SÜG zu hinterfragen. 

• Im Bereich von Polizei und Justiz muss sichergestellt sein, dass die 

tatsächlichen Bedarfsträger nachrichtendienstlicher Informationen 

über die erforderlichen Ermächtigungen zum Umgang mit Ver-

schlusssachen verfügen. 

• Die Justiz sollte ihre Möglichkeiten zum Umgang mit Verschlusssa-

chen ausschöpfen und Zeugnissen der Verfassungsschutzbehörden 

i. S. v. § 256 StPO zumindest den Wert einer Anlasstatsache bei-

messen. Nachrichtendienste müssen auf die Belange einer 

effektiven Strafrechtspflege Rücksicht nehmen und vor jeder Über-

mittlung prüfen, ob der gewählte Verschlussgrad unbedingt 

erforderlich ist oder eine Herabstufung erreicht werden kann. Ist 

dies nicht der Fall und werden Informationen gesperrt, muss geprüft 

werden, inwieweit Zeugen vom Hörensagen benannt werden kön-

nen. 

 

4 Verdeckte Informationsgewinnung 

4.1 Beibehaltung des V-Manns als nachrichtendienstliches Mittel 

 
• Die Befugnis der Sicherheitsbehörden zum Einsatz von Vertrauens-

leuten ist beizubehalten. 

 

4.2 Einheitliche Standards 

 
• Den Vorschlägen des AK IV im Bericht zur Neuausrichtung des 

Verfassungsschutzes vom 3. Dezember 2012 ist zu folgen, zum 

Beispiel im Hinblick auf einen einheitlichen Sprachgebrauch für 

menschliche Quellen, einheitliche Vorgaben hinsichtlich der Aus-

wahl (u. a. Vorstrafen), Anwerbung und Führung von 

Vertrauensleuten sowie der Beendigung der Zusammenarbeit. 

12 
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• Ergänzend besteht gesetzgeberischer Handlungsbedarf, einheitli-

che Rahmenbedingungen für den Einsatz menschlicher Quellen zur 

verdeckten Informationsgewinnung zu schaffen. 

4.3 Anordnungsbefugnis für verdeckte Maßnahmen 
 

• Es besteht keine Notwendigkeit, die Anordnung verdeckter nach-

richtendienstlicher Maßnahmen über die bestehenden gesetzlichen 

Vorschriften hinaus unter Richtervorbehalt, eine Zustimmung der 

G10-Kommission oder Parlamentarischer Kontrollgremien zu stel-

len. 

• Aus Gründen der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit sollten die 

Vorschriften zur Anordnung des Einsatzes Verdeckter Ermittler und 

langfristiger Observationen entsprechend den Regelungen der 

Strafprozessordnung in den Polizeigesetzen von Bund und Ländern 

harmonisiert werden. 

 

4.4 Strafbarkeit von Quellen 
 

• Aus Gründen der Rechtsklarheit, Rechtssicherheit und im Interesse 

der menschlichen Quellen und der VM-Führer ist eine baldige, mög-

lichst bundeseinheitliche, gesetzliche Regelung der Materie 

geboten. 

• Ein Freibrief für V-Leute zur Begehung von Straftaten kommt nicht 

in Betracht. Anstelle der in Brandenburg und Niedersachsen beste-

henden und der in Nordrhein-Westfalen vorgesehenen 

Rechtfertigungsgründe zur Begehung bestimmter Straftaten wird 

angeregt, die Schaffung eines spezifischen Einstellungsgrundes in 

der Reihe der §§ 153 ff. StPO zu prüfen. Es sollte in der Hand der 

Staatsanwaltschaften liegen, ein mögliches strafbares Verhalten 

von V-Leuten und deren V-Mann-Führern im Zusammenhang mit 

der nachrichtendienstlichen Tätigkeit zu bewerten und nach dem 

Opportunitätsgrundsatz ggf. von einer Strafverfolgung abzusehen.  
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4.5 Umgang mit Quellenschutz 
 

• Der Quellenschutz ist nicht absolut. Der Schutz von Leib und Leben 

der Quelle, die Arbeitsfähigkeit der Verfassungsschutzbehörden 

und die berechtigten Belange von Strafverfolgung und Gefahrenab-

wehr sind in ein angemessenes Verhältnis zu bringen. § 23 

BVerfSchG (Übermittlungsverbote) sollte daher entsprechend den 

Vorschlägen angepasst werden. 

 

5 Einheitliche Standards bei der Informationsauswertung im 
Verfassungsschutz 

 
• Es besteht kein Harmonisierungs- und Änderungsbedarf der Dienst-

vorschriften für die Auswertung. 

• Allerdings sollte eine stetige effektive und effiziente Kontrolle der 

Auswertung und eine vertiefte „interdisziplinäre“ Aus- und Fortbil-

dung auf dem Gebiet der Informationsauswertung erfolgen. 

 

6 Erweiterung der Zuständigkeit des GBA 

6.1 Materielle Zuständigkeit 

6.1.1 Neuer Zuständigkeitstatbestand 

 
• Unter Beachtung der grundgesetzlichen Kompetenzverteilung sollte 

eine Erweiterung der materiellen Ermittlungszuständigkeit des GBA 

angestrebt werden. Dazu sollte in das Gerichtsverfassungsgesetz 

eine Formulierung aufgenommen werden, die auf den Staats-

schutzbezug verzichtet. 

• Vor diesem Hintergrund ist eine erweiterte Zuständigkeit freilich nur 

für schwerste, in höchstpersönliche Rechtsgüter eingreifende Straf-

taten vorstellbar. Außerdem ist über das Erfordernis der 

besonderen Bedeutung hinaus ein weiteres Tatbestandsmerkmal 

erforderlich, etwa dass die Tat nach den Umständen geeignet ist, 

die öffentliche Sicherheit oder den Rechtsfrieden in der Bundesre-

publik Deutschland in besonders erheblichem Maße zu 

beeinträchtigen. 

• Die Kommission schlägt hierzu eine gesetzliche Änderung vor. 

13 
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6.1.2 Verzicht auf einschränkende Tatbestandsmerkmale 

 
• Die einfachgesetzlichen Einschränkungen des § 120 Abs. 2 

GVG sollten gelockert werden. Dabei bieten sich die 

Merkmale „bestimmt und geeignet“ in § 120 Abs. 2 Nr. 3 GVG an. 

Hier könnte – insbesondere im frühen Stadium strafrechtlicher Er-

mittlungen – dem GBA in der Frage seiner eigenen Zuständigkeit 

ein größerer Beurteilungs- und Entscheidungsspielraum eingeräumt 

werden als dies jetzt der Fall ist. 

• Ergänzend sollte das bisherige gesetzliche Erfordernis, dass „die 

Tat den Umständen nach bestimmt und geeignet ist“ durch die 

Formulierung „wenn die Tat nach den Umständen bestimmt und 

geeignet sein kann“ ersetzt werden. 

 

6.2 Befugnis zur Zuständigkeitsprüfung 

 
• Es ist erforderlich, die Verpflichtung der örtlichen Staats-

anwaltschaften zur Information des GBA gemäß Nr. 202 

RiStBV in § 142a Abs. 1 GVG als neuen Satz 2 einzufügen. 

• Der GBA sollte zudem die gesetzliche Befugnis erhalten, zur Klä-

rung seiner Zuständigkeit bestimmte Ermittlungen anzustellen, wie 

z. B. das Recht, bei den örtlichen Behörden Auskünfte einzuholen, 

Akten einzusehen und Ermittlungsaufträge an das BKA zu erteilen. 

Auch diese Regelung ist sinnvollerweise in § 142a GVG zu veran-

kern. 

 

6.3 Erweiterung des § 143 Abs. 3 GVG 

 
• Der GBA sollte eine gesetzlich verankerte Kompetenz erhalten, 

unterschiedliche Ermittlungsverfahren – auch länderübergreifend – 

einer einzelnen Staatsanwaltschaft zur Verfolgung bindend zuzu-

weisen, wenn dies in geeigneten Fällen zur Sicherstellung einer 

einheitlichen Verfahrensführung erforderlich und dies auf andere 

Weise nicht erreicht werden kann.  

• Da die vorstehenden Bewertungen bzw. die Empfehlungen die Jus-

tizressorts betreffen, sollten sie zur weiteren Befassung der 

Konferenz der Justizministerinnen und –minister zugeleitet werden. 

15 
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7 Dienst- und Fachaufsicht  

 
• Um eine sachgerechte und effiziente Aufsicht zu gewährleisten, ist 

ausreichendes und ausschließlich in eigens dafür zuständigen Kon-

trolleinheiten verwendetes Personal einzusetzen, das über 

ausreichende praktische Erfahrung im nachgeordneten Bereich ver-

fügt.  

• Es besteht dagegen keine Notwendigkeit für eine strukturelle Ände-

rung der Aufsicht über die Polizeibehörden. Allerdings muss der 

kontinuierliche und vollständige Informationsaustausch zwischen 

Aufsichts- und nachgeordneter Behörde sichergestellt sein.  

• Im Bereich der Verfassungsschutzbehörden bestehen zwei Mög-

lichkeiten, die Aufsicht zu stärken. Einerseits kommt die Einsetzung 

eines in seiner Amtsführung unabhängigen im Bereich der Exekuti-

ve angesiedelten „Beauftragten zur Kontrolle des 

Verfassungsschutzes“ in Betracht. Andererseits können sich in 

Ländern, in denen die Verfassungsschutzbehörde zugleich oberste 

Landesbehörde ist, die Hausleitungen von besonderen Kontrollein-

heiten unterstützen lassen. 

 
8 Aus- und Fortbildung 

 
• Die IMK hat sich in ihrer Sitzung in Rostock vom 5. bis 

7. Dezember 2012 über die bereits bestehenden Aus- und Fortbil-

dungsmöglichkeiten hinaus für eine zeitgemäße, stärker 

standardisierte Aus- und Fortbildung im Verfassungsschutzverbund 

ausgesprochen. Die Kommission schließt sich dem an. 
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